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Dienstag, 3. November 1981 
I.Plenarsitzung 

Beginn: 10,11 Uhr 

Dr. Helmut Kohl, Vorsitzender der CDU: Meine sehr verehrten Dannen und Herren, ver­
ehrte Gäste, liebe Freunde! Hiermit eröffne ich den 30, Bundesparteitag der Christlich 
Demokratischen Union Deutschlands und begrüße Sie alle sehr herzlich, 

(Beifall) 

Ich begrüße unsere vielen Gäste aus dem Ausland und aus unserem Land, der Bundes­
republik Deutschland, Ich begrüße die Repräsentanten vieler Organisationen, Ganz be­
sonders herzlich begrüße ich die über 500 jungen Mitbürger, die wir als unsere Gäste 
zum Gespräch eingeladen haben. 

(Beifall) 

Ihnen gilt unser besonders herzlicher Gruß und unsere besondere Erv^artung, 

Ich begrüße sehr herzlich die Delegierten und die Gastdelegierten der CDU Deutsch­
lands, die wieder einmal nach Hamburg gekommen sind, um hier einen Bundesparteitag 
der CDU abzuhalten. 

Meine lieben Freunde, vor Eintritt in die Tagesordnung wollen wir unserer Toten, unserer 
heimgegangenen Freunde.gedenken. 

Ich nenne einige wenige für die vielen, die seit unserem letzten Parteitag im März dieses 
Jahres in Mannheim von uns gegangen sind. 

Ich nenne Professor Dr. Paul Binder, gestorben am 25. März 1981. Paul Binder war Mit­
glied des Parlamentarischen Rates und der verfassunggebenden Landesversammlung 
von Baden-Württemberg. Er war bis 1964 Mitglied des Landtags. Er gehörte zu den 
Männern der ersten Stunde der Union in Deutschland. Sein Wirken, vor allem zur Durch­
setzung der Sozialen Marktwirtschaft, bleibt unvergessen. 

Ich nenne Frau Wilhelmine Lübke, gestorben am 3. Mai 1981, die Gattin unseres 
Bundespräsidenten Heinrich Lübke. Sie war ihrem Mann in guten und schlechten Tagen 
eine treue Begleiterin. Sie hat sich bleibende Verdienste um das Müttergenesungswerk 
und das Kuratorium der Deutschen Altershilfe erworben. Das hohe Ansehen und die 
große Sympathie, die Wilhelmine Lübke genoß, galten vor allem ihrer ausgeprägten, 
ihrer klugen Persönlichkeit und ihrem selbstverständlichen Dienst an unserem 
Vaterland. 

Ich nenne Hansjörg Kohlbecher, gestorben am 11. Mai 1981. Hansjörg Kohlbecher 
diente drei Jahrzehnte der CDU des Saarlandes in vielfacher und beispielhafter Weise. 
Er war der erste Landesschatzmeister der Union im Saarland. Sein Einsatz für die Ein­
gliederung des Saarlandes in die Bundesrepublik Deutschland bleibt uns allen in dank­
barer Erinnerung. 



Ich nenne Joseph Ernst Fürst Fugger von Glött, gestorben am 13. Mai 1981. Er war einer 
der Männer des 20. Juli 1944 und wurde in diesem Zusammenhang zu einer langjähri­
gen Zuchthausstrafe verurteilt. Er war MitbegriJnder der CSU und in den ersten Jahren 
unseres nationalen Parlaments Mitglied des Deutschen Bundestages. 

Ich nenne Dr. Karl Mohr, gestorben am 16. Juni 1981. Er war von 1950 bis 1956 Chef 
der Staatskanzlei in Nordrhein-Westfalen unter Karl Arnold. Er hat einen wesentlichen 
Anteil am staatlichen Aufbau des Bundeslandes Nordrhein—Westfalen. 

Ich nenne Albert Sauer, gestorben am 16.Juni 1981. Er war ein unerschrockener Anwalt 
der Verfolgten in der Zeit der Nationalsozialisten, als es darum ging, kirchliche Institutio­
nen und jüdische Mitbürger zu verteidigen. Er war Mitbegründer der CDU in Südwürttem­
berg, von 1946 bis 1952 Kultusminister des Landes Württemberg—Hohenzollern und 
dann durch viele Jahrzehnte hindurch Oberbürgermeister von Ravensburg. 

Ich nenne Arthur Gruber, gestorben am 2.Juli 1981, Gründer der CDU im Kreis Böblingen 
und in der Stadt Sindelfingen. Er war von 1946 bis 1977, 31 Jahre lang, Bürgermeister 
und Oberbürgermeister in Sindelfingen und durch viele Jahre hindurch Mitglied des 
Landtages von Baden-Württemberg. 

Ich nenne Ernst Wirmer, gestorben am 19.August 1971. Er war der Bruder von Josef 
Wirmer, der nach dem Attentat vom 2o.Juli 1944 hingerichtet wurde. Er selbst erlebte 
das Kriegsende in den Zuchthäusern der Nationalsozialisten. Ernst Wirmer war Mitglied 
des Parlamentarischen Rates. Er war der erste Büroleiter von Konrad Adenauer. Als An­
gehöriger des Amtes Blank hat sich Ernst Wirmer große Verdienste um den Aufbau der 
Bundeswehr erworben. 

Ich nenne Paul Bausch, gestorben am I.September 1981. Paul Bausch gehörte zu den 
evangelischen Christen in Deutschland, die nach dem Ersten Weltkrieg die Frage, wel­
chen politischen Weg evangelische Christen zu gehen hätten, damit beantwortet haben, 
daß sie den Christlich Sozialen Volksdienst begründeten. Er gehörte als Abgeordneter 
des Christlich Sozialen Volkdienstes von 1928 bis 1930 dem Württembergischen Land­
tag, von 1930 bis 1933 dem Deutschen Reichstag an. 1945 war er Mitbegründer der 
CDU und Mitglied unserer Bundestagsfraktion von 1949 bis 1965. Daß wir, beispielhaft 
für viele Länder der Welt, in unserem Grundgesetz das Recht auf die Gewissensent­
scheidung der Kriegsdienstverweigerung besitzen, verdanken wir nicht zuletzt Paul 
Bausch. 

Ich nenne Hermann Glüsing, gestorben am 25.September 1981. Er war Kreispräsident 
von Dithmarschen und gehörte zu den Gründungsmitgliedern der CDU Deutschlands. Er 
war von 1969 bis 1972 Mitglied des Deutschen Bundestages. 

Ich nenne Franz Amrehn, gestorben am 4.0ktober 1981. Die CDU Deutschlands trauert 
um Franz Amrehn, den langjährigen Bürgermeister und Landesvorsitzenden der CDU 
Berlin. Franz Amrehn war immer ein treuer Sohn seiner Heimatstadt Berlin. Der Wieder­
aufbau Berlins und der Selbstbehauptungswille dieser Stadt gerade in schwierigen 
Zeiten sind untrennbar mit seinem Wirken verbunden. Als Berliner Bundes­
tagsabgeordneter und als Mitglied des Europäischen Parlaments stand sein Name 
immer für das freie Berlin als Teil unserer Bundesrepublik Deutschland. 

Ich nenne Albert Burger, gestorben am 9.0ktober 1981. Albert Burger gehörte bis zu 



seinem Tod der CDU/CSU-Bundestagsfraktion an. Er war stellvertretender Vorsitzender 
der CDU in Südbaden und Vorsitzender der südbadischen Sozialausschlüsse. Seine 
Arbeit galt mit großer Hingabe den Kriegsopfern, den Behinderten und der Familie. 

Ich nenne Erwin Braun. Er war von 1948 bis zu seinem Tod am 21 .Oktober 1981 Bürger­
meister seiner Heimatgemeinde Oberkirch. 

Er war Vorsitzender der Kommunalpolitischen Vereinigung Südbaden. Er hat als enga­
gierter Kommunalpolitiker und Landtagsabgeordneter unserer Sache gedient. 

Ich nenne Heinz Herbert Karry, ermordet am 11.Mai 1981. Ich möchte hier an ihn erin­
nern. Wir alle haben dem aufrechten Demokraten und deutschen Patrioten zu danken. 
Heinz Herbert Karry wurde Opfer eines verbrecherischen Anschlags. Er war ein Mann, 
der sich nie scheute. Unbequemes zu sagen, wenn er dies für richtig hielt. 

Meine Freunde, wir wollen unserer Toten in einem stillen Gebet gedenken. - Ich danke 
Ihnen.— 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, liebe Freunde! 

Sie erwarten aus gutem Grund über den Rechenschaftsbericht des Parteivorsitzenden 
hinaus, den ich anschließend nach den Beschlußfassungen über die Tagesordnung 
und den Regularien abzugeben habe, zu Beginn dieses Parteitags ein Wort zu diesem 
Parteitag. Liebe Freunde, dies ist ein außergewöhnlicher Parteitag in einer außerge­
wöhnlichen Zeit. Er fällt in eine Epoche tiefgreifenden Wandels und großer Unsicherhei­
ten. Die Probleme bei uns und in der Welt verschärfen sich. Die Unfähigkeit unserer der­
zeitigen Bundesregierung wird immer deutlicher. Sozialdemokraten und Freie Demokra­
ten haben unser Land in eine Krise geführt. Sie sind politisch - und auch geistig — 
erschöpft. 

(Beifall) 

Die amtierende Bundesregierung ist längst keine Alternative mehr zur Union. Heute ver­
körpert die CDU/CSU die Hoffnung unserer Mitbürger auf eine bessere Zukunft. 

(Beifall) 

Der Hamburger Parteitag — dessen bin ich sicher — wird diese Hoffnung bestätigen. Er 
wird auch die Grundlagen und die Ziele unserer Politik verdeutlichen. Unser Land 
braucht einen neuen Anfang! 

(Beifall) 

Wir stehen am Beginn eines Parteitags des Gesprächs und der Toleranz, aber auch 
eines Parteitags, der zur Vorbereitung der Regierungsübernahme dient. Wir werden 
unser Land besser regieren, nicht weil wir alles besser wissen, sondern weil wir auf das 



Wissen und den Willen der Menschen bauen. Wie die Menschen unseres Landes 
wollen wir nicht mehr Staat sondern einen besseren Staat. 

(Beifall) 

Wir wollen diesen Staat wieder vom Kopf der Bürokraten auf die Füße seiner Bürger 
stellen. 

(Beifall) 

Das hat Konsequenzen für unsere Politik, aber auch für unseren politischen Stil. Wir be­
ginnen hier einen Parteitag der offenen und, wenn notwendig, auch kontroversen Dis­
kussion, der, liebe Freunde, uns allen ein hohes Maß an Disziplin abverlangt. Wir wollen 
hier in Hamburg den Streit der Meinungen offen und fair austragen. Dies wollen und 
müssen wir, weil wir eine Volkspartei sind und weil wir Volkspartei bleiben wollen. 

(Beifall) 

Eine Volkspartei kann verschiedene Meinungen und Interessen an sich binden und in 
einem Handeln zum Wohl des Ganzen vereinen, wenn sie sich zum obersten Gebot 
macht, nicht Macht und Einfluß von Gruppen, sondern allein und ausschließlich die Kraft 
der Argumente zu wägen. Volkspartei, meine Damen und Herren, das heißt — und dies 
erwarten unsere Mitbürger —, daß wir uns nicht nur mit uns selbst, sondern mit der Lage 
des Landes und mit seinen Fragen beschäftigen. Volkspartei heißt, daß wir die Partei of­
fenhalten, nicht für jede Mode des Zeitgeistes, sondern für die wirklichen Fragen, die 
wirklichen Argumente, die wirklichen Anregungen. 

(Beifall) 

Liebe Freunde, das Elend der öffentlichen Diskussion in der Bundesrepublik besteht ja 
vor allem auch darin, daß wir zuviel übereinander und zuwenig miteinander reden, daß 
wir Verdächtigungen austauschen und nicht Argumente. 

(Beifall) 

Dies gilt für alle demokratischen Parteien und - wer mitten in der Union lebt - ganz 
gewiß auch für die Christlich Demokratische Union Deutschlands. 
Meine Damen und Herren, ich bitte jeden, der hier spricht, und alle, die hier und in den 
Foren zuhören, ein Beispiel zu geben und ein Zeichen dafür zu setzen: wie Demokraten 
hart in der Sache, freimütig im Wort, voller Respekt für die Überzeugung des anderen 
und mit Leidenschaft für das Wohl unseres Landes und den Frieden in der Welt 
Meinungen austauschen und miteinander diskutieren; 

(Beifall) 

- Ich bitte jeden von uns, auch ein persönliches Beispiel zu geben, wie wir die histori­
schen, oft leidgeprägten Erfahrungen der Älteren verbinden mit der Ungeduld und der 
Sehnsucht der Jüngeren, die nicht zurück, sondern nach vorn blicken. Konkret heißt das, 
wir werden hinhören auf die Fragen junger Menschen. Aber wir werden auch sagen, was 
wir für notwendig halten. Jugendliche - und Erwachsene - haben Anspruch auf Ver­
ständnis, aber sie haben auch ein Recht auf Widerspruch und auf Autorität. 
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(Beifall) 

Meine Damen und Herren, dieser Parteitag hat in der deutschen Öffentlichl<eit unge­
wöhnlich viel Erwartungen, Hoffnungen, aber auch mancherlei Befürchtungen hervorge­
rufen. Es gab Kleingläubige, denen das Risiko zu hoch schien, zu 781 Delegierten 500 
jugendliche Gäste einzuladen. Es gab andere, die behaupteten, daß die 500 Einladun­
gen an unsere jungen Gäste handverlesen seien. Ich habe den Kleinmut der einen eben­
sowenig geteilt wie die Sorgen der anderen. Um es klar zu sagen, ich habe diesen Partei­
tag so gewollt, weil ich um die Stärken der CDU weiß. 

(Beifall) 

Liebe Freunde, nichts beweist unser Selbstbewußtsein und unsere innere Stärke mehr 
als die Tatsache, daß wir dieses Wagnis eingehen und hier miteinander diskutieren. Und 
um von vornherein auch diese Fama auszuschließen: Wir haben diesen Parteitag 
Anfang fvlärz 1981 beschlossen, lange bevor andere mit ihren Demonstrationen begon­
nen haben. 

(Beifall) 

Ich hoffe, wir alle werden diesen Parteitag um wichtige Erfahrungen bereichert verlas­
sen. Der Widerstreit der Meinungen wird diesen Parteitag beleben und die Einheit der 
Union auf eine neue Weise festigen. Gerade weil wir dort, worauf es ankommt, einig sind, 
können wir dort, wo es notwendig ist, streitig diskutieren, um dann gemeinsam, heute als 
Opposition, morgen als Regierung, das Richtige zu tun. 
Ihnen, unseren Gästen — ich darf sagen, unseren jungen Freunden, was immer Sie poli­
tisch denken und handeln mögen - danke ich, daß Sie gekommen sind. Daß LJber 500 
junge MitbiJrger hierhergekommen sind, beweist; Sie machen die Politik— und Welt­
flucht nicht mit, die manche kultivieren. 

Man kann sich der Politik entziehen, nicht aber ihren Folgen. Gerade junge Leute sind 
und bleiben betroffen von Politik. Aussteigen und Einsteigen, Rückzug und Engagement: 
Das ist in Wirklichkeit nur die Frage, ob sie über ihr eigenes Leben, ihre Zukunft mitbe­
stimmen wollen oder nicht. Ich frage mich oft, wo bei der bewegten Klage über die Politik 
wie überhaupt über den Zustand der Welt die Sorge endet und wo die Bequemlichkeit 
beginnt. 

(Beifall) 

Meine Freunde, dies ist nicht nur ein Parteitag der Diskussion, sondern auch ein Partei­
tag der Entscheidung. Entscheidung bedeutet nach unserem Demokratieverständnis 
immer auch Kompromiß. Wer nicht entscheidet, macht nichts falsch; er kann seine Ge­
sinnung rein bewahren. Aber er gefährdet die Zukunft junger Leute ebenso wie derjeni­
ge, der falsch entscheidet. Es ist - und wir erleben es im Alltag - sehr billig - aber im 
Grunde verantwortungslos - in Jugend-Exklaven außerhalb der Parteien für alles Ver­
ständnis zu haben und nichts entscheiden, nichts verantworten zu müssen. Der Weg 
auch zu einem fernen Ziel beginnt, liebe Freunde, stets mit kleinen politischen Schritten 
hier und heute. 

Auch deshalb habe ich Sie, liebe Gäste, auf unseren Parteitag eingeladen, auf dem wir 
über wichtige Zukunftsfragen beraten und entscheiden werden. Es sind auch Ihre 
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Themen, weil Sie noch eine längere Zukunft vor sich haben, und es sind unsere Themen, 
weil uns Entscheidungen über die Zukunft unseres Landes überantwortet sind. 

Ausgehend von den großen Herausforderungen unserer Zeit 

— den Frieden und die Freiheit angesichts wachsender Spannungen zwischen Ost 
und West und Nord und Süd zu sichern. 

- den tiefgreifenden wirtschaftlichen Strukturwandel zu bewältigen. 
— den sozialen Frieden bei voraussichtlich geringeren wirtschaftlichen Wachstums­

raten zu erhalten und 
- den technischen Fortschritt in den Dienst des Menschen zu stellen, 

werden wir auf diesem Parteitag Antwort geben auf die Fragen, wie wir, die CDU 
Deutschlands, 

- Frieden und Freiheit sichern 
— die Soziale fvlarktwirtschaft erneuern 
— für die Jugend in Bildung und Beruf neue Chancen schaffen und 
- Staat und Gesellschaft eine menschliche und überschaubare Ordnung geben 

wollen. 

Dabei wird es auch und vor allem um die Frage gehen, die viele junge Menschen heute 
bewegt: Wie können wir den Frieden sichern, ohne unsere Freiheit zu verlieren? 

Uns alle, meine lieben Freunde, eint die Sehnsucht nach Frieden, aber über die Qualität 
einer Friedenspolitik entscheiden nicht die Absichten, sondern die Folgen. 

(Beifall) 

Lassen Sie uns über die Wege zum Frieden sprechen, aber lassen Sie uns uns nicht ge­
genseitig den Willen zum Frieden absprechen! 

(Beifall) 

Parteitag der Diskussion und der Entscheidung, das heißt: Diskussion ist für uns kein 
Selbstzweck und auch nicht - wie bei der SPD — ein Alibi für Entscheidugsunfähigkeit, 
sondern der Weg zu einer besseren Politik. Eine große Volkspartei wie die Union muß 
offen diskutieren, aber auch verbindlich entscheiden können. 

(Beifall) 

Sie muß sensibel und handlungsfähig sein. 

(Vereinzelt Beifall) 

Meine Freunde, mit diesem Saal und mit diesem Gebäude verbinden sich Erinnerungen, 
für mich vor allem die Erinnerung an den Parteitag 1973. Im Jahre 1973 haben wir hier in 
diesem Saal in Hamburg in der Diskussion über die Mitbestimmung exemplarisch be­
wiesen - und wir werden dies jetzt wieder tun —, daß wir diskutieren und entscheiden 
können. 
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Zu Beginn jenes 22. Parteitages, am 18. November 1973 — das war knapp nach meiner 
Wahl zum Vorsitzenden der CDU Deutschlands - , habe ich an dieser Stelle gesagt -
ich darf mich zitieren - : 

"Was wir brauchen, sind Erfolge, die uns und alle, denen wir verpflichtet sind, über 
Jahre hindurch tragen, Erfolge, die nicht Halbzeitergebnisse eines ehrgeizigen Ta-
bellenzweiten sind, sondern die Bestand haben als Fundament einer friedlichen, 
freien und gerechten Zukunft unseres Landes. 

Wir alle haben auch gegenüber der Geschichte und der Tradition unserer Partei 
zu bestehen, dem Gesetz des Anfangs, in dem die christlich—sozialen, die libera­
len und die konservativen Ströme eingebunden sind. Wir müssen auf diesem 
Wege kämpfen, mutig und entschlossen, denn wir setzen auf Sieg und nicht auf 
Platz. 

(Beifall) 

Aus der Verantwortung des Vorsitzenden dieser Partei fordere ich alle auf, die 
nach mir an dieses Pult treten, ihre Worte und ihre Handlungen an diesem fvlaß-
stab zu messen. Wir reden und diskutieren hier nicht aus Gefälligkeit für diese 
oder jene Organisation und schon gar nicht um das Linsengericht vordergründi­
ger Zustimmung. 

Wir entscheiden nicht — auch das sei klar gesagt — über die Möglichkeit zukünfti­
ger Koalitionen. Es geht hier in Hamburg überhaupt nicht um Taktik, um Anpas­
sung oder um Überholmanöver. 

(Beifall) 

Meine Freunde, es geht hier und heute um die Zukunft dieser Union und um unse­
ren Beitrag für die Zukunft unseres Vaterlandes. Wir sind hier, um Entscheidungen 
zu treffen, die keinem anderen Maßstab genügen müssen als jenem, das Beste 
zum Wohle unseres Landes, seiner Freiheit, seinem Fortschritt und seinem Frie­
den zu tun. 

Lassen wir uns um Himmels willen nicht von den Rauchschwaden des Zeitgeistes 
umnebeln. Es gibt Notwendigkeiten, die stärker sind als jede Mode. Dies haben 
wir zu erkennen und auch beim Namen zu nennen." 

Acht Jahre danach, meine Damen und Herren, habe ich diesem Teil meiner damaligen 
Rede nichts hinzuzufügen. 

(Beifall) 

Damals gab es auch viele, die ängstlich und voller Zweifel waren. Am Ende des Hambur­
ger Parteitages von 1973 stand die CDU geschlossener, glaubwürdiger und vitaler da 
denn je zuvor. 

Damals haben wir eine Serie erfolgreicher Wahlen begonnen. Jetzt wollen wir Maß 
nehmen für die letzte Etappe auf unserem Wege in die Regierungsverantwortung. Das 
ist das Ziel dieses Parteitages. 
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(Beifall) 

Meine lieben Freunde, ich darf nun die Tagesordnung aufrufen. 

Zunächst Punki 1 : 

Eröffnung 

Die Tagesordnung ist Ihnen rechtzeitig zugegangen. Ich darf ganz allgemein fragen: 
Gibt es zur Tagesordnung Einwendungen? — 

Das ist nicht der Fall. Wer der Tagesordnung seine Zustimmung geben will, den bitte ich 
um das Handzeichen. - Gegenprobe? - Enthaltungen? - Die Tagesordnung ist ein­
stimmig beschlossen. 

Ich rufe Punkt 2 der Tagesordnung auf: 
Wahl des Tagungspräsidiums 

Die Unterlagen über die Wahl des Tagungspräsidiums liegen Ihnen vor. Als Tagungsprä­
sident wird Jürgen Echternach vorgeschlagen. Ich bitte um Nachsicht dafür, daß ich die 
Namen der übrigen Damen und Herren des Präsidiums nicht einzeln vorlese. Die Unter­
lagen sind Ihnen rechtzeitig übergeben worden. 

Gibt es für die Wahl des Tagungspräsidiums weitere Vorschläge? - Das ist nicht der 
Fall. Wir kommen zur Abstimmung. Wer dem vorgeschlagenen Tagungspräsidiums 
seine Zustimmung geben will, den bitte ich um das Handzeichen. - Ich bitte um die Ge­
genprobe! - Enthaltungen? — Es ist einstimmig so beschlossen. 

Ich darf Jürgen Echternach bitten, die Geschäfte zu übernehmen. 

(Beifall) 

Jürgen Echternach, Tagungspräsidium; Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Liebe Parteifreunde! Das Parteitagspräsidium dankt Ihnen für das Vertrauen, das Sie 
dem Parteitagspräsidium durch die Wahl entgegengebracht haben. Wir versprechen 
Ihnen, daß wir uns bemühen werden, die Verhandlungen dieses Parteitags im Rahmen 
der Ordnung unserer Partei zügig und fair durchzuführen. 

Dieser Parteitag hier in Hamburg ist der vierte Bundesparteitag, den die Christlich De­
mokratische Union in dieser Stadt durchführt. Der erste Parteitag in Hamburg fand 1953 
statt. Direkt zu diesem Parteitag kehrte Konrad Andenauer von seinem ersten Besuch in 
den Vereinigten Staaten zurück, einem historischen Erfolg, bei dem die Vereinigten 
Staaten den Kanzler des besiegten Landes wie einen Verbündeten und Freund empfin­
gen. Ich erinne mich - weil ich damals als ISjähriger Mitglied der Jungen Union wurde 
- , wie damals vom Flughafen bis zur Tagungsstätte im Curio-Haus die sonst so zurück­
haltenden Hamburger zu Tausenden mehrere Stunden ausharrten, um dann Konrad 
Adenauer einen beispiellosen, einen triumphalen Empfang zu bereiten. Dieser Triumpf 
wurde dann wenige Monate später gekrönt bei der Bundestagswahl mit dem Gewinn 
der absoluten Mehrheit der Sitze im Deutschen Bundestag. Aber auch die Hamburger 
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CDU konnte damals die Gunst der Stunde nutzen: Genau zwei Monate später — nacli 
der Bundestagswahl — gewann sie tiier in Hamburg zusammen mit einem buntschecki­
gen Parteienbündnis zum ersten und bisher einzigen Mal die politische Mehrheit in 
dieser Stadt. 

Der zweite Bundesparteitag in Hamburg, vier Jahre später, war der Auftakt zu einer 
Bundestagswahl, bei der die Union ihren Erfolg nicht nur wiederholen, sondern sogar 
noch steigern konnte. Auf die absolute Mehrheit der Sitze folgte bei der Bundestagswahl 
1957 sogar die absolute Mehrheit der Stimmen. 

Der dritte Bundesparteitag in Hamburg, 1973, diente nicht der Vorbereitung eines 
Bundestagswahlkampts - wie seine Vorgänger - , sondern der Klärung kontroverser 
Probleme wie der Mitbestimmung, des Bodenrechts, der Vermögensbildung. Er war 
wohl der bewegendste und spannendste Parteitag in den 70er Jahren. 

Ich bin zuversichtlich, daß auch dieser vierte Bundesparteitag hier in Hamburg in der 
Geschichte der Union einen besonderen Rang einnehmen wird, und das nicht nur 
wegen des in der Parteitagsgeschichte deutscher Parteien der Nachkriegsgeschichte 
einmaligen Wagnisses der zeitweiligen Öffnung der Beratungen dieses Parteitags über 
den Kreis der Delegierten, über den Kreis der eigenen Partei hinweg, von der unser Par­
teivorsitzender eben gesprochen hat. In der Geschichte unserer Parteitage ist die Zahl 
der Berichterstatter von Presse, Rundfunk und Fernsehen auf diesem Parteitag mit über 
1 200 Anmeldungen einmalig. Dies zeigt und unterstreicht, mit welch großen Erwartun­
gen die deutsche und die internationale Öffentlichkeit den Beratungen dieses Parteitags 
entgegensieht. 

Dieser Parteitag ist konzipiert als ein Parteitag des offenen Gesprächs, und er wird auch 
— wo nötig — der kontroversen und kritischen Diskussion breiten Raum geben und 
damit die ganze geistige Lebendigkeit, die innere Kraft der Union sichtbar machen. 
Sichtbar machen aber auch, daß es dabei allen, auch den kritisch Diskutierenden der 
letzten Wochen und auf diesem Parteitag, um die Sache und nur um die Sache ging und 
geht daß diese Partei sich nicht von außen Personalquerelen aufreden läßt sondern be­
reitsteht die Regierungsverantwortung in unserem Land zu übernehmen. 

Als Vorsitzender der Hamburger CDU erhoffe ich, daß uns dieser Parteitag soviel Rüc­
kenwind geben wird - wie damals 1953 —, daß wir im nächsten Frühjahr mit dieser 
Schubkraft es unseren Freunden in Frankfurt und Stuttgart Düsseldorf und Berlin gleich­
tun, so daß demnächst auf dem fünften Parteitag der Christlich Demokratischen Union 
in Hamburg als Erster Bürgermeister dieser Stadt Walther Leisler Kiep Sie hier willkom­
men heißen kann. 

(Anhaltender lebhafter Beifall) 

Liebe Freunde, vor Eintritt in die sachlichen Beratungen müssen wir einige geschäftslei­
tende Bemerkungen klären. 

Zunächst bitte ich die Delegierten, der vom Bundesvorstand festgelegten Verlängerung 
der Antragsfristen auf den 19. Oktober dieses Jahres zuzustimmen. Gemäß § 5 Abs. 1 
der Geschäftsordnung unserer Partei müssen Anträge eigentlich spätestens vier 
Wochen vor dem Bundesparteitag bei der CDU-Bundesgeschäftsstelle eingegangen 
sein. Für diesen Parteitag endete also die Antragsfrist am 6. Oktober dieses Jahres. Mit 
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Schreiben vom 23. September hat der Generalsekretär den antragsberechtigten Gliede­
rungen der Partei mitgeteilt, daß der Bundesvorstand bereit ist, alle Anträge, die bis 
IVIontag, den 19. Oktober, bei der Bundesgeschäftsstelle eingegangen sind, noch dem 
Parteitag vorzulegen und diese Anträge noch als rechtzeitig gestellt anzusehen. 

Wer von den stimmberechtigten Delegierten bereit ist, der Verlängerung der Antragsfrist 
zuzustimmen, den bitte ich um die Erhebung der Stimmkarte. -Vielen Dank. Ich bitte um 
die Gegenprobe. - Ich stelle fest, daß dies bei einigen Gegenstimmen mit einer deutli­
chen Mehrheit beschlossen ist. 

Nun folgen einige Bemerkungen zum zeitlichen Ablaut des Parteitages. Wir schlagen 
Ihnen vor, daß wir für die Einreichung von Initiativanträgen, die von 30 Delegierten unter­
schrieben sein müssen, folgende Fristen festlegen. Für die Initiativanträge zu Tagesord­
nungspunkt 12, dem Leitantrag des Bundesvorstandes, soll Antragschluß fvlittwoch, 4. 
November, 14 Uhr, für folgende Themenbereiche sein: die allgemeinen Anträge zum 
Leitantrag, Präambel, 'Die Soziale Marktvs/irtschaft erneuern", 'Der Jugend in Bildung 
und Beruf neue Zukunftschancen schaffen", 'Unser Ziel: Eine menschliche und über­
schaubare Ordnung in Staat und Gesellschaft". Das sind, mit anderen Worten, also alle 
Teile des Leitantrages, außer dem Friedenskapitel. Dafür ist also der Antragsschluß fvlit-
tw(och, 14 Uhr, vorgesehen. Mittwoch, 21 Uhr, ist dann Antragsschluß für die Initiativan­
träge zum Kapitel 'Frieden und Freiheit sichern" sowie für alle sonstigen Initiativanträge 
zu den Tagesordnungspunkten 14 und 15. 

Wer mit diesem Antragsschluß einverstanden ist, den bitte ich um das Erheben der 
Stimmkarte. - Vielen Dank. Ich bitte um die Gegenprobe. - Auch dies ist bei einigen Ge­
genstimmen mit großer Mehrheit so beschlossen. Wir werden diese beschlossenen Fri­
sten schriftlich an die Delegierten verteilen. 

Als letztes folgt noch ein organisatorischer Hinweis zur Einbringung der Initiativanträge. 
Sie haben aus den organisatorischen Hinweisen im Parteitagsprogramm vielleicht erse­
hen können, daß die Initiativanträge mit der elektronischen Textverarbeitung verarbeitet 
werden. Deswegen müssen dafür besondere Vordrucke benutzt werden. Diese Vor­
drucke sind im Tagungsbüro erhältlich, und dort werden die Initiativanträge für die An­
tragsteller auch gleich geschrieben, weil sie unmittelbar danach in die Textverarbeitung 
und das besondere System, das dafür vorgesehen ist, eingegeben werden müssen. Wir 
bitten daher alle Delegierten darum, so zu verfahren. Sie helfen damit auch mit, die orga­
nisatorische Abwicklung des Antragverfahrens zu erleichtern. 

Meine Damen und Herren, wir haben die große Freude, auf diesem Parteitag eine Reihe 
prominenter Gäste begrüßen zu können. Ich begrüße im Namen des Parteitages den Be­
vollmächtigten des Rates der Evangelischen Kirche in Deutschland, Prälat Heinz-Georg 
Binder. 

(Beifall) 

Ich begrüße herzlich für das Kommissariat der Deutschen Bischöfe Monsignore Dr. 
Maritzy. 

(Beifall) 
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Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie den Bischöfen Dr Woelber und Siegel für die ein­
drucksvolle Gestaltung des ökumenischen Gottesdienstes heute morgen den besonde­
ren Dank des Parteitages aussprechen würden. 

(Beifall) 

Ich begrüße den Vorsitzenden des Direktoriums des Zentralrates der Juden in Deutch-
land, Werner Nachmann. 

(Beifall) 

Der Parteitag heißt den Wehrbeauftragten des Deutschen Bundestages, Karl Wilhelm 
Berkhan, herzlich willkommen. 

(Beifall) 

Wir begrüßen den Präsidenten des Bundesversicherungsamtes, Dr. Alfred Christmann. 

(Beifall) 

Wir begrüßen ferner den Präsidenten des Bundesamtes für Verfassungsschutz, Dr. Ri­
chard Meier 

(Beifall) 

Wir heißen den Kommandeur der Panzergrenadierbrigade Nr. 7, Brigadegeneral Model, 
herzlich willkommen. 

(Beifall) 

Der Parteitag freut sich, auf seinen Beratungen die Mitglieder des geschaftsführenden 
Bundesvorstandes des Deutschen Gewerkschaftsbundes, Irmgard Blattei und Gerhard 
Schmidt, begrüßen zu können. 

(Beifall) 

Wir begrüßen ebenfalls herzlich den Bundesvorsitzenden der IG Bau, Steine, Erden, 
Rudolf Sperner 

(Beifall) 

Wir begrüßen den Vorsitzenden der Deutschen Angestelltengewerkschaft, Hermann 
Brandt, und seinen Stellvertreter, Walter Quatier. 

(Beifall) 

Wir heißen ebenso herzlich willkommen den Vorsitzenden des Christlichen Gewerk­
schaftsbundes Deutschlands, Günter Volmer. 

(Beifall) 
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Wir begrüßen ebenfalls in unserer Mitte den Vorsitzenden des Bundesverbandes der 
Katholischen Arbeitnehmerbewegung Deutschlands, unseren Freund Alfons Müller. 

(Beifall) 

Wir heißen den Vorsitzenden der Evangelischen Aktionsgemeinschaft für Arbeitnehmer­
fragen, Horst Leichtenberger, v r̂illkommen. 

(Beifall) 

Ein herzlicher Gruß gilt dem Präsidenten des Verbandes der Reservisten der Deutschen 
Bundeswehr, unserem Freund und Kollegen Heinz-Detleff Drape. 

(Beifall) 

Ich heiße den Bundesvorsitzenden des Deutschen Beamtenbundes, Alfred Krause, herz­
lich willkommen. 

(Beifall) 

Ebenso begrüßen wir den Präsidenten des Deutschen Lehrerverbandes, Herrn Clemens 
Christians. 

(Beifall) 

Ein besonderer Gruß gilt dem Präsidenten der Westdeutschen Rektorenkonferenz, Pro­
fessor Dr. George Turner. 

(Beifall) 

Wir begrüßen den Präsidenten des Deutschen Landkreistages, Landrat Carl-Heinrich 
Buhse. 

(Beifall) 

Ein herzlicher Gruß gilt dem Präsidenten des Deutschen Städte- und Gemeindebundes, 
unserem Freund Horst Waffenschmidt. 

(Beifall) 

Wir begrüßen sehr herzlich den Präsidenten der Bundesvereinigung der Deutschen 
Areitgeberverbände, Otto Esser. 

(Beifall) 

Ein ebenso herzlicher Gruß gilt dem Hauptgeschäftsführer des Bundesverbandes der 
Deutschen Industrie, Herrn Staatssekretär Dr. Siegfried Mann. 

(Beifall) 

Wir freuen uns, in unserer Mitte den Präsidenten des Zentralverbandes des Deutschen 
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Handwerks, unseren Kollegen und Abgeordneten im Europaparlament, Paul Schnitker, 
begrüßen zu können. 

(Beifall) 

Ich begrüße für das Präsidium des Deutschen Bauernverbandes Hans-Jürgen Klinker 

(Beifall) 

Ebenso heißen wir den Vizepräsidenten des Deutschen Raiffeisenverbandes, Johannes 
Hansen, willkommen. 

(Beifall) 

Wir begrüßen herzlich den Präsidenten der Bundesarbeitsgemeinschaft der Mittel- und 
Großbetriebe des Einzelhandels, Heinrich Heyer. 

(Beifall) 

Ein Gruß gilt dem Präsidenten der Zentralvereinigung Deutscher Handelsvertreter- und 
Handelsmaklerverbände, Otto Kern. 

(Beifall) 

Wir grüßen herzlich den Präsidenten des Zentralverbandes der Deutschen Haus-, 
Wohnungs- und Grundeigentümer, Dr Theordor Paul. 

(Beifall) 

Ebenso begrüßen wir den ersten Vorsitzenden des Verbandes Freier Wohnungsunter­
nehmen, Rolf Schauenburg. 

(Beifall) 

Wir begrüßen den Direktor des Deutschen Mieterbundes, Helmut Schlich. 

(Beifall) 

Wir begrüßen den Präsidenten der Union der Leitenden Angestellten, Dr Friedrich Ische. 

aeifall) 
Wir freuen uns, daß an den Beratungen unseres Parteitages auch der Präsident des 
Volksbundes Deutscher Kriegsgräberfürsorge, Dr. Josef Schneeberg, teilnimmt. 

(Beifall) 

Ich begrüße auf diesem Parteitag den Bundesvorsitzenden des Reichsbundes der 
Kriegsopfer, Behinderten, Sozialrentner und Hinterbliebenen, Hermann Meyer 

(Beifall) 

Ebenso herzlich heißen wir den Vorsitzenden des Bundesverbandes der Kriegs- und Zi-
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vilbeschädigten, BVK, Oswald Engel, willkommen. 

(Beifall) 

Wir grüßen den Vizepräsidenten des VdK Deutschlands, des Verbandes der Kriegs­
und Wehrdienstopfer, Behinderten, Sozialrentner Deutschlands, Ludwig Hönle. 

(Beifall) 

Wir freuen uns, in unserer Mitte den Präsidenten des Bundes der Vertriebenen, unseren 
Freund und Kollegen Dr. Herbert Czaja, begrüßen zu können. 

(Beifall) 

Wir begrüßen ebenso herzlich den Präsidenten des Bundes der Mitteldeutschen, Man­
fred Schmidt. 

(Beifall) 

Wir heißen ebenso für das Präsidium des Deutschen Sportbundes, Hans Hansen, herz­
lich willkommen. 

(Beifall) 

Wir begrüßen herzlich in unserer Mitte den Vorsitzenden der Konrad-Adenauer-Stiftung 
und langjährigen Generalsekretär unserer Partei, Bundesminister a.D., Dr. Bruno Heck. 

(Lebhafter Beifall) 

Wir begrüßen ebenso herzlich den langjährigen Mitstreiter Ludwig Erhards, Bundesmini­
ster a.D. Dr Ludger Westrick. 

(Beifall) 

Wir freuen uns, auf diesem Parteitag zwei Gründungsmitglieder der Christlich Demokra­
tischen Union der britischen Zone begrüßen zu können: Dr. Josef Kannengießer und 
Hermann Lingens - ebenso herzlich willkommen. 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, unter uns befinden sich auch einige Geburtstagskinder. Wir 
gratulieren recht herzlich zu ihrem heutigen Geburtstag Frau Josefine Eggert aus dem 
Landesverband Baden-Württemberg und dem Bundestagsabgeordneten Karl Eigen 
aus dem Landesverband Schleswig-Holstein. 

(Lebhafter Beifall) 

Vom Tagungspräsidium sind zwei Blumensträuße und zwei Bücher vorbereitet worden; 
es handelt sich um zwei Exemplare des neu von Helmut Kohl herausgegebenen Buches 
"Die CDU - Portrait einer Volkspartei". Ich darf die Hostessen bitten, den beiden Geburt­
stagskindern diese Präsente zu überreichen. 
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Meine Damen und Herren, wir freuen uns ganz besonders, den Bürgermeister dieser 
Stadt, Dr. von Dohnanyi und seine Frau, hier auf unseren Parteitagsberatungen begrüßen 
zu können. 

(Lebhafter Beifall) 

Dr. von Dohnanyi wird hernach ein Grußwort an uns richten. 

Und wir freuen uns natürlich ganz besonders, daß wir auch auf diesem Parteitag wieder 
— wie auf nahezu allen Parteitagen — unsere Freunde von der CSU begrüßen können, 
an ihrer Spitze den Generalsekretär der CSU, Dr. Stoiber. 

(Lebhafter Beifall) 

Meine Damen und Herren, wir freuen uns auch, daß an diesem Parteitag eine Persön­
lichkeit teilnehmen wird, die mit ihrem liebenswürdigen Charme und ihrer menschlichen 
Wärme so viel zum Erfolg ihres Ehemannes beigetragen hat; ich begrüße besonders 
herzlich Frau Hannelore Kohl. 

(Lebhafter Beifall) 

Das Mitglied unseres Tagungspräsidiums, Herr von Beust, wird Frau Kohl im Namen des 
Parteitagspräsidiums — des ganzen Parteitages, nehme ich an - einen Blumenstrauß 
überreichen. 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, ganz besonders stolz sind wir natürlich darauf und freuen uns 
über die Anwesenheit der vielen Vertreter von Presse, Rundfunk und Fernsehen, die wir 
herzlich willkommen heißen; über 1200 sind es, an ihrer Spitze die Intendanten mehrerer 
Rundfunk- und Fernsehanstalten, die Chefredakteure mehrerer wichtiger Zeitungen. 
Sie alle sind uns auf diesem Parteitag besonders herzlich willkommen. 

(Beifall) 

Ich rufe nun den Punkt 4 der Tagesordnung auf: 
Bestätigung der vom Bundesvorstand eingesetzten Antragsicommission. 
Es liegt Ihnen in Ihren Parteitagsunterlagen eine Aufstellung der vom Bundesvorstand 
bestellten Antragskommission vor; diese Aufgabe hat der Bundesvorstand nach § 10 
Abs. 3 der Geschäftsordnung. Ich darf die Delegierten des Parteitages fragen, ob Ergän­
zungsvorschläge gemacht werden. - Das scheint nicht der Fall zu sein. Insofern darf ich 
jetzt die Delegierten, die der vorgeschlagenen Antragskommission ihre Stimme geben 
wollen, bitten, das durch ein Handzeichen kundzutun. — Vielen Dank. Ich bitte um die 
Gegenprobe. - Ich stelle fest, daß damit die Antragskommission, wie vom Bundesvor­
stand bestellt, bestätigt worden ist. 

Ich rufe Punkt 5 der Tagesordnung auf: 
Walil der IMandatsprüfungskommission. 
Auch hier befindet sich der Vorschlag des Bundesvorstandes in Ihren Tagungsunterla-
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gen. Wer diesem Vorschlag zustimmen will, den bitte ich ebenfalls um Erheben der 
Stimmkarte. - Schönen Dank. Gegenprobe! - Auch hier stelle ich einstimmige Zustim­
mung fest. 

Die Mitglieder der Mandatsprüfungskommission werden gebeten, sich um 14 Uhr im 
Raum 12, im Büro des Organisationsleiters, einzufinden, um dort ihres Amtes zu walten. 

Ich rufe Punkt 6 der Tagesordnung auf: 
Wahl der Stimmzählkommission. 
Der Vorschlag des Bundesvorstandes für die nach § 10 Abs. 3 der Geschäftsordnung zu 
wählenden Stimmzählkommission liegt Ihnen vor. Wenn Sie mit diesem Vorschlag ein­
verstanden sind und keine Ergänzungsvorschläge machen wollen - und ich sehe 
bisher keine; es kommen auch keine mehr —, dann bitte ich Sie ebenfalls um das Erhe­
ben Ihrer Stimmkarte. - Vielen Dank. Gegenprobe! - Auch insoweit sind Sie dem Vor­
schlag des Vorstandes einstimmig gefolgt. Ich bedanke mich. 

Ich rufe den Punkt 7 der Tagesordnung auf: 

GruBworte. 
Ich erteile jetzt zu einem Grußwort dem Bürgermeister dieser gastgebenden Stadt, 
Dr. von Dohnanyi das Wort 

Dr. Klaus von Dohnanyi, 

1. Bürgermeister der Freien und Hansestadt Hamburg. 

(Mit Beifall begrüßt) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Es ist mir ein besonderes Vergnügen, 

(Heiterkeit und Beifall) 

Ihnen hier zu diesem Parteitag die Grüße des Senats zur Freien und Hansestadt Ham­
burg zu überbringen. Unsere schöne Stadt hält ihre Tore weit offen für Ihre Arbeit und für 
Ihr Vergnügen. 

Ihre Partei, meine Kolleginnen und Kollegen, kommt heute nicht zum erstenmal zu 
einem Bundesparteitag nach Hamburg; der Vorsitzende hat soeben schon hierauf hin­
gewiesen. Die tiefgreifenden Veränderungen in der V̂ êlt, die seither, seit 1973, auch 
unsere Stadt ergriffen haben, werden Ihren Parteitag entscheidend prägen. Dennoch, 
seit sie 1973 zum letztenmal zu einem ebenfalls programmatischen Parteitag in dieser 
Stadt versammelt waren, sind die Fortschritte, die diese Stadt gemacht hat, auch für 
unsere Gäste unverkennbar. Im Wohnungsbau konnten seit 1973 50 000 Wohnungen 
hinzugefügt werden. Der Umsatz im Hafen hat sich seither auf 72 Milliarden DM verdop­
pelt. Damals, 1973, wurde dieses Kongreßzentrum eröffnet und die Perspektive war auf 
die Fertigstellung so großer Verkehrsprojekte gerichtet wie den Autobahn-Elbtunnel und 
die Köhlbrand-Brücke. 

Hamburg, meine Damen und Herren, geht durch eine schwierige Zeit wie alle Städte 
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und Staaten nicht nur der industriealisierten Welt. Aber Hamburg geht stark durch diese 
Zeit. 

Hamburg heute - das ist die Leistung aller Bürger dieser Stadt. Hamburg ist zwar tradi­
tionell eine sozialdemokratisch orientierte Stadt, aber an der Schönheit und am Wohl­
stand unserer Stadt haben alle Bürger ihren Anteil gehabt, gleichgültig, wie sie politisch 
zu den demokratischen Parteien stehen. Ich bringe deswegen ausdrücklich die Grüße 
aller Bürger, meine Damen und Herren, und sicherlich ganz besonders derjenigen, die 
Ihre Partei wählen. 

Einen besonderen Gruß möchte ich auch an die Ministerpräsidenten der benachbarten 
Länder richten, an Herrn Gerhard Stoltenberg und Herrn Ernst Albrecht. 

(Beitall) 

Beide Länder sind für uns Hamburger unentbehrliche Partner. 

Persönlich begrüße ich auch zahlreiche Kollegen, die ich aus früherer Arbeit seit langem 
kenne. Ihr Bundesvorsitzender z.B. war Ministerpräsident, als ich MdB in Rheinland-Pfalz 
war. 

(Beifall) 

Mit Ihrem Generalsekretär, Herrn Heiner Geißler, habe ich noch 1980 um einen pfälzi­
schen Bundestagswahlkreis gekämpft. Mit Bernhard Vogel habe ich jahrelang den Vor­
sitz in der Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung geteilt, und wir sind uns auch 
sonst begegnet. 

(Heiterkeit und Beifall) 

So gibt es viele Verbindungen. 

Ich sage das, meine Damen und Herren, weil es unterstreicht, wie groß unsere gemein­
same Verantwortung für unser Land jenseits aller Meinungsverschiedenheiten über Ge­
genwart und Zukunft, über Wege und Ziele ist. 

(Beifall) 

Deswegen erlaube ich mir auch, als Bürgermeister einen Kollegen von Ihnen herzlich 
hervorzuheben. Die CDU hat mit Walther Leisler Kiep einen allgemein beachteten Kandi­
daten für das Amt des Ersten Bürgermeisters von Hamburg vorgeschlagen. 

(Anhaltender lebhafter Beifall) 

Er wird mir das Leben nicht leichtmachen, 

(Erneuter Beifall) 

aber auch ich, Herr Kollege Kiep, werde Ihnen nicht immer nur nach dem Motto "keep 
smiling" begegnen. 
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(Heiterkeit und Beifall) 

Trotz allem, was Herr Kollege Echternach eben gesagt hat, werden Sie es mir nicht verü­
beln, wenn ich hinzufüge, daß ich selbst die Absicht habe, Sie einschließlich des Kolle­
gen Kiep auch auf Ihrem nächsten Bundesparteitag als Bürgermeister dieser Stadt von 
diesem Platz aus zu begrüßen. 

(Heiterkeit und Beifall) 

So wünsche ich Ihnen, meine Damen und Herren, gute Erkenntnisse und richtige Be­
schlüsse im Interesse unseres Volkes und im Interesse unserer Stadt, in deren Namen 
ich Sie noch einmal sehr herzlich willkommen heiße. 

(Beifall) 

Jürgen Ectitornach, Tagungspräsidium: Herr Bürgermeister, wir danken Ihnen für Ihre 
freundliche Begrüßung, auch wenn ich hinzufügen muß, daß vielleicht nicht alle Ihre 
Hoffnungen in Erfüllung gehen werden. Wir fühlen uns in dieser schönen Stadt in der Tat 
besonders wohl. Ich danke Ihnen und allen Hamburgern für die freundliche Aufnahme, 
die die Delegierten dieses Parteitages in dieser Stadt gefunden haben. 

Ich habe jetzt die große Freude, das Wort zu einem weiteren Grußwort zu geben an den 
stellvertretenden Vorsitzenden der CDU/CSU-Bundestagsfraktion und Spitzenkandida­
ten der Hamburger CDU für die bevorstehenden Bürgerschaftswahl Walther Leisler 
Kiep. 

Walther Leisler Kiep (mit Beifall begrüßt): Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Liebe Freunde! Sehr verehrter Herr Erster Bürgermeister der Freien und Hansestadt 
Hamburg! Ihre Anwesenheit und das Grußwort, das Sie soeben gesprochen haben, 
machen uns allen klar - durch die (VIedien auch der Öffentlichkeit - , daß es eine Ge­
meinsamkeit der Demokraten in der Bundesrepublik Deutschland gibt und daß es mög­
lich ist, miteinander so zu sprechen, daß jeder Bürger erkennen kann: Es gibt neben 
allem Trennenden in der' Sache auch Gemeinsamkeiten, die das Fundament und die 
funktionstüchtigkeit unseres Staates ausmachen. 

(Beifall) 

Sie haben und werden, lieber Herr von Dohnanyi, hier eine große Volkspartei mit einer er­
heblichen Bandbreite erleben können. Sie haben sicherlich auch ein hohes Maß von To­
leranz bei der Begrüßung ebenso wie beim Zuhören Ihrer Worte gespürt. Da wir in einer 
Zeit leben, in der ständig über Technologietransfer in den verschiedensten Bereichen 
geredet wird, da gerade Sie selber einer der ganz großen Protagonisten der Übertragung 
von Fernwärme sind, wollte ich Ihnen heute eigentlich im Rahmen der Gemeinsamkeit 
der Demokraten von der CDU, von der Christlich Demokratischen Union Deutschlands, 
einen Technologietransfer besonderer Art bieten: ein Stück Nestwärme von diesem Par­
teitag in Ihre Partei. 

(Heiterkeit und Beifall) 
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Meine lieben Freunde, die Hamburger Union, die mich gebeten hat, ein Grußwort zu spre­
chen, ist Ihnen allen, besonders aber Helmut Kohl dafür dankbar, daß dieser Parteitag zu 
diesem Zeitpunkt in Hamburg stattfindet. Wir sind hier angetreten, um den demokrati­
schen Wechsel herbeizuführen. Wir sind nicht angetreten zu einem Vernichtungskampf 
gegen einen politischen Gegner. Wir sind angetreten, weil wir — zugegebenermaßen 
subjektiv - der Ansicht sind, daß der Wechsel nötig ist. Wir sind angetreten zu dem, was 
wir für unsere Bemühungen als Überschrift gewählt haben. Wir sind angetreten zur libe­
ralen Erneuerung Hamburgs. 

(Beifall) 

Wir bedanken uns bei der Bundespartei dafür, daß sie uns auf diesem Parteitag gewis­
sermaßen die Themen liefert, die gleichzeitig auch die großen Themen der Diskussion in 
den nächsten Monaten in dieser Stadt sein werden: Wie geht es mit unserer wirtschaftli­
chen Entwicklung weiter? Wie wird die sozial verpflichtete Marktwirtschaft den neuen 
Bedingungen gegenüber Bestand haben, mit denen sie sich zunehmend konfrontiert 
sieht? Wie steht es mit der Initiative des einzelnen, oder ist die Rolle des Staates über­
mächtig und nimmt weiter zu? Ist der Staatsanteil eine gottgegebene Größenordnung, 
die immer nur noch größer und nicht mehr kleiner werden kann, oder finden wir die Kraft, 
den Staatsanteil auf ein Maß zurückzuführen, das dem einzelnen wieder seine Chance 
gibt? Sind wir bereit, die Belohnung von Leistung zu akzeptieren, die Ungleichheit in der 
Belohnung von Leistung als notwendig hinzunehmen, oder wenden wir uns einem Kurs 
zu, der nivelliert, der gleichmacht und der dadurch im Grunde genommen Leistung ver­
hindert? Die Zukunft unserer Arbeitsplätze und unseres sozialen Sicherungssystems 
hängt von der Beantwortung dieser Frage entscheidend ab. 

Die wichtigste Rahmenbedingung, die wir in den nächsten Jahren um jeden Preis erhal­
ten müssen — ist ein Klima des sozialen Friedens, die Fähigkeit zum Dialog zwischen Ar­
beitnehmern und Arbeitgebern, das Verantwortungsbewußtsein aller Teilnehmer an un­
serem Wirtschaftsprozeß. 

Wir sprechen über den Frieden in Freiheit und wir sprechen über die Qualität des Frie­
dens in Freiheit. Wir sollten in dieser Debatte nicht nur über Waffen sprechen, sondern 
über Politik. Wir sollten nicht den Eindruck erwecken, als ob Waffen gewissermaßen Po­
litikersatz seien. In Wirklichkeit sind sie Mittel zum Zweck - zum Zweck der Friedenssi­
cherung, in unserem Verständnis. 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, wir sollten in der ganzen Sorge um die sich wieder verschär­
fenden Gegensätze des Ost-West-Konflikts zu keiner Stunde übersehen, daß die frie­
densgefährdende Brisanz des Nord-Süd-Konfliktes ebenso große Aufmerksamkeit und 
ebenso große politische Anstrengungen von uns erfordert wie die Bewältigung der Ge­
gensätze aus dem Ost-West-Konflikt. 

(Beifall) 

Wir sprechen über die Zukunftschancen unserer jungen Menschen, über Bildung und 
Ausbildung, über berufliche Bildung, ein Thema, dem wir angesichts der wachsenden 
Jugendarbeitslosigkeit besondere Aufmerksamkeit zuwenden müssen. 

25 



(Beifall) 

Aus diesem Parteitag, meine sehr veretirten Damen und Herren, liebe Freunde, wird 
gerade durch die starke Vertretung in- und ausländischer Medien ein Stück Selbstver­
ständnis unserer Partei sichtbar werden. Da wird die Fähigkeit und Bereitschaft zur Dis­
kussion, auch zur kontroversen Diskussion deutlich werden. Da wird sichtbar werden 
die große Bandbreite unserer Partei, was die verschiedenen Meinungen und Gruppie­
rungen anbetrifft. Ich meine, diese Diskussion ist gut. Ich behaupte: Der Wähler einer 
großen Volkspartei will sich auch in der Diskussion, auch in den Zweifeln und Sorgen 
der Partei wiederfinden, der er sein Vertrauen schenken möchte. 

(Beifall) 

Wir sollten dabei, meine Damen und Herren, liebe Freunde, eine Fähigkeit besonders in 
den Vordergrund stellen: die Fähigkeit, als einzige große Volkspartei dieses Landes 
ideologiefrei zu sein. Das heißt fähig, Bewährtes, Unverzichtbares zu erhalten und zu ver­
teidigen, aber ebenso auch neue Entwicklungen zu erkennen und in Politik von morgen 
umzusetzen. 

(Beifall) 

Wir sollten uns diese Ideologiefreiheit bewahren, auch wenn ich sehe, daß der Umgang 
mit Ideologen in der Auseinandersetzung nicht ohne Gefahren ist. Manchmal, meine ich, 
sollten wir auch darauf achten, daß wir nicht durch den ständigen Umgang mit Linksi­
deologen der Gefahr erliegen, selber ein wenig zu Rechtsideologen zu werden. 

(Beifall) 

Und schließlich, meine Damen und Herren, zu Beginn dieses Parteitags, zu Beginn auch 
unseres Bemühens, in verschiedenen Bundesländern, darunter auch hier in Hamburg, 
Wahlen zu gewinnen, meine Überzeugung, daß neben den sachlichen Inhalten unserer 
Politik der Stil unserer Politik ein Stück Inhalt sein muß. So, wie wir unsere Politik anbie­
ten und vermitteln, entscheidet sich, ob wir nicht nur die Ohren, sondern auch die 
Herzen der Menschen erreichen, die wir für uns gewinnen wollen. 

(Beifall) 

Unser Stil, meine Damen und Herren, sollte im Umgang mit dem politischen Gegner in 
der Sache hart sein, aber mit der klaren Erkenntnis, daß eine bestimmte Grenze niemals 
überschritten werden darf. Die Auseinandersetzung in der Sache trennt von politischer 
Diffamierung und persönlicher Feindschaft. 

(Beifall) 

Bescheidenheit im Umgang mit dem Bürger und im Gespräch mit dem Wähler! Verzicht 
auf Unfehlbarkeit in der Politik! Keiner ist unfehlbar 

(Beifall) 

Verzicht auf Rechthaberei! Und Verzicht auch auf das Schlagen der Schlachten der 
Vergangenheit! 
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Meine Damen und Herren, wenn wir uns um dies alles bemühen wollen, dann muß die 
Richtschnur unseres Handelns nicht sein, aus hundertprozentigen CDU-Wählern hun-
dertfünzigprozentige zu machen, 

(Beifall) 

sondern es kommt auf die 2 % zwischen 49 und 51 % an. 

(Beifall) 

Ich wünsche mir, wir hier in Hamburg wünschen uns, daß von diesem Parteitag ein 
Signal des Neuanfangs, der Aufbruchstimmung ausgeht. Wir wünschen uns die Diskus­
sion, wenn nötig, kontrovers. Wir wünschen uns eine gemeinsame Strategie als Ergebnis 
dieser Diskussion, die uns als Plattform für das dient, was uns an politischen Auseinan­
dersetzungen bevorsteht: im März die Kommunalwahl in Schleswig-Holstein, später die 
Landtagswahl in Niedersachsen, dann die Landtagswahlen in Hessen und in Bayern 
und, last not least, die Wahlen für die Hamburger Bürgerschaft hier in dieser Stadt. 

Meine Damen und Herren, die Union ist angesichts des Zustandes der Regierungsparte­
ien in Bonn zum Hoffnungsträger für viele Menschen in unserem Lande geworden. 
Sorgen Sie alle mit dafür, daß wir diese Eigenschaft unserer Partei als Hoffnungsträger 
durch die Art und Weise des Umgangs auf diesem Parteitag und durch die Ergebnisse 
dieses Parteitages bestätigen! 

(Langanhaltender Beifall) 

Dr. Bernhard Vogel, Tagungspräsidium: Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich 
sehe, daß Herr Leisler Kiep Herrn von Dohnanyj bereits aus dem Hause begleitet. Aber 
damit kein falscher Eindruck entsteht: Das ist noch nicht die Wachablösung, sondern 
das ist der Abschied von Herrn Dohnanyi, der zu einer Senatssitzung gehen muß. 

(Beifall) 

Ich bedanke mich bei Walther Leisler Kiep für seine Ausführungen. 

Jürgen Echternach hat das Ziel genannt: Walther Leisler Kiep soll 1. Bürgermeister der 
Freien und Hansestadt Hamburg werden. 

(Beifall) 

Und, meine Damen und Herren, dieses Ziel ist erreichbar. Nachdem die Union das ein­
stmals Unvorstellbare erreicht hat und die Bürgermeister von München, Frankfurt und 
Berlin stellt, kann sie auch antreten mit den Anspruch, den Bürgermeister von Hamburg 
zu stellen, 

(Beifall) 

nicht, meine Freunde, obwohl in Hamburg viele Arbeiter leben, sondern weil Hamburg 
eine Arbeiterstadt ist. 

(Beifall) 
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Seit der Bundesgeschäftsführer der SPD, Herr Glotz, beim SPD-Parteivorstand einen 
Minderheitenschutz für Arbeiter in den Gremien der SPD beantragen muß, sind die 
Chancen der CDU, die Mehrheit der Arbeiter zu gewinnen, gewaltig gewachsen. 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, wir wünschen Walther Leisler Kiep nicht nur vollen Erfolg, 
sondern wir sagen ihm auch jede Unterstützung auf seinem Weg zum Erfolg zu. Herzli­
chen Dank. 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, ich hatte vorhin den Eindruck, daß bei der Begrüßung, wie 
das immer einmal passiert, nicht alle begrüßt worden sind, die hätten begrüßt werden 
müssen. Ich möchte mit besonderer Herzlichkeit die große Zahl anwesender ausländi­
scher Diplomaten, die große Zahl anwesender Botschafter und ihrer Vertreter hier sehr 
herzlich willkommen heißen. 

(Beifall) 

Für eine Partei, die weiß, daß Frieden von Freundschaft und von internationaler Verbin­
dung abhängt, ist es eine große Genugtuung, zu sehen, wie viele ausländische Staaten 
heute an diesem Morgen in Hamburg bei unserem Parteitag repräsentiert sind. 

Wir bedanken uns dafür herzlich. 

(Beifall) 

Ich rufe jetzt Pijniki 8 deir Tagasortänung auf: 

Grundsatzrede des Vorsitzenden der 
Christlich Demokratischen Union Deutschlands, 

Dr. Helmut Kohl, MdB 

Das Wort hat Helmut Kohl. 

Dr. Melmut Kohl, Vorsitzender der CDU, 

(mit Beifall begrüßt): 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Liebe Freunde! Wenn dieser 30. Bundespar­
teitag übermorgen seine Beschlüsse faßt, sind genau dreizehn Monate seit dem Wahl­
tag der letzten Bundestagswahl im Jahre 1980 vergangen. Selten zuvor in der Ge­
schichte unserer Republik hat sich das politische Klima in so kurzer Zeit so grundlegend 
verändert, wie in diesen dreizehn Monaten. Mit einer - wie viele meinten - beruhigen­
den Mehrheit von 45 Mandaten war die Regierung der Koalition von SPD und FDP gebil­
det worden. Meine Freunde, vor der Wahl hieß es, die Staatsfinanzen seien in Ordnung, 
der Frieden sei gesichert. Man müsse nur SPD oder FDP wählen; dann gehe alles 
seinen ruhigen Gang. 

Aber wer glaubt dies heute noch, ein Jahr nach der Wahl, nach einem beispiellosen 
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Schauspiel politischer Selbstdemontage, das uns SPD und FDP in den letzten Monaten, 
in den letzten Tagen in aller Öffentlichkeit geboten haben? Der Konflikt über die zentral­
en Fragen unseres Standorts im westlichen Bündnis, der Konflikt über die Notwendigkei­
ten der Sozialen Marktwirtschaft, der Konflikt über die Verwendung von Kernkraft und 
über Energievorsorge, der Konflikt über den Umgang mit jenen, die auf eine radikale Ver­
änderung unserer Republik drängen - dieser Konflikt ist für die deutsche Sozialdemo­
kratie nicht mehr lösbar. 

(Beifall) 

Meine Freunde, in dieser Lage richtet sich die Hoffnung vieler unserer Mitbürger auf die 
Union, die CDU/CSU. Wir sind für Millionen unserer Landsleute die Alternative der Hoff­
nung zu einer Regierung von SPD und FDP, die nur noch ein Ziel kennt, nämlich um 
jeden Preis im Amt zu bleiben. Wir sind die Alternative der Hoffnung zu einer Bewegung 
der Ideologen, die das Rad der Geschichte auf Ideen zurückdrehen wollen, gegen die 
sich schon Konrad Adenauer und Ludwig Erhard zum Vorteil unseres Landes durchge­
setzt hatten. 

Meine Freunde, es war die Union, die unserer Republik ihre Prägung durch die Soziale 
Marktwirtschaft im Innern und durch die Einbindung in das westliche Bündnis nach 
außen gab. Das Menschenbild, von dem wir immer geleitet waren, entstand aus christli­
cher Überzeugung, christlicher Überlieferung und aus dem Erbe der europäischen Auf­
klärung. Unsere Bundesrepublik Deutschland hat sich in diesen Jahrzehnten als ein 
fester Bestandteil der freien Welt Ansehen erworben, nicht allein als erfolgreiches Indu­
strieland, sondern vor allem auch als ein auf sittlichen Grundlagen erbautes Gemeinwe­
sen. Heute erkennen wir und viele unserer Landsleute mit uns mit Sorge, wie das große 
Erbe dieser Jahrzehnte verwirtschaftet wird, wie im Innern die Machterhaltung einer 
schwankenden Koalition zum Ersatz von Führung, Verantwortung und sozialer Gerech­
tigkeit wird, wie Fiskalsozialismus die Substanz des Landes verzehrt und wie von außen 
und nicht zuletzt von unseren Freunden in Westeuropa und in den Vereinigten Staaten 
immer dringlicher die Frage gestellt wird: Wo stehen die Deutschen; wohin treibt ihr 
Staat? 

Weit schlimmer als der Verlust der materiellen Werte ist der Verschleiß an Vertrauen, 
der Verlust an Treu und Glauben des Bürgers im Verhältnis zu seinem Staat. 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, es ist der Kernpunkt aller Politik, daß der Bürger zu seinem 
Staat Vertrauen haben kann, Vertrauen haben muß. Die Erfahrungen schrecken unsere 
Mitbürger. Bei der Wahl 1972 hörten wir, die Inflation sei der Preis für Vollbeschäftigung. 
1976 hörten wir, die Renten seien sicher; in diesem Zusammenhang gebe es höchstens 
ein Problemchen. 198o hörten wir, die Staatsfinanzen seien solide. Wer erinnert sich 
nicht noch jener Schelte an den deutschen Bischöfen, die nur darauf hinzuweisen 
gewagt hatten, daß gesunde Staatsfinanzen auch eine Zukunft für die junge Generation 
bedeuten? Seit diesen Wahlen von 1972,1976 und 1980 haben sich die Regierung von 
SPD und FDP und nicht zuletzt auch die Führung der Sozialdemokratischen Partei 
Deutschlands mit Täuschung und Wortbruch an der Macht gehalten. 

(Beifall) 
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Deswegen ist es das Wichtigste, daß wieder Vertrauen hergestellt wird. Unser Land 
braucht eine Stärkung der Sozialen Marktwirtschaft und nicht finanzielle Flickschusterei, 
was die Staatsfinanzen angeht. Unser Land braucht Effizienz in unserer Wirtschaft ange­
sichts weltwirtschaftlicher Störfaktoren. Unser Land braucht nicht bedenkenlos mehr 
Staat, mehr Steuern, mehr sozialistische Umverteilung und mehr Bürokratie. Was not tut 
- Walther Leisler Kiep hat aus gutem Grund darauf hingewiesen - , ist die Besinnung 
auf die politische Kultur unseres Gemeinwesens, die in den Menschen- und in den Bür­
gerrechten liegt, wie auch in den Bürgerpflichten, in Freiheit und Verantwortung, In Hilfs­
bereitschaft und in Solidarität mit den Schwachen. 

Die politische Kultur unseres Landes und ihre Ideale sind Grundlage unseres Bündnis­
ses mit den Westeuropäern und mit den Vereinigten Staaten von Amerika. Meine 
Damen und Herren, Ich habe gestern bei der Begrüßung unserer jungen Gäste — andere 
haben das heute auch schon getan - daran erinnert, wie das 1946,1947,1948 für uns, 
die damals 16-, 17-, 18jährigen, war, als wir als ganz Junge zum erstenmal auf Parteita­
gen der regionalen Parteiverbände dabeiwaren. Damals hatten wir alle den einen festen 
Willen: Wir wollen aus der Geschichte lernen. Wir wollen nie wieder die Fehler machen, 
die zur Nazibarbarei geführt haben. Die Frage, die sich heute stellt, ist doch: Haben wir in 
diesen Tagen wirklich die Bereitschaft, aus der Geschichte zu lernen? 

(Beifall) 

Unsere Bundesrepublik ist nach 1945 als staatliches Haus einer freien Gesellschaft ent­
standen und nicht als Interessengemeinschaft zur schnellen Vermehrung des Sozialpro­
dukts. Meine Freunde, deshalb muß auch heute, da Selbstzweifel, wirtschaftliche 
Schwierigkelten, Rüstungsprobleme und die Sorge um den Frieden die Menschen bela­
sten, der Wille zur Freiheit, der Wille zur Verantwortung Maßstab unseres politischen 
Handelns sein. 

(Beifall) 

In dieser schicksalhaften Zeit steht das Vertrauen in die Verläßlichkeit der Bundesrepu­
blik Deutschland als Teil des westlichen Verteidigungsbündnisses auf dem Spiel. 

Meine Freunde, gefährdet sind der Weiterbau des europäischen Hauses, ein stärkerer 
Beitrag zur Entwicklung der Dritten Welt und die wirtschaftliche und soziale Stabilität un­
seres Landes. 

"Noch mehr Bürokratie wagen" — das ist geblieben von dem Aufbruch nach den Sternen, 
den die Koalition einst versprach. Das Scheinparadies der Reformen ist unbezahlbar ge­
worden. Die Versprechungen wurden in ihrer Mehrzahl von den Wirkungen bloßgestellt. 
Heute ist guter Rat teuer für die Regierung, am teuersten aber ist er für den Bürger und 
Steuerzahler geworden. 

(Beifall) 

Die Täuschungen sind für immer mehr Bürger durchschaubar geworden: Der Staat ist 
überschuldet, die Zukunft der jungen Generation verpfändet. Der Sozialstaat wird durch 
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die Einladung zu seinem Mißbrauch verhölint. Die große Bildungsrevolution hat zu einer 
großen Enttäuschung geführt. Der innere Frieden wird von schwerbewaffneten, ver­
mummten Gestalten zur Karikatur gemacht. Wer die Ereignisse in den letzten Stunden 
in Frankfurt zur Kenntnis genommen hat, begreift, wohin diese Koalition unsere Republik 
geführt hat. 

(Beifall) 

Meine Freunde, die Zeit der Illusionen ist vorbei. Es ist die Stunde der Wahrheit, es ist die 
Stunde der Bilanz. 

Wie sieht die Bilanz von Helmut Schmidt aus? Noch in seiner Regierungserklärung jetzt 
vor einem Jahr hat der Bundeskanzler in der ihm eigenen knappen Weise erklärt: "Wir 
haben keinerlei Anlaß zu Pessimismus". — Aber in diesen Tagen, knapp ein Jahr danach, 
erklärt der gleiche Bundeskanzler vor seiner Fraktion, der schwerste Winter seit 1945 
stehe bevor. Dazu kann ich nur sagen, meine Damen und Herren: Ich habe selten einen 
größeren Unsinn als diesen gehört. 

(Beifall) 

Ich war damals nicht in den vollen Mannesjahren wie Herr Schmidt. Ich war Schüler von 
15, 16, 17 Jahren. Aber wenn ich mich an die Winter 1945, 1946, 1947 erinnere, dann 
finde ich es in jeder Weise unstatthaft, die Probleme von heute mit den damaligen zu 
vergleichen. 

(Beifall) 

Meine Freunde, Bilanzen der Politik gewinnen ihre Bedeutung nicht aus sich selbst, son­
dern aus der Zweckbestimmung, aus der Sinngebung des Staates und des Gemeinwe­
sens. Es ist nicht das Volk für die Regierung da, sondern die Regierung für das Volk. Es 
ist nicht der Mensch Objekt der Politik, sondern Politik muß sich am Bild des Menschen 
orientieren. Sie steht — um mit dem Historiker Jacob Burckhardt zu reden — im Dienste 
des leidenden, strebenden und handelnden Menschen, wie er ist und immer war und 
immer sein wird". 

Wir, die Union, schöpfen nicht aus der sozialistischen Buchweisheit des 19. Jahrhun­
derts, die einen neuen Menschen schaffen wollte und immer noch will. Wir maßen uns 
nicht an, den alten Adam in eine neue Form zu bringen. Wir wissen von der Fehlbarkeit 
des Menschen und auch von der Fehlbarkeit der Politik. 

Dennoch glauben wir an die Würde des Menschen, an die Berechtigung des Strebens 
nach Sinn im irdischen Leben und an die Suche eines jeden nach seinem persönlichen 
Glück. Wir streben nicht nach dem flachen Glück des Schlaraffenlandes und der (Jber-
flußgesellschaft, sondern wollen das Glück aus eigener Kraft, aus der eigenen freien Ge­
staltung eines erfüllten Lebens, 

Politik, meine Freunde - das muß man wieder deutlicher ins Land rufen - , hat zu dienen. 
Sicherheitspolitik kann und darf kein anderes Ziel haben, als, wie Konrad Adenauer einst 
gesagt hat, die Würde und den Schutz der Einzelperson zu gewährleisten und zu ver­
teidigen. Daraus, nicht aber aus irgendeinem Hurra-Patriotismus von vorgestern gewinnt 
das Vaterland seine verpflichtende Kraft, und daraus entsteht auch der Anspruch an die 
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Bürger, dem Land zu dienen. 

(Beifall) 

Die Wirtschafts- und Sozialpolitik eines freien Gemeinwesens muß sich daran messen 
lassen, ob sie entmündigt oder freimacht, ob sie entmutigt oder die schöpferische Kraft 
des Menschen herausfordert, ob sie den Staat als soziales Ordnungsgefüge begreift 
oder als allwissenden Vormund. 

Darin liegt auch die Bedeutung der Bildungspolitik in einem demokratischen Staat. 
Bildungspolitik ist nicht zuletzt entscheidend für das Verhältnis des Gemeinwesens zur 
nachwachsenden Generation. Sie muß danach beurteilt werden, ob sie Geschichte und 
Tradition vermittelt, Kontinuität herstellt, Selbständigkeit sich entwickeln läßt und die So­
lidarität der Generationen bewahrt, ob sie Verständnis nicht verweigert, wo immer es 
möglich ist, aber auch Autorität nicht vorenthält, wo Orientierung gebraucht wird. 

Wenn wir auf diesem Parteitag für die CDU Deutschlands an andere, aber auch an uns 
selbst liebe Freunde, selbstkritisch die Frage stellen, ob unsere Bildungspolitik diesem 
Ziel immer gedient hat so sage ich Ihnen als einer, der Jahre hindurch als Ministerpräsi­
dent eines deutschen Bundeslandes versucht hat das Beste zu tun: Natürlich haben 
auch wir Fehler gemacht die es einzusehen und zu ändern gilt; das muß eines der Ziele 
dieses Parteitags sein. 

(Beifall) 

Liebe Freunde, Grundlage der deutschen Außenpolitik waren seit Gründung der Bundes­
republik der Bau Europas, die westliche Allianz und das Bündnis mit den Vereinigten 
Staaten. Die Politik gegenüber der Sowjetunion und den östlichen Nachbarn, die 
Adenauer einleitete, war nur auf der Grundlage der gemeinsamen Werte und Interessen 
der westlichen Welt möglich. 

Meine Freunde, einer wirtschaftlich schwachen Bundesrepublik hätte niemand Respekt 
gezollt Einer neutralistischen Republik hätte man diktiert Eine sozialistische Republik 
hätte man kommandiert und unter die Vormundschaft brüderlicher Hilfe gestellt 

(Beifall) 

Konrad Adenauer hat das seinerzeit klar erkannt Es ist heute noch faszinierend, seine 
große Rede auf dem ersten Bundesparteitag der CDU vom Oktober 1950 nachzulesen. 
Sie ist faszinierend, weil sie zu den heute wieder strittigen Fragen der Friedenspolitik Ge­
danken und Sätze enthält die genau in unsere Zeit hineingesprochen zu sein scheinen. 
Er sagte: 

"Lassen Sie mich meiner tiefsten Überzeugung Ausdruck geben, daß der einzige 
Weg, den Frieden zu sichern, der ist den die Westalliierten und die Atlantikpakt­
staaten jetzt einzuschlagen beschlossen haben, nämlich mit Sowjetrußland über 
die Herstellung eines dauerhaften Friedens zu verhandeln, nachdem sie sich min­
destens ebenso stark gemacht haben, wie Sowjetrußland ist' 

Meine Damen und Herren, diesem Satz ist im Jahr 1981 nichts hinzuzufügen. 
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(Beifall) 

Lange Zeit bestand unter den demokratischen Parteien unseres Landes Übereinstim­
mung in der Überzeugung, daß der Bewegungsraum deutscher Außenpolitik vom inner­
en Zusammenhalt des Atlantischen Bündnisses abhängig ist. Meine Freunde, ob dies in 
Zukunft noch gilt, entscheidet sich jetzt, in diesen Jahren, in der deutschen Innenpolitik. 

Ich hatte anläßlich meiner Reise in die USA vor wenigen Tagen in New York und 
Washington immer wieder die bohrende Frage zu beantworten, wohin der Weg der Bun­
desrepublik führt. Den Amerikanern - das weiß jeder - mangelt es wahrlich nicht an de­
mokratischem Verständnis etwa für Demonstrationen freier Bürger für Ziele, die von 
denen der Regierung abweichen. 

Es ist für sie aber ein Alarmsignal, wenn die Partei des deutschen Bundeskanzlers 
weder in Berlin anläßlich des Besuchs von Außenminister Haig noch in Bonn den Tren­
nungsstrich ziehen konnte und vor lauter Schwäche und Anbiederung bis heute nicht 
begreift, daß die Zukunft der Republik und der westlichen Allianz eben nicht von fvlas-
sendemonstrationen bestimmt werden darf. 

(Beifall) 

Unser Staat würde seine moralische Rechtfertigung einbüßen, wenn er nicht die 
Meinung anderer respektierte. Er wäre verloren, wenn er der Gesinnungsethik der 
Friedenssucher nicht die Verantwortungsethik entgegenstellte, die die Sicherheit der 
Nation und die politische Lebensform freiheitlicher Demokratie uns auferlegen. 

Meine Freunde, Demokratie - und das gilt auch für demokratische Parteien - ist nicht 
nur ein Gehäuse für schönes Wetter und für volle Taschen. Demokratie muß sich 
bewähren in Zeiten der Herausforderung und Bedrängnis, sie erfordert Mut und Stehver­
mögen. Führung in der Demokratie erfordert den Mut und die Disziplin zur Realpolitik. 
Realpolitik aber heißt heute angesichts der Bedrohung: Kaltblütigkeit bewahren, mit 
Geduld und mit Unerschrockenheit verhandeln, sich um den wirtschaftlichen Austausch 
und den Abbau der Bedrohungspotentiale bemühen und nicht vorab schon die eigene 
Position aus Angst preisgeben. 

Liebe Freunde, es kann keinen Zweifel geben: Wir gehören zur deutschen Friedensbe­
wegung. Wir alle wollen Abrüstung und Entspannung. 

(Anhaltender lebhafter Beifall) 

Wir alle haben die Lektion der Geschichte in zwei schrecklichen Kriegen gelernt, die 
Vertriebenen und die Flüchtlinge, die Hinterbliebenen der Gefallenen zweier Weltkriege, 
die in den deutschen Städten in den Kellern Zuflucht suchten vor den Bombenangriffen 
und alles Hab und Gut verloren haben. Es gibt unter uns kaum jemanden, der nicht 
selbst oder in seiner Familie dieses Schicksal erlebt hat. 

Wir wollen wirklich Frieden, aber wir wollen einen Frieden, und wir wollen vor allem eine 
Entspannungspolitik und eine Abrüstung, die kontrollierbar sind, weltweit, und die wirk­
lich dem Frieden dienen und nicht der Hegemonie einer Macht. 

Wir haben keine Freude daran, liebe Freunde, daß Milliardenbeträge in Ost und West für 
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Rüstung ausgegeben werden, und wir alle können nur beten, daß diese Rüstung nie be­
ansprucht wird. 

Aus unserer Verpflichtung, aus unserem Wunsch, Christ zu sein, wissen wir um die 
Sorgen und Nöte der Dritten Welt. Wir wissen, sie erwartet Hilfe von uns. Wir wissen, daß 
diese Milliardenbeträge alle gut gebraucht werden können - im eigenen Land und 
draußen. 

Aber ich mahne uns und auch mich zur Realpolitik. Wir haben es erlebt, nach zehn 
Jahren Diskussion um Entspannung, wie ein kleines Land, Afghanistan, von der mächti­
gen Sowjetunion mit Krieg überzogen, überfallen wurde. Das ist kein Werk des Friedens, 
das ist jene Aggression, die bei Diktatoren üblich ist. 

(Lebhafter Beifall) 

Es ist kein kalter Krieg, wenn wir, die das Glück der Freiheit genießen können, daran erin­
nern, daß in diesen wenigen Jahren weit über 400 000 Menschen in dem Krieg in Afgha­
nistan den Tod fanden. Und es ist ein Akt europäischer Verbundenheit gegenüber einem 
großen europäischen Volk, gegenüber Polen, wenn wir darauf hinweisen, daß wir wün­
schen, daß Polen selbst über seinen Weg in die Geschichte entscheidet 

(Lebhafter Beifall) 

Die sogenannte Friedensbewegung, die jetzt - mit Recht - auch bei uns diskutiert wird, 
ist bei vielen ihrer Anhänger eine Eruption aus Tiefen der Verunsicherung, einer Zivilisa­
tionsmüdigkeit und des Unbehagens an der Technik, einer Daseinssorge und Zukunft­
sangst in einer Welt, die, meine Freunde, Gott und den Glauben als altmodisch abschaf­
fen will. Wo sind bei vielen Hoffnung und Glaube geblieben, die Martin Luther einst 
sagen ließen: 'Wenn morgen die Welt untergeht, so will ich doch meinen Apfelbaum 
pflanzen und meine Schulden bezahlen". 

Luthers Zeit war keine Idylle. Dürer hat in jenen Tagen die Apokalyptischen Reiter in 
Holz geschnitten, wie sie über das Land jagen-, Krieg und Pest und Tod und Teufel. 

Wir wissen: Angst ist Teil der menschlichen Existenz. Aber Christen wissen auch, daß 
Politik diese Grundbedingung des Menschen nicht aufheben kann. 

(Beifall) 

Was Politik aus christlicher Verantwortung aber kann und muß, ist zu versuchen, Sicher­
heit zu vermitteln in der diesseitigen Existenz und den Menschen Mut und Hoffnung zu 
geben für ihr Leben. Vor allem aber muß Politik durch geschichtliche Erfahrung und 
praktische Vernunft der Apokalypse vorbauen, muß die Erpressung verhindern, die in 
der Möglichkeit der Entfesselung des Infernos liegt. 

Eine Regierng hat dann ihren Führungsanspruch selbst verwirkt, wenn sie — wie diese 
Bundesregierung — es versäumt, aus Angst oder aus Mutlosigkeit, der Nation mit Mut 
und Geduld und Festigkeit die Gefahren der gegenwärtigen Weltlage darzustellen. 

Meine Freunde, die mehr als 250 sowjetischen Mittelstreckenraketen zielen auf die 
Zentren Westeuropas, nicht auf Ziele in den USA. Das Ziel dieser Raketen ist die poli-
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tische Trennung der Europäer von den Vereinigten Staaten, ist zuerst die psycholo­
gische und dann die reale Zerstörung des amerikanischen Schutzschildes. Die konven­
tionelle Überlegenheit der Sow/jets soll wirksam werden, ohne daß Panzer rollen, ohne 
daß Krieg stattfindet. Sie soll wirksam werden als Angst in den Köpfen der Menschen in 
Westeuropa und als Argument für die Unterwerfung unter den Willen einer unerbittlichen 
Supermacht. 

(Beifall) 

Meine Freunde, dieser Angst, die existent ist, die zu leugnen töricht wäre, muß verant­
wortliche Politik mit dem Mut der Überzeugung begegnen. Wer jetzt meint, mit schlauen 
Überlegungen in einer Nische der Geschichte überwintern zu können, der wird dieser 
Verantwortung nicht gerecht. 

(Beifall) 

Meine Freunde, dieses alles darzustellen, kämpferisch auszutragen, nicht zuletzt auch 
mit unseren Mitbürgern aus der jungen Generation, überläßt diese Bundesregierung 
weitgehend uns. Wir, die Opposition, tragen heute an diesem Punkt eigentlich die Last 
der Regierungspolitik in Deutschland. 

(Beifall) 

Es passiert mir immer wieder, daß ich dann gefragt werde: Worin besteht denn eigent­
lich der Unterschied Ihrer Politik, der Unionspolitik, zu der des Kanzlers? Ich kann dazu 
nur das sagen, was ich in Washington immer wieder erklärt habe: Es ist der Unterschied 
zwischen Worten ohne Mehrheit und der Geschlossenheit und Durchsetzungsfähigkeit 
einer großen politischen Kraft, der CDU/CSU. 

Die übergroße Mehrheit der Deutschen hat sich für die Freiheit und gegen einen Weg 
entschieden, der zuerst unsere Freiheit und dann auch immer den Frieden in der Welt 
gefährden würde. 

Der Friede und die Freiheit der Bundesrepublik Deutschland sind untrennbar mit der Ein­
bindung in das Bündnis der freien Welt, mit der Partnerschaft mit den Vereinigten 
Staaten von Amerika verbunden. 

(Beifall) 

In diesem Zusammenhang erleben wir in diesen Monaten vor allem zwei Gefahren. Er­
stens besteht die Gefahr, daß die Führung der Sowjetunion in der Verkennung der 
Motive vieler, die dabei waren, die Demonstrationen in den Hauptstädten Europas nicht 
als Ausdruck einer tiefen Friedenssehnsucht begreift, sondern als ein Signal der 
Schwäche und der Lähmung. Wer diese These nicht glaubte, kann es in diesen Tagen 
nachlesen, wenn Leonid Breschnew in seinen Interviews davon spricht, daß der Volks­
protest überall in Westeuropa unterwegs sei. Damit könnte die Sowjetunion verführt 
werden, in den Abrüstungsverhandlungen notwendige eigene Zugeständnisse über­
haupt gar nicht erst in Betracht zu ziehen. Die Friedensbewegung und ihre Fürsprecher 
hätten dann genau das Gegenteil dessen erreicht, was die Mehrheit ihrer Anhänger will, 
nämlich den Abbau der Rüstung. 
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Zweitens. Noch gefährlicher für die Deutschen ist die Verbindung von neuem Neutra­
lismus und altem Nationalismus. Die Warnung davor — das sollten wir zur Kenntnis 
nehmen - hat niemand klarer formuliert als die neue sozialistische Regierung in Paris. 
Diese Zeichen europäischer Verunsicherung, die wir überall antreffen, sind bitterernst. 
In Washington - und dies kann ich bezeugen - wird das sehr ernstgenommen, wenn 
die deutsche Linke, allen voran die Herren Brandt, Bahr und Eppler, die Sowjetunion und 
die Vereinigten Staaten von Amerika moralisch auf eine Stufe stellen und nicht die Sow­
jetunion und ihre Drohungen fürchten, sondern die Sicherheitsgarantie der USA. Meine 
Freunde, die Saat des Mißtrauens geht auf. 

Ich habe gerade in Washington immer wieder darauf hinweisen müssen, daß die riesige 
Mehrheit der Deutschen in der Vergangenheit wie in der Gegenwart und in der Zukunft 
ihre Freiheit, ihre Sicherheit und damit auch den Frieden unseres Landes nur im Bündnis 
gewahrt sieht. Die Gefahr ist allerdings vorhanden, und sie kommt aus der Schwäche 
und Führungslosigkeit der gegenwärtigen Koalition, daß ein neutralistischer deutscher 
Nationalismus, der in der Mitte Europas eine sozialistische Republik anstrebt, nicht nur 
die Sicherheit der Deutschen dem Willen der Sowjets überlassen würde, sondern daß er 
auch schon in seinem Ansatz das atlantische Bündnis zerstören könnte. Wir müssen 
wieder in Erinnerung rufen, angesichts einer anderen nachwachsenden Generation, daß 
die Grundentscheidung — bitter genug in den 50er Jahren erstritten — gilt, daß die Frei­
heit den Vorrang vor Einheit hat, daß der Satz Adenauers heute noch gilt als er sagte: 
"Was nützt es den Menschen in Bonn, wenn sie sich in der Unfreiheit einer Einheit mit 
den Menschen in Leipzig wiederfinden? Beiden ist nicht geholfen." Dies ist eine bittere 
geschichtliche Erkenntnis. Wir haben damals diese Erkenntnis der Vernunft 
durchgesetzt. 

(Beifall) 

Meine Freunde, das war damals leichter als heute. 

Ich habe in diesen Tagen vor hessischen Freunden darauf hingewiesen: Als wir in jene 
Auseinandersetzung zogen, ich damals als junger Student von knapp 20 oder 21 
Jahren, waren in unseren Versammlungen drei Viertel oder vier Fünftel der Teilnehmer 
Kriegsteilnehmer, Männer und Frauen, die den Krieg erfahren hatten. Vertriebene und 
Flüchtlinge. Sie dachten an ihr Schicksal und zogen daraus persönliche Konsequenzen. 
Wenn wir heute in die Versammlungen gehen, sitzen über 60 % Mitbürger vor uns, die 
nach dieser Zeit geboren sind, die diese Erfahrung nicht haben. Wir haben es vielleicht 
alle zu lange versäumt, diese Erfahrung intensiv an diese Generation weiterzugeben. 

(Beifall) 

Deutschland ist durch seine geographische Lage und sein wirtschaftliches Gewicht ein 
Kernstück Europas. Die Freiheit in Europa ist ohne Deutschland nicht aufrechtzuerhal­
ten. Ein neutralistisches Deutschland wäre nur so lange ein freies Deutschland, wie dies 
der Sowjetführung gefällt. Die deutsche Frage, meine Freunde, ist nicht auf alle Zeit auf­
geschoben. Wir resignieren nicht. Wir finden uns. nicht mit dieser Teilung ab. Ent­
scheidend ist auch in diesem Betracht, daß die Bundesrepublik Deutschland ein Teil 
des Westens bleibt, daß sie für die Leistungsfähigkeit der politischen Kultur der Freiheit 
einsteht, daß sie Bündnis bleibt. Dann gilt der Satz: Die sozialistische Parteidiktatur ist 
nicht das letzte Wort der Geschichte für die Menschen zwischen Elbe und Oder. 
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(Beifall) 

Für die Union ergeben sich daraus klare Aufgaben für die Zukunft: 

Erstens. Wir dürfen die deutsche Frage nicht als abgeschlossen ansehen. Wir müssen 
auf den Weiterbau der Vereinigten Staaten von Europa dringen, trotz wachsender 
Schwierigkeiten, und wir wollen Verständigung nnit dem Osten. Wir wollen Vertrauen her­
stellen, wir wollen Zusammenarbeit auf vielen Feldern der Politik. Wir denken stets 
daran, daß die deutsche Frage nicht im nationalen Alleingang lösbar ist, sondern als Teil 
einer europäischen Friedensordnung, die alle Europäer als ihre eigene Sache, auch als 
die Sache der deutschen und europäischen Menschenrechte begreifen müssen. 

Zweitens. Wir müssen die Arbeit für den Frieden fortführen, mit Unerschrockenheit und 
mit der Bereitschaft zu langen schwierigen Verhandlungen. Dabei geht es nicht um Anti­
amerikanismus oder um Amerikanismus, sondern es geht um die wohlverstandenen 
Lebensinteressen der Deutschen in der Mitte Europas. Wir brauchen dabei Verständnis 
für die überzeugten Pazifisten. Den Verstand aber brauchen wir für das unverzichtbare 
Prinzip des Gleichgewichtes. 

(Beifall) 

Meine Freunde, es war nicht die Abwesenheit der Drohung, die in 35 Jahren euro­
päischen Frieden bewahrte, sondern es war vor allem das atomare Gleichgewicht, das 
bisher den Krieg verhindert hat. 

Drittens. Wichtig ist vor allem die moralische Grundlage, aus der die Bundesrepublik 
Deutschland entstand und ohne die sie keine Zukunft haben wird. Wir müssen der 
Tyrannei in jeder Gestalt widerstehen. Zwischen Diktatur und Freiheit gibt es keinen drit­
ten Weg. Das westliche Bündnis ist zu allererst ein politisches Bündnis, das auf den 
Werten und Idealen der freiheitlichen Demokratie aufgebaut ist. Die militärische Allianz 
der NATO dient der Sicherung dieser Werte. Diese Werte zu erhalten und durch sie den 
Menschen zu Würde und Selbstachtung zu verhelfen, das muß Sinn deutscher Außen­
politik sein. 

(Beifall) 

Betrachten wir uns die Entwicklung im Innern unseres Landes. Vor zwölf Jahren herrsch­
te Aufbruchstimmung. Die Staatsfinanzen waren in Ordnung. Die Wirtschaft funktio­
nierte. Es gab praktisch keine Arbeitslosigkeit. Den Menschen ging es gut. Sie hatten 
kaum materielle Sorgen. Sie blickten voll Hoffnung und Zuversicht in die Zukunft. Heute, 
zwölf Jahre danach, hat sozialistische Mißwirtschaft das Land in eine Krise geführt, aus 
der diese Regierung keinen Ausweg mehr findet. 

Meine Damen und Herren, Arbeitslosigkeit, wie wir sie seit dem Winter 1951/52 nicht 
mehr hatten, deprimiert die Menschen. Die Inflation belastet vor allem die kleinen Leute. 
Die Zahl der Konkurse erreicht Rekordhöhen. Ein Aufschwung der Wirtschaft ist weit 
und breit nicht in Sicht. Wider besseres Wissen hat die Regierung diese Krise jahrelang 
verschleppt, bis in die Bundestagswahl 1980 hinein. Die Bundesregierung ist heute zu 
schwach, und die SPD ist in sich unfähig, das Übel an der Wurzel anzupacken. Vor allem 
fehlt die ehrliche Bilanz. Kaum sechs Wochen nach jenem kläglichen Sommertheater 
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der Bundesregierung kommen nun täglich neue Zahlen auf den Tisch. 

Die Arbeitslosenzahl war zu niedrig geschätzt; die Steuereinnahmen wurden zu hoch 
eingeschätzt. Die Haushaltslücke von 8 Milliarden D-Mark wurde notdijrftig mit Abga­
benerhöhungen und Buchgewinnen der Bundesbank gestopft; aber - und das sage ich 
Ihnen voraus — länger als ein paar Wochen wird dies alles nicht halten. Herr Schmidt 
selbst sagt jedermann, der es hören will, in Bonn, daß wir im nächsten Jahr zwischen 1,8 
und 2 Millionen Arbeitslose haben werden. Meine Damen und Herren, was dann sein 
wird, kann man sich angesichts der Erfahrung der letzten Wochen leicht ausrechnen. 

Diese Regierung löst keine Probleme mehr; sie schiebt die Probleme vor sich her. Sie 
verwaltet ihre Krisen, und sie verbraucht - das ist das Schlimmste - die Substanz un­
seres Landes. 

(Beifall) 

Herr Genscher hat, meine Damen und Herren, eine politische Wende gefordert. Die 
Sozialdemokraten haben ihm in allen Punkten eine Abfuhr erteilt, und er findet sich 
damit ab. Nur hat er jetzt zu meinem, zu unserem Erstaunen gesagt: Wir sind mitten in 
der Wende. Er verkündet hier ein wirkliches Staatsgeheimnis, denn bisher hat mir noch 
niemand sagen können, wo die Wende eigentlich begonnen hat. 

(Beifall) 

Man muß sich fragen, liebe Freunde, was Hans-Dietrich Genscher eigentlich von der In­
telligenz unserer Mitbürger hält, wenn er uns dauernd und immer wieder so etwas 
zumutet. 

Da will ich gleich ein Wort zum Thema "FDP" anschließen, ein Wort, von dem ich glaube, 
daß es einmal nötig ist, denn Ich finde, es ist ziemlich unsinnig und auch der Sache nicht 
nützlich, daß andauernd dieser oder jener aus unseren Reihen öffentlich darüber speku­
liert, ob nun die FDP kommt oder nicht kommt. Ich finde, dieses ganze Gerede hilft nur 
der FDP. Der Union hilft es überhaupt nicht. 

(Beifall) 

Denn das ist doch eigentlich - ich erkenne es neidlos an — die optimale Lage für Hans-
Dietrich Genscher: Er erwartet — und er sagt es auch ganz offen — er ist da ganz ehrlich 
—, daß die Sozialdemokraten ihn möglichst gut behandeln, damit er bleibt, und daß die 
christlichen Demokraten ihn möglichst gut behandeln, dam'it er kommt 

(Heiterkeit) 

So vergeht die Zeit, meine Damen und Herren, und er bleibt in der Regierung, was immer 
auch kommen mag. 

(Beifall) 

Nur, die Lage hat sich geändert. Die vierte Partei ist da — nicht jene, die uns in der Ver­
gangenheit so viel Ungemach bereitet hat. 
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(Heiterkeit) 

Meine Damen und Herren, ich würde sagen, am besten reden wir nicht mehr darüber! 

(Lebhafter Beifall) 

Aber die vierte Partei ist da: die Grünen, die Alternativen - wie immer Sie sie nennen 
mögen. Damit ist etwas eingetreten, was die Lage der FDP von Grund auf verändert. 
Denn sie war ja eineinhalb Jahrzehnte in einer einmaligen Lage - um es einmal in der 
Sprache des Kapitalmarkts auszudrücken - : Sie hatte 7 oder 8 % der Aktien und hat 
100 % des Kapitals beherrscht. 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, das ist jetzt nicht mehr so, und genau das ist der Punkt, der 
für die FDP viel interessanter ist als freundliche Zeitungsangebote aus dem Lager der 
Union. 

Die Wähler entscheiden, was sein wird, und ich sage Ihnen voraus; Die Freien Demokra­
ten werden in dem Augenblick die Koalition verlassen - und es ist ja auch legitim, als 
Partei so zu denken - , in dem sie erkennen, daß der Abwärtstrend, der rasante Abwärts­
trend der Sozialdemokraten auch auf die Freien Demokraten übergreift, wenn also ihr 
elementares Interesse davon betroffen wird. 

Liebe Freunde, ich finde, wir haben doch allen Grund, im Jahre 1981 auch unter diesem 
Gesichtspunkt offen und sehr gelassen in die Welt zu blicken. Stellen Sie sich doch 
einmal vor — wenn ich das jetzt nur in ein paar Sätzen ausmalen darf - , was auf einem 
sozialdemokratischen Parteitag heute los wäre, wenn die SPD so triumphale Wahlsiege 
in Berlin und bei den Kommunalwahlen In Hessen und in Niedersachsen erreicht hätte. 
Es würde - da dürfen Sie sicher sein — innerhalb der Sozialdemokratie niemand mit 
schmerzgeprägtem Gesicht herumschleichen und fragen, ob vielleicht versäumt 
worden sei, diese oder jene Wählergruppe anzusprechen. Ich will alle Wähler haben — 
das ist doch ganz klar - , und Sie wollen es auch. Darüber brauchen wir nicht zu reden! 

(Beifall) 

Ich bin auch offen für die Diskussion über alle Wege, aber nach so einem Jahr brauchen 
wir doch nicht schmerzgebeugt zu gehen. Wer in diesem Saal hätte es denn 1973 beim 
Bundesparteitag in Hamburg für denkbar gehalten, daß ich heute sagen kann, daß hier 
der Berliner Regierende Bürgermeister Richard von Weizsäcker aus der CDU Deutsch­
lands sitzt? 

(Anhaltender lebhafter Beifall) 

Weil das in Berlin gelang, haben wir vorhin selbstverständlich bei dem Gedanken ap­
plaudiert, daß es auch in Hamburg gelingen könnte. Meine Damen und Herren, das alles 
hängt doch miteinander zusmmen! 

(Erneuter Beifall) 

Dann hatten wir am 22. März Kommunalwahlen in Hessen. Schauen Sie sich doch die 
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Wahlergebnisse an in einem Land, das die Hochburg der deutschen Sozialdemokratie 
war, die Wahlergebnisse in Wiesbaden, in Offenbach usw.. Drüben sitzt Walter Wall­
mann; wer hätte geglaubt, daß in Frankfurt ein CDU-Oberbürgermeister amtiert? 

(Lebhafter Beifall) 

Vor wenigen Wochen, am 27. September, hatten wir Kommunalwahlen in Niedersach­
sen. Das Ergebnis in Hannover, der Stadt Kurt Schumachers: gleiche Sitzzahl im Parla­
ment für SPD und CDU. Osnabrück, Braunschweig, Cuxhaven, Wolfsburg, Salzgitter! Da 
lese ich, die CDU müsse noch weit mehr für die Arbeitnehmerschaft tun. Einverstanden, 
aber etwas müssen wir, meine Freunde, doch getan haben, wenn wir in Salzgitter auch 
jetzt schon die Mehrheit erreicht haben! 

(Lebhafter Beifall) 

In wenigen Monaten, im März 1982, haben wir die Wahl in Niedesachsen; Anfang März 
ist die Kommunalwahl in Schleswig-Holstein. Im Frühsommer haben wir die Wahl in 
Hamburg, Ende September die in Hessen und im Oktober die in Bayern. Meine Damen 
und Herren, dann, wenn alle in diesen nächsten Monaten daran denken, was der Partei, 
der Union, guttut, wenn alle zupacken, wenn alle mithelfen und wenn jeder, statt ein Inter­
view zu geben, drei Wahlversammlungstermine wahrnimmt, 

(Anhaltender starker Beifall) 

ja, dann, meine Freunde, werden Sie sich vor so vielen Rednerangeboten überhaupt 
nicht retten können. 

(Heiterkeit) 

Aber ich will zurück zum Grundsätzlichen meines Referats. Wir haben hier das Thema 
der Sozialen Marktwirtschaft wieder zur Debatte gestellt, weil wir wissen, daß eine 
Wende zum Besseren nur möglich ist auf der Grundlage der Sozialen Marktwirtschaft. 
Sie ist für uns Christliche Demokraten eben mehr als nur ein Instrument zur materiellen 
Wertschöpfung. Unsere Grundwerte Freiheit, Gerechtigkeit und Solidarität fordern eine 
Ordnung, in der sich die Menschen frei und sozial entfalten können. 

Unsere Alternative zielt entschieden auf eine uneingeschränkte Rückkehr zu den Prin­
zipien der Sozialen Marktwirtschaft. Auch hier möchte ich ein Dokument der Frühzeit un­
serer Partei zitieren, aus der Rede Ludwig Erhards auf dem zweiten Parteitag der CDU 
der britischen Besatzungszone im August 1948. Er sagte damals: 

"Nicht die freie Marktwirtschaft des liberalistischen Freibeutertums einer vergan­
genen Ära, auch nicht das freie Spiel der Kräfte und dergleichen Phrasen, mit 
denen man heute hausieren geht, sondern die sozial verpflichtete Marktwirtschaft, 
die das Individuum wieder zur Geltung kommen läßt, die den Wert der Persönlich­
keit obenan stellt, der gerechten Leistung dann aber auch den verdienten Ertrag 
zugute kommen läßt, das ist die Marktwirtschaft moderner Prägung.* 

Meine Damen und Herren, genau darum geht es uns auch heute. Der Staat darf mit 
Steuern, Staatsschulden und dirigistischen Programmen nicht noch tiefer in den Wirt­
schaftskreislauf eingreifen. Die Staatsquote, der Anteil am Volkseinkommen, den der 
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Staat über Steuern, Abgaben und Verschuldung beansprucht, ist mit fast 48 % viel zu 
hoch. Dirigismus und Bürokratie - das erleben wir jeden Tag - lähmen jede Initiative. 
Sie können keinen Aufschwung schaffen. Leistung muß wieder lohnen. Investitions- und 
Risikobereitschaft müssen ermuntert werden. 

Dazu braucht es Vertrauen, das durch Schulden, nicht eingehaltene Versprechungen, 
Verschleierung der Wahrheit nicht zu erreichen ist. Hier - ich sage es noch einmal —, in 
der Wiedergewinnung des Vertrauens — und das muß auch das Ziel einer möglichen 
Regierungspolitik der Union sein - , 

(Zustimmung) 

ist der Anfang und der Auftrag jeder Gesellschafts-, jeder Wirtschaftspolitik. 

(Beifall) 

Dazu müssen wir die öffentlichen Haushalte sanieren. Ich sage "die öffentlichen Haus­
halte", weil das nicht nur ein Problem des Bundes, sondern ein Problem von Bund, Län­
dern und Gemeinden ist und weil wir nicht zulassen dürfen, daß die Sanierung in Bonn 
ein Verschiebebahnhof ist, auf dem die Probleme immer auf die Länder und die Gemein­
den abgewälzt werden. 

(Beifall) 

Aber das gilt für alle Ebenen. Ein Staat, der mit seinen Einnahmen nicht auskommt, zer­
stört Vertrauen, und die Sozialisten haben eben auf unsere - der Bürger - Kosten in 
diesen Jahren über unsere Verhältnisse gelebt. Wir verschulden uns gegenüber dem 
Ausland und zu Lasten der nächsten Generation. Wir verbrauchen mehr, als wir gemein­
sam erarbeiten. 

Deshalb haben wir, obwohl in der Opposition — mit mancher Kritik, auch aus dem eige­
nen Lager - , als Bundesratsgruppe der CDU/CSU-geführten Länder und als Bundes­
tagsfraktion eigene Sparbeschlüsse vorgelegt Es ist nicht unser Geschäft, liebe 
Freunde, hier als der Hilfsmotor der Regierung zu operieren, als das Sauerstoffgerät, das 
man hervorholt, wenn man akut in Sauerstoffnot geraten ist. Aber es ist in dieser Zeit 
auch für uns als Opposition unsere Pflicht, die Verantwortung für das Ganze zu sehen. 
Wir treiben in Bonn Opposition, nicht Obstruktion. Das ist ein entscheidender Unter­
schied zu anderen. 

(Lebhafter Beifall) 

Wir meinen - so sagen wir immer wieder - , unsere Bürger haben auch Verständnis 
dafür, daß Opfer gebracht werden müssen, wenn diese Opfer einigermaßen gerecht ver­
teilt sind. Deswegen haben wir — das ist ein gewaltiger Einschnitt und nicht so einfach 
dahin gesagt - , erklärt, daß wir bei Leistungen und Subventionen zu einer Kürzung von 
5 % kommen müssen. Deswegen haben wir gesagt daß wir die Leistungen nach dem 
Bundesausbildungsförderungsgesetz für Schüler an allgemeinbildenden Schulen am 
Wohnort der Eltern streichen wollen und daß auch die Förderung der Studenten stärker 
auf Darlehen umgestellt werden sollte. Ich muß Ihnen sagen, ich kann keine soziale De­
montage darin erblicken, wenn einer, der ein qualifiziertes Studium machen kann und 
später ordentlich verdient das wieder zurückzahlen muß, was ihm die Gemeinschaft ge-

41 



geben hat. 

(Lebhafter Beifall) 

Wir haben vorgeschlagen, das Wachstum der öffentlichen Personalausgaben zu verrin­
gern. Aber wenn ich dies sage, will ich auch dem törichten Mißverständnis begegnen, 
das richte sich gegen die Beamten. Zuviel Gesetze, zuviel Verordnungen machen die 
Regierungen und die Parlamente. Nicht die Staatsdiener sind an dieser Entwicklung 
schuld, sondern die Politik ist es. 

(Beifall) 

Wir haben, da die Finanzierung der Rentenversicherung dauerhaft ohne eine Erhöhung 
der Beiträge gesichert werden muß, die Einführung eines Krankenversicherungsbeitra­
ges der Rentner vorgeschlagen. 

Meine Freunde, wir wissen um das Schicksal der Arbeitslosen, wir wissen, was Arbeitslo­
sigkeit bedeutet. Wenn heute die neuesten Zahlen der Bundesanstalt mit knapp 6 % be­
kanntgegeben werden, ist das eine schicksalhafte Entwicklung für viele Hunderttau­
sende von Menschen, von Männern und Frauen mit ihren Kindern. Wir wissen, daß in 
dieser schwierigen Zeit die Solidarität der Arbeitsplatzbesitzer gegenüber denen, die 
keinen Arbeitsplatz besitzen, aufgerufen ist, und wir wollen den wirklich Arbeitslosen 
helfen; ihr Schicksal gibt uns Alarm. Aber wir wollen auch offen sagen, daß wir nicht 
bereit sind, es hinzunehmen, daß auf Kosten der Fleißigen Faule sich in diesem Teil des 
Netzes sozialer Sicherheit bereichern. 

(Beifall) 

Aus diesem Grunde haben wir Vorschläge zur Änderung der Arbeitslosenförderung, bei 
der Sozialhilfe - etwa im Hinblick auf die gewaltige Kostensteigerung der Sozialhilfeträ­
ger - , gemacht. Wir haben diese Vorschläge gemacht, um alle Gruppen der Bevölke­
rung anzusprechen. 

Und, meine Freunde — das sage ich nun als meine persönliche Meinung —, ich bin auch 
längst zu der Überzeugung gekommen, daß wir unter der Voraussetzug, daß alle betrof­
fen sind, nicht die Gruppe der Arbeitnehmer allein, zu einer Überprüfung der Lohnfortzah­
lung im Krankheitsfall kommen müssen. An dieser Entwicklung wird in den nächsten 
Jahren kein Weg vorbeiführen. 

(Beifall) 

Wir haben in den 20 Jahren der Regierungen Adenauer, Erhard und Kiesinger mit unse­
ren Arbeitsministern - Hans Katzer, der letzte in der Reihe der Arbeits- und Sozialmini­
ster aus der CDU Deutschlands, sitzt hier - in diesen 20 Jahren das Netz sozialer 
Sicherheit gebaut, und wir werden dafür kämpfen, daß es erhalten bleibt. Aber es ist eine 
Pflicht und keine soziale Demontage, wenn wir in diesen Zeiten den Mißbrauch des 
Netzes sozialer Sicherheit angehen und anprangern. 

(Beifall) 

Kein Bürger darf aus seiner Eigenverantwortung entlassen werden.Das gilt auch für den 
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Bereich des Gesundheitswesens. Wenn Sie beobachten, was der Minister Ehrenberg 
auf diesenn Felde tut und was er gern tun würde, dann wissen Sie, daß hier Selbstverant­
wortung herausgefordert ist. 

Wir werden auch den Wohnungsmarkt nicht in Ordnung bringen, solange sich der Ein­
satz von Kapital im Wohnungsbau nicht lohnt. Es geht nicht ohne eine schrittweise Ein­
führung der Prinzipien der Sozialen Marktwirtschaft auch in diesem Bereich. Meine 
Freunde, das setzt auch voraus, daß wir hier und dort im Mietrecht Korrekturen vorneh­
men, dort nämlich, wo ein übertriebener Mieterschutz dazu geführt hat, daß der private 
Mietwohnungsbau völlig zum Erliegen gekommen ist. 

(Beifall) 

Es geht uns also um weit mehr als um einen bloßen Ausgleich des Bundeshaushalts 
1982. Nur aus einem Umdenken und nur aus dem Sanieren gewinnen wir die Grundlage 
für einen neuen Aufschwung. So beseitigen wir auch den Unsinn, daß die für unsere Zu­
kunft lebensnotwendigen Investitionen gestrichen werden, während die konsumtiven 
Ausgaben praktisch ungekürzt bleiben. Nur umfassende Sparmaßnahmen bringen uns 
den Spielraum für die notwendigen finanz- und steuerpolitischen Maßnahmen. 

Und meine Freunde - auch das sage ich in dieser kritischen Zeit, weil wir ja gefragt 
werden, wohin die Reise geht, in bezug auf das und in klarer Kenntnis dessen, was wir in 
unserem Wahlprogramm versprochen haben —: Für mich ist klar, wir müssen mittelfristig 
auch die ertragsunabhängigen Steuern abbauen, wenn wir die Wirtschaft wieder in 
Schwung bringen wollen. 

(Beifall) 

Die Investitionskraft der Betriebe muß gestärkt werden. Die Vermögenspolitik ist für uns 
nicht irgendein Thema, sondern es ist ein entscheidendes Element einer offensiven So­
zialpolitik. Es ist ein Skandal, daß diese Bundesregierung, die von der SPD getragen ist, 
einer Partei, die behauptet, sie vertrete die Interessen der arbeitenden Menschen, in 
diesem Jahrzehnt im Bereich der Vermögenspolitik nichts, aber auch gar nichts, zu­
stande gebracht hat. 

(Beifall) 

Forschung, Entwicklung, Innovation müssen nicht durch Dirigismus und Ministerien, son­
dern durch Freiräume und Anreize gefördert werden. Wir Deutsche, vielbewundert als 
Denker und Forscher, müssen heute mehr für Patente und Lizenzen ausgeben, als wir 
exportieren können. 

Die Stärkung der Leistungsbereitschaft ist die Voraussetzung für eine erfolgreiche 
Sozialpolitik. 

Unter der Union wurde das System sozialer Sicherheit gebaut, und es ist auch heute 
noch vorbildlich in der Welt. Aber jetzt wird dieses System - das muß man offen 
diskutieren- immer mehr überfordert. Gefälligkeits- und Besitzstandsdenken sind an 
vielen Orten an die Stelle von sozialer Gerechtigkeit getreten. Das Sozialsysten droht zu 
einer Art von closed shop zu werden, Es werden Besitzstände verteidigt, auch wenn kein 
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wirklicher Bedarf besteht, und für Mitbürger, die auf Grund neuer Entwicl<lungen wirklich 
hilfsbedürftig werden, gibt es dann keinen Platz. Das Ist der Sinn der Neuen Sozialen 
Frage. 
Meine Freunde, in der Bundesrepublik geraten kinderrrelche Familien mehr und mehr in 
soziale Abseits. 

(Beifall) 

Kriegerwitwen, Frauen aus der älteren Generation müssen mit viel zu kleinen Renten 
leben, und sie werden vergessen. Schicksalbedingte Alleinstehende jeden Alters gera­
ten Immmer mehr ins gesellschaftliche Abseits. Drogensüchtige und Ihre Familien 
werden In ihrer Not allein gelassen, um nur ganz wenige Beispiele zu nennen. Das sind 
auch Gründe dafür, meine Freunde, daß viele junge Mitbürger In unserem Sozialsystem 
nicht mehr den Ausdruck mitmenschlicher Solidarität, sondern nur noch ein System von 
Bürokratie, Anonymität, Bezugsscheinen und Anspruchsdenken sehen. Wir brauchen 
eine Sozialpolitik, die mit den Prinzipien der Solidarität und der Subsidiarität wieder ernst 
macht. Wir haben sie, wie Icfi finde, in unserem Grundsatzprogramm richtig 
beschrieben: 

"Soziale Ordnungspolitik verbindet Humanität und Wirtschaftlichkeit, Lelstungs-
und Verteilungsgerechtigkeit. Sie zielt auf personale Hilfe, aktive Solidarität und 
ermöglicht den Menschen, Freiheit zu haben und zu verantworten. Was die kleine 
Gemeinschaft aus eigener Kraft leisten kann, darf die große ihr nicht nehmen." 

Wann sind wir bereit, diesen Sätzen Taten folgen zu lassen? Das ist die Anfrage, die an 
uns gerichtet wird. 

(Beifall) 

Heute, in einer Zeit der knappen Kassen, besteht der unausweichliche Zwang, Prioritä­
ten zu setzen, bei den Subventionen ebenso wie bei den Leistungsgesetzen. Wir 
müssen darüber diskutieren und uns darüber verständigen, was Hilfsbedürftigkeit Ist, 
welche herkömmlichen Ansprüche wir noch anerkennen und welche neuen Forderun­
gen wir aus der Solldargerechtigkelt übernehmen müssen. Hier, an der Frage, wie wir so­
ziale Verantwortung des einzelnen und der Gemeinschaft praktisch definieren, hier ent­
scheidet es sich, ob wir fähig sind. Soziale Marktwirtschaft und damit auch die Idee der 
Freiheit zu erneuern. Deshalb und nicht nur well wir sparen müssen, müssen wir die Prin­
zipien unseres Grundsatzprogramms In praktische Lösungen übersetzen. 

Wir wissen, daß eine freiheitliche Demokratie nur durch eine gesunde Familie möglich 
Ist. Der Staat allein kann Kinder nicht zu freien, verantwortungsbewußten Bürgern erzie­
hen. Wir brauchen die Eltern in ihrer elterlichen Autorität, In Ihrer elterlichen Hingabe. Sie 
müssen gestärkt werden. 

(Beifall) 

Der Staat allein kann nicht die alten, kranken und behinderten Menschen würdig versor­
gen. Wir brauchen die bürgerschaftlichen Initiativen der Vereinigungen und Vereine, wir 
brauchen die privaten Träger von Krankenhäusern und Kindergärten. Wir brauchen die 
Nachbarschaftshilfe. Der Staat allein kann keine Geborgenheit vermitteln, ohne die 
keiner von uns auf die Dauer leben kann. Die Stärkung der Familie, die Rückbesinnung 
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auf Eigenverantwortung, die der Staat von seinen Bürgern fordern muß, die Sanierung 
von Staat und Wirtschaft, all dies muß zusammenkommen. Viele - das halte Ich für 
schlimm — meinen, diese Aufgaben seien schon gar nicht mehr zu bewältigen. Ich finde, 
sie übersehen, daß in den letzten 35 Jahren ganz anderes gemeistert wurde. Natürlich 
weiß ich, daß das, was bisher schiefgegangen ist, nicht in wenigen Monaten zu reparie­
ren ist. Unsere Mitbürger sind gegenüber ungedeckten Schecks mißtrauisch geworden; 
sie wollen die Wahrheit wissen. Meine Freunde, es liegt jetzt an uns, ihnen die Wahrheit 
zu sagen, auch wenn viele meinen, das sei scheinbar unbequem. Ich behaupte, es ist 
heute hochpopulär, unseren Mitbürgern in einer vernünftigen und verständlichen Weise 
zu sagen, was wirklich ist und was wir vorschlagen wollen. 

(Beifall) 

Meine lieben Freunde, was wir in der Politik tun wollen, um unsere Zukunft menschlich 
zu gestalten, hängt in seinem Erfolg entscheidend davon ab, ob wir die geistig­
moralische Herausforderung unserer Zeit bestehen. Nicht wenige Menschen - ich 
sprach davon - haben Angst, und diese Zukunftsangst ist unter Erwachsenen genauso 
wie unter jungen Mitbürgern anzutreffen. Sie ist ein Stück deutscher Gegenwart 
geworden. 
Ein Volk, meine Freunde, das sich in weiten Teilen von Gott abwendet und die Fähigkeit 
zu glauben verliert, sogar den Glauben an sich selbst verliert, muß sich zwangsläufig in 
Sinnlosigkeit wiederfinden. Verlust an Glauben bringt kein Mehr an Freiheit, sondern 
führt zu immer mehr Lebensangst. 

(Beifall) 

Wir erleben heute, daß wichtigste und bedeutsamste Erfahrungen unserer Existenz, 
Alter und Not, Krankheit und Tod, als unbequem abgeschoben und verdrängt werden. 
Trotz einer bei zahlreichen Spendenaktionen sichtbar werdenden Hilfsbereitschaft im 
Materiellen scheuen sich viele Mitbürger vor der inneren Auseinandersetzung und der 
persönlichen Begegnung mit dem Schicksal oder gar der Not des Mitmenschen. Die Art, 
wie wir in diesem reichen Lande mit unseren älteren Mitbürgern umgehen, ist dafür 
kennzeichnend. Die Art, wie wir uns in diesem reichen Lande weitgehend in eine Welt 
der Kinderfeindlichkeit begeben haben, ist dafür kennzeichnend. Die moderne Industrie­
gesellschaft hat es mit sich gebracht - man muß sich ehrlich fragen, ob das so sein 
muß - , daß unser Leben an Unmittelbarkeit, an Überschaubarkeit, an Wärme und Men­
schlichkeit verloren hat. Die hochtechnisierte Welt, die hochbürokratisierte Schule, die 
allumfassende Daseinvorsorge, die gepriesene Tendenz zur Freizeitgesellschaft, das 
alles entzieht der heranwachsenden Generation elementare Erfahrungen und auch ein 
Stück des Bewußtseins der eigenen Kraft. 

Die Antwort, meine Freunde, auf die Frage nach dem Sinn des Lebens — sie wird die 
Grundfrage aller menschlichen Existenz bleiben — kommt nicht aus dem Computer und 
nicht aus den Verwaltungs- und Versorgungsbürokratien und schon gar nicht aus den 
ideologischen Lehrbüchern, sondern aus Wagnis, Pflichterfüllung und Arbeit, Scheitern 
und Neubeginn, aus der Suche des Menschen nach sich selbst und aus seiner Frage 
nach dem Woher und dem Wohin. Wir müssen die Welt, in der wir leben, kritisch be­
trachten. Ich finde es verständlich, wenn uns junge Leute fragen, ob das alles so sein 
muß. Sie haben ein Recht darauf, uns auf den Widerspruch zwischen Sein und Sollen, 
zwischen der Realtität unserer Welt und den Werten hinzuweisen, nach denen wir vorge­
ben, sie gestalten zu wollen. Wer hat uns, liebe Freunde, eigentlich gezwungen, in diesen 
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Jahrzehnten Mammutkliniken und Schulfabriken zu bauen, wer hat uns gezwungen, hier 
und da Landschaften zu zersiedeln und Städte dem Diktat des Autoverkehrs zu unter­
werfen und Häuser als Wohnmaschinen zu bauen? Die Antwort ist einfach: Nichts, nie­
mand hat uns dazu gezwungen. Da gab es Fehler aus der Erfahrung der vergangenen 
Generation. Zwischen Rationalität und f^enschlichkeit, zwischen Funktionalität und 
menschlichen Bedürfnissen wurde oft genug die falsche Entscheidung getroffen. 

Ich finde es positiv, wenn junge Leute mit Nachdruck und mit Phantasie auf solche Fehl­
entwicklungen hinweisen. 

Dann aber — und das muß ausgesprochen werden - scheiden sich die Geister: die 
einen in der jungen Generation sehen hier eine Chance, anzupacken, sich zu engagie­
ren, sich einer Herausforderung zu stellen. Und lassen wir uns nichts einreden: das ist 
immer noch die überwältigende Mehrheit unseres Landes. 

(Lebhafter Beifall) 

Das sind junge Leute, die man selten in der sterilen Atmosphäre gesellschaftskritischer 
Theoriediskussionen antrifft, die man aber überall dort findet, wo praktische Hilfe, per­
sönliches Engagement und soziale Verantwortung gefragt sind: in den Vereinen in Stadt 
und Land, bei der Feuerwehr, beim Roten Kreuz, bei den Hilfsdiensten, im Entwick­
lungsdienst und in vielen anderen Bereichen. 

(Beifall) 

Diese Mitbürger haben unseren Dank verdient. Wir sollten das draußen häufiger sagen, 
damit sie motiviert werden, damit sie ermutigt werden. 

(Erneuter Beifall) 

Andere aber — und auch darüber müssen wir sprechen, da ihre Zahl wächst — machen 
Skepsis, Ablehnung und Verweigerung zum Lebensprinzip. Sie packen nicht an, sie stei­
gen aus. Sie machen nicht mit, sondern sie fordern heraus. Diese Haltung ist Ausdruck 
von Bequemlichkeit, von Resignation und sicherlich auch oft genug von Angst. Diese 
Angst sitzt deshalb so tief, weil viele an nichts glauben, weil sie niemandem vertrauen 
und weil die eigene Skepsis die einzige Autorität ist, die sie anerkennen. Deshalb ist 
auch das Gespräch mit solchen Mitbürgern - auch jungen Mitbürgern - über Themen 
wie Frieden oder Kernkraft so schwierig. Ein deutscher Theologe — man kann darüber 
streiten, ob dies richtig ist; aber es ist ein interessanter Satz — sagte in diesen Jahren: 
"Wer den Teufel als altmodisch verbannt und an seine Stelle die Kernkraft gesetzt hat, 
der hat eben ein ganz anderes Weltbild." 

Meine Damen und Herren, wir dürfen den Versuch nicht aufgeben, auch mit solchen Mit­
bürgern im Gespräch zu bleiben. Aber dann müssen wir zuerst den Wall ihres Miß­
trauens überwinden und ihnen eine Brücke bauen über den Graben ihrer Angst. Das ist 
sicher nicht dadurch zu schaffen, daß wir ihr Mißtrauen bestätigen und vorgeben, ihre 
Angst zu teilen. Besonders schlimm ist dies, wenn es Theologen so treiben. 

(Beifall) 

Es muß offen gesagt werden, daß in der Angst von so manchem jungen Mitbürger auch 
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ein Grundton der Larmoyanz mitschwingt, der mir gänzlich unverständlich ist. Manch 
einer auch der Jungen hat erst aus den Schriften eines modischen Kulturpessimismus 
erfahren, daß er einer "verlorenen Generation" angehört, daß sensible Zeitgenossen 
Angst haben und daß, wer kritisch intellektuell sein und ernst genommen werden will, 
sich heute verweigern muß. Meine Damen und Herren, gerade solche jungen Mitbürger 
werden eine betuliche Verständigungsbereitschaft eher als Bestätigung ihrer Ängste 
aufnehmen als etwa ein Gespräch, das sie herausfordert 

(Beifall) 

Trotz allem, was die Jungen heutzutage belastet - und es gibt genug Belastendes; der 
Wettlauf um den Numerus clausus, die Sorgen um den Ausbildungsplatz, die Angst vor 
Jugendarbeitslosigkeit - , trotz allem, müssen wir klar widersprechen, wenn man so tut, 
als gehe es dieser jungen Generation so schlecht wie nie zuvor. Ich behaupte: Noch nie 
in der deutschen Geschichte hat es eine junge Generation gegeben, die so selbstver­
ständlich in Frieden, in Freiheit und Wohlstand leben konnte. 

(Lebhafter Beifall) 

Richtig ist aber auch, daß man diesen jungen Leuten falsche Maßstäbe gegeben hat So 
sagte man, der Konflikt sei der Vater aller Dinge, Disziplin sei überflüssig, Leistungswille 
ein Kennzeichen der Ellenbogenmentalität. Viele haben sich daran orientiert und sind 
enttäuscht worden. Auch die neue Schule hat keinen "Spaß gemacht", und Selbstdiszi­
plin und Fleiß werden im Leben halt doch verlangt, weil sie unverzichtbar sind. 

Wir müssen klar und deutlich sagen: Nur mit den Werten und Tugenden, die unser 
Leben lebenswert gemacht haben, die unser Land zu Wohlstand und Ansehen in der 
Welt gebracht haben - mit der Bereitschaft zur Leistung, mit Eigeninitiative, mit dem 
Mut zur Selbständigkeit und mit der Lebenstüchtigkeit der jungen Generation - werden 
wir, die Deutschen, die Herausforderungen der Zukunft bestehen. 

(Lebhafter Beifall) 

Vor allem müssen wir auf Realitätssinn bestehen, in allen Bereichen der Politik: ob es 
sich um Kernkraft handelt oder um die Friedensdiskussion. 

Wir wollen doch niemandem einreden, der technische Fortschritt sei ohne jedes Risiko 
und ohne die Gefahr schädlicher Nebenwirkungen. Es gibt kein Leben ohne Risiko. Aber 
ein sorgsamer Umgang mit technischen Erkenntnissen und Vorsicht bei der Einführung 
und Anwendung technischer Innovationen werden eben wesentlich mehr Lebensquali­
tät schaffen als die totale Verketzerung der Technik. 

(Beifall) 

Wir sind zutiefst davon überzeugt, daß der Ordnungsrahmen der Sozialen Marktwirt­
schaft mehr soziale Gerechtigkeit, mehr Umweltqualität bewirken wird, als jede staat­
liche Umverteilung und jede Umweltbürokratie je herstellen können. 

(Beifall) 

Wir sind schließlich zutiefst davon überzeugt, daß Entschlossenheit und Wachsamkeit 
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mehr dazu beitragen werden, den Frieden und die Freiheit zu bewahren, als wenn in un­
verantwortlicher Weise Kriegsangst geschürt wird. Meine Freunde, hysterische Reaktio­
nen gefährden beides: zuerst die Freiheit und dann den Frieden. 

(Beifall) 

Aber, meine Freunde - und auch das gehört in diesen Parteitag nach manchem, was in 
den letzten Wochen diskutiert wurde - , die entscheidende geistig-politische Auseinan­
dersetzung ist nicht mit jenen zu führen, die Angst haben, sondern mit jenen, die ihre Ge­
schäfte, ihre politischen Geschäfte mit der Angst machen. 

(Beifall) 

Es ist traurig, daß hier die Gemeinsamkeit der Demokraten zerbrochen ist. Wachsende 
Teile in der SPD und der Neuen Linken wollen sich die Bewegung der großen Verweige­
rung zunutze machen. Sie wollen in Wahrheit längst eine andere Republik. Von den 
Rand- und Protestgruppen her wollen sie die Gesellschaft neu definieren. Deshalb auch 
die beflissene Nachsicht auch gegenüber gewaltsamem Protest. Deshalb wollen sie, 
daß sich der freiheitliche Rechtsstaat verstecken soll. Meine Freunde, es ist Zeit, es ist 
hohe Zeit, daß wir uns mit diesem scheinheiligen Moralismus der politischen Linken in 
Deutschland offensiv auseinandersetzen. 

(Anhaltender lebhafter Beifall) 

Es entspricht unserer Tradition seit der Gründung der CDU und der CSU, daß wir mora­
lische Argumente, daß wir ethische Ansprüche besonders ernst nehmen. Ich habe heute 
bei der Totenehrung auf das Werk von Paul Bausch hingewiesen. Wir bekennen uns 
aus gutem Grund zu ihm und vielen, die vor uns waren, die aus der Erfahrung der Barba­
rei des Dritten Reiches im Grundgesetz und in den entsprechenden Gesetzen das Recht 
auf Wehrdienstverweigerung festgelegt haben. Wie kämen wir dazu, einem jungen Bi­
belforscher heute den Respekt bei seiner Verweigerung des Waffendienstes zu verwei­
gern, wenn wir wissen, daß sein Vater oder sein Großvater für diese konsequente Hal­
tung unter den Nazis aufs Schafott geschleppt wurde. Für uns ist solcher Respekt ganz 
selbstverständlich. Wir respektieren den persönlichen Anruf, den einer aus der Bergpre­
digt empfindet, auch wenn wir die Allgemeinverbindlichkeit für die Gesellschaft nicht an­
erkennen können, die manche in diesem Zusammenhang fordern. 

Aber dies alles, der Respekt vor Gewissensentscheidungen, darf uns doch nicht davon 
entbinden, daß wir offenkundigen Mißbrauch, der gegenwärtig in vielen Teilen des 
Landes mit dem Recht auf Gewissensentscheidung betrieben wird, laut und deutlich an­
sprechen und kritisieren. 

(Lebhafter Beifall) 

Und wir müssen wachsam sein angesichts der Einseitigkeit der Abrüstungsforderungen, 
angesichts der Einseitigkeit, mit der Kernkraft hierzulande verurteilt, im Osten aber be­
wundert wird, angesichts der Einseitigkeit mit der die Linken das Leistungsprinzip hier­
zulande verteufeln, um das man im kommunistischen Machtbereich doch geradezu 
einen Kult treibt. Diese Einseitigkeit mahnt zu mehr Wachsamkeit gegenüber politischen 
Forderungen mit angeblich moralischer Begründung. 
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Meine Freunde, seit vielen Jahren werden Sprache und Begriffe umfunktioniert zu 
Waffen der politischen Agitation. Heute erleben wir, daß auch Moral und Ethik als Instru­
mente politischer Bewußtseinsänderung mißbraucht werden. Wir, die politische Mitte 
unseres Landes - insofern habe ich nie verstanden, daß wir darüber debattieren, ob wir 
mehr rechts oder mehr links sind; wo wir sind, ist die Mitte unseres Landes, 

(Beifall) 

wobei ich doch gar nichts dagegen habe, daß der eine glaubt, er müsse sich rechts von 
der Mitte profilieren, und der andere glaubt, er müsse sich links von der Mitte profilieren; 
das ist wie beim indonesischen Hausboot, das ein Hauptboot und zwei Ausleger hat: die 
Ausleger sind gut zum Stabilisieren, aber sie dürfen nie den Kurs bestimmen; das ist der 
entscheidende Punkt —, wir, die politische Mitte, 

(Heiterkeit und Beifall) 

haben es nie versäumt, moralisch begründete Forderungen mit dem gesunden Men­
schenverstand zu prüfen und sie an den Realitäten zu messen. 

Notwendig - das sage ich auch an unsere jungen Mitbürger - ist, daß wir uns den Her­
ausforderungen unserer Zeit gewachsen zeigen. 

Notwendig ist, daß wir den Frieden und unsere Freiheit bewahren. Wir dürfen uns den 
Willen und den Mut zur Selbstbehauptung unseres Vaterlandes nicht nehmen lassen. 
An Mauer und Stacheldraht an der angeblichen Friedensgrenze der DDR zeigt sich die 
Grenze des Friedens. Wir müssen auf dem richtigen Kurs, wir müssen auf der Seite der 
Freiheit bleiben. 

(Beifall) 

Der Friede ohne Waffen ist eine Illusion. Unsere Freiheit hätte ohne den Schutz des 
Bündnisses keinen Bestand. Jetzt wieder, liebe Freunde, gilt es - wie vor 30 Jahren am 
Beginn unserer Republik —, dem Zeitgeist zu widerstehen und die Werte zu verteidigen, 
mî  denen wir unsere Zukunft menschlich gestalten wollen. 

Notwendig ist, daß wir die Orientierungslosigkeit, die Unsicherheit und die Lebensangst 
im Lande überwinden. Wir müssen die geistigen, moralischen und materiellen Kräfte un­
seres Volkes wieder zur Entfaltung bringen. Wir stehen nicht am Ende unserer Zivilisa­
tionsgeschichte, sondern immer wieder vor einem neuen Anfang. Wir müssen die techni­
schen und materiellen Möglichkeiten dieser Zivilisation in den Dienst der Werte unserer 
geistigen Kultur stellen. Meine Freunde, wir kennen die Wege der Geschichte nicht, aber 
unser Glaube an Gott und unser Vertrauen in die eigene Kraft geben uns Hoffnung. 

Wir müssen uns mit all unserer Kraft für mehr Gerechtigkeit in der Welt einsetzen. Friede 
- so sagt Thomas von Aquin - ist das Werk der Gerechtigkeit Die Verletzung der Men­
schenrechte, wo immer sie geschieht, ist eine Herausforderung. Sie fordert unsere Ant­
wort heraus. Unsere Antwort ist unser Engagement und unsere tätige Hilfe. 

Die größte Herausforderung in dieser Zeit sind Hunger, Not und Elend der Menschen in 
der Dritten Welt. Dieses Unrecht, dieses schreiende Elend fordert mehr als eine Spende. 
Wenn wir sagen, wir müssen bereit sein, Opfer zu bringen, damit andere überleben. 
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dann ist das nicht so dahingesagt. Wir tiaben uns auch als Partei zu überlegen, war wir 
konkret zu tun haben. Es gibt das großartige Beispiel vieler Kreisverbände, die sich be­
reits sehr konkret an Entwicklungshilfeprojekten beteiligen. Ich gebe meiner Hoffnung 
Ausdruck, daß dieser Parteitag ganz formell beschließt: Das ist ein Auftrag an alle Kreis­
verbände der CDU Deutschlands. Wir sollten diesem guten Beispiel folgen. 

(Beifall) 

Meine Freunde, wir müssen weg von der Technikfurcht. Zurück zum einfachen Leben — 
das ist kein Weg, der für alle offensteht, Technik birgt nicht nur Risiken, sondern sie 
bietet auch Chancen; nicht nur Chancen der Bequemlichkeit, sondern auch Chancen 
für mehr Humanität z.B. in der Arbeitswelt. Das sagen wir unseren jungen Mitbürgern: An­
statt die Technik zu fürchten, sie zu meiden oder madig zu machen, sollten mehr junge 
Menschen lernen, mit Technik umzugehen, sie zu beherrschen, sie als persönliche Be­
rufschance zu nutzen. 

Aber, meine Freunde, das setzt eben voraus, daß sie die naturwissenschaftlichen 
Fächer auf unseren Gymnasien nicht zugunsten bequemerer Fächer abwählen 

(Beifall) 

und daß sie auch jenem Unsinn geistig widerstehen, mit einem technischen Beruf 
würden sie zwangsläufig mitschuldig an der Schädigung unserer natürlichen Umwelt. 
Das Gegenteil ist richtig. Gerade zum Schutze der Umwelt, zur Reinhaltung der Gewäs­
ser, zu vielem anderen, was wir machen müssen, und vor allem zur Überwindung der Not 
in der Dritten Welt brauchen wir das. 

Meine Freunde: Wir müssen wieder Raum schaffen für selbstverantwortete Freiheit. Wir 
vertrauen auf die Mündigkeit der Bürger, auf ihre Bereitschaft und Fähigkeit, auch ohne 
die Allgegenwart eines alle bevormundenden Staates ihr Leben selbständig zu gestal­
ten. Familie, Nachbarschaft Gemeinde - dort, wo menschliche Nähe erfahrbar ist, dort 
schlägt das Herz der Freiheit, dort — und nicht im Pathos von Ideologien - liegen die 
Quellen des Gemeinsinns, der Gemeinsamkeit von Demokraten und der Bereitschaft, 
sich für das Vaterland in Pflicht nehmen zu lassen. 

Und letztens: Wir müssen die Solidarität der Generationen untereinander wieder festi­
gen. Diese Solidarität, Garant des inneren Friedens ebenso wie der persönlichen und 
der sozialen Sicherheit, ist heute mehr denn je gefährdet. Das Bewußtsein, liebe 
Freunde, aufeinander angewiesen, füreinander da zu sein, droht verlorenzugehen. Der 
Generationenkonflikt wird vielerorts nicht mehr ausgetragen, sondern er wird zuneh­
mend durch Sprachlosigkeit vertieft. 

Hier müssen wir ansetzen. Wir müssen uns auf allen Seiten klarmachen, daß die Genera-
~~tionen eines Volkes eine Schicksalsgemeinschaft bilden, die niemand auflösen kann. 

Wir brauchen Toleranz und die Bereitschaft, einander zuzuhören. Wir brauchen das Be­
mühen um gegenseitiges Verständnis. Wir, die mittlere und die ältere Generation, sollten 
die Sorgen und die Fragen der Jungen ernst nehmen. Wir wollen nicht Recht behalten, 
nur weil wir älter sind. Aber wir müssen unseren Standpunkt klar vertreten, weil uns Er­
fahrung, Wissen und Verantwortung Autorität auferlegen. So wollen wir das Gespräch 
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mit der jungen Generation führen. 

Meine Freunde, es ist Zeit für eine Wende der deutsctien Politik. Wir sind entschlossen, 
diese Wende herbeizuführen. Wir sind überzeugt, daß wir das Menschenbild vertreten, 
das zu größerer Freiheit, zu Frieden und zu mehr Glück führt. 

Die geistige Führung in unserem Land hat die Union schon vor Jahren übernommen. 
Eine deutliche Mehrheit - das zeigen alle Wahlergebnisse - unterstützt unsere Politik. 
Es ist eine Unterstützung, die Vertrauen und Hoffnung zum Ausdruck bringt. 

Wir sind zur Übernahme der politischen Verantw/ortung bereit. Wir, die Union, sind, wenn 
wir diskutieren, gleichwohl in allen Grundfragen einig und geschlossen. Wir sind hand­
lungsfähig. Wir wollen die politische Wende, weil unser Land einen neuen Anfang 
braucht. 

Uns allen möchte Ich zurufen: Tun wir unsere Pflicht, gehen wir gemeinsam ans Werk. 

(Langanhaltender lebhafter Beifall -
Die Delegierten erheben sich) 

Dr. Bernhard Vogel, Tagungspräsidium: Lieber Helmut Kohl, der Parteitag dankt dir 
für diese große Rede. 

Ziel dieses Parteitages ist es, der Bevölkerung deutlich zu machen: Es gibt eine über­
zeugende Alternative in Deutschland. Mag die SPD in einer Krise stecken, mag die Bun­
desregierung in einer Krise stecken, daraus braucht keine Krise dieses Staates zu 
werden, wenn man den Mut hat, einen neuen Anfang zu setzen. 

(Beifall) 

Unter der Führung von Helmut Kohl werden wir diesen Auftrag erfüllen. 

(Beifall) 

Und jeder von uns, meine Freunde, wird daran gemessen, was er dazu beiträgt, daß wir 
diesen Auftrag erfüllen, und nicht daran, ob er sich selber Ins Gerede bringt. 

(Lebhafter Beifall) 

Ich glaube, meine Freunde, die Delegierten erwarten vor allem von denen, die sie In Füh­
rungspositionen gewählt haben, daß sie diesen Dienst doppelt und dreifach treu und 
entschlossen erfüllen. 

(Lebhafter Beifall) 

Der Parteitag dankt Helmut Kohl. Der Parteitag wird um 14 Uhr mit dem Wort unseres 
Freundes Dr. Stoiber fortgesetzt 

(Unterbrechung von 13.03 bis 14 Uhr) 
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( 

Dienstag, 3. November H 9811 
2. Plenarsitzung 

Beginn: 14.17 Uhr 

WiHMscä Hasselmann, Tagungspräsidium: Ich eröffne die 2. Plenarsitzung. 

Bevor ich Herrn Dr. Stoiber von der CSU das Wort erteile, gebe ich zum weiteren Ablauf 
noch folgendes bekannt: Nach dem Grußwort von Generalsekretär Dr. Stoiber werden 
wir in die Aussprache zu Tagesordnungspunkt 8 - Grundsatzrede des Vorsitzenden der 
CDU - eintreten. In dieser Aussprache werden dann zunächst fünf bis sechs Redner 
das Wort erhalten. Zwischen 15.00 Uhr und 15.30 Uhr wird unser Generalsekretär, Dr. 
Geißler - im Rahmen von Punkt 11 der Tagesordnung - den Leitantrag begründen. 
Danach diskutieren wir weiter, und zwar über den Leitantrag und den Bericht des Vor­
sitzenden der CDU gemeinsam. Wir haben bereits jetzt eine große Zahl von Wortmeld­
ungen vorliegen. 

Nach diesen kurzen Bemerkungen zum weiteren Ablauf begrüßen wir unseren Freund 
Dr. Stoiber von der CSU aus Bayern noch einmal ganz herzlich. 

(Beifall) 

Herr Dr. Stoiber, wir freuen uns, daß Sie zu uns gekommen sind. Sie haben das Wort. Wir 
hören Ihnen gern zu. 

D>ir. Edmimtä Stoibeir, Generalsekretär der CSU: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr 
geehrte Damen und Herren! Liebe Freunde von der CDU! Ich bedanke mich sehr herz­
lich für die Einladung zu Ihrem 30. Parteitag. Es ist für mich eine große Ehre, als Vertreter 
der CSU zum zweiten Mal zu Ihnen sprechen zu können. Im Namen der Christlich-
Sozialen Union und ihres Vorsitzenden, Franz Josef Strauß, überbringe ich Ihnen die 
besten Grüße zu Ihrem Parteitag. 

(Beifall) 

Mehr als ein Jahr ist seit der Bundestagswahl 1980 vergangen. Es ist sicherlich keine 
Übertreibung, wenn ich feststelle, daß die Zusammenarbeit zwischen den beiden Parte­
ien wohl kaum jemals so eng und so gut war wie damals, und daß diese von Freund­
schaft und Übereinstimmung getragene Atmosphäre auch über den Wahltag hinaus er­
halten geblieben ist. 

(Beifall) 

Dafür sage ich Ihnen allen, ganz besonders aber Ihrem Bundesvorsitzenden, Dr. Helmut 
\j Kohl, und meinem Kollegen, Dr. Heiner Geißier, sehr herzlichen Dank. 

(Beifall) 

Wir haben bei dieser Wahl kein Votum für unsere bessere Politik bekommen. Wir haben 
aber mit unseren Prognosen und unseren politischen Analysen recht behalten. Stück für 
Stück bekommt heute eine geradezu entsetzte Öffentlichkeit die Wahrheit über den des-
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olaten Zustand der deutschen Politik präsentiert. Die Bevölkerung erkennt und begreift 
zunehmend die ganze politische Verkommenheit der Regierungsparteien, die vor den 
Wahlen mit Lügen und mit Hilfe von Teilen der Massenmedien ein falsches Bild von der 
politischen Wirklichkeit zum Schaden unseres Landes zeichneten. 

Mit besonderem Interesse haben wir die Vorbereitungen zu Ihrem Parteitag verfolgt, weil 
die Ergebnisse der Beratungen sicher nicht ohne Einfluß auf die Uninnsnarteien insge­
samt und auch auf die gesamte Politik bleiben werden. Das politische Klima in Deutsch­
land ist geprägt von Unsicherheit, von Zweifel an Glaubwürdigkeit der politischen Parte­
ien und als Folge davon von Vertrauensschwund in die Institutionen des Staates. Auch 
die Unionsparteien müssen sich kritisch fragen — und das tun sie auf diesem Parteitag 
—, inwieweit auch sie Vertrauen in der Öffentlichkeit verloren haben. Im wesentlich ist 
der Vertrauensschwund jedoch das Ergebnis politischer Fehlentwicklung und fehlender 
politischer Integrität der Verantwortlichen in Bonn, für die der Begriff "Ehrlichkeit" prak­
tisch keinen Stellenwert mehr hat. 

(Beifall) 

Wenn ich davon sprach, daß wir zwar recht behalten, aber nicht recht bekommen 
haben, so ist das allein sicherlich kein Grund, Genugtuung zu empfinden. Denn es kann 
uns ja keineswegs befriedigen, und wir können es nicht dabei bewenden lassen, dem 
Verlaut der politischen Geschichte untätig entgegenzusehen, allein in der Hoffnung, ir­
gendwann würden wir die entsprechenden Mehrheiten erlangen, um die politischen Ge­
schicke endlich wieder selber lenken zu können. Trotz aller berechtigter Aufbruchstim­
mung und bei der Suche nach Alternativen dürfen wir nicht vergessen, wer die politische 
Verantwortung in den letzten Jahren getragen hat. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wenn der Bevölkerung nicht auf breiter Front 
bewußt wird, daß SPD und FDP dafür verantwortlich sind, und zwar sie allein, daß unsere 
westlichen Verbündeten über den außen- und sicherheitspolitischen Kurs unserer Politik 
immer unsicherer werden und durch die falsche Wirtschafts- und Finanzpolitik auch 
das soziale Netz schmerzhafte Risse bekommen hat, wenn also die Verantwortlichkeit 
nicht ins Bewußtsein dringt, werden wir unsere größere Leistungskompetenz zur Bewäl­
tigung der Probleme nicht mit der notwendigen Mehrheit erreichen und begleiten 
können. 

(Beifall) 

Die Fehler der Politik der SPD und der FDP werden allerdings heute zum Teil schon er­
kannt Oft jedoch wird gleichzeitig festegestellt daß es die Unionsparteien nicht besser 
machen würden. Dies ist zwar objektiv falsch und leicht widerlegbar, aber bedauerlicher­
weise wird heute in der politischen Auseinandersetzung nicht mehr rational, sondern nur 
noch emotional diskutiert 

Jede Zeit hat ihre politischen Brennpunkte und ihre politischen Eigenheiten. Deswegen 
glaube ich nicht daß es richtig wäre, wenn wir den Eindruck erweckten, als wären die 
Probleme nicht lösbar, als wären Probleme früherer Zeiten weniger schwierig gewesen. 
Die überwiegende Mehrheit unserer Bevölkerung hat keine wesentlich anderen Anlie­
gen als die Bevölkerung vor 5,10 oder 20 Jahren. Die Erhaltung des Friedens, die Siche­
rung der Freiheit die Sicherung der Arbeitsplätze, die Erhaltung und Sicherung des so­
zialen Netzes und nicht zuletzt persönliches Wohlergehen beschäftigen den einzelnen 
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heute ebenso.wie sie ihn in früheren Jahren beschäftigt haben. 

Für mich ist entscheidend, daß sich das Selbstbewußtsein in nicht unerheblichem Maße 
verändert hat und darüber hinaus heute ein Immer größer werdender Teil unserer Bevöl­
kerung den demokratischen Partelen, aber auch den demokratischen Institutionen nicht 
mehr zutraut, die Probleme lösen zu können. 

Angesichts dieser Situation müssen wir uns auch selbstkritisch fragen, ob wir alles 
getan haben, um die innere Geschlossenheit unserer Gesellschaft zu sichern, ob wir 
nicht auch alle oder zumeist bereit waren, den Forderungen nach unguten Veränderun­
gen nachzugeben. 

Lassen Sie mich dazu einige Bemerkungen machen. 

In der öffentlichen Diskussion nimmt das sogenannte Aussteigen aus dieser Gesell­
schaft - Helmut Kohl hat heute vormittag ausführlich dazu gesprochen - einen großen 
Raum ein. Auch wir bemühen uns — mehr oder weniger intensiv -, mit Aussteigern, mit 
Hausbesetzern, mit denen, die die herkömmlichen Lebensformen ablehnen, und auch 
mit solchen, die in hohem fvlaße Leistungsverweigerung betreiben, ins Gespräch zu 
kommen. 

Ich glaube aber, meine lieben Parteifreunde, wir müssen sehr aufpassen, daß in der Öf­
fentlichkeit Minderheitenprobleme nicht zu sehr in den Mittelpunkt gerückt und Mehr­
heitsprobleme zuwenig beachtet werden. 

(Beifall) 

Wir dürfen zum Beispiel bei aller Bereitschaft zur Diskussion mit sogenannten kritischen 
Leuten, die diese Gesellschaftsordnung in wesentlichen Teilen ablehnen, nicht verges­
sen, daß die große Mehrzahl unserer Wähler von uns erwartet, daß wir unsere politischen 
Grundsätze nicht verwischen. 

(Beifall) 

Sie erwartet von uns auch, daß bei der Behandlung dieser Probleme die rechtsstaatli­
chen Grundsätze beachtet werden. Denn auch das Tun des Bürgers wird ja daran ge­
messen, wie geseizestreu er ist. 

Wir sind gut beraten, das Gespräch auch mit denen zu führen, die, nachdem Leistungs­
denken und Leistungsbereitschaft ein Jahrzehnt lang verteufelt wurden, heute geradezu 
bestraft werden, weil sie Leistungen erbringen. Meine sehr verehrten Damen und 
Herren, gibt es nicht auch viele "Aussteiger", zum Beispiel auch im mittelständischen Be­
reich, die die innere Legitimation des Staates, der ihre Leistungen in so hohem Maße, 
wie dies heute geschieht, besteuert, nicht mehr anerkennen? Sind nicht zum Teil auch 
jene Mitbürger, die In immer größerem Maße schwarzarbeiten oder schwarzarbeiten 
lassen, ebenfalls "Aussteiger", weil sie nicht akzeptieren, daß von ihren hohen Abgaben 
In hohem Maße auch Faule und Träger mitfinanziert werden? 

(Beifall) 

Unsere Politik kann und darf nicht davon bestimmt sein, Grundsätze in Frage zu stellen. 
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nur um neue Wählerschichten zu erschließen. Wer die prinzipielle Geschlossenheit der 
Unionsparteien in den grundlegenden Fragen als ein Manko ansieht und glaubt, diese 
Geschlossenheit müsse abgebaut werden, weil der öffentliche Streit über grundlegende 
Fragen — nur um des Streitens willen - ein attraktives Anziehungselement für die 
Wähler ergebe, der geht meines Erachtens einen verhängnisvollen Weg, den die CSU 
nicht gehen wird. 

(Beifall) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich kann mich auch auf die heutige Rede von 
Helmut Kohl beziehen. Ich möchte Sie in diesem Zusammenhang an die von vielen in 
Ihren Reihen oft als quälend empfundene Diskussion um die Einheit der Union erinnern. 
In dieser Diskussion wurde von vielen Freunden gerade in Ihren Reihen leidenschaftlich 
die Einheit und die Geschlossenheit der Union als ein unverzichtbares Gut dargestellt, 
das auch keiner Strategie zur Mehrheitsgewinnung geopfert werden dürfe. 

Die Parteienlandschaft ist nun auf der anderen Seite, wie Helmut Kohl es heute ausge­
drückt hat, vollends in Bewegung geraten, und in vielen Parlamenten ist das Drei- bzw. 
Vierparteiensystem durch den Erfolg der sogenannten Altvernativen und der Grünen 
durchbrochen worden. Diese Auflockerung der Parteienlandschaft begrüße ich, da sie 
die FDP hindern wird, weiterhin leichtfertig gegen die Union als jeweils stärkste Partei in 
den Parlamenten regieren zu können. 

Die CSU findet es deswegen etwas merkwürdig, wenn in dieser Situation von einigen 
plötzlich die Einheit und Geschlossenheit der Union geringer bewertet wird, als das 
früher anscheinend der Fall war. Ich darf Sie hier ganz herzlich an die Einheit und Ge­
schlossenheit erinnern. 

(Beifall) 

Dies noch dazu in einem Zeitpunkt, in dem die Regierungsparteien zerstrittener denn je 
sind und der Bürger keine glaubwürdige Orientierung mehr von ihnen bekommt. 

Viele Bürger, meine sehr verehrten Damen und Herren, wählen und vertrauen uns, weil 
wir In den innen- und außenpolitischen Grundfragen klare Positionen beziehen. Viele 
dieser Wähler werden aber nicht bereit sein, grundlegende Änderungen unserer Politik 
mitzutragen. Was uns von der SPD und der FDP besonders unterscheidet, ist und bleibt 
unsere Glaubwürdigkeit, ist und bleibt die Tatsache, daß wir sagen, was wir denken, und 
das wir tun, was wir sagen. 

Meine Damen und Herren, wer glaubt, die Union bleibe auch dann glaubwürdig, wenn 
sie in ihren eigenen Reihen Mitglieder akzeptiert, die mit Verfassungsfeinden gemein­
sam auftreten, die öffentlich gegen die eigene Partei Stimmung machen und zur Wahl 
anderer Parteien aufrufen, der verwechselt Toleranz mit politischer Unehrlichkeit. 

(Beifall und vereinzelte Pfiffe) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, denen, die in den letzten Tagen bedauerlicher­
weise den Eindruck erweckt haben, die CSU würde Mitglieder in ihren Reihen nicht 
dulden, die in grundlegenden Fragen anderer Meinung sind, als die überwältigende 
Mehrheit, denen darf ich eines ans Herz legen: Das ist doch nicht das Thema, meine 
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sehr verehrten Damen und Herren. Das ist doch unbestritten, daß selbstverständlich in 
beiden Unionsparteien jeder seine Meinung, auch wenn sie von der überwältigenden 
Mehrheit abweicht, aussprechen darf. 

(Vereinzelter Beifall) 

Nur, ich bitte, dies gerade in freundschaftlicher Verbundenheit an die Adresse meines 
Freundes Wissmann sagen zu dürfen: Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir 
haben in den letzten zehn Jahren die SPD mit Recht hart kritisiert daß sie ihren eigenen 
Abgrenzungsbeschluß gegenüber Verfassungsfeinden vom 14.11.1970 nicht ernstge­
nommen hat, denn danach ist es den Mitgliedern der SPD nicht gestattet mit der Deut­
schen Kommunistischen Partei und ihren Organisationen gemeinsam Veranstaltungen 
durchzuführen, gemeinsame Publikationen herauszugeben, gemeinsame Aufrufe, Flug­
blätter, Einladungen usw. zu unterzeichnen. Wenn dies nunmehr in der Union toleriert 
werden würde, würden wir in der Tat unglaubwürdig werden. Dies wäre eine Verände­
rung der Union, die in der CSU keine Basis finden würde. 

(Beifall - Zurufe - Vereinzelte Pfiffe) 

Wegweiser für die Politik der Unionsparteien in den letzten Jahren muß nach wie vor 
das gemeinsame Wahlprogramm von CDU und CSU sein, das die Aussagen von Helmut 
Kohl und Franz Josef Strauß wiedergibt Unsere entscheidende Chance gegenüber SPD 
und FDP bestehtdarin, daß wir die Glaubwürdigkeit unserer Aussagen und unseres politi­
schen Handelns immer wieder den gebrochenen Versprechungen von SPD und FDP 
entgegenhalten. Unser Wahlprogramm stand unter dem Motto: "Frieden und Freiheit'. 
Dieses Thema hat nichts von seiner Aktualität eingebüßt ganz im Gegenteil. In diesem 
Programm sind aber auch die Wege vorgezeichnet um zu diesen Zielen zu gelangen. 
Gerade auch im Hinblick auf die vor kurzem aufgebrochene Diskussion über die Kon­
sensfähigkeit der gegenwärtigen Verteidigungsstrategie des Westens darf ich einen Ab­
schnitt aus dem gemeinsamen Wahlprogramm ins Gedächtnis zurückrufen: Verlust des 
Machtgleichgewichts erzeugt Spannung und fordert zur Gewaltpolitik heraus. Zur Erhal­
tung des Friedens ist es unerläßlich, daß diejenigen Waffen bereitstehen, die zur Verhin­
derung eines Krieges unerläßlich sind. 

In der Sowjetunion stellt sich die Frage nach dem Konsens der Militärstrategie nicht 
leider nicht deswegen gibt es für uns nach unserer Auffassung leider keine andere Alter­
native, als an unserer jetzigen glaubwürdigen Politik festzuhalten, damit der Friede in 
Freiheit gesichert bleibt 

(Beifall) 

f Wollen wirjedoch glaubhaft bleiben, müssen wirzur Verteidigung unserer Freiheit die 
; Waffen bereitstellen, die die Gegenseite daran hindern, an unserer Verteidigungsbereit-
!' schaff und unserehn Verteidigungswilien zu zweifeln. Die Suche nach dem richtigen 
I Weg zum Frieden ist nichts Neues in der deutschen Politik. In der gesamten Nachkrieg-
' spolitik war dies das überragende Anliegen. Gegenüber der heutigen Situation hat sich 

nur geändert daß früher immer neben Frieden auch der Wert Freiheit genannt wurde. 

Ich betone dies deshalb so nachdrücklich, weil bei der gesamten Diskussion über den 
\ richtigen Weg, den Frieden zu sichern, außerhalb der Unionsparteien kaum mehr von 
* Freiheit geredet wird. Dies ist auch die Folge der Verwischung ethisch-moralischer Un-
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\terschiede zwischen Ost und West, zwischen den Gesellschaftsordnungen in Ost und 
' West. In der gesamten Friedensbewegung hören wir weder von Eppler noch von ander­

en etwas über die Sicherung der Freiheit. "Die Haltung des Friedens", so formulierte es 
Chamberlain, "ist ein Meisterstück der Vernunft." Deshalb müssen wir uns hüten, der 
Emotionaliserung nur mit Emotionen zu begegnen. 

Entlarvend war für mich die Hilf- und Sprachlosigkeit von Willy Brandt, als er vor ein paar 
Tagen In einer Fernsehdiskussion gefragt wurde, wie er sich erkläre, daß bei der Frie­
densdemonstration in Bonn von Freiheit nichts zu hören gewesen sei. Leider hat auch 
bei der SPD heute die Freiheit nicht mehr den Stellenwert wie zu Zeiten von Kurt Schu­
macher. Ebensowenig wird von den Mitgliedern der Friedensbewegung für die Rechte 
der Menschenrechtsbewegung demonstriert, vor allem nicht für die unterdrückten 
Völker im Osten. 

\ Ich erinnere hier an die Rede von Kopelev, dem Friedenspreisträger des Deutschen 
Buchhandels, der bei der Verleihung des Preises in der Paulskirche sagte, heute müsse 
es bereits allen eindeutig klar sein, daß der Friede auf der Welt wirklich nur dann erehal­
ten bleibe, wenn auch die Menschenrechte gesichert seien. Deswegen sind alle, die 
sich heute für Menschenrechte einsetzen, wahre Friedenskämpfer. 

(Beifall) 

l\ 
l Meine sehr verehrten Damen und Herren, was die Menschen und gerade auch die 

jungen Menschen von der Union insgesamt erwarten, ist Offenheit und Ehrlichkeit. Nur 
dann haben wir die Chance, sie auch davon zu überzeugen, daß nur die Mitarbeit bei der 
Gestaltung unserer freiheitlichen Ordnung auch ihre Zukunft in Freiheit sichern kann. In 
diesem Sinne wünsche ich Ihnen sehr, sehr herzlich für diesen Parteitag einen guten 
Verlauf und ausgezeichnete Ergebnisse. - Ich danke Ihnen. 

(Beifall) 

Wilfried Hasseimann, Tagungspräsidium: Herr Dr. Stoiber, haben Sie herzlichen Dank 
für ihre Worte. Am Beifall haben Sie gemerkt, Sie sind in jeder Beziehung verstanden 
w/orden. Herzlichen Dank, daß Sie bei uns sind und noch bei uns bleiben werden, 

Ich rufe Punitt 9 der Tagesordnung auf: 
Ausspraclie zum Tagesordnungspunkt 8 

Wir machen vom Präsidium aus darauf aufmerksam, daß Wortmeldungen mit vollstän­
dig ausgefüllten Wortmeldezetteln eingereicht werden müssen. Die Hostessen nehmen 
sie Ihnen ab und legen sie sofort dem Präsidium vor. 

Mit Rücksicht auf die Zeit und auf die Notwendigkeit, daß unser Generalsekretär die Leit­
sätze begründen muß, über die wir dann gemeinsam weiter diskutieren, müssen wir Sie 
bitten, sich bei den Debattenbeiträgen kurz zu fassen. 

(Zustimmung) 

Sie wissen, daß wir die Möglichkeit haben, die Redezeit auf fünf Minuten zu begrenzen. 
Davon wollen wir zunächst noch nicht Gebrauch machen; wir wollen erst einmal abwar­
ten, wie sich das anläßt. Zur Stunde haben wir 27 Wortmeldungen vorliegen. 
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Ich erteile das Wort zunächst Herrn Christian Wulft, Niedersachsen, Junge Union. 

Christian Wuiff: Meine sehr verehrten Damen und Herren! Liebe Parteifreunde! Wir 
haben heute morgen in sehr eindrucksvollen Worten gehört, daß sich SPD und FDP am 
Ende der Fahnenstange befinden, und daß bei denen wohl wenig bekannt ist, daß der 
Turmbau zu Babel auch sehr negativ ausgegangen ist. 

Ich meine aber, daß diese Tatsache uns nicht davon abhalten kann, darüber zu spre­
chen, ob nicht auch innerhalb der Union einiges vielleicht nicht ganz in Ordnung ist, und 
zwar darüber zu sprechen, ohne damit die Regierungsfähigkeit der Union überhaupt in ir­
gendeiner Art und Weise in Zweifel zu ziehen. 

(Beifall) 

Der derzeitige Zustand der SPD/FDP-Koalition kann uns auch nicht davon abhalten, 
selbstkritisch auch mit unserer eigenen Partei ins Gericht zu gehen, weil nur eine selbst­
kritisch mit sich umgehende Partei attraktiv auch für die Gruppen ist, die wir gewinnen 
müssen, nämlich für die jungen Leute, die ja auf diesem Parteitag auch sehr zahlreich 
vertreten sind. 

(Beifall) 

Alle demoskopischen Umfragen und Anzeichen, in welch gutem Zustand sich die Union 
befindet, können nicht darüber hinwegtäuschen, daß sich in weiten Teilen der jungen 
Generation - und hier möchte ich besonders auf die 15-, 16-, 17- und 18jährigen hinwei­
sen, die 1984 als Erstwähler das Wahlrecht haben werden - der Grad der Zustimmung 
zur Union nicht wesentlich gebessert hat. Wenn wir dies aus unserem Gedächtnis ver­
drängen, halte ich das für den entscheidensten Fehler, den die Union in diesen Tagen 
machen kann. 

(Beifall) 

Professor Biedenkopf hat 1977 als Generalsekretär der Partei zur Funktion der Vereinig­
ungen folgendes gesagt: 

"Es sind die Vereinigungen, von denen wir erwarten, daß sie als erste in der Gesell­
schaft die neuen Probleme spüren und in die Partei hineintragen. Wir erwarten 
von der Jungen Union, daß sie als erste an die Partei meldet, was in der jungen 
Generation vor sich geht." 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, der Deutschlandtag der Jungen Union war ein 
bedeutsames Datum - nicht wegen der Dinge, über die hinterher in der Presse berichtet 
wurde, sondern wegen einer auf diesem Deutschlandtag redlich geführten und auch in­
tellektuell haltbaren Diskussion über die wirklichen Sorgen und Nöte junger Leute, über 
die Ängste vor Krieg, vor Arbeitslosigkeit, vor der Zukunft. 

Ich selber teile diese Ängste nicht, bin aber der festen Überzeugung, daß wir Verständnis 
für diese Ängste haben müssen. Angst habe ich allerdings vor manchen wohlfeilen Ant­
worten bestimmter Politiker auf Zukunftsfragen, gerade auf die Zukunftsfragen, die die 
jungen Menschen in unserem Lande beschäftigen. 

(Vereinzelt Beifall) 

58 



Ich weiß aber auch, daß mancher hier im Saal Angst vor Rednern der Jungen Union oder 
vor Deutschlandtagen der Jungen Union hat. 

(Beifall) 

Da würde ich erwarten oder hoffen, daß ein wenig mehr Gelassenheit vielleicht gerade 
bei denen, die sich diese Gelassenheit erlauben können, eintritt. 

(Vereinzelt Zustimmung) 

Sie alle kennen den Spruch, daß Politiker Politik bis zur nächsten Wahl machen, Staats­
männer aber Politik für kommende Generationen. Ich bin der felsenfesten Überzeugung, 
daß die CDU deutlich machen muß, daß wir mehr Staatsmänner haben, die an kom­
mende Generationen denken, als das in der jungen Generation bekannt ist. Deutlich 
werden kann dies aber nur durch offene, kontroverse Diskussionen über die wirklichen 
Zukunftsfragen, die junge Leute bedrücken. 

(Beifall) 

Was bewegt nun junge Leute in diesem Lande? Dies müßte — Herr Professor Bieden­
kopf hat es vor dem Parteitag 1977 unter Beifall gesagt — ja von uns eingebracht 
werden. Die Junge Union muß selbstkritisch zugeben, daß wir manches Mal vielleicht zu 
wenig von dem eingebracht haben, was in der jungen Generation vor sich gegangen ist; 
nur wollen wir jetzt, seit dem Deutschlandtag, damit anfangen, Ihnen zu sagen, was an 
Entwicklungen dort abläuft. 

Dazu möchte ich Ihnen vier Beispiele nennen, eines aus einer Tageszeitung, eines aus 
dem Lexikon, eines aus einer Postwurfsendung und eines aus einem Schüleraufsatz, 
Beispiele betreffend emotionslose Sachlichkeit, Partnervermittlung über Computer, In­
flation der Worte und Sinnlosigkeit manchen Tuns. 

Was meine ich damit? Meine sehr verehrten Damen und Herren, Jugendliche regen 
sich auf, auch ich rege mich auf über die Inflation der Worte. Das Vaterunser hat 56 
Worte, die Zehn Gebote haben 297 Worte, die amerikanische Unabhängigkeitserklärung 
hat 300 Worte, und eine Verordnung der Brüsseler Kommission für den Import von Kara­
melerzeugnissen hat 26 911 Worte. 

(Beifall) 

Es wird offensichtlich immer mehr geredet, ohne etwas auszusagen. — Dieses Beispiel 
war aus einer Tageszeitung. 

Ein zweites Beispiel aus einem Lexikon: Unter "Hiroshima" steht dort: Hiroshima, Haupt­
stadt der gleichnamigen japanischen Provinz, wurde durch den Abwurf einer Atombom­
be am 6.August 1945 stark zerstört (rund 26o ooo Tote, 163 5oo Verletzte und Vermißte). 

Dies - in dieser Sachlichkeit - beschäftigt die junge Generation, es regt sie auf. Es 
empört uns und entrüstet uns, und ich finde dies gut so. Deswegen müßte man sich 
manchmal überlegen, ob nicht etwas mehr Emotion und etwas weniger Pragmatismus 
eine Rolle spielen sollte. 
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(Beifall) 

Ein drittes Beispiel aus einer Postwurfsendung: Ferner erhalten Sie kostenlos die Be­
schreibung Ihres Idealpartners, den der Computer auf Grund Ihrer Angaben für Sie ge­
funden hat. 

Partnersuche wird heute über Computerfirnnen angeboten, und sehr viele, ja, Millionen 
Menschen beteiligen sich daran. 

Als viertes und letztes Beispiel ein Schülergedicht das meine 13jährige Schwester mir. 
vor wenigen Tagen aus der Schule mitbrachte:" Du sagst, du liebst die Blumen, aber du 
zertrittst sie; du sagst, du liebst die Umwelt, aber du zerstörst sie; wenn du sagst, ich 
liebe dich, habe ich Angst." 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, "Angst" ist inzwischen ein Modewort gewor­
den. Ich möchte mich an dieser Mode eigentlich nicht beteiligen. Wir sollten auch den 
Ängsten nicht hinterherlaufen. Aber wir sollten, wenn wir Politik machen und politische 
Äußerungen formulieren, berücksichtigen, daß viele Menschen in diesem Lande, jüngere 
wie ältere, Angst haben. Wenn wir uns nicht in die Jüngeren hineinversetzen und auf ihre 
Ängste eingehen, werden wir nie zu einem Dialog, zu einem Gespräch mit den jungen 
Menschen in diesem Lande kommen. 

(Beifall) 

Ich frage mich wirklich, warum das Wort "Utopie" eine so geringe Bedeutung in der 
Union hat, warum sofort mit Pragmatismus, Technokratie und kurzfristigen Problemlös­
ungen Politik - auch von selten unserer Bundestagsfraktion - gemacht wird. Warum 
sollten nicht Überlegungen dieser Art aus der jungen Generation für uns als christliche 
Demokraten ein ernster Anstoß sein? Warum sollten wir nicht - auch in Interviews, auch 
in Veranstaltungen, auch in öffentlicher Auseinandersetzung in der Partei - offenbaren, 
daß wir hierfür Verständnis haben? Warum sollten wir dies nicht in unsere Diskussionen 
einbeziehen? 

(Beifall) 

Schließlich möchte ich mit einem Zitat das Ihnen vielleicht ein bißchen von dem zeigt 
was in dieser Partei — zwischen Junger Union und CDU — schon einmal los war, das 
zeigt wie man mit sich schon einmal hart ins Gericht gegangen ist Herr Dr. Kohl hat 
1947 an seinem ersten CDU-Parteitag teilgenommen. Ich möchte ein Zitat von einem 
anderen Parteitag des Jahres 1947 - dem Recklinghausener CDU-Parteitag der briti­
schen Zone - bringen, ein Zitat von Dr. Bruno Six, der der erste Bundesvorsitzende der 
Jungen Union war. 

Dr. Bruno Six hat dort folgendes gesagt 
Eine Generation, die zweimal Krieg und Frieden verloren hat hat keinen Anspruch 
daraut zum drittenmal ein Reich allein gestalten zu dürfen. Das mag hart sein für 
sie, es mag bitter hart sein, aber es hat keinen Wert sich der Wirklichkeit zu ver­
schließen. Die junge Generation erkennt sie nicht an, und wenn Sie sich dagegen-
stemmen, dann wird auf Grund der biologischen Tatsachen die junge Generation 
über Sie zur Tagesordnung hinweggehen. Das ist die Junge Union. Ob Sie sie ver-
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standen haben, weiß ich nicht. Wenn Sie sie nicht verstanden haben, so ziehen 
Sie sich bitte aus der Politiic zurück. Wir gehen unseren Weg, daran wird niemand 
etwas ändern. 

(Beifall) 
Die CDU ist eine junge Partei. Sorgen Sie dafür, daß sie die Partei der Jugend wird! 

Ein Zitat von 1947 vom damaligen JU-Vorsitzenden. Heute halte ich es für ziemlich un­
denkbar, etwas Ähnliches zu sagen. 

(Heiterkeit und Beifall) 

Lassen Sie mich bewußt sagen: Ich möchte Sie sehr herzlich bitten, ein wenig mehr Ge­
lassenheit ein wenig mehr Ruhe zu haben, wenn junge Menschen das sagen, was in 
ihrer, in meiner Generation vor sich geht: in den Kreisverbänden, in der Fraktion, in den 
Vorständen der Partei, damit wirklich ein Dialog zustande kommt. Die Idealvorstellungen 
junger Leute liegen bei weitem nicht so weit von unseren Idealvorstellungen entfernt, 
wie das mancher auch in der Union offensichtlich glaubt- Danke schön. 

(Anhaltender lebhafter Beifall) 

Jürgen Echternach, Tagungspräsidium: Vielen Dank, Herr Wulff. Das ist genau richtig: 
Wir brauchen die jungen Leute und die älteren für die Union; dann klappt das auch; alle 
miteinander! 

(Beifall) 

Jetzt hat unser Oberbürgermeister Dr. Wallmann, Frankfurt das Wort 

(Weiterhin anhaltender Beifall bei Teilen der Anwesenden) 

Herzlichen Dank. Das Wort hat jetzt Herr Oberbürgermeister Dr. Wallmann, Frankfurt 

Dr. Walter Wallmann: Herr Vorsitzender! Meine lieben Freunde! Sie werden verstehen, 
daß ich an diesem Tage zu der großen Diskussion um die Frage: Friede in der Bundesre­
publik Deutschland und wie gewinnen wir den Frieden in der Welt gern etwas sagen 
möchte. Ich glaube, wenn wir den Frieden dort wo wir ihn haben, bewahren und dort wo 
er nicht vorhanden ist gewinnen wollen, dann verlangt das von uns zuerst intellektuelle 
Anstrengungen, 

Aufgabe des Staates ist es, Frieden zu stiften und Frieden zu bewahren, und zwar den 
Frieden des Gemeinwesens und den Frieden im Gemeinwesen, also den Frieden nach 
außen und den Frieden im Innern. Ich denke, wir alle sind Helmut Kohl sehr dankbar 
dafür, daß er heute das Thema Frieden grundsätzlich behandelt hat und sich nicht nur 
auf einige Aspekte dieser so notwendigen Diskussion konzentriert hat 

Sie werden verstehen, daß ich in diesem Augenblick besonders an meine Mitbürgerin­
nen und Mitbürger in Frankfurt denke. Sie sorgen sich in diesen Stunden vor allem um 
den inneren Frieden. Und nicht nur über den äußeren, sondern auch über den inneren 
Frieden zu sprechen, meine ich, haben wir einen Anlaß, weil beides ja untrennbar mitei-
nanderverbunden ist 
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(Beifall) 

Ich möchte von diesem Parteitag aus - Ich bin sicher: in Ihrer aller Namen - allen, die 
sich verirrt haben oder die verführt sind, zurufen: Laßt ab von der Gev(/alt gegen Men­
schen und gegen Sachen! 

(Lebhafter Beifall) 

Wir können unterschiedliche (vleinungen haben. Wir sind verpflichtet - zumal w'n Politi­
ker -, zu Diskussionen bereit zu sein, und wir sind auch verpflichtet, Kritik hinzunehmen, 
selbst wenn sie uns so ungerecht wie nur denkbar zu sein scheint, selbst wenn sie uns 
schmerzt Wir wollen ja auf diesem Parteitag alle miteinander bekunden: wir wollen zu 
den fvlenschen hingehen, die nur bereit sind, mit uns zu sprechen. Aber ich sage es noch 
einmal: Laßt ab von der Gewalt um der Menschen willen! 

(Beifall) 

Ich möchte - sicherlich wieder In Ihrer aller Namen - allen, die in den vergangenen 
Tagen, Insbesondere gestern und in der letzten Nacht, Schaden genommen haben, 
sagen, daß es uns leid tut, daß sie diesen Schaden erleiden mußten. Ich meine alle Ver­
letzten, und mir ist es völlig gleichgültig, ob es 400 oder 30 sind; da gibt es unterschied­
liche Mitteilungen. Die Tatsache, daß es dazu gekommen ist, ist schlimm genug. Wenn 
ich den Agenturberichten Glauben schenken darf, gibt es zusätzlich zu diesen Verletzten 
allein aus der vergangenen Nacht materielle Schäden in Höhe von Millionenbeträgen. 

Wohin kommen wir, wenn wir nicht auch hier einen Wandel herbeiführen - nicht nur 
den Wandel in der großen Politik, in den außen- und sicherheitspolitischen Fragen? 
Wohin kommen wir, wenn der innere Friede in der Bundesrepublik Deutschland nicht 
mehr gewährleistet ist? 

Ich richte diesen Appell nicht nur an uns, sondern an alle Verantwortlichen in allen de­
mokratischen Parteien. Jeder mag sich fragen, welchen Anteil er daran gehabt hat, daß 
es zu dem kommen konnte, was wir heute erleben. In Frankfurt ist beispielsweise, wie 
mir gerade mitgeteilt wurde, eine wichtige Anlage für die Flugzeugnavigation zerstört 
worden. Ich habe erfahren, daß Menschen, die von ihrem Arbeitsplatz nach Hause 
kommen wollten, drei, vier, fünf Stunden warten mußten, bis sie etwa öffentliche Ver­
kehrsmittel in Anspruch nehmen konnten. 

Wir wollen nicht dramatisieren. Und trotzdem, meine Damen und Herren, das, was sich 
an diesem Beispiel wiederum zeigt, muß uns beweisen, daß das, wovon so oft die Rede 
ist, nicht mehr hinreichend vorhanden ist: die Konsensfähigkeit ich sage lieber, die Be­
reitschaft und die Fähigkeit der Gemeinschaft und dem einzelnen anderen zu gewähren, 
worauf sie einen Anspruch haben. 

Was Frankfurt und das Thema der Flughafenerweiterung angeht will ich noch eine Be­
merkung machen, weil sie von allgemeiner Bedeutung ist wie ich denke. 13 Jahre lang 
hat das Verfahren um Ausbau oder Nichtausbau dieses Flughafens gedauert Sämtliche 
Gerichtsinstanzen sind bemüht worden. Als ich mein Amt antrat waren die Entscheidun­
gen längst gefallen. Für den christlichen Demokraten hätte es ja vielleicht reizvoll sein 
können, nun in Gegenposition zur Landesregierung zu treten - aus parteipolitischen 
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Gründen, Wir haben das nicht getan. Wir haben das nicht getan in unserer Stadt, und wir 
haben es nicht getan im Hessischen Landtag. 

Ich bin der hessischen Union, Alfred Dregger und der Landtagsfraktion unter der Füh­
rung von Gottfried Milde zutiefst dankbar, daß sie im Bewußtsein gehandelt haben, daß 
zunächst das Gemeinwohl und der Staat und erst dann das Parteiinteresse kommen 
dürfen. 

(Beifall) 

Ich könnte mir vorstellen, daß Ernst Albrecht und Gerhard Stoltenberg in diesem Augen­
blick an ihre Erfahrungen denken, wo sich die gleichen Oppositionsparteien, die in Bonn 
regieren, aus blankem Opportunismus so verhalten haben, wie das geschehen ist, die 
nämlich nicht das Interesse des Staates und des Gemeinwohls, sondern das parteipoli­
tische Interesse beachtet und damit nicht nur in der augenblicklichen Abstimmung, son­
dern auch im Hinblick auf die intellektuelle Verunsicherung gerade mancher junger 
Menschen Schaden angerichtet haben. 

(Beifall) 

Wir haben, glaube ich, in diesem Zusammenhang auch zu sagen, daß Grundrechte nie­
mals für sich allein und absolut wirken. Derjenige, der das eine Grundrecht für sich in An­
spruch nimmt muß auch daran denken, daß der andere, der Mitbürger, Grundrechte für 
sich beanspruchen darf. Wer von uns wäre gegen Demonstrationsfreiheit? Wir sind lei­
denschaftlich dafür, aber es gibt höherrangige Grundrechte, die Grundrechte auf Leben, 
auf Unversehrtheit der Gesundheit und andere. Erst wenn man sich diese wechselseiti­
gen Abhängigkeiten bewußt macht, wenn man sich darüber im klaren ist, daß das Recht 
des einen Bürgers die Grenze am ebenso bestehenden Recht des anderen Bürgers 
findet, dann haben wir wieder die richtige Einstellung zu diesem unserem Gemeinwesen. 

(Beifall) 

Ich fürchte, daß in den vergangenen Jahren zuviel Politik mit der Sprache, häufig mit 
Erfolg, versucht worden ist. Der semantische Betrug hat manchmal Wirkungen gezeigt. 
Es ist kein Zufall, daß diejenigen, die das System verändern wollten, erklärt haben, wenn 
dieses gelingen solle, dann müsse zuerst das Bewußtsein verändert werden. Alles, was 
vorher als wertvoll, wichtig und unverzichtbar angesehen worden sei, müsse zunächst in 
Zweifel gezogen werden, um es dann durch neue Vorstellungen ablösen zu können. Es 
sind nicht die Vorstellungen der Solidarität, der sozialen Gerechtigkeit der Freiheit und 
der Menschenwürde, sondern es sind die Ideologien, die überall, wo sie Wirklichkeit ge­
worden sind, zu einer zynischen Menschenverachtung geführt haben. 

(Beifall) 

Wir wollen es uns nicht so einfach machen. Ich glaube, die Aggressivität die wir in 
diesen Tagen spüren, ist auch Ergebnis, Kehrseite oder, wie Sie es wollen, der Angst die 
so viele Menschen beherrscht Trotzdem, auch wenn wir dies wissen, dürfen wir diese 
Angst nicht einfach beschrieben lassen. Angst so hat Helmut Kohl vorhin gesagt gehört 
zur menschlichen Existenz. Es wird keinen Zustand geben, in dem die Angstfreiheit fest­
gestellt werden könnte, sondern es ist unsere Aufgabe, uns selbst und andere dazu zu 
befähigen, die Angst zu überwinden. 
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(Beifall) 

Tapfer ist nicfit derjenige, der Angst nie gekannt fiat, sondern der imstande war, mit der 
Angst fertig zu werden. Ich deke, daß müssen wir deutlich! macfien. 

(Beifall) 

Ich mochte Ihnen aus gegebenem Anlaß aus einem Buch von Salvador de Madariaga 
ein Zitat vorlesen. Dieses Buch trägt den Titel "Zuerst die Freiheit", und Sie werden 
gleich wissen, warum ich Ihnen dieses Zitat nicht vorenthalten wollte. Das Zitat lautet: 

'Denn es verhält sich so, daß Freiheit der innerste Kernpunkt des Friedens ist". 

(Beifall) 

Viele Ivlenschen, die glauben, daß sie den Frieden wünschen, wünschen bloß, in Frieden 
gelassen zu werden. Sie wissen nicht einmal, was wahrer Friede ist. Der wahre Friede ist 
der Genuß freier Beschlüsse innerhalb einer Ordnung, die durch die freie Zustimmung 
aller erreicht wurde. Daraus ergibt sich, daß man mit Partnern, die nicht frei sind, keinen 
Frieden schließen kann. Eine Nation, die nicht frei ist, ist mit sich selbst im Krieg. Aus 
diesem Grunde ist das Schlagwort Friede eine Lüge, wenn es von Diktaturen gebraucht 
wird, seien sie kommunistisch oder faschistisch. 

(Beifall) 

Denn: Kein Staat der eine Diktatur ist, kann Frieden mit anderen Nationen schließen, 
bevor er nicht sein eigenes Volk befriedet hat. Dies kann er nur erreichen, wenn er auf­
hört eine Diktatur zu sein. 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, ich sage das auch, weil wir das Glück haben, daß so viele 
junge Menschen heute bei uns sind und morgen mit uns diskutieren werden. Wir haben 
es oft gesagt ich denke, wir müssen es immer wiederholen: Wir alle haben Sehnsucht 
nach dem Frieden, dessen Kernpunkt die Freiheit ist Ich spreche diesen Willen keinem 
Demokraten und keiner demokratischen Partei ab. Ich sage das ausdrücklich. 

(Beifall) 

Trotzdem bin ich nicht imstande, das, was sich pauschal unter dem Begriff Friedensbe­
wegung darstellt einfach unkritisch gut zu heißen. 

(Beifall) 

Im Gegenteil habe ich größte Zweifel, ob diese Friedensbewegung das, was Frieden im 
Kern und in Wahrheit ausmacht wirklich zutreffend analysiert beschreibt und vor allem 
- das ist die entscheidende Frage -, ob diese Friedensbewegung imstande ist mit dem 
den wahren Frieden zu erreichen, was sie uns vorschlägt Ich denke, bevor man darüber 
redet wie man Frieden sichern kann, muß man sich darüber klar sein, welcher Zustand 
diese Bezeichnung "Frieden" verdient Ich denke an eine große Rede im Jahre 1977, ge-
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halten in der Frakfurter Paulskirche aus Anlaß der Verleihung des Friedenspreises des 
deutschen Buchhandels, an Leche Koliakowski. Wer sich daran erinnert, denkt vielleicht 
auch daran, daß diese Preisverleihung in einer Stimmung großer Bedrückung stattfand. 
Das war die Zeit, als in Mogadischu Geiseln festgehalten wurden. 

Leche Koliakowski, der Pole, der frühere Priester, danach Kommunist und nun leiden­
schaftlicher Demokrat, hat damals zu dem Thema "Erziehung zum Haß — Erziehung zur 
Menschenwürde" gesprochen. Er hat insbesondere die Menschen im Westen aufgeru­
fen, er hat sie gewarnt, anzunehmen, daß Friede bereits dann gegeben sei, wenn der 
Krieg abwesend wäre. Und Lew Kopelew, der soeben von unserem Freunde Stoiber zi­
tiert wurde, hat uns vor wenigen Wochen daran erinnert, daß Menschlichkeit und Freiheit 
die Grundlage jeder humanen Ordnung sind und bleiben. 

Deswegen haben wir ja in unserem Grundsatzprogramm all jene Grundwerte festge­
schrieben, die über den Tag hinaus bei veränderten Bedingungen uns in unseren politi­
schen Entscheidungen konkret zu bestimmen haben. 

Helmut Kohl hat - und damit will ich schließen - davon gesprochen: Bei allem Respekt 
vor der Gesinnungsethik könne uns nur Verantwortungsethik leiten. Ich möchte hinzufü­
gen: Es wäre schlimm um die Zukunftsfragen der jungen Menschen bestellt, wenn für 
uns das Prinzip Angst und Furcht gelten sollte. Es kann nur das Prinzip Verantwortung 
sein. 

(Lebhafter Beifall) 

Wilfried htasselmann, Tagungspräsidium: Wir danken Herrn Dr Wallmann für seine 
Worte. 

Ich möchte gerne - weil das für das Präsidium nicht ganz einfach ist - um Ihr Verständ­
nis bitten, daß ich noch einmal alle Redner bitte, sich kürzer zu fassen. Nach fünf Minuten 
werde ich vorsichtig die Glocke läuten, 

(Beifall) 

und nach zehn Minuten werde ich ausläuten. Vielleicht ist das — im Einverständnis aller 
-richtig. 

Das Wort hat jetzt Walther Leisler Kiep. 

Walther Leisler Kiep: Herr Vorsitzender! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Liebe Freunde! Aus aktuellem Anlaß möchte ich gern zu den außenpolitischen Ausfüh­
rungen ergänzend Stellung nehmen, die Helmut Kohl heute in seiner Rede am Vormittag 
gemacht hat. 

Helmut Kohl hat deutlich gemacht, daß wir im Grunde genommen in der Wiederholung 
einer Debatte stehen, die wir zu Beginn der 50er Jahre schon einmal geführt haben, 
einer Debatte, bei der es darum geht: Bleibt die Bundesrepublik Deutschland - über 
jeden Zweifel erhaben - im westlichen Bündnis, oder gibt es einen dritten Weg für uns 
zwischen den beiden Supermächten? Die 80er Jahre, meine Damen und Herren, fordern 
von uns eine Politik der Befestigung der Zugehörigkeit der Bundesrepublik Deutschland 
zur westlichen Allianz. 
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Ich möchte aus gegebenem Anlaß hier daran erinnern, daß eine Diskussion über die 
Ostpolitik der 70er Jahre, die gelegentlich ja auch bei uns einmal anklingt, uns keine Ant­
worten auf das gibt, worauf wir in den 80er Jahren zur Erhaltung des Friedens in Freiheit 
antworten müssen. Die Vertragspolitik von Brandt/Scheel ist ein in sich abgeschlos­
senes Ereignis. Die bilateralen Verhandlungen haben zu Verträgen geführt, die nach un­
serer Überzeugung nicht nur 'pacta" sind, die bedient werden müssen — "pacta sunt ser­
vanda" - , sondern mit denen wir, wie Helmut Kohl es im Bundestag gesagt hat, arbeiten 
müssen. Vielleicht haben wir als Opposition gewisse Schwierigkeiten gehabt, den richti­
gen Zeitpunkt zu finden zum Umschalten von der Inhaltskritik an dieser Politik Brandt/S­
cheel auf die Anwendungskritik dieser Politik. 

Aber heute, meine Damen und Herren, kommt es auf eine Politik an, die den heutigen 
Problemen gewachsen ist. Erstens: Wie gelingt es uns, die Vereinigten Staaten in einer 
veränderten Situation als Partner im Bündnis zu halten? 

Die Reise und die Gespräche, die Helmut Kohl in der vorvorletzten VJoche in Washington 
geführt hat, kamen zur rechten Zeit. Denn in den Vereinigten Staaten machen sich Zwei­
fel darüber breit ob eigentlich das amerikanische Interesse es nach wie vor gebiete, 
daß Amerika Partner von Europa in Europa bleibt. Wir können heute, meine Freunde, 
eine Volksabstimmung in Hamburg, in Oberammergau oder in Trier machen und die 
Frage stellen: Glaubt ihr, daß wir Deutsche auf Amerika als Partner nicht verzichten 
können? Wir würden eine überwiegend positive bejahende Antwort bekommen. Aber 
stellen sie bitte heute die gleiche Frage in Callamasure/fvlichigan oder in Omaha/Ne­
braska. Fragen Sie einmal die Amerikaner des Mittelwestens, ob sie glauben, daß Ame­
rika essentiell auf Europa angewiesen ist für seine Sicherheit, fiir seine Freiheit, und Sie 
könnten eine andere Antwort bekommen. Und deshalb ist dies eine wichtige Aufgabe 
unserer Außenpolitik. 

Eine andere wichtige Aufgabe ist das Gespräch mit dem Osten und ist das Gespräch 
mit der Führungsmacht des Ostens, mit der Sowjetunion. Nachdem ich in der vorigen 
Woche zum drittenmal Gelegenheit hatte, solche Gespräche zu führen, wollte ich hier­
über in der gebotenen Kürze berichten. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, liebe Freunde, wenn man eine Einladung der 
Sowjetunion zu Gesprächen erhält — und das war unsere Meinung im Präsidium der 
Union -, dann sollte man sie annehmen und solche Gespräche führen. 

(Beifall) 

Für uns in der deutschen Außenpolitik werden Beziehungen zur Sowjetunion immer 
einen ganz besonders hohen Rang haben. Wie könnte es anders sein bei einem geteil­
ten Land an der Nahtstelle zwischen Ost und West mit der offenen Flanke Berlin? 

Deshalb, meine Damen und Herren, meine ich, sollte man bei dem Vollzug solcher Ein­
ladungen auch nicht zu viel Gewicht auf protokollarische Fragen legen. Entscheidend 
ist, daß man Informationen bekommt. Entscheidend ist zweitens, daß man eigene Stand­
punkte darlegen kann. Diese Möglichkeit war gegeben. 

Im wirtschaftlichen Bereich gibt es das große Interesse an weiteren langfristigen Ge­
schäften, insbesondere zur Energiegewinnung. Hier müssen wir — und das habe ich in 
Moskau bei meinen Gesprächen getan — daran erinnern, daß wir an solcher Kooperation 

66 



interessiert sind, aber daß die politischen Rahmenbedingungen stimmen müssen, und 
daß von daher gesehen der Fortgang des Konflil<tes in Afghanistan und die ungeklärte 
Lage in Polen für uns ein ernstes Problem darstellen. 

Mit Bedauern stellen wir fest, daß es eine westliche Strategie in der Wirtschaftspolitik 
bis zur Stunde nicht gibt, daß im Gegenteil der Wettbewerb zwischen Japanern, Italie­
nern, Engländern und Deutschen, Franzosen und Amerikanern voll läuft, und daß wir es 
bisher nicht fertig gebracht haben, das große sowjetische Interesse an langfristiger Koo­
peration in das Instrumentarium zur langfristigen Getaltung und Stabilisierung der Ost-
West-Beziehungen einzubringen. Hier liegt eine wichtige Aufgabe für die westliche Au­
ßenpolitik in den kommenden Jahren. 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, in der politischen Debatte — und darauf wollte ich, immer in 
der gebotenen Kürze, Herr Vorsitzendcer, eingehen — stehen wir nach meiner Einschät­
zung vor der gefährlichen Situation, daß die Sowjetunion die Friedensbewegung bei uns 
in der Bundesrepublik Deutschland und in Westeuropa im Begriffe ist, falsch einzuschät­
zen. Sie ist immer stärker im Begriffe, zu glauben, es handle sich hier um eine Bewegung, 
die primär auf Neutralismus, gegen die Vereinigten Staaten von Amerika und gegen das 
Bündnis gerichtet sei; wo doch der überwältigende Anteil der Demonstranten für den 
Frieden und Abrüstung in Ost und in West fordert. 

(Beifall) 

Und deshalb ist diese Fehleinschätzung gefährlich. 

Was die Null-Option betrifft - auch das wollte ich hier einmal auf Grund der Erkenntnis­
se sagen, die ich sammeln konnte -, ist das sowjetische Verständnis so, daß die Null-
Option, wie wir sie uns vorstellen — das heißt Verzicht auf Durchführung der Nachrüs­
tung einerseits im Austausch gegen Abbau SS 20 andererseits -,für die Sowjetunion 
kein Verhandlungsergebnis ist, das sie zu akzeptieren bereit ist, 
weil sie in einem solchen Verhandlungsergebnis im Gegenteil eine Festschreibung vor­
handener sowjetischer Unrterlegenheit sieht. Sie will von uns zusammen mit dem Ver­
zicht auf die Durchführung des Nachrüstungsbeschlusses auch das Zugeständnis des 
Abbaus der vorgeschobenen Systeme der Vereinigten Staaten von Amerika in Europa. 
Erst dann wird für sie eine Null-Lösung akzeptabel. 

Ich meine, wir sollten uns vor dem Hintergrund dieser Realitäten auf weitere Gespräche, 
insbesondere im Zusammenhang mit dem Besuch von Breschnew, vorbereiten. Wir 
können von dem Willen der Sowjetunion ausgehen, den Frieden zu erhalten. Wir 
müssen uns aber bemühen, daß die Qualität des Friedens unseren Vorstellungen ent­
spricht. Wir müssen verhindern, daß aus der deutschen politischen Szene ein Druck auf 
die Vereinigten Staaten von Amerika ausgeübt wird, der sorgfältige Verhandlungen zwi­
schen Ost und West ab 30. November 1981 in Frage stellt. 

Ich komme zum Schluß, meine sehr verehrten Damen und Herren. Friedenspoltik ist von 
Anfang an die Geschäftsgrundlage der Bundesrepublik Deutschland gewesen; sie wird 
es auch immer bleiben. Deshalb kann man allen Ängstlichen und allen Kritikern sagen: 
Die Union ist sowohl fähig wie auch willens, diese Friedenspolitik zu betreiben. 
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Ich schließe mit der Aussage, daß es vor Willy Brandt eine deutsche Friedenspolitik ge­
geben hat und auch nach Helmut Schmidt eine deutsche Friedenspolitik geben wird. 

(Beifall) 

Wilfried Hasselmann, Tagungspräsidium: Herzlichen Dank, Herr Kiep. 

Verehrte Delegierte, wir haben uns im Präsidium beraten. Ich hatte nämlich versprochen, 
unserem Generalsekretär zwischen 15 Uhr und 15.30 Uhr die Möglichkeit zu geben, die 
Leitsätze zu begrljnden. Nach dem, was wir gehört haben, sind Themen angesprochen, 
die auch in den Leitsätzen angesprochen werden. Deshalb ist es korrekt, glaube ich, 
wenn wir Sie jetzt bitten, Herr Dr Geißler, als nächster das Wort zu nehmen und die Leit­
sätze zu begrljnden. 

Anschließend fahren wir In der Rednerliste fort. Als erster kommt dann Herr Dr. Dregger, 
dann Herr Wissmann, dann Herr Dr. Worms, Professor Biedenkopf und Dr. Wörner. Ich 
füge hinzu: Wir haben 32 vorzügliche Redner auf der Liste stehen. Wenn alle fünf Minu­
ten reden, sind wir mit allen Rednern vor dem "Hamburg-At^end" durch . — Herzlichen 
Dank. 

Jetzt hat Herr Dr Geißler das Wort. 

Dr. Heiner GoiBler, Generalsekretär der CDU: 

(Mit Beifall begrüßt) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich darf als Generalsekretär eine Vort)emer-
kung machen. Was ich jetzt sage, gilt nicht nur für den gesamten Parteitag und für 
unsere Arbeit insgesamt, insbesondere aber auch für die Diskussion - wenn ich mir die 
32 Wortmeldungen vor Augen halte -, sondern wir müssen uns vielmehr darüber im 
klaren sein: Wir stehen nicht am Ende der Diskussion, sondern am Anfang. Wir haben 
morgen noch einen ganzen Tag und üt)ermorgen mindestens einen halben Tag zu dis­
kutieren, so daß ich alle trösten kann: Fast jeder, der etwas zu sagen hat - bei so vielen 
Teilnehmern, 750 plus 500 gleich 1250, natürlich nicht jeder -, wird zu Wort kommen. 
Wir werden uns jedenfalls anstrengen. 

Wilfried Hasselmann, Tagungspräsidium: Und eine Nacht haben wir auch noch. 

Dr. Heiner Geißler, Generalsekretär der CDU: Die Diskussion, die jetzt begonnen hat, 
ist ja eigentlich das, was wir mit diesem Parteitag auch gewollt haben. Sie hat gerade 
erst angefangen. 

Ein führender deutscher Journalist hat am letzten Samstag geschrieben, die Christlich 
Demokratische Union habe ihre Wahlerfolge in den 50er und in den 60er Jahren da­
durch erreicht, daß sie sich als moderne politische Kraft entfaltet habe, während die 
Sozialdemokraten im verstaubten Winkel des Sozialismus die Wähler, auch die jungen 
Wähler, verloren habe. Er sagte, daß alle großen Sozialgesetze der Nachkriegszeit - ich 
erinnere daran, daß ich Im Jahre 1973 von diesem Platze aus auch darauf hingewiesen 
habe; der betreffende Journalist bezog diese Aussage übrigens auch auf andere wichti­
ge politische Entscheidungen — von der Christlich Demokratischen Union durchgesetzt 
worden seien. Er nannte Lastenausgleich, Rentenreform, Mitbestimmung, Eigentumsbil-
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düng, natürlich die Soziale Marktwirtschaft, deutscivfranzösische Einigung, Europapoli­
tik. Ich füge hinzu: das Bündnis mit dem freien Westen und die Freundschaft mit den 
Vereinigten Staaten. 

Nach einer fundamentalen Kritik an der Koalition sagt dieser Journalist weiter: Deutsch­
land sei noch nie so schlecht regiert worden wie heute. Jetzt sei die Stunde der Union 
wieder gekommen. Was heißt die Stunde der Union? 

Für uns und für die meisten Bürger steht fest, daß es nicht mehr darum geht, ob oder wie 
wir an die Regierung kommen. Das ist auch eine wichtige Frage. Wir kommen an die Re­
gierung. Wir werden die nächste Regierung bilden. Davon bin ich überzeugt. 

(Beifall) 

Aber die Bürger wollen heute von uns wissen — ich glaube, das ist das, was wir auf 
diesem Parteitag leisten müssen -, welche Ziele wir für die Zukunft unseres Volkes be­
schreiben und welche Antworten wir auf die zentralen Fragen des Volkes finden. Sie 
wollen aber auch, daß wir die Probleme erkennen, die die Menschen bedrängen, und 
auch offen zugeben, daß wir eine Antwort dort noch nicht wissen, wo wir sie noch nicht 
erarbeitet haben. Das kommt hinzu. 

Das ist eine Frage der geistigen Führung, von der Helmut Kohl heute morgen schon ge­
sprochen hat. Es gab dazu ja eine sehr interessante Diskussion zwischen dem Opposi­
tionsführer und dem Bundeskanzler im Deutschen Bundestag. Ich will fünf Punkte 
nennen, die zeigen, was wir unter geistiger Führung verstehen müssen. Die Antwort 
geben wir im Leitantrag. 

Erstens. Ein Volk muß wissen, welches die gemeinsamen Werte sind, auf denen das Zu­
sammenleben beruht. 

Zweitens. Ein Volk muß wissen, welche Werte es verteidigt, wer diese Werte bedroht 
und wer seine Freunde sind, die ihm im Notfall helfen. 

Drittens. Ein Volk muß wissen, wo es wirtschaftlich steht und wann es über seine Verhält­
nisse lebt. 

Viertens. Ein Volk muß wissen, was seine solidarischen Pflichten gegenüber dem Näch­
sten und gegenüber anderen Völkern sind. 

Fünftens schließlich. Ein Volk muß wissen, was zu tun ist, damit seine Jugend eine le­
benswerte Zukunft hat. 

Das sind die Grundlagen einer geistigen Führung, die von einer Regierung im demokrati­
schen Staat verlangt werden. Wir wollen auf diesem Parteitag den Versuch unterneh­
men, auf der Basis dessen, was ich gerade gesagt habe - so wie damals Konrad 
Adenauer und Ludwig Erhard die großen Antworten auf die brennenden und trennenden 
Fragen der Nachkriegszeit formuliert haben -, Antworten zu geben: nicht für alles, aber 
auf die nach unserer Auffassung wichtigsten zentralen Fragen unseres Volkes. Das 
machen wir in unserem Leitantrag. 
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Um eine Antwort geben zu können, müssen wir aber zunächst einmal wissen, welches 
denn die Hauptfragen sind. Diese Hauptfragen betreffen, wenn wir uns die Welt ansehen, 
Krieg und Hunger. Im Innern betrifft die Hauptfrage die immer größer werdende Verstaat­
lichung von Wirtschaft und Gesellschaft. 

Dies sind die Hauptprobleme, und darauf geben wir jetzt unsere Antwort. Wir sagen in 
die Welt'hinaus — unsere Antwort auf Krieg und Hunger ist wörtlich im Leitantrag so for­
muliert-: 

Das wichtigste aktuelle außenpolitische Ziel ist die beiderseitige Abrüstung. 

(Beifall) 

Und unsere Antwort auf den Hunger in der Welt lautet: 

Wir müssen anders leben, damit andere überleben. 

(Beifall) 
Über die Konsequenzen dieses Satzes müssen wir uns dann noch unterhalten. Das 
gehört in das Kapitel der Diskussion, würde ich meinen. 

Aber dieser Satz ist unsere grundsätzliche Anwort. 

Wie stellen wir uns Staat und Gesellschaft bei uns in der Bundesrepublik Deutschland 
vor? Unsere Antwort auf die immer stärker werdende Verstaatlichung in unserer Gesell­
schaft lautet: Wir wollen — und damit sprechen wir vielen, vielen Bürgern, vor allem auch 
jungen Menschen, aus der Seele — keine anonyme, bürokratisierte, technisierte, soziali­
sierte Gesellschaft. 

Wir wollen eine offene Gesellschaft mit einer menschlichen und überschaubaren Ord­
nung, eine Gesellschaft, offen für Eigeninitiative, für Risikobereitschaft, aber auch offen 
für Arbeit für alle, eine Gesellschaft, offen für persönliche soziale Verantwortung und 
Mitmenschlichkeit. 

(Beifall) 

Dies ist der Leitgedanke, der sich durch die drei letzten Kapitel des Leitantrages hin­
durchzieht: eine offene Gesellschaft mit einer überschaubaren und menschlichen Ord­
nung, eine offene Gesellschaft, die gestaltet ist nach dem Grundsatz der Subsidiarität, 
die Alternative zum Sozialismus. 

Nun erwarten Sie, wenn das Stichwort 'Sozialismus" fällt, daß noch einmal eine Abrech­
nung mit den Sozialdemokraten erfolgt. Das will ich nicht tun; 

(Beifall) 

denn dies ist ein Parteitag des Aufbruchs, des neuen Anfangs, nicht der Abrechnung mit 
einer Regierung, von der ohnehin jeder weiß, daß sie ihre Zukunft längst hinter sich hat. 

(Beifall) 
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Ich meine, der Wandel in der Parteienlandschaft — das hat Helmut Kohl schon beschrie­
ben - ist eine wichtige Entwicklung. Und der Mangel an geistiger Führung ist auch mit 
ein Grund dafür, warum z. B. so viele — und es sind nicht die schlechtesten - engagierte 
Leute, auch junge Leute, den Sozialdemokraten und den Freien Demokraten davonlau­
fen und dann als Grüne und Alternative eine neue vierte Partei ins Leben rufen. — Wie 
dem auch sein mag, einen Vorteil hat diese Bewegung auf jeden Fall - das möchte ich 
doch sagen; das ist ein Vorteil für unsere Demokratie - : daß jetzt nümlich endlich die 
Zeit zu Ende ist, wo auf Parteitagen der Freien Demokratischen Partei darüber entschie­
den wird, wer nach den Wahlen die Regierung übernimmt. 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, wir werden, wenn wir unseren Blick auf die kommenden 
Wahlen richten, natürlich unsere Energien und unsere Gedanken auf die richtige 
Koalition konzentrieren, nämlich auf die Koalition der Union mit der Mehrheit der deut­
schen Wähler. 

(Beifall) 

Nur, meine Damen und Herren — das wissen wir -, wir brauchen Mut, wir brauchen Zuver­
sicht. Und niemand will den Mut nehmen — das ist richtig. Und es ist auch zu Recht auf 
unsere Erfolge hingewiesen worden. Ich kann hinzufügen: Wir stehen auch in der De­
moskopie sehr gut, bei 50 %, 51 %. Aber, meine Damen und Herren, jetzt darf ich hier ein 
offenes Wort sagen - das ist kein Defätismus, sondern ich glaube, das gehört zum Rea­
lismus, den wir brauchen, um die Wahlen zu gewinnen, dazu — : Das war vor vier Jahren 
auch schon so. Ich hätte gern, daß wir einmal dann 50 oder 51 % haben, wenn die 
Bundestagswahlen stattfinden. 

(Beifall) 

Es ist gut, wenn wir im Semi-Finale die ersten sind, aber es ist noch besser, wenn wir das 
Finale gewinnen. Die Voraussetzungen dafür müssen wir heute, jetzt, schaffen. Wir 
müssen Antworten geben, wo sie möglich sind. Das tun wir im Leitantrag. Diskussionen 
muß es dort geben, wo wir noch keine Antwort haben. 

Deswegen ist es ein Irrtum, annehmen zu wollen, mit diesem Leitantrag würden wir das 
Ende der Diskussion bestimmter Probleme schaffen. Wir werden auf wichtige Fragen 
eine Antwort geben, aber wir werden aus diesem Leitantrag — so hoffe ich - auch Aufträ­
ge des Bundesparteitages bekommen, wichtige Fragen weiterzuführen; denn, meine 
lieben Freunde, wir stehen heute vor großen Problemen, die die Menschen spüren. Und 
diese Probleme erfordern ein sorgfältiges Nachdenken und das Abwägen der Argu­
mente über den richtigen Weg. 

Ich will nur einige Fakten nennen: Mehr als eine halbe Milliarde Menschen in allen 
Teilen der Welt hungern. Wir haben einen rapiden Bevölkerungszuwachs in der Dritten 
Welt. Dies stellt ein Krisenpotential dar, nicht nur für die anderen Kontinente, auch für 
Europa. Die Verknappung der natürlichen Ressourcen, der Raubbau an den Schätzen 
dieser Erde, geht weiter. Selbst das Wasser wird zu einem kostbaren Rohstoff. 

Frage: Wie wollen wir denn zusammen mit den Ländern der westlichen Welt diese kardi­
nalen Fragen beantworten? Wer wäre denn so verwegen, zu behaupten, wir hätten 
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diese Antworten sction? Wir müssen sie aber geben. Jedes Jahir werden Tropenwälder 
in der Größenordnung der Bundesrepublik Deutschland abgetiolzt. Tausende von Tierar­
ten werden dadurch, wie wir vor drei Tagen in den Zeitungen gelesen haben, zerstört 
und mit ihnen das ökologische System. 

Wir haben in Mannheim, als wir uns das Arbeitsprogramm gegeben haben, gesagt: Wir 
müssen darüber sprechen, wie wir technischen Fortschritt, wirtschaftliches Wachstum 
vereinbaren können mit der Erhaltung unserer natürlichen, kulturellen und sozialen 
Umwelt. Mit dieser Diskussion sind wir noch nicht am Ende. Darüber wird es Diskussio­
nen, darüber wird es Streit geben. 

Wir haben Arbeitslosigkeit im Innern, heute 1,4 Millionen, morgen 1,6 Millionen, im näch­
sten Jahr vielleicht 2 Millionen. Wir haben niedrigere Wachstumsraten als in den 50er 
und 60er Jahren. Die Aufnahmekapazität des öffentlichen Dienstes ist begrenzt. Der 
technische Fortschritt wird weiterhin Arbeitsplätze freisetzen. Und noch kommen gebur­
tenstarke Jahrgänge in das Arbeitsleben hinein. Mit wirtschaftlichem Wachstum allein -
1 % wirtschaftliches Wachstum schafft, wenn es gut geht, 100 000 zusätzliche Arbeits­
plätze - werden wir dieses Problem nicht lösen können. 

Wollen wir auf die Dauer mit der Arbeitslosigkeit leben, oder müssen wir noch etwas an­
deres tun? Im Leitantrag sprechen wir von "qualitativer Arbeitsmarktpolitik". Nur, mit der 
Diskussion über diese Frage sind wir noch nicht am Ende. Darüber wird es Diskussio­
nen, und darüber wird es Streit geben. Darauf will ich nur aufmerksam machen. Wir 
müssen bereit sein, miteinander über den richtigen Weg zu streiten. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, liebe Freunde, lassen wir uns doch nicht einre­
den, dadurch würden wir möglicherweise, auf einem Umweg, hinten herum, zu einer an­
deren "Sozialdemokratischen Partei"! 

(Beifall) 

Wir unterscheiden uns von den Sozialdemokraten in vielfacher Hinsicht. Wir unterschei­
den uns vor allem dadurch, daß sich diese Partei um die zentralen Grundlagen, um die 
Fragen erster Ordnung streitet. Die streiten sich um 'Atlantisches Bündnis oder 
Neutralismus?'. 

Sie streiten sich um "Soziale Marktwirtschaft oder Staatswirtschaft!". Sie streiten sich um 
"Freiheit oder mehr Staat!". Wir sind in den Grundsätzen doch einig und haben deswegen 
die Chance, selbstbewußt und souverän an die Lösung der Probleme heranzugehen 
und die Entscheidungen zu treffen, die wir von unserem Grundsatzprogramm her in der 
Richtung für richtig halten. Wir haben doch mehr Selbstbewußtsein, mehr Souveränität, 
auch im Austausch der Argumente. 

(Beifall) 

Ich will die Diskussion über dieses Thema hier jetzt nicht vertiefen, sondern nur noch 
sagen: Geschlossenheit und Diskussion sind doch beim besten Willen keine Gegen­
sätze. 

(Lebhafter Beifall) 
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Nun ein Wort zu unserer Arbeit in der Öffentlichkeit. Wir sind eine große Partei. Ich will 
hier einmal nneine Meinung sagen, die natürlich nicht jeder akzeptieren muß: Wir 
müssen den Bürger an der Diskussion, die wir führen, teilhaben lassen. Das ist auch ein 
Verfassungsauftrag. 

(Beifall) 

In der Verfassung steht nämlich, daß die Parteien an der Willensbildung des Volkes mit­
wirken sollen. Wie wollen wir das denn eigentlich machen, wenn wir die Bürger von un­
seren Argumenten und unseren Gedankengängen ausschließen? Wir müssen die 
Bürger auch über die Medien und mit den Mitteln erreichen, mit denen wir an die Bürger 
herankommen können. Die Zahl der Interviews ist dabei nicht das Problem. Es geht viel­
mehr um die Qualität der Interviews. 

(Beifall) 

Ich beziehe mich hier auch mit ein. Das ist gar keine Frage. Dies gilt aber, wie ich finde, 
für jeden. 

(Zustimmung) 

Aber alles kann noch besser werden. 

Wir haben 500 junge Leute hierher eingeladen. Es gab im Zusammenhang mit der an­
stehenden Diskussion die Empfehlung: Was macht ihr denn das eigentlich? Ihr lauft 
den Leuten nach. Ihr biedert Euch an. Ihr seid verrückt geworden. Das Pendel wird 
schon wieder zurückschwingen. Sie kommen von selber mit den Jungwählern usw. - Es 
gab noch einen Ratschlag - wir Rheinland-Pfälzer haben ihn auf dem letzten Lande­
sparteitag auch schon gehört -, nämlich diesen: Sagt doch den jungen Leuten, wo es 
entlanggeht. - Gut, das ist gar nicht schlecht. Es gibt aber zwei Möglichkeiten, das zu 
tun. Ich kann es vom Katheder herab oder über das Fernsehen tun; ich kann dann gewis­
sermaßen die Marschbefehle ausgeben und sagen, wo es entlanggeht Ich kann es aber 
auch anders machen. Ich kann versuchen, durch das Gespräch, durch den Dialog mein 
Argument am Argument des anderen zu prüfen. 

(Beifall) 

Dies kann mich in die Lage versetzen, zu überzeugen. Wir, der Bundesvorstand der 
Partei, haben uns für den zweiten Weg entschieden. Es heißt im Leitantrag z.B.: Die CDU 
wird das Gespräch über den besten Weg zum Frieden in Freiheit mit allen Bürgern und 
Gruppen suchen. — Wir dürfen als politische Partei nicht warten, bis die Menschen zu 
uns kommen, sondern wir müssen zu den Menschen hingehen, um zu lernen und zu 
überzeugen. 

(Beifall) 

Errichten wir doch bitte keine falschen Fronten. Um richtig zu handeln, müssen wir die 
richtigen Frontstellungen haben. Es ist z.B. gesagt worden, die Demonstrationen der 
jüngsten Zelt hätten der kommunistischen Propaganda Auftrieb gegeben. Dies will ich 
überhaupt nicht bestreiten. Dies gilt insbesondere für die Demonstration gegen den 
amerikanischen Außenminister in Berlin, die wir auch heute noch auf das schärfste ver-
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urteilen. 

(Beifall) 

Aber eines ist doch auch richtig: Den größten Auftrieb bekommt die kommunistische 
Propaganda - man braucht nur die Berichte im DDR-Fernsehen zu verfolgen -, wenn 
durch eine korrupte Wohnungsbaupolitik der Sozialdemokraten und der Freien Demo­
kraten Wohnungsnot produziert wird 

(Zustimmung) 

und wenn durch eine verfehlte Wirtschaftspolitik der Sozialdemokraten und Freien De­
mokraten im nächsten Jahr in diesem Land zwei Millionen Arbeitslose auf der Straße 
stehen werden. 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, nicht die jungen Leute, die dagegen mit friedlichen Mitteln 
protestieren, sind unsere Gegner, sondern diejenigen sind es, die in den vergangenen 
zehn Jahren durch schwerwiegende Fehler ihrer Politik diese Mißstände produziert 
haben. Diese sind unsere Gegner, nicht die jungen Leute, die dagegen protestieren. 
Müssen wir denn nicht auch dagegen protestieren? 

(Beifall) 

Wollen wir nun eine andere Politik? Wir sagen doch: Unser Land braucht einen neuen 
Anfang. Also stehen wir doch an der Seite all der Bürger — auch der jungen Leute -, die 
eine neue, eine andere Politik wollen. 

(Beifall) 

"Konservativ' heißt doch nicht, die Zustände von gestern, die Sozialisten geschaffen 
haben, zu verteidigen. "Konservativ" heißt, wieder Zustände zu schaffen, die es zu be­
wahren gilt. 

(Beifall) 

Wir haben dann auch über die Frage von Minderheiten und Mehrheiten eine Auseinan­
dersetzung erlebt. Man kann sicher darüber diskutieren, ob die Jugend, die sich enga­
giert, Minderheiten oder Mehrheiten vertritt. Der zweite Grund, warum wir unsere jungen 
Freunde hierher eingeladen haben, liegt meines Erachtens schon darin, daß wir eine ver­
änderte Situation gegenüber der Nachkriegszeit haben. In unserem Leitantrag — des­
wegen spreche ich dazu — steht ja: Unser Land braucht einen neuen Anfang, was sich 
insbesondere auch auf die Jugend bezieht. Die Älteren haben noch Tyrannei und Not 
erlebt. Ich habe Hunger noch am eigenen Leibe verspürt. Deswegen waren Freiheit und 
Wohlstand für viele von uns ein elementares Erlebnis in einer neuen Gesellschaft Frei­
heit und Wohlstand sind heute für viele junge Menschen etwas Selbstverständliches. 
Das hat auch seine Gefahr, vielleicht auch eine große Gefahr, wie ich ausdrücklich 
meinen möchte. Walter Jens, ein bundesdeutscher Schriftsteller von Rang, hat auf dem 
letzten Parteitag der Sozialdemokraten die freiheitlich-demokratische Grundordnung 
als sogenannte FDGO verhöhnt. Jetzt nenne ich einmal ein anderes Beispiel. Rainer 
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Kunze, der aus der DDR geflüchtete Schriftsteller, wurde von einer Reporterin 14 Tage, 
nachdem er in die Bundesrepublik Deutschland gekomnnen war, gefragt, was er denn 
von den bundesdeutschen Bürgern halte. Seine Antwort lautete: Sie wissen nicht, was 
sie haben. 

(Anhaltender Beifall) 

Meine Damen und Herren, wir müssen schon klarmachen, was für uns das Grundgesetz 
bedeutet, das Faszinierende an dieser Gesellschaftsordnung. Wir müssen aber auch 
spüren, daß ein neuer Aufbruch da ist, daß die Bürger und die jungen Menschen zu der 
Freiheit, zum Wohlstand hinzu noch etwas anderes wollen, etwas, was wir ja auch 
spüren, was wir aber vielleicht in den ersten Jahren nicht so sehr in den Vordergrund ge­
stellt haben, in dieser harten Zeit, in der Zeit des Aufbaus, als es darum ging, dieses 
Land wieder herauszureißen und nach vorne zu bringen. Heute wollen die Menschen 
neben der Freiheit und zusätzlich zur Freiheit Wärme, Geborgenheit, Nächstenliebe und 
Sicherheit. Sie fragen über den Wohlstand hinaus nach dem Sinn der Politik und nach 
dem Sinn des Lebens. 

(Zustimmung) 

Viele von uns haben auf dem Evangelischen Kirchentag in Hamburg und vorher schon 
auf dem Katholikentag erlebt, daß morgens Zehntausende von Menschen - meist 
waren es junge Menschen - zusammenkamen, um zu beten und in der Bibel zu lesen. 

Bischof Lohse erzählte neulich bei einem Empfang, daß in der S-Bahn in Hamburg 
junge Menschen Choräle gesungen hätten, so daß die Hamburger, von denen sonntags 
im Schnitt ja nur 2 % in die Kirche gehen, ein ganz neues Erlebnis gehabt hätten. 

Diese Suche nach dem Sinn ist meines Erachtens - vielleicht auch neben der Angct -
die Ursache fürdie Suche nach dem Frieden und für den Streit und die Auseinanderset­
zung um den Frieden. Ich finde, diese Suche nach dem Sinn bei immer mehr Menschen 
ist eine Herausforderung an uns Christliche Demokraten, auch an die ethische Substanz 
unserer Politik, an die Gültigkeit unseres Grundsatzprogramms, in dem wir ja Gott zu 
nennen den Mut hatten. Wir haben auch im Leitantrag gesagt, daß es ohne den Glauben 
an Gott keinen Anfang gibt. Dies ist eine Anfrage auch nach unseren konkreten Antwor­
ten auf die moralischen Fragen des Friedens. Wir werden im Laufe der Diskussion 
sicher noch darüber sprechen. 

Ich glaube, gegenüber früher besteht ein grundsätzlicher Unterschied. Das müssen wir 
Angehörigen der mittleren und älteren Generation gegenüber jungen Menschen auch 
einmal sagen und zu erkennen geben. Die Probleme, die ich vorhin genannt habe, 
haben gegenüber früher doch eine existentiell andere Qualität. In der Allerheiligenlitanei 
der kathlischen Kirche steht: Vor Pest, Hunger und Krieg bewahre uns, o Herr! Aber Pest, 
Hunger und Krieg haben damals nicht die Menschheit in ihrer Existenz bedroht. Die Pro­
bleme heute, der Hunger in der Welt, das, was ich über die Ausbeutung der Natur auf der 
ganzen Welt gesagt habe, die steigende Kriegsgefahr, auch verbunden mit der atoma­
ren Aufrüstung, verstärken in den Menschen die existentielle Angst um das Überleben 
der gesamten Welt. Das ist etwas qualitativ anderes als das, was früher der Fall war. 

(Beifall) 
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Meine Damen und Herren, ich bin der Meinung: Es darf uns nicht wundern, wenn junge 
Menchen, die ihre Zukunft noch ganz vor sich haben, diese Sorgen besonders artil<ulie-
ren, wenn sie sie besonders deutlich machen und vor allem verlangen, daß gehandelt 
wird. Denn wir alle wissen doch, daß es so nicht weitergehen kann, wenn dieser Planet, 
wenn diese Welt bestehen soll. 

Ich finde, daß wir deswegen junge Menschen, die sich hier artikulieren, die sich hier be­
sonders engagieren, auch nicht als Minderheiten einordnen dürfen. Sie stehen stellver­
tretend für eine schweigende Mehrheit, die dasselbe empfindet. 

(Beifall) 

Wir müssen dies ernst nehmen. Wir sagen ja im Leitantrag, daß wir die Fragen der 
Bürger und der jungen Menschen ernst nehmen wollen. Wir reden den Leuten zwar 
nicht nach dem Mund, aber wenn wir überzeugen wollen, müssen wir sie ernst nehmen, 
dann dürfen keine Fragen abgetan werden, sondern wir müssen vor allem die mora­
lische Qualität der Fragen, die gestellt werden, ernst nehmen. 

Deswegen ist es auch etwas Positives und nichts Negatives, wenn junge Leute die Inter­
essen derer, die sich nicht artikulieren können oder wollen, die bei uns oder in der übri­
gen Welt schweigend leiden, ob es der Archipel Gulag ist oder ob es die Menschen in 
den Slums von Rio sind, vertreten, wenn sie von den Zuständen ganz besonders berührt 
sind und dagegen protestieren, daß so etwas auf der Welt vorhanden ist. 

Deswegen sollten wir den Idealismus der Jungen mit den Erfahrungen und dem Wissen 
der Älteren zu einer Allianz für den Frieden auf dieser Welt verbinden, für eine Gesell­
schaft mit menschlichem Gesicht. 

(Beifall) 

Wir brauchen gar nicht kleingläubig zu sein. Warum sollte es nicht möglich sein, was 
jetzt - mein Wahlkreis liegt an der Grenze zu Frankreich — zwischen Deutschland und 
Frankreich, zwischen der Südpfalz und dem Elsaß möglich ist, daß sich diese Menschen 
friedlich begegnen und kein Krieg zwischen Deutschland und Frankreich mehr möglich 
ist! Warum sollte dies nicht eines Tages auf der ganzen Welt möglich sein! 

(Beifall) 

Halten wir doch die Hoffnung aufrecht! Wir brauchen doch nicht zu resignieren. Das ist 
eine Frage der Politik. 

Martin Luther King hat einmal gesagt: Wir haben gelernt, wie die Vögel zu fliegen und 
wie die Fische zu schwimmen, aber wir haben die einfache Kunst verlernt, wie Brüder zu 
leben. 

(Beifall) 

Ich glaube, daß es bei uns anfangen muß, diese Kunst wieder zu erlernen. Vielleicht 
müssen wir uns auch selber missionieren, wenn wir an unsere Verantwortung, z.B. für die 
Länder in der Dritten und Vierten Welt denken. 
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Im Vorfeld des Bundesparteitags ist bei der Diskussion um den Leitantrag die meines Er-
achitens wirklich künstliche Frage erörtert worden — ich will es hier einmal so sagen -, ob 
die CDU eine Änderung ihrer Außenpolitik will. Davon kann überhaupt nicht die Rede 
sein. Das ist absoluter Unfug. Niemand in der CDU will eine Änderung unserer Außenpoli­
tik. Die Elemente unserer Außenpolitik haben wir in dem Leitantrag noch einmal festge­
schrieben und deutlich gemacht: Bündnis mit dem freien Westen, Freundschaft mit den 
Vereinigten Staaten, mit denen uns nicht nur gemeinsame Interessen, sondern auch die 
Übereinstimmung in den Grundwerten unserer Demokratie verbinden. 

(Beifall) 

Jeder muß wissen, daß die CDU keine Anstrengungen scheut, unsere freiheitliche und 
soziale Gesellschaftsordnung nach innen und außen zu verteidigen. 

At3er, meine sehr verehrten Damen und Herren, liebe Parteifreunde, ich beginne jetzt 
eine Diskussion, die vielleicht streitig ist. Wir müssen jungen Menschen gegenüber 
wieder deutlich machen, warum wir uns verteidigen; Helmut Kohl hat es heute morgen 
auch schon angeschnitten. Viele junge Menschen verstehen die Argumente der Regie­
rung zur Nachrüstung deswegen nicht, weil die Sozialdemokraten und die Freien Demo­
kraten in der Verteidigungspolitik geistig abgerüstet haben. 

(Beifall) 

Die Antwort auf die Frage, warum wir uns verteidigen, kann doch nicht darin bestehen, 
daß die Russen 200 Raketen mehr haben. Was wir verteidigen wollen, gerät auch in der 
Artikulation nach außen oft zu sehr in die Hände der Experten,der Ingenieure, der Techni­
ker, der Strategen, der Kreiselkompaßspezialisten, die ihre Strategie mit Begriffen dar­
stellen wie: SS-20, "flexible response', cruise missile, Pershing II und vieles andere mehr. 
Die Begriffe sind für den Bürger schwer verständlich, sind irrational und lassen unsere 
Verteidigungspolitik immer weniger plausibel erscheinen. Sprechen wir weniger über 
Backfire und Pershing II, und kümmern wir uns mehr um den Geist der Freiheit, den wir 
verteidigen wollen! 

(Beifall) 

Die Spannungen zwischen Ost und West haben ihre Ursache in der Unvereinbarkeit von 
Freiheit und Diktatur. Diese Unvereinbarkeit fordert politische und geistige Auseinander­
setzung. Um diese erfolgreich führen zu können, brauchen wir politische Unabhängig­
keit. Und um politisch unabhängig zu bleiben, brauchen wir militärische Sicherheit. Jetzt 
haben wir die richtige Reihenfolge. Das Militär hat eine dienende Funktion, und der 
Primat gehört zur Politik. 

(Beifall) 

Diese Frage hat eine ganz praktische Seite. Wie sollen eigentlich junge Leute den Geist 
der Freiheit begreifen, wenn in vielen Kasernen auf Grund der Unfähigkeit auch der Füh­
rung des Bundesverteidigungsministeriums der Wehrdienst in Gammelei ausartet und 
im Laufe des Wehrdienstes immer mehr engagierte und gutwillige Soldaten zu der Auf­
fassung kommen, daß der Dienst in einem Krankenhaus für die Gemeinschaft mögli­
cherweise mehr Sinn hat als der Dienst in der Bundeswehr. 
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(Beifall) 

Viele gehen mit einer engagierten Einstellung zur Bundeswehr und verlassen sie 
resigniert. 

Das ist kein Vorwurf an die Bundeswehr, es ist ein Vorwurf an die Führungsqualität des 
Verteidigungsministers und des Verteidigungsministeriums. 

Sie verlassen die Bundeswehr resigniert. Dies ist auch nicht verwunderlich, wenn diesen 
jungen Leuten, die dienen, während des Urlaubs oder, wenn sie am Wochenende nach 
Hause fahren, klar wird, daß, während sie dienen, über 40 % eines wehrpflichtigen Jahr­
ganges heute weder Wehrdienst noch zivilen Ersatzdienst leisten und die Frage der 
Wehrgerechtigkeit bis auf den heutigen Tag nicht gelöst ist. 

(Beifall) 

Ich schlage deshalb vor, daß von diesem Bundesparteitag der Auftrag ausgeht, Vor­
schläge zu erarbeiten, um die Ungerechtigkeiten beim Wehr- und Zivildienst zu beseiti­
gen, daß wir unsere Vorschläge wieder im Parlament einbringen. Dieses Thema muß 
unser Thema sein. Es ist ein Thema der Jugend, es ist ein Thema der Gerechtigkeit, und 
es ist ein Thema der Freiheit. 

(Beifall) 

Ich habe vorhin gesagt es geht nicht um eine Änderung unserer außenpolitischen 
Grundsätze. Aber es geht um eine richtige Gewichtung der Elemente unserer Außenpoli­
tik. Dies formulieren wir im Leitantrag. 

Schon im Jahre 1967 hat eine CDU-geführte Bundesregierung, gemeinsam mit den 
westlichen Partnern, Verteidigung und Entspannung als gleichwertige Elemente ihrer 
Außenpolitik bezeichnet. Deshalb betont die CDU in ihrem Leitantrag nicht nur die Ver­
teidigungsbereitschaft, sondern auch die Bereitschaft zu einem kontinuierlichen 
Gedanken- und Meinungsaustausch mit der sowjetischen Führung und mit den Regie­
rungen der osteuropäischen Staaten. Und der Bundesvorstand sagt, daß dies auch des­
halb notwendig ist, um das Bewußtsein für gemeinsame europäische Interessen und 
Aufgaben wachsen zu lassen. 

Deswegen haben wir im Leitantrag auch die Aussage von Helmut Kohl als Antwort auf 
die Regierungserklärung des Bundeskanzlers im letzten Jahr aufgenommen, daß wir die 
Verträge mit Leben erfüllen wollen. Meine Damen und Herren, dies ist eine wichtige 
außenpolitische Aussage. Ich bin der Auffassung, es ist notwendig, daß wir dies unter­
streichen, daß wir die Bürger über diese Aussage informieren. 

Das hat überhaupt nichts damit zu tun, daß wir eine Änderung unserer Außenpolitik her­
beiführen wollen. Wir sind d i e Partei, die fest steht im Bündnis mit dem freien Westen, 
aber wir sind auch d i e Partei, die bereit ist, mit den osteuropäischen Staaten zu spre­
chen und Verhandlungen zu führen und die Beziehungen zu verbessern. Dies ist wichtig 
für unsere weitere Arbeit. Die CDU ist die Partei des Friedens und ist die Partei der 
Abrüstung. 

78 



Ich bedanke mich hier ausdrücklich bei der Bundestagstraktion und bei Manfred 
Wörner und Jürgen Todenhöfer für die Zusammenstellung der hervorragenden Doku­
mentation über die Abrüstungsinitiativen der CDU/CSU in den letzten dreißig Jahren, die 
ich Ihnen ja auch vorgelegt habe. 

Wir sagen im Leitantrag, daß sich die CDU vorbehaltlos zu einer konsequenten und bei­
derseitigen Abrüstung, zum Doppelbeschluß der NATO in seinen beiden Teilen bekennt. 
Ich möchte diesen Doppelbeschluß einmal so definieren: Dieser Doppelbeschluß ist ein 
politischer Fahrplan zur Abrüstung, wenn er so läuft, wie wir es wollen. Läuft er so, wie 
die Russen es wollen, dann können wir dies vielleicht nicht erreichen. Aber argumentie­
ren wir so über diesen Doppelbeschluß, dann werden wir verständlich in unserem Willen 
zur Abrüstung. 

Es lohnt sich, einmal nachzulesen, was Konrad Adenauer auf dem 9. Bundesparteitag 
am 26. April 1966 in Karlsruhe gesagt hat. Er sagte dies an die Adresse der Westmächte 
und an die Adresse der Sowjetunion kurz vor der Gipfelkonferenz im Mai 1966: 

Ich habe von Anfang an auf dem Standpunkt gestanden,...daß die Hauptsache die 
Abrüstung ist... 

Und er fährt fort, unter großem Beifall des Parteitages: 

Die Welt will endlich Frieden haben. Nachdem wir im Jahre 1945 zusammenge­
brochen sind, will sie Frieden haben. Und die Welt hat auch — das gilt für alle 
Völker - ein Recht darauf, endlich einmal frei zu werden von der ewigen Furcht. 
Das ist kein menschliches Leben, wie es jetzt auf der Erde geführt wird.... Kein 
Volk kann dabei Fortschritte machen, wenn diese Last, 

- und er meinte die Rüstungslast -

nicht nur die finanzielle, die materielle Last, wenn nicht dieser geistige Druck end­
lich von der Welt genommen wird. 

Der Wille zur Abrüstung ist ein Vermächtnis christlich-demokratischer Politik seit 
Adenauer. Das ist ein wichtiger Punkt. Deswegen — wir haben ja auch unsere Erlebnisse 
-: Wir werden es nicht mehr zulassen, daß es den Sozialdemokraten gelingt, Bundes­
tagswahlen oder Landtagswahlen mit der Parole 'Krieg oder Frieden' gegen uns zu 
entscheiden. 

(Beifall) 

Für die Innenpolitik macht unser Leitantrag deutlich: Unsere Alternative zu einer immer 
mehr verstaatlichten Gesellschaft, zu anonymer Bürokratie und seelenloser Technokra-
tie ist die offene Gesellschaft mit einer menschlichen und überschaubaren Ordnung. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir müssen diese Ordnung erst umschreiben. 
Wir können diese Frage nicht in allen Einzelheiten und in allen Teilen abschließend be­
antworten. Der Leitantrag gibt die Richtung an. 

Wir wollen eine moderne, eine offene Gesellschaft mit — und jetzt nenne ich einmal 
einige Elemente - intakten Familien, einer menschlichen Schule, Partnerschaft von 
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Eltern, Schülern und Lehrern, Miterziehungsrecht der Eltern In der Schule, Schulbüchern 
— zumindest In den ersten Klassen -, die auch solche Eltern lesen können, die nicht das 
Große Latinum gemacht haben, 

(Beifall) 

Schulstandorten ohne lange Schulwege, Wettbewerb durch Privatschulen, in der Wirt­
schaft Leistung, Eigenkapitalbildung, Privatisierung von Staatsunternehmen, Vermö­
gensbildung, Bildung von Produktivvermögen in Arbeitnehmerhand, einer Wirtschafts­
struktur mit kleinen und mittleren Betrieben, damit die Menschen dort, wo sie wohnen, 
auch arbeiten können, Partnerschaft und Mitbestimmung in den Betrieben. Das alles 
sind Elemente einer gesellschaftlichen Ordnung, die sich grundsätzlich von dem unter­
scheidet, was die SPD will. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich habe zu den Kapiteln, wie wir die Wirt­
schaft wieder ankurbeln wollen, und auch dazu, wie wir uns die Sozialpolitik in der Zu­
kunft vorstellen - auch angesichts knapper Kassen -, meine Ausführungen gemacht. 
Ich habe das schrittlich getan und habe es auch bei mir. Ich will Ihnen dies aber nicht 
mehr vortragen- Lesen Sie es bitte nach, und wenn Sie nicht mit mir einverstanden sind, 
diskutieren Sie mit mir, mit uns allen darüber. (Die nicht auf dem Parteitag vorgetragenen 
Teile der Rede des Generalsekretärs werden im Anhang abgedruckt, um auch diese 
Teile der Erläuterung des Leitantrages zu dokumentieren.) Aber ich glaube, das, was wir 
hier sagen, entspricht dem Geist unseres Grundsatzprogramms. 

Nur eines möchte ich doch sagen, weil wir uns ja in der Spardiskussion befinden: Wir 
werden mit unserer Politik nur dann Erfolg haben, wenn wir bereit sind, die Opfer auf alle 
zu verteilen. Wir haben vor Jahren gewarnt und uns dagegen gewandt, daß die SPD die 
Belastbarkeit der Wirtschaft erproben wollte. Wir warnen die Koalitionsparteien davor, 
zu glauben, sie könnten jetzt die Belastbarkeit der Arbeitnehmer und der Rentner 
erproben. 

(Die nicht auf dem Parteitag vorgetragenen Teile der Rede des Generalsekretärs 
werden im Anhang abgedruckt, um auch diese Teile der Erläuterung des Leitantra­
ges zu dokumentieren.) 

Wir Christlichen Demokraten werden nicht in das soziale Netz schneiden, senden wir 
werden Mißbrauch, Privilegien und ungerechtfertigte Besitzstände beseitigen. Wir 
werden die Sozialgesetze, die wir geschaffen haben, nicht abschaffen, weder das Wohn­
geld noch das Bafög, weder die Sozialhilfe noch das Kindergeld. Aber wir wollen eine so­
ziale Ordnungspolitik mit ganz bestimmten Handlungsprinzipien, denn die haben wir im 
Grundsatzprogramm umrissen. 

Die Sozialleistungen müssen auf die wirklich Hilfsbedürftigen konzentriert werden. 

(Beifall) 

Es ist unsozial - und ich wiederhole, was Helmut Kohl gesagt hat -, wenn Bezieher 
hoher Einkommen Bafög, Lernmittel- und Fahrtkostenzuschüsse bekommen, uns aber 
das Geld fehlt für Familien in Not und für die Linderung des Hungers in der Welt. 

(Beifall) 
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Meine Damen und Herren, in dem Zusammenhang müssen wir aucti bekennen, daß wir 
vor einem großen Problem stehen. Durch eigene Leistung oder durch Aufopferung für 
die Gemeinschaft erworbene Rechtsansprüche — so sagen wir auch im Grundsatzpro­
gramm - verdienen den besonderen Schutz. Deshalb - das sage ich angesichts der 
Diskussion, die wir führen — kann man nicht alle Transferleistungen über einen Kamm 
scheren. Die Grundrenten der Kriegsopfer und unserer Soldaten, die bei der Bundes­
wehr einen Unfall erlitten haben, oder die bruttolohnbezogene Rente, die leistungbzo-
gene Rente, sind alle kein Almosen und müssen daher vor den tvlanipulationen des 
Staates nach Kassenlage geschützt werden. Aber damit haben wir die Frage noch nicht 
beantwortet, und darüber müssen wir eine Diskussion beginnen. Glauben Sie mir, dar­
über wird es Streit geben. Das ist gar keine Frage. Damit haben wir die Frage noch nicht 
beantwortet, wie wir unsere große Rentenreform nach den Gesichtspunkten der Lei­
stungsgerechtigkeit, der Verantwortung der Generationen, der Gleichberechtigung von 
Männern und Frauen auch über die 80er Jahre hinaus weiterführen können. 

Helmut Kohl und ich haben darüber geredet; wir haben im Parteipräsidiurh darüber ge­
sprochen. Wir schlagen vor, daß wir als Folge auch dieses Parteitags den Sachverstand 
aller Männer und Frauen aus Wissenschaft und Politik mobilisieren, um für die Sicherung 
und die Finanzierbarkeit der Renten eine Lösung zu bekommen, die unseren Vorstellun­
gen entspricht und nicht der Sozialdemokraten. 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich zum Schluß auf eine wichtige grundsätzliche 
Frage kommen. Wir habem im Zusammenhang mit dem Haushalt, mit der Notwendigkeit 
zu sparen, das Ruder herumzuwerfen, immer wieder die Debatte gehabt — Alexander 
Haig hat in seiner großen Rede in Berlin auch darauf hingewiesen - , daß gesagt 
worden ist: "Was nützt uns die beste Sozialpolitik, wenn die Kosaken kommen?" Auf der 
anderen Seite würde gesagt: "Jede Mark, die wir für die Rüstung ausgeben, die wir für 
die Verteidigung ausgeben, fehlt uns, um den Hunger zu bekämpfen und soziale Not zu 
lindern." Ich bin der Auffassung, Verteidigungspolitik und Sozialpolitik können und 
dürfen nicht gegeneinander ausgespielt werden. 

(Beifall) 

Wir haben doch bewiesen, vor allem in der Bundesrepublik Deutschland unter unserer 
Regierungsverantwortung, daß wir beides können. Wir waren fähig, die Bundeswehr zu 
finanzieren, sie verteidigungsfähig zu halten. Bei uns ist nicht im September das Benzin 
ausgegangen. Wir christliche Demokraten waren fähig, einen fortschrittlichen, auf wirt­
schaftlichem Wachstum, auf Eigeninitiative aufgebauten Sozialstaat zu schaffen. 
Beides ergänzt sich. Ich zitiere hier Alexander Haig: 'Wenn wir nicht bereit sind, uns zu 
verteidigen, dann werden wir die Möglichkeiten verlieren, soziale Gerechtigkeit als Vor­
aussetzung der Freiheit fortzusetzen." Wenn wir nicht bereit sind, soziale Gerechtigkeit 
zu suchen und zu ermöglichen, werden wir den Willen und den eigentlichen Grund ver­
lieren, uns zu verteidigen. Opus justitiae pax war der Wahlspruch eines großen Papstes. 
Der Satz stammt von Thomas von Aquin: Friede ist das Werk der Gerechtigkeit. 

Der Friede ist kein Grundwert sondern der Friede ist das Ergebnis der Verwirklichung 
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der Grundwerte. Nicht nur die Freiheit, sondern auch die Gerechtigkeit und die Solidarität 
sind unsere Grundwerte. Wir werden den Frieden nicht in eine Konl<urrenz zu diesen 
Grundwerten bringen. Der Friede ist das Werl< der Freiheit und der Menschenrechte, der 
Friede ist das Werk der Brijderlichkeit und der Nächstenliebe, der Friede ist das Werk 
der Gerechtigkeit. 

Meine Damen und Herren, wenn uns eine Frage immer wieder beschäftigt, wenn an uns 
immer wieder von jungen Menschen eine Frage gestellt wird, dann ist es doch die, daß 
sie sagen: "Sagt uns doch einmal, wofür können wir uns begeistern?" Helmut Kohl hat 
im Schlußteil seiner Rede auf das Engagement hingewiesen, das viele junge Menschen 
bereit sind, für die Linderung der Not, für die Bekämpfung des Hungers zu bringen. Ich 
will noch auf etwas anderes als Antwort auf diese Frage hinweisen. Ich finde, wir können 
als christliche Demokraten diese Antwort überzeugend geben. Ich habe hier ein Zitat 
aus einem Büchlein von Reinhold Üblacker und Martin Lange "Christenverfolgung in 
Südamerika". Der Bischof von Rottenburg, der langjährige Vorsitzende der Pax-
Christi-Bewegung, Georg Moser, ein alter Studentenpfarrer, hat ein Vorwort geschrieben, 
und er zitiert dort den Heiligen Basilius 

(Heiterkeit) 

- den richtigen heiligen Basilius; der andere ist uns auch herzlich willkommmen, Pater 
Streithofen - , der gesagt hat: 

Kämpft für die Völker und seht nicht allein auf euch, die ihr im windstillen Hafen 
seid und die die Gnade vor allem Ungestüm der bösen Geister bewahrt hat. 

Ich finde, wir stehen unter dem christlichen Gesetz der Stellvertretung. Wir leben in Frei­
heit, wir verwirklichen nach unseren Kräften soziale Gerechtigkeit, aber es gibt Millionen 
Menschen auf der Welt, in den osteuropäischen Ländern, in anderen Kontinenten, die 
keine Freiheit haben und die in sozialer Ungerechtigkeit leben müssen. Stellen wir uns 
doch einmal vor, auch wir wären nicht frei, bei uns gäbe es keine soziale Gerechtigkeit: 
Wo bliebe denn die Hoffnung für diese Millionen Menschen. Daß wir frei sind, daß wir so­
ziale Gerechtigkeit verwirklichen können, ist eine Hoffnung für Hunderte Millionen von 
Menschen. 

Ich wiederhole es noch einmal, wir müssen durch unsere Politik Hoffnungsträger sein 
und bleiben. Wir müssen diesen Menschen den Glauben und die Hoffnung ermöglichen, 
daß eines Tages auch bei ihnen Freiheit und soziale Gerechtigkeit verwirklicht werden 
können. Dafür können sich doch junge Menschen begeistern, meine sehr verehrten 
Damen und Herren, sich nicht mit militärischen Mitteln, sondern mit friedlichen Mitteln 
dafür einzusetzen und in einer geistigen und politischen Auseinandersetzung Meter für 
Meter den Archipel Gulag, Folter, Unterdrückung, Unfreiheit zurückzudrängen. Meine 
Damen und Herren, ist das nicht ein begeisterndes Ziel für uns alle, für junge Menschen, 
sich dafür einzusetzen? Der Wind bläst uns doch nicht ins Gesicht, wir haben den Wind 
im Rücken. Wir können dies bewerkstelligen, davon bin ich überzeugt. 

(Beifall) 

Es kommt auf uns christliche Demokraten an, nicht auf die anderen, sondern auf uns 
kommt es an. Deshalb sollte von hier und heute eine neue Zuversicht, ein neuer Glauben 
und ein neuer Wille zur Tat ausgehen. Wir, die CDU, lassen uns von jungen Menschen, 
auch von Ihnen, unseren jungen Gästen, herausfordern, und wir fordern auch sie, die 
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jungen Menschen, heraus und sagen: Kauert nicht in den bequemen Nischen des privat­
en Glücks oder der Resignation, sondern kommt und arbeitet mit uns am Aufbau einer 
besseren Welt! 

(Langanhaltender lebhafter Beifall) 

Werner Scherer, Tagungspräsidium: Lieber Heiner Geißler, ich glaube, überzeugender, 
als ich es in Worte fassen könnte, dankt der Parteitag durch seine Beifallsbekundung für 
die eindrucksvolle und, wie ich meine, auch wegweisende Begründung unseres Leitan­
trages. Ich mache mich aber gewiß auch zum Sprecher der Delegierten des Parteitags, 
wenn ich Ihnen darüber hinaus auch für das alltägliche beispielhafte Engagement und 
das verdienstvolle Wirken für unsere Union herzlichen Dank sage. 

(Erneuter Beifall) 

f\/leine Damen und Herren, meine lieben Parteifreunde, wir wollen nun, wie vereinbart, 
die Diskussion fortsetzen. Allerdings darf ich auf folgenden Sachverhalt hinweisen. Die 
Ausweitung der Diskussion sowohl auf die Rede des Parteivorsitzenden als auch auf die 
Einführung in den Leitantrag durch den Generalsekretär hat dazu geführt, daß Punkt 10 
der Tagesordnung - Bericht der Mandatsprüfungskommision - stillschweigend über­
gangen worden ist Deshalb darf ich den Vorsitzenden der Mandatsprüfungskommission 
bitten, sich auf seinen Bericht vorzubereiten, darf aber, damit die Tagung ohne zeitliche 
Verzögerung weiter verlaufen kann, jetzt Herrn Kollegen Dr. Dregger das Wort erteilen. 

(Beifall) 

Dr. Alfred Dregger: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Ich bin über­
zeugt, dieser Hamburger Parteitag wird nicht nur einer der interessantesten, er wird 
auch einer der erfolgreichsten in der Geschichte der CDU in Deutschland sein. 

(Zustimmung) 

Ich möchte daherden Parteivorsitzenden Helmut Kohl und den Generalsekretär Heiner 
Geißler nicht nur zu ihren großen Reden, sondern auch und vor allem zur Anlage dieses 
Parteitages beglückwünschen. 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, im Mittelpunkt dieses Parteitages wird das Friedensthema 
stehen, die Fragen des Inneren Friedens, die unser Freund Walter Wallmann aus unmit­
telbarer Frankfurter Anschauung heute nachmittag so eindrucksvoll behandelt hat, und 
die Fragen des äußeren Friedens, die in der Tat mit dem inneren Frieden verknüpft sind, 
aber in ihren Dimensionen noch weit darüber hinausgehen. 

Ich bin davon überzeugt, daß wir alle bei dieser Erörterung des äußeren Friedens beden­
ken werden, daß es dabei ja um die letzten Fragen unserer menschlichen Existenz, un­
serer persönlichen und nationalen Existenz, geht; denn in der Tat: Mit dem Frieden ist 
die Freiheit verbunden, Abwesenheit von Krieg ohne Menschenrechte und ohne Freiheit 
ist kein Frieden, sondern Unterdrückung, Knechtschaft, Sklaverei — wie immer Sie es 
nennen mögen. 
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Ich denke, wir alle werden In der Debatte auch beachten, daß wir die Diskussion über 
dieses Thema nicht rein akadennisch führen können, daß das, was wir sagen, Außenwirk­
ungen hat, daß von den Fragen, die wir stellen, und mehr noch von den Antworten, die 
wir geben, Zweifel bei den Verbündeten, Fehleinschätzungen bei möglichen Gegnern 
und Ängste bei unserem Volk ausgehen können, bei unserem Volk, das sich ja nicht 
mehr an den Regierungsparteien festmachen kann und das daher politisch zur Zeit nur 
in uns eine Hoffnung sehen kann. 

Noch etwas müssen wir bedenken: Die Antworten, die wir auf dem Gebiet der Sicherheit­
spolitik geben, können nicht die idealen, nicht die erwünschten sein, denn die Rahmen­
bedingungen sind uns ja vorgegeben, ohne daß wir sie wesentlich beeinflussen könnten. 
Keiner kann aus der Welt schaffen, daß diese schrecklichen Waffen erfunden worden 
sind, und deswegen wird die Menschheit leider immer mit der Möglichkeit der Produkti­
on oder gar ihres Einsatzes rechnen müssen. Keiner von uns kann die geographische 
Lage unseres Landes inmitten Europas und am Rande des sowjetischen Imperiums ver­
ändern, und keiner von uns kann die Sowjetunion dazu bringen, auf eine Hochrüstungs­
und expansive Politik zu verzichten. Meine Damen und Herren, in der Innenpolitik ist es 
relativ leicht, die Rahmenbedingungen für die Wirtschaft, für die Finanzen, sogar für die 
innere Sicherheit zu beeinflussen; in der Außen- und Sicherheitspolitik ist das kaum 
möglich. 

Wenn ich vor diesem Hintergrund einige Gedanken zur Friedenssicherung nach außen 
vortrage, will ich dabei in einigen Passagen auch auf den Aufsatz von Kurt Biedenkopf 
eingehen, den er in der "Zeit" veröffentlich hat. Ich begrüße ausdrücklich, daß er diesen 
Aufsatz nicht nach dem Parteitag, sondern unmittelbar vor dem Parteitag veröffentlich 
hat. 

(Beifall) 

Das ermöglichst es uns, meine Damen und Herren, seine Fragen aufzugreifen, die ja 
nicht nur in seinem Kopf, sondern in vielen Köpfen umgehen, wenn sie von anderen viel­
leicht auch nicht so brillant formuliert werden können, und es ermöglicht uns, diese 
Fragen zu beantworten. Denn das ist ja, glaube ich, eine Aufgabe dieses Parteitages. 

Meine Damen und Herren, ich möchte zunächst das bestätigen, was Kurt Biedenkopf 
über die schreckliche Situation gesagt hat, in der wir den Frieden durch Waffen sichern, 
die bei ihrem Einsatz ihren einzig vertretbaren Sinn verfehlt hätten, nämlich durch Ab­
schreckung zum Frieden beizutragen, die bei ihrem Einsatz ja infolge des Gegenschla­
ges das vernichtn würden, was zu erhalten sie bestimmt sind, eine Situation, in der wir 
trotzdem den Einsatz dieser Waffen nicht von vornherein ausschließen können, weil sie 
dann keine Abschreckung mehr produzieren würden. Das ist schrecklich, und Kurt Bie­
denkopf hat das zutreffend geschildert. 

Meine Damen und Herren, zur Ergänzung seiner Analyse und zur teilweisen Korrektur 
möchte ich im Anschluß daran vier Thesen vortragen und kurz begründen und daraus 
zwei Schlußfolgerungen für unser politisches Verhalten ableiten. Die erste und die 
zweite These werden für einige nichts Neues sein, die dritte und die vierte sind beson­
ders wichtig, weil ihre Nichtbeachtung die deutsch-amerikanischen Beziehungen auße­
rordentlich belasten müßte. 

Meine erste These: Eine Atommacht wird eine andere Atommacht nicht angreifen, weil 
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das im Gegenschlag zur Vernichtung auch des Angreifers führen würde. Am Selbstmord 
sind auch Atommächte nicht interessiert. 

Etwas anderes l<önnte nur dann gelten, wenn der Angreifer dem Angegriffenen so sehr 
überlegen wäre, daß der Angegriffene zu einem wirksamen Gegenschlag nicht mehr in 
der Lage wäre. Solange diese Überlegenheit nicht besteht,solange es ein annäherndes 
Gleichgeweicht gibt - es genügt ein annäherndes -, wird es - davon bin ich fest über­
zeugt - zu einem atomaren Schlagabtausch nicht kommen.lch befürchte ihn nicht, und 
das sollten wir auch sagen, damit nicht irrationale Ängste in unserem Lande umgehen. 

Die Nachrüstung, die der Westen jetzt betreibt, hat ausschließlich den Sinn, diesen Zu­
stand eines annähernden Gleichgewichts zu erhalten. 

(Beifall) 

Meine zweite These: Solange amerikanische Truppen in Deutsdchland stehen, wäre ein 
Angriff auf Deutschland zugleich ein Angriff auf die Vereinigten Staaten von Amerika. 

(Vereinzelt Beifall) 

Solange die amerikanischen Streitkräfte in Europa mit Atomwaffen ausgerüstet sind, 
wäre ein konventioneller oder atomarer Angriff auf Deutschland zugleich eine atomare 
Herausforderung der amerikanischen Supermacht. Denn, daß bei einem Angriff auf 
Deutschland die in Deutschland stehenden Atomwaffen der Amerikaner eingesetzt 
würden, damit muß die Sowjetunion rechnen. Solange sie damit rechnen muß, wird sie 
mit Sicherheit die Bundesrepublik Deutschland und Westreuropa nicht angreifen. 

(Beifall) 

Und nun die dritte These, die ich im Hinblick auf unser Verhältnis zu den USA für beson­
ders wichtig halte. Wenn die Amerikaner gemäß dem NATO-Doppelbeschluß atomare 
Mittelstreckenraketen in Europa stationieren sollten, dann wälzen sie damit nicht ein ato­
mares Risiko auf Europa ab, das sie selbst zu tragen nicht bereit wären. Meine Damen 
und Herren, das Gegenteil ist der Fall. Wenn die Amerikaner Atomwaffen in Europa sta­
tionieren, gehen sie ihrerseits ein atomares Risiko für das Kerngebiet der Vereinigten 
Staaten von Amerika ein. Denn eines ist doch klar: Wenn die Amerikaner von Europa 
aus Atomwaffen gegen die Sowjetunion einsetzen würden, würde der Gegenschlag der 
Sowjets nicht nur Europa, sondern auch das Kerngebiet der USA treffen. Das hat der 
sowjetische Generalsekretär Breschnew ja vor wenigen Tagen erneut bestätigt; und 
auch wenn er es nicht bestätigt hätte - das ergibt sich einfach aus der Logik. 

Wenn in Europa von interessierter Seite der Eindruck vermittelt werden konnte, durch 
den Nachrüstungsbeschluß der NATO versuchten die Amerikaner den Europäern 
dieses atomare Risiko aufzubürden, das sie selbst nicht tragen wollten, dann ist das er­
stens grundfalsch, und es hat zweitens den Sinn, Mißtrauen zwischen den Amerikanern 
und den Europäern zu säen, damit Amerika und Europa voneinander abgekoppelt 
werden. 

(Beifall) 

Wenn das dieser Kampagne gelänge, dann hätten die Sowjets ihr Spiel in Europa schon 
gewonnen, auch wenn sich sonst nichts verändert. 
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Die Bereitschaft der USA, ein atomares Risil<o zur Abschreckung eines Angriffs auf 
Europa zu tragen, Ist l<eineswegs selbstverständlich. Das zeigt das französische Bei­
spiel: Prankreich verfügt über eigene Atomwaffen. Frankreich lehnt es entschieden ab, 
französische Atomw/affen auf deutschem Boden zu stationieren. Damit wird unser ato­
mares Risiko nicht vermindert; denn wenn die Franzosen diese Waffen aus nationalem 
Interesse einsetzen sollten, werden sie leider aller Wahrscheinlichkeit nach unser Land 
verwüsten. Diese Selbstbeschränkung Frankreichs hat nicht den Sinn und auch nicht 
die Wirkung, unser atomares Risiko zu mindern, sondern sie bedeutet nur, daß uns die 
Abschreckungswirkung der französischen Atomwaffen jedenfalls nicht direkt zugute 
kommt. 

Nun die vierte und letzte These. Während die Supermächte in ihren Kerngebieten nur 
durch einen atomaren Raketenkrieg bedroht werden, werden wir auch und vor allem 
durch einen sogenannten konventionellen Krieg bedroht. Und was ein solcher konven­
tioneller Krieg in diesem überbevölkerten und dicht besiedelten Land bedeuten würde, 
kann man sich nur mit einigem Grauen vorstellen. Deswegen sollten wir nicht nur an 
diese Kriegsform denken. Während das existenzielle Interesse der Supermächte daruf 
geht, den atomaren Raketenkrieg zu verhindern, geht unser existenzielles Interesse 
dahin, jeden Krieg zu verhindern, damit will ich nicht sagen, daß die Supermächte den 
konventionellen Krieg wollten. 

(Beifall) 

Würde die NATO wegen angeblich fehlender Konsensfähigkeit auf atomare Waffen ein­
seitig verzichten, dann könnte sie gleich auch ihre konventionellen Waffen abliefern, 
weil eine Streitmacht ohne Atomwaffen, gleichgültig wie stark diese konventionelle 
Streitmacht ist, gegenüber einem atomar gerüsteten Gegner völlig wehrlos wäre. Etwas 
anderes würde nur für den Partisanenkrieg gelten. Aber das afghanische Beispiel ist 
doch sicherlich etwas, was wir nicht in unsere Überlegungen einbeziehen können. 

Der Verzicht auf Atomwaffen müßte also beidseitig und gleichzeitig verwirklicht werden, 
und zwar unter Kontrolle. Und ein zweites: Mit der atomaren Abrüstung müßte die kon­
ventionelle Abrüstung einhergehen, und zwar auf der Grundlage der Parität. Wenn wir 
die sowjetische Überlegenheit an konventionellen Waffen durch eine Aufrüstung mit 
Panzern, Flugzeugen und ähnlichem ausgleichen wollten, dann müßte die NATO ihre 
Verteidigungsausgaben verdreifachen. Das würde bedeuten, daß wir aus einem Sozial­
staat zu einem Militärstaat würden. Das wollen wir nicht, das können wir auch gar nicht. 
Das kann nur eine Diktatur, die auf die Nöte und die sozialen Bedürfnisse der Menschen 
nicht Rücksicht nehmen muß. Ein demokratisches System kann das nicht. 

Das sind die vier Thesen. Und jetzt noch kurz die beiden Schlußfolgerungen: 

Solange die Sowjetunion am Ziel der Weltrevolution - und das ist doch nur ein Synonym 
für Weltherrschaft - festhält, solange sie eine hochgerüstete und expansive Macht ist, 
müssen wir in der schrecklichen Grenzsituation leben, die Kurt Biedenkopf zutreffend 
beschrieben hat. Wenn wir einseitig die Waffen niederlegen würden, würden wir die Frei­
heit verlieren und den Frieden nicht gewinnen. Denn mit der damit möglichen Beherr­
schung Deutschlands durch die Sowjetunion würde die Sowjetunion ja noch nicht die 
Welt beherrschen. Das würde bedeuten, daß unsere jungen Männer nicht in der Bundes-
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wehr zu dienen hätten, sondern in der Nationalen Volksarmee des SED-Staates, und daß 
sie nicht mehr unseren Frieden und unsere Freiheit zu schützen hätten, sondern für die 
Ziele der Sowjetunion zu kämpfen hätten — und davor möchten wir sie bewahren. 

(Beifall) 

Nun die zweite und letzte Schlußfolgerung: Diese Zusammenhänge, die leider kompli­
ziert sind - und ich meine, wenn ein Parteitag schon das Thema behandelt, muß er auch 
einige Fakten vortragen und sie bewerten — unserem Volk und insbesondere unserer 
Jugend klar zu machen, ist unsere erste Aufgabe. Ebenso wichtig ist es, dem Versuch 
entgegenzuwirken, das Vertrauen zwischen Amerikanern und Europäern, insbesondere 
zwischen Amerikanern und Deutschen zu zerstören, weil wir auf das Vertrauen existen-
ziell angewiesen sind. Unsere dritte Aufgabe ist es, auf der Basis der Gleichheit auch mit 
der Sowjetunion, wo immer es geht, eng zusammenzuarbeiten. Ich glaube, wenn wir das 
machen, dann können wir den Frieden bewahren. Ich meine, diese drei Dinge, die es 
klarzumachen gilt: das war — aus der Rede von Heiner Geißler ging es hervor - immer 
die Friedenspolitik, die Sicherheitspolitik der CDU/CSU. Es ist ihre heutige Sicherheit­
spolitik, und ich bin überzeugt, das wird immer unsere Sicherheits- und Friedenspolitik 
bleiben. 

Lassen Sie mich zum Schluß eine persönliche Bemerkung anfügen. Ich finde es immer 
erschreckend, wenn einige Vertreter der Friedensbewegung oder auch der Sozialdemo­
kratischen Partei den Eindruck zu suggerieren versuchen, ihnen liege der Friede mehr 
am Herzen als uns. Wenn ich vom Frieden rede, dann weiß ich, was dies bedeutet. Ich 
habe im Kriege viele meiner Freunde und Kameraden sterben sehen. Ich selbst bin vier­
mal verwundet worden, zweimal schwer. Ich habe meinen einzigen Bruder als ISjähri-
gen an der Ostfront verloren. Kann sich einer vorstellen, daß man das vergessen 
könnte? Ich nehme für mich und für uns alle in Anspruch, daß es keinen Menschen in 
der Welt gibt, der den Frieden mehr liebt, als wir ihn lieben, wir alle in der Bundesrepublik 
Deutschland. 

(Beifall) 

Ich möchte hinzufügen: Es ist bis heute keine Sicherheitspolitik sichtbar, die besser sein 
könnte als die unsrige. Sie hat Europa die längste Friedensperiode seiner Geschichte 
geschenkt, und das in einer Welt, die von Konflikten zerrissen ist. Ich bin überzeugt, 
wenn wir an dieser Friedens- und Sicherheitspolitik mit ihren drei Komponenten - dazu 
gehört auch die Zusammenarbeit mit der Sowjetunion - festhalten, dann können wir 
auch in den nächsten Jahrzehnten den Frieden sichern. Wir wollen ja auch mit der Sow­
jetunion leben und zusammenarbeiten - aber als Gleiche und als Freie. Das wird auch 
die Sowjetunion begreifen, wenn wir uns nicht von irrationalen Ängsten und irrationalen 
Angstbewegungen verwirren lassen. Ich glaube, die notwendige Aufklärung wird durch 
diesen Bundesparteitag ganz wesentlich beflügelt werden. - Ganz herzlichen Dank. 

(Beifall) 

Dr. Jürgen Westphal, Tagungspräsidium: Meine Damen! Meine Herren! Die Zahl der 
Wortmeldungen steigt, die Zahl der verbleibenden Minuten sinkt. Wenn ich das um­
rechne, dann kommen jetzt auf jede Wortmeldung noch dreieinhalb Minuten. Ich bitte 
daher um Verständnis dafür, daß ich bei denjenigen, die etwas länger sprechen sollten. 
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nach Ablauf von fünf fvlinuten ein erstes Glockenzeichen gebe, damit sich heute noch 
möglichst viele unserer Freunde an der Diskussion beteiligen können. 

Ich rufe jetzt Herrn Wissmann auf. 

Matthias Wissmann: Herr Präsident! Liebe Parteifreunde! Ich möchte mich zunächst 
bei Helmut Kohl und Heiner Geißler dafür bedanken, daß sie zu diesem Parteitag 500 
junge Leute eingeladen haben. Ich möchte damit die Bitte verbinden, daß vi/ir dieses Ge­
spräch, das wir hier führen und morgen hoffentlich in einer intensiven Diskussion fortset­
zen können, nicht nur bei diesem Parteitag führen, sondern daß wir diesen Parteitag so­
zusagen nicht nur als ein Beispiel für andere Parteien, sondern auch als einen Start­
schuß für unsere Orts- und Kreisverbände begreifen, damit das, was wir hier im Kleinen 
betreiben, in allen Orts- und Kreisverbänden der CDU noch mehr als bisher zur Selbst­
verständlichkeitwird. 

(Beifall) 

Ich finde, dann haben wir ein richtiges Signal gesetzt. 

Liebe Parteifreunde, es ist ein Gebot der Ehrlichkeit und Glaubwürdigkeit, daß ich hier 
auf diesem Bundesparteitag auch auf einige der Fragen eingehe, die in den letzten 
Wochen zwischen der Jungen Union und Teilen der CDU/CSU zum Teil strittig diskutiert 
wurden. Ich möchte hier auch etwas zu dem sagen, was beim Deutschlandtag der 
Jungen Union, aber auch von mir selbst zu der Bonner Friedenskundgebung gesagt 
wurde. Ich möchte nur eines vorwegschicken. Das sage ich an Sie, liebe Parteifreunde, 
als Delegierte, das sage ich aber auch nicht ohne Grund an die Vertreter der Massen­
medien. Machen Sie es bitte möglich, daß man über Sachfragen streitet, ohne daß damit 
gleich personalpolitsche Folgen verbunden werden. 

(Beifall) 

Denn nur dann - darum geht es uns, der Jungen Union, - können wir in der Sache über­
zeugend diskutieren, ohne daß alle möglichen personalpolitischen Implikationen publi­
zistisch damit verbunden werden. Ich sage das ganz deutlich. Was beim Deutschland­
tag der Jungen Union stattgefunden hat, war nicht eine Attacke gegen irgendeine 
Person, schon gar nicht gegen Helmut Kohl, sondern es war ein anderslautender Stand­
punkt zur Bewertung der Bonner Friedensdemonstration, als Teile der CDU/CSU ihn ge­
äußert haben. 

(Beifall) 

Liebe Parteifreunde, was heute dazu gesagt wurde, werden wir, glaube ich, alle unter­
schreiben und unterstützen. Aber es gab leider einen Grund, dazu etwas anderes zu 
sagen, als es zum Teil auch aus der Parteizentrale kam. Am Tag der Bonner Kundgebung 
erschien eine Erklärung des offiziellen Sprechers der CDU, der mit dem Satz bogann: 
"Die Befürchtungen, daß der antiamerikanische Umzug duch Bonn zu einer Bekräftigung 
der Volksfront zwischen Teilen der SPD, Kommunisten und Chaoten werden würde, 
haben sich bestätigt." Die Erklärung endete mit dem Satz: 'Bis zum Nachmittag iät es 
nur zu kleineren Zwischenfällen und Sachbeschädigungen gekommen. Dies ist vor 
allem auch der Gelassenheit der Bonner Bevölkerung und der Geduld der Polizei zu 
verdanken." 

88 



Liebe Parteifreunde, genau um diese Stellungnahme, aber auch um manche andere 
Stellungnahme, etwa zum Stichwort "umgekehrter Reichsparteitag", auch wenn sie 
anders gemeint sein mögen, 

(Beifall) 

ging es uns, als wir gesagt haben: Wir verkennen nicht, daß es in der Friedensbewegung 
Kräfte gibt, die sie mißbrauchen wollen, daß es etwa im Hintergrund des Krefelder Ap­
pells kommunistische Kräfte gibt, daß die Kommunisten versuchen, sich auf einen Zug 
zu setzen. Aber macht bitte deutlich, daß die überwiegende Mehrheit der Teilnahme der 
Bonner Kundgebung gutwillige Absichten hatte! Wir sollten dieser Mehrheit die gutwilli­
gen Absichten nicht absprechen, wenn wir vermeiden wollen, daß sie in eine Ecke ge­
drängt wird, in der wir sie nicht haben wollen, 

(Beifall) 

Liebe Parteifreunde, nur zur Unterstreichung dessen, was ich soeben ausführte, möchte 
ich darauf hinweisen, daß mir gestern in einer Diskussion am Rande des Jugendabends 
mehrere Jugendliche von unseren eingeladenen Gästen gesagt haben, sie hätten an 
der Bonner Kundgebung teilgenommen. Als ich sie ansprach und einlud, an der von der 
Jungen Union initiierten Kundgebung aus Anlaß des Breschnew-Besuchs für Men­
schenrechte in Osteuropa, für Menschenrechte in Afghanistan teilzunehmen, haben sie 
mir spontan zugesagt an dieser Kundgebung teilzunehmen. Es ist nicht so, daß die über­
wiegende Mehrheit der Teilnehmer nur in eine Richtung schaut. Die überwiegende 
Mehrheit der Teilnehmer hat eine andere Sicht der Dinge als ein Teil der Drahtzieher. 

(Beifall) 

Liebe Parteifreunde, Rückgrat in der Sache, etwa eine Bekräftigung des NATO-
Doppelbeschlusses, wie es Heiner Geißler hier ausgeführt hat, einerseits, und Brücken­
bauen zum Verständnis für Sorgen und Ängste von Jugendlichen andererseits, das 
schließt sich doch nicht aus, das muß beides miteinander möglich sein. Darum möchte 
ich werben, und ich glaube, daß viele von Ihnen genauso denken. 

Nur, liebe Parteifreunde, ist es nicht so, daß die CDU im Blick der Öffentlichkeit nicht als 
die Partei für Verteidigung und Abrüstung, sondern meist als eine Partei gesehen wird, 
die das Abrüstungsthema nicht ausreichend diskutiert? Müssen wir nicht gerade das, 
was an Abrüstungsinitiativen in der Union steckt, was heute zum Ausdruck gekommen 
ist, was wir in Berlin in den Bundesausschuß-Antrag hineingeschrieben haben, nicht 
auch deutlicher nach außen tragen? Denn über das Ziel des Friedens sind wir uns mit 
großen Teilen der Friedensbewegung einig. Nur der Weg zu diesem Frieden, nämlich 
beiderseitige und ausgewogene Abrüstung, trennt uns von denen, die einseitige Abrüs­
tung als einen sicheren Weg zum Frieden bezeichnen. 

(Beifall) 

Das kann in der Diskussion deutlich werden. 

Herr Kollege Stoiber hat mich angesprochen, und nur deswegen möchte ich auf zwei 
Punkte eingehen, die er erwähnt hat. Erstens. Diskussion in einer Partei, die in den 
Grundsatzfundamenten, westliches Bündnis und Soziale Marktwirtschaft, einig ist heißt 

89 



doch nicht, die Grundlagen abzubauen, die unser Fundament ausmachen. Ich sage: 
Gerade weil wir in den Grundlagen einig sind, können wir es uns leichter als SPD und 
FDP erlauben, über die besseren Wege kritisch miteinander zu diskutieren. 

(Beifall) 

Darum geht es uns in der Jungen Union, Ich gebe das wieder, was der Deutschlandtag 
der Jungen Union in seiner Mehrheit dazu gesagt hat. Ich finde, eine Partei, die in ihrer 
überwiegenden fvlehrheit eine bestimmte Sicherheits- und Außenpolitik verfolgt, kann 
doch die Souveränität und Gelassenheit haben, auch einen Herrn Mechtersheimer in 
ihren Reihen zu ertragen und mit ihm über den besseren Weg zu streiten. 

(Anhaltender Beifall) 

Liebe Parteifreunde, wir sollten Geschlossenheit im Kampf gerade um die Mehrheit, 
aber Offenheit in der Diskussion über Sachfragen zeigen. Wer kann es sich denn erlau­
ben, wenn nicht die CDU? Es ist meine Bitte, daß wir dies miteinander vertreten und daß 
wir nicht den Eindruck erwecken, wir würden die Geschlossenheit als oberstes Ziel und 
die Diskussion als zweitrangiges Ziel sehen. So ist es doch nicht. Lassen wir es uns 
doch dann auch und gerade bei diesem Parteitag nach außen sagen! 

(Beifall) 

Die letzte Bemerkung richtet sich an Sie als Kreisvorsitzende, als Delegierte, als Aktive 
in der CDU. Ich finde, wir dürfen nicht nur die Friedensdiskussion besetzen, wie es heute 
geschehen ist, wie es Heiner Geißler gerade ausgeführt hat, sondern wir müssen auch 
die Freiheitsidee in unserem Land wieder stärker ins Bewußtsein junger und älterer Mit­
bürger hineintragen. 

(Beifall) 

Deswegen hat die Junge Union eine große Kundgebung initiiert, die am Tage des Be­
suchs von Leonid Breschnew mit hoffentlich Zehntausenden von jungen und älteren 
Mitbürgern in Bonn stattfinden soll, wo wir sagen werden: Wir sind für Gespräche mit 
Breschnew, wir sind für Entspannung, wir sind für Abrüstung, aber wir als jüngere und 
ältere Bürger sagen deutlich, daß eine wirkliche Friedenspolitik auf Menschenrechten 
gründet, Menschenrechten für das afghanische Volk, 

(Beifall) 

Menschenrechten im anderen Teil Deutschlands, Menschenrechten auch für die Bürger 
in der Sowjetunion. 

Meine Bitte ist: ziehen Sie mit, machen Sie mit, helfen Sie mit, daß die Demonstration zu 
einem Erfolg wird. Wir sollten die Straße nicht länger anderen überlassen, sondern wir 
sollten gemeinsam versuchen, auch auf der Straße für unsere Argumente zu werben. Ich 
bitte Sie um Unterstützung. 

(Anhaltender lebhafter Beifall) 

Dr. Jürgen Westphal, Tagungspräsidium: Danke schön. Meine Damen, Herren! 
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(Anhaltender Beifall) 

Ich folge zunächst einmal gerne der Bitte von Herrn Wilfried Hasselmann, Landesvorsit­
zender von Niedersachsen, 

(Fortgesetzter rhytmischer Beifall) 

und gebe hier bekannt 

(Weiterer Beifall) 

- Sie können dann w/eiterklatschen, w/eil es eine gute Nachricht Ist -, daß soeben unser 
Parteifreund Hartmut Skupin zum Oberbürgermeister der Stadt Braunschvi/eig gewählt 
w/orden ist. 

(Lebhafter Beifall) 

Ich möchte dazu im Namen des Parteitages unserem Parteifreund herzliche Glück­
wünsche sagen. 

Ich darf jetzt Herrn Dr. Worms bitten. 

Dr. Bernhard Worms: Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Liebe 
Freunde! Als einer, der sich gerne auf der Straße aufhält, um dort für die Christlich Demo­
kratische Union an Rhein und Ruhr zu arbeiten, würde ich jetzt gerne einen Kurzbeitrag 
zum Motto unseres Parteitages liefern, und zwar zur Aussage und zum Ziel "Mit der 
Jugend" und 'Neuer Anfang". 

Aussage und Ziel dieses unseres Mottos führt uns aus der Sicht an Rhein und Ruhr an 
die wohl schwerste Aufgabe, die uns gestellt ist, nämlich: wie gewinnen wir die Arbeit­
nehmer zurück, und wie stabilisieren wir sie als unsere Wähler? 

Liebe Freunde, nach unserer Meinung gewinnen wir schaffende, hart arbeitende Men­
schen nur dann zurück, wenn wir uns wieder auf die Grundwerte unserer Politik in Wort 
und Tat besinnen. Wir stabilisieren Wähler — am Beispiel der Stahlindustrie sei dies uns 
jetzt in dieser Stunde ins Gedächtnis gerufen -, wenn wir ihnen durch Wort und Tat auf­
zeigen, durch wen sie morgen und übermorgen ihren Arbeitsplatz behalten bzw. einen 
neuen Arbeitsplatz erhalten. 

(Beifall) 

Ich finde, daß wir dies in unsere Diskussionen mit einzubeziehen haben. Denn Politik, 
liebe Freunde, ist etwas sehr Konkretes. 
Von daher sage ich Ihnen auch, daß es eine nahtlose Übereinstimmung in den Grundsat­
zaussagen zwischen unserer rheinischen CDU und den Aussagen unseres Bundesvor­
sitzenden von heute vormittag gibt. 

Lassen Sie mich eine Bemerkung zur Friedenspolitik machen. Auf das, was hier gesagt 
worden ist, kann ich Bezug nehmen. Aber in aller Kürze, meine ich, sollte ich Ihnen fol­
gendes dennoch zurufen: 
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Wir alle sind keine Atom-Fetichisten. Aber, meine Damen und Herren, liebe Freunde, wir 
sind auch keine Aussteiger aus dem westlichen Bündnis. 

(Beifall) 

Unsere Pflicht und Schuldigkeit - und das ist für meine Begriffe genau der Ansatzpunkt 
der Diskussion, die auch hier zu beginnen hat - ist jetzt, für einen sicherheitspolitischen 
Konsens offensiv zu kämpfen, anstatt ihn resignativ verloren zu geben. 

Von da her möchte ich Ihnen sagen: bei all unserer Freude und dem berechtigten Stolz 
auf die großen Wahlerfolge in Hessen, Berlin und auch in Niedersachsen dürfen wir 
nicht vergessen, daß im einwohnerstärksten Bundesland 1980 nur noch ein Drittel der 
Jung- und Erstwähler uns, der CDU, ihre Stimme gegeben haben. 

(Beifall) 

Liebe Freunde, dies war und ist kein Betriebsunfall, sondern hier gibt es einen kontinuier­
lichen Prozeß, der sich bis 1969 zurückverfolgen läßt. Nach unserer Meinung wäre es 
ein verhängsivoller Trugschluß, auf Grund des zur Zeit für uns günstigen Trends zu glau­
ben, daß wir dieses weit zurückreichende Vertrauensdefizit in der jungen Generation 
schon überwunden hätten. 

Deshalb ist es nach unserer Überzeugung gut, daß wir heute den neuen Anfang für 
unser Land — wie das Parteitagsmotto es ausdrückt — beginnen. Dieser Neubeginn — 
und das ist Auffassung unserer Partei — wird uns nur gelingen, wenn wir durch eine be­
harrliche Überzeugungsarbeit, durch den ständigen und offenen Dialog, durch ein 
waches Gespür für die Hoffnungen und Nöte, die Erwartungen und Ziele junger Men­
schen und durch die Klarheit, Geradlinigkeit und Glaubwürdigkeit unserer Position 
wieder Zugang zu Herz und Verstand der jungen Generation finden. 

Meine Damen und Herren, das ist nicht nur eine Frage unserer politischen Programmatik 
und unserer inhaltlichen Aussagen, sondern auch unseres Auftretens und Erschei­
nungsbildes, unserer Art zu diskutieren und Entscheidungen zu fällen, unserer Fähigkeit 
und Bereitschaft, auf junge Menschen zuzugehen und uns mit ihnen einzulassen und 
schließlich unsere Glaubwürdigkeit durch die Übereinstimmung von Reden und Handeln 
zu vermitteln. 

Liebe Freunde, in den Medien wird oft der Eindruck erweckt als bestehe unsere Jugend 
vonwiegend aus Hausbesetzern, Steinewerfern und Chaoten, die von einer Straßen­
schlacht zur anderen ziehen. Dieses Bild ist falsch. Die meisten jungen Menschen 
wollen wie wir alle in Frieden leben, eine Familie gründen und sich eine gesicherte Exi­
stenz aufbauen. Sie wollen etwas leisten, sie wollen arbeiten, und sie wollen auch verdie­
nen. Sie wollen sich möglichst frei entfalten, weder privat noch politisch — von wem 
auch immer - bevormundet werden. 

Wenn wir diese große Mehrheit der Jugend darüber hinaus für ein bißchen mehr Ge­
meinsinn, mehr Solidarität und Verantwortungsbewußtsein als Staatsbürger gewinnen, 
sie in ihrer Leistungsbereitschaft fördern, ihnen sinnvolle Ziele und Aufgaben setzen, 
ihnen wieder Vertrauen in die Zukunft geben, sie dazu ermutigen, mit uns in einer großen 
gemeinsamen Anstrengung die vor uns liegenden Herausforderungen anzupacken. 
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dann, meine Damen und Herren; sollte uns um diese Jugend und damit um unsere ge­
meinsame Zukunft und um unser gemeinsames Schicksal nicht bange sein. - Vielen 
Dank. 

(Beifall) 

Dr. Jürgen Westphal, Tagungspräsidium: Danke schön. 

Eine Wortmeldung ist zurückgezogen worden; wir haben dreieinhalb Minuten 
gewonnen. 

(Beifall) 

Herr Professor Biedenkopf! 

Prof. Dr. Kurt H. Biedenkopf: Herr Präsident! Ivleine sehr verehrten Damen und 
Herren! Liebe Freunde! Ich kann nahtlos an das anknüpfen, was Bernhard Worms 
soeben im eigenen Namen und für die rheinischen Freunde gesagt hat: Wir müssen die 
Jugend wieder gewinnen. Wir müssen ihr Hoffnung geben. Wir müssen ihr Vertrauen 
geben, und wir müssen ihr Verantwortungsgefühl geben, d.h. die Chance zur 
Verantwortung. 

Ich möchte meinen Diskussionsbeitrag nicht beginnen, ohne unserem Generalsekretär 
meine Bewunderung für die Einführung des Leitantrages auszusprechen. 

(Beifall) 

Ich glaube, daß er in geradliniger Fortsetzung der programmatischen Wegweisungen, 
die Helmut Kohl heute morgen vorgetragen hat deutlich gemacht hat, worum es hier 
geht: um die Beschlußfassung und um Aufgaben. 

Er hat - und das scheint mir ganz entscheidend zu sein - zwei Ziele aufgezeigt, zwei 
grundsätzliche Antworten gegeben: im außenpolitischen Bereich die Abrüstung, im in­
nenpolitischen Bereich den Auftrag: wir müssen anders leben, damit andere überleben. 

Heiner Geißler hat gesagt, daß wir über die Wege diskutieren müssen. Wie wir diese 
Wege legen, das wird den Inhalt unserer Politik bestimmen. Die Antwort auf die Frage 
nach den Wegen wird die Antwort auf die Frage nach unserer Politik sein. 

Es war viel von Angst die Rede. Auch der Leitantrag spricht von einer ganzen Reihe von 
Eigenschaften unserer Gesellschaft heute, die sich in dem allgemeinen Begriff der Unsi­
cherheit und Angst zusammenfassen lassen. 

Walter Wallmann hat recht, wenn er sagt, daß man die Angst überwinden müsse. Unser 
politischer Auftrag gerade im Hinblick auf die neuen Wege, die wir mit der Jugend 
suchen, ist, diese Angst politisch zu beherrschen, sie einzufangen, sie wie ein über das 
Flußbett tretendes Wasser zurückzudrängen und die Kräfte, die sich auch irrational in 
Angst äußern können, für eine Politik nutzbar zu machen, die in die Zukunft weist. Dazu 
muß man die Ängste aber zunächst beschreiben; man muß sie zur Kenntnis nehmen. 
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(Vereinzelter Beifall) 

Eine der zur Kenntnis genommenen Ängste ist die, von der auch Alfred Dregger gespro­
chen hat und über die ich etwas gesagt habe. Alfred Dregger und ich liegen, was die vier 
Thesen anbetrifft, überhaupt nicht auseinander. Es geht mir nicht um die Frage, wie wir 
heute den Frieden in Freiheit in Deutschland sichern. Diese Frage ist entschieden. Sie 
ist entschieden unter Einschluß der Aussage des Leitantrages, daß wir uneingeschränkt 
für den Nachrüstungsbeschluß der NATO in beiden Teilen eintreten. 

Mir geht es um die Frage, wie die langfristige Entwicklung der europäischen Friedens­
ordnung aussehen kann. Der Leitantrag, den Heiner Geißler in unsere Debatte eingeführt 
hat, enthält dazu eine Reihe von ganz entscheidenden Aussagen, die allerdings auch 
Aufträge enthalten. So heißt es in dem Leitantrag: 

CDU und CSU haben eine Politik durchgesetzt, die den Frieden in Europa in den 
letzten 3o Jahren gesichert hat. 

Aber es heißt auch; 

Die Fähigkeit einzelner westeuropäischer Regierungen, vordringliche außen- und 
sicherheitspolitische Notwendigkeiten gegen innenpolitische Wünsche durchzu­
setzen, ist geschwächt. Zum Teil sind sie nicht mehr bereit,...Zielsetzungen des At­
lantischen Bündnisses in praktische Politik umzusetzen. 

Es heißt aber auch: 

Die Zukunft des Atlantischen Bündnisses wird wesentlich davon bestimmt 
werden, ob es Europa gelingt, sein Mitspracherecht durch die Übernahme von Mit­
verantwortung zu untermauern und auszubauen. 

Dabei werde die Fähigkeit zur Integration in Richtung auf eine politische Union, die wir 
wollen, eine entscheidende Rolle spielen. Dazu heißt es im Leitantrag aber auch, daß die 
europäische Entwicklung, die politische Einigung Europas nicht schnell genug 
vorankomme. 

Das bedeutet, wir machen eine Reihe von Feststellungen und treffen eine Reihe von 
Aussagen, die Fragen aufwerfen. Wenn sich unsere nationalen Interessen nur im Atlanti­
schen Bündnis verwirklichen lassen — und davon bin ich überzeugt -: Welche Konse­
quenz hat es dann, wenn sich westeuropäische Regierungen nicht mehr in der Lage 
sehen, diese Verpflichtungen einzulösen? Was müssen wir tun? 

Wir geben eine Antwort. Wir sagen, wir müssen eine europäische Friedensinitiative 
haben. In der Tat, das ist notwendig. Deshalb heißt es im Leitantrag: 

Wir rufen unsere Partner in der NATO und der EG zu einer umfassenden Friedensi­
nitiative auf,... 

Ich finde es ganz entscheidend, daß wir diesen Parteitag in der Gewißheit verlassen 
werden, daß die Sache des Friedens von dieser Partei als einer großen politischen Be­
wegung offensiv vertreten wird und daß es keiner sonstigen Friedensbewegung bedarf, 
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um wirklich Frieden in Europa zu sichern. 

(Beifall) 

Das bedeutet aber zweierlei, wenn wir unbeirrt auf die friedenstiftende Kraft Europas 
setzen - damit will ich schließen -: Erstens.Wir müssen der jüngeren Generation plausi­
bel machen können, daß die vor uns liegende Aufgabe der politischen Einigung Europas 
als ein unverzichtbares Stück des Weges zu einer Friedensordnung In Europa trotz Bü­
rokratie, trotz Schwierigkeiten, trotz Zahlungsbilanzproblemen nicht unmöglich ist, son­
dern nach wie vor die große Vision sein kann, als die sie sich den Älteren schon vor 20 
Jahren dargestellt hat. 

(Beifall) 

Wir müssen zum zweiten die Hoffnung vermitteln — das ist für mich entscheidend -, daß 
es möglich sein kann, aus der Situation der scheinbar schrecklichen Alternative - Zer­
störung der Gattung oder Zerstörung des Staates durch falsch gedachten Pazifismus -
durch harte Friedensarbeit in Europa herauszufinden. Wenn wir diese Fähigkeit und 
Hoffnung vermitteln, dann allerdings - davon bin ich überzeugt, Alfred Dregger -
werden wir den Konsens erreichen können. 

Aber — so hat es auch Heiner Geißler formuliert - als erstes kommt die Freiheit, dann die 
friedliche Ordnung, und dann kommen die militärischen Mittel. Wenn dieser Zusammen­
hang nicht deutlich wird, dann wird in einer rein militärisch-strategischen Betrachtung 
der Konsens in der Tat gefährdet, der seine Kraft nur aus einem freien, politisch geeinten 
Europa - mit grenzüberschreitender Kraft auch in Richtung Osten — beziehen kann. 

(Beifall) 

Wir haben - lassen Sie mich abschließend daran erinnern - 1978 in Ludwigshafen auf 
dem Bundesparteitag unser Grundsatzprogramm verabschiedet. Damals haben sowohl 
Helmut Kohl wie auch ich in der Debatte darauf hingewiesen, daß unsere außenpoli­
tischen Aussagen noch nicht endgültig formuliert seien. Wir haben uns jetzt eine Reihe 
von Aufträgen gegeben bzw. werden sie uns geben. Wir haben damals in Ludwigshafen 
daran erinnert — das scheint mir doch wichtig zu sein -, daß sich Europa ändern kann, 
daß die Wahl eines Polen zum Papst eine Änderung der kulturellen und geistigen Land­
schaft in Europa bedeuten werde. 

Drei Jahre später sind Dinge eingetreten, die damals kein Mensch für möglich gehalten 
hätte. Jeden, der damals gesagt hätte, in drei Jahren werde es in Polen eine unabhängi­
ge Gewerkschaft mit zehn Millionen Mitgliedern und eine konzertierte Aktion zwischen 
kommunistischer Regierung, kommunistischer Partei und dieser Gewerkschaft geben, 
hätte man als einen Traumtänzer bezeichnet. Heute ist das Realität. 

Ich schöpfe daraus eine Hoffnung, die Hoffnung nämlich, daß sich die Kraft der Freiheit 
und des Geistes in Europa auch über die Mauer, über den Stacheldraht, über die ideolo­
gischen Barrieren hinwegsetzen kann. Es gilt also, der Freiheit millimeterweise - Heiner 
Geißler hat von dieser Millimeter-Arbeit gesprochen — eine größere Gasse zu schlagen. 
Dieses Ziel muß unsere gesamte Politik bestimmen. 

(Beifall) 
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Firau Ruth ISeckmann, Tagungspräsidium: Vielen Dank, Herr Professor Biedenkopf. 

Das Wort hat nun Herr Dr. Wörner 

Df. ISflfflnfrsd Wömsr: Frau Präsident! Meine lieben Parteifreunde! Zunächst zu Heiner 
Geißler: Ich möchte ihm ausdrücklich für das danken, was er zur Bundeswehr gesagt 
hat. Ich unterschreibe das Wort für Wort, auch und gerade das, was er zur Wehrgerech­
tigkeit ausgeführt hat. Lassen Sie mich allerdings eines hinzufügen. Wehrgerechtigkeit 
darf sich nicht im Materiellen erschöpfen. Sie muß sich auch in dem Respekt ausdrüc­
ken, den unser Volk, unsere Gesellschaft jungen Männern entgegenbringt, die ihren 
Wehrdienst leisten. 

(Beifall) 

Darum dürfen wir von der Union es nicht hinnehmen, meine Freunde, daß einerseits 
viele in unserem Volk ungestört für den Frieden demonstrieren können - dazu sagen wir 
aus vollem Herzen ja -, während andererseits junge Menschen, die den Frieden und 
unsere Freiheit aktiv verteidigen wollen, ihren Willen immer weniger in der Öffentlichkeit, 
sondern immer mehr hinter Kasernentoren kundtun müssen. 

(Beifall) 

Ein Wort zu meinem Freund Wissmann. Er hat recht: Wir sollten nicht alle in einen Topf 
werfen, die an dieser Demonstration teilgenommen haben, und sie schon gar nicht alle 
Kommunisten heißen, weil es eben nicht alles Kommunisten sind. Nur, das hat keiner 
von uns getan. Helmut Kohl nicht, Fritz Zimmermann nicht und auch ich nicht, die wir am 
Tag vor dieser Demonstration im Bundestag für unsere Fraktion gesprochen haben. 

(Beifall) 

In Ergänzung dazu sage ich aber auch — nicht so sehr an die Adresse von Matthias 
Wissmann, sondern mehr an die Adresse der Öffentlichkeit -: Wir dürfen es nicht als 
selbstverständlich hinnehmen bzw. zu einer Selbstverständigung werden lassen, daß 
man zusammen mit Kommunisten gemeinsame Sache macht und auf die Straße geht, 
schon gar nicht für den Frieden. 

(Beifall) 

Ich möchte nicht - und ich nehme dafür gerne in Kauf, daß man mich dann als altmo­
disch abstempelt -, daß in unserem Volk vergessen wird, wer für Afghanistan, wer für die 
Unterdrückung, wer für Archipel Gulag verantwortlich sind. Das sind dieselben Kommu­
nisten, die bei uns für den Frieden demonstrieren und ihn anderswo mit den Füßen 
treten. Das sind dieselben, die hier für die Freiheit eintreten und dort wo sie Macht 
haben, den Menschen die Freiheit nehmen. Es muß unser Anliegen sein, das unserem 
Volk deutlich zu machen. 

(Beifall) 

Ich würde vieles von dem, lieber Freund Wissmann, was Sie über Mechtersheimer 
gesagt haben, unterschrieben - ich diskutiere mit ihm, ich habe mich mit ihm überall 
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schon getroffen, ich bin persönlich ganz gut mit Ihm bekannt -, nur eines gefällt mir eben 
nicht — und ich bin durchaus bereit, eine große Toleranzbreite zu akzeptieren, auch 
wenn ich darüber nicht zu entscheiden habe; das Ist Sache der CSU -: daß Mechtershei-
mer völlig unkritisch auch in kommunistisch unterwanderten Kreisen auftritt und völlig 
unkritisch in kommunistisch beeinflußten Zeitungen publiziert. Dann muß man sich 
seine Verbündeten schon aussuchen. Das möchte ich dazu auch gesagt haben. 

(Beifall) 

Nun noch ein Wort zu unserem Freund Biedenkopf: Atomwaffen sind ein Verhängnis. 
Meine Freunde, keiner von uns kann sich bei dem Gedanken beruhigen, daß es diese 
Atomwaffen gibt. Und es ist gut und richtig — und insofern bin ich Biedenkopf dankbar, 
daß er darauf hingewiesen hat -, daß wir uns hier in einer Grenzsituation befinden. Die 
entscheidende Frage, die wir eben beantworten müssen, ist: Gibt es einen Ausweg aus 
dieser Grenzsituation und welchen? 

Selbst wenn wir alle Atombomben ins Meer würfen, die Kenntnis, wie man Atombomben 
produziert, bleibt in den Köpfen der Menschen. Und wenn dann ein Krieg ausbräche, 
würde jeder der am Krieg beteiligten Staatschefs als erster den Auftrag geben, sofort 
neue Atomwaffen zu produzieren. Und dahinter steckt eben die Erkenntnis, lieber Herr 
Biedenkopf - und die müssen wir dann auch zu Ende denken -, daß diese Grenzsituati­
on unentrinnbar ist, daß sie von heute an, so lange es Menschen geben wird, zu den 
schicksalhaften Gegebenheiten menschlicher Existenz gehört. Jaspers hat das in 
einem guten Buch, das nachzulesen sich lohnt, schon in den 50er Jahren beschrieben. 
Er hat gesagt, die Menschheit sei dazu verdammt, mit der Bombe zu leben — "verdammt". 

Und ich sage noch einmal: Dabei dürfen wir uns nicht beruhigen. Das Problem unserer 
Politik, das Problem der Union wie aller Parteien, ist, in dieser Grenzsituation lebend, 
nach Wegen zu suchen, um den Einsatz dieser fürchterlichen Bomben zu verhindern. 

Und deswegen sage ich Ihnen: Die Größe einer Partei, auch und gerade die Größe der 
Union, besteht nicht darin, so sehr diese Versuchung manchmal an uns nagt, den Reali­
täten in auch noch so verständliche Sehnsüchte zu entrinnen, sondern darin, den Men­
schen zu zeigen, wie sie mit diesen Realitäten fertigwerden können, ihnen Mut zu 
machen und Wege zu zeigen. 

Ich unterschreibe das, was Fack, einer unserer führenden Journalisten, in der "FAZ" ge­
schrieben hat: Unser Volk hat genug Bankrotterklärungen gehört, hat genug gehört, was 
nun alles nicht gehe. Sie wollen jetzt von uns, von der Union, auch in diesem kritischen 
Punkt hören, was eigentlich geht 

(Beifall) 

Das sage ich — und nach dem, was Dregger gesagt hat, brauche ich das nicht mehr zu 
wiederholen -: Die einzige Möglichkeit, aus diesem Dilemma zu entrinnen, der einzige 
Weg, diese Grenzsituation zu meistern, besteht darin, daß wir beiderseitig und kontrol­
liert nicht nur Rüstungskontrolle machen, sondern einschneidende Abrüstung, aber bitte 
verifizierbar, nachprüfbar und auf beiden Seiten. Es gibt zu diesem Weg keine 
Alternative. 

(Beifall) 

97 



Deswegen, Herr Biedenkopf, kann ich Ihnen auch in dem anderen nicht folgen — wenn 
Sie das vonn Konsens abhängig machen. Es ist gar nicht die Frage, ob dafür Konsens 
vorhanden ist oder nicht. Hätte Adenauer nicht gefragt, was nötig ist, sondern gefragt, ob 
er Konsens finden könnte, hätten wir weder die Bundeswehr noch wären wir in die NATO 
gekommen noch hätten wir der Stationierung von Nuklearwaffen zugestimmen. 

(Beifall) 

Eine politische Partei muß für eine als richtig erkannte Lösung Konsens suchen, und sie 
wird ihn in Antwort auf ihre Führungskraft auch finden, wenn sie davon mit der nötigen 
Überzeugung spricht. 

. (Beifall) 

Ein letztes: Ich gehöre - und das wird vielleicht manche erstaunen - nicht zu denen, die 
sich auf die Nuklear-Strategie als einzige oder erste Hoffnung für den Frieden in der 
Welt zurückziehen oder sich damit zufriedengeben. Nur, die Probleme des Friedens sind 
nicht nur, ja noch nicht einmal in erster Linie Probleme der Rüstung, es sind vor allen 
Dingen politische Konflikte, die unsere Welt so unfriedlich machen. Es ist die Unfreiheit, 
es ist das Unrecht, es ist der Expansions- und Machtwille der Sowjetunion. Und niemand 
wird mich davon abhalten, das beim Namen zu nenne, auch und gerade vor jungen (vlen-
schen. 

(Beifall) 

Darum, meine Freunde, dürfen wir nicht nur vom Frieden reden — wir müssen das auch -, 
sondern wir müssen noch viel mehr als bis jetzt von der Freiheit reden. Das ist die Bot­
schaft, die ich gerade für junge Menschen empfehle. Und ich kann Ihnen aus den Erfah­
rungen, die ich habe, sagen: Man kann heute vielleicht mehr als je junge Menschen für 
die Freiheit, für die Menschenrechte, für das Selbstbestimmungsrecht der Deutschen 
begeistern - wenn man mit ihnen darüber redet. Darin liegt eine Aufgabe der CDU/CSU. 

(Beifall) 

Darin liegt vor allen Dingen auch eine Aufgabe unserer Kultusminister Auch und gerade 
die Bundeswehr kann nicht nachholen, was Schule und Elternhaus vorher versäumt 
haben. 

(Beifall) 

Wir wollen die Bundeswehr nicht in der Rolle des Friedensdiskutanten. Die politischen 
Parteien, wir, haben unserem Volk Rede und Antwort zu stehen. Und nur wenn es gelingt, 
mehr Freiheit und mehr Menschenrechte in diese Welt zu tragen, wird es uns gelingen, 
den Frieden zu stabilisieren. Darum ist unsere Hoffnung, die Hoffnung der CDU, nicht 
eine hochgerüstete Welt, sondern eine politische Friedensordnung und das heißt, eine 
Weltordnung, die auf Konfliktregelung und Verantwortung aller Weltmächte beruht. 

Und der Weg zum Ziel heißt: Macht die Grenzen auf! Ich sage sowjetischen Politikern, 
mit denen ich immer wieder rede, stets eines: Warum eigentlich machen wir mit euch 
nicht das, was wir mit den Franzosen gemacht haben, warum nicht einen deutsch­
sowjetischen Jugendaustausch? Laßt doch 10 000 junge Russen zu uns kommen - die 
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können bei uns arbeiten, die können bei uns studieren, die können auf die Schulen 
gehen, sie werden erleben, daß unser Volk nur eines will, Frieden und gute Nachbar­
schaft - und junge Deutsche nach drüben. Das bringt wirklichen Abbau von Spannun­
gen. So sieht unsere Hoffnung und so sieht unser Weg zu einer friedlicheren Welt aus. -
Ich danke schön. 

(Beifall) 

Frau Ruth Beckman, Tagungspräsidium: Danke schön, Herr Dr. Wörner. Als nächstem 
Redner gebe ich Herrn Dr. Norbert Blüm das Wort. 

Dr. Norbert Blüm: Meine lieben Parteifreunde! Ich will gleich gestehen: Mir macht 
der Parteitag ausgesprochen Spaß, 

(Beifall) 

auch daß wir nicht im eigenen Saft schmoren, sondern daß junge Leute bei uns sind. 

Eines wollte ich noch hinzufügen: Wenn ich meinem Sohn pausenlos erzählte, ich 
wollte ihn gewinnen, ich wollte ihn überzeugen, ich wollte ihm die Angst nehmen, 
wissen Sie, was der ganz trocken zu mir sagen würde: Mach's doch! 

(Beifall) 

Auch ich meine: Laßt uns mehr machen. 

Laßt uns mehr machen. Die Jugend ist kein Objekt für parteipolitisches Marketing. Im 
übrigen: Alle Probleme, die wir heute mittag besprochen haben, sind Probleme aller Ge­
nerationen, Probleme von jung und alt Es gibt nicht einen Frieden für die Jungen, einen 
Frieden für die Arbeitnehmer, einen Frieden für die Unternehmer. Es gibt nur einen Frie­
den für uns alle oder für niemanden. 

(Beifall) 

Ich will gar nicht über den Frieden sprechen, den wir mit Waffen sichern wollen, ja 
müssen. Ich will — Sie werden darüber nicht überrascht sein — über den sozialpoliti­
schen Frieden sprechen. Ich denke, daß dieser sogar etwas mit dem Frieden zu tun hat, 
den wir mit Waffen sichern. Frieden ist doch nicht nur Waffenstillstand. Frieden ist auch 
nicht nur Waffenlosigkeit. Wenn eine Seite die Waffen hinlegt, ist das die Einladung für 
die andere, die Waffen zu gebrauchen. Selbst dann, wenn alle ihre Waffen hinlegen, 
wenn totale Waffenlosigkeit herrscht, werden wir uns für Ordnung engagieren müssen, 
weil die Freiheit für den Kommunismus eine Bedrohung ist, mit oder ohne Waffen eine 
Bedrohung ist 

(Beifall) 

Deshalb wird es keine freiheitliche Ordnung ohne Anstrengungen geben. Ich denke, daß 
wir auch in der Sozialpolitik unseren Beitrag leisten müssen, um unsere Ordnung plausi­
bel zu machen, um Zustimmung zu kämpfen. Ich glaube, es genügt nicht, sich auf eine 
sozialpolitische Alternative einzulassen, die sich durch das Mehr oder Weniger unter­
scheidet. Es ist keine Alternative, jedenfalls keine plausible Alternative, wenn die SPD 
von 3,50 DM spricht und wir 3,30 DM dagegensetzen. Wir müssen über das, was wir vor­
schlagen, hinaus auch deutlich machen, wie wir uns die Gesellschaft vorstellen. Wir 
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geben heute für soziale Sicherheit mehr Geld aus als je zuvor. Gibt es deshalb mehr so­
ziale Sicherheit als Je zuvor? Dies ist doch auch ein Beweis dafür, daß erstens nicht 
alles vom Geld abhängt. Zweitens kann eine gute Sozialpolitik gar nicht so viel helfende 
Hände haben, um all die Wunden zu heilen, die eine schlechte Wirtschaftspolitik 
schlägt. Auch das ist eine Erfahrung der letzten Zeit. 

(Beifall) 

Ich glaube, daß nur eine Sozialpolitik mit Perspektiven, nur eine Sozialpolitik, die sich auf 
Prinzipien berufen kann, weiterhilft. Nur eine solche Sozialpolitik gewährt Beständigkeit. 
Der härteste Angriff auf die soziale Sicherheit besteht darin, daß dauernd etwas Neues 
passiert. Wenn die Tinte von der letzten Zeile eines Gesetzes von Herbert Ehrenberg 
noch nicht trocken ist, radiert er schon wieder an der Überschrift herum. Herr Ehrenberg 
ist doch pausenlos auf der Flucht vor seinen Gesetzen. Er ist der Kimble der Sozialpolitik: 
ständig auf der Flucht! 

(Heiterkeit und Beifall) 

Es kann der Sozialpolitik gar nichts Besseres passieren, als daß sie vom Fleiß der Sozial­
demokraten befreit wird. Soziale Sicherheit hängt nicht nur von der Höhe der Leistungen, 
sondern auch von ihrer Berechenbarkeit, von ihrer Kalkulierbarkeit ab. Die Rente kann 
heute noch so hoch sein; wenn wir nicht wissen, wie sie übermorgen aussieht, bricht Un­
sicherheit ein. Deshalb ist eine Sozialpolitik mit Prinzipien kein Luxus, sondern der 
Garant für Berechenbarkeit. Ich schlage vor, in unserer Sozialpolitik auf ein Prinzip zu 
bauen, das immer die Grundlage einer christlich-sozialen Sozialpolitik war: Hilfe zur 
Selbsthilfe als Alternative zu einer betreuenden Vormundschaft. 

(Zustimmung) 

Das ist nicht so akademisch, wie es klingt. Das heißt zunächst einmal: auch in der Sozial­
politik weniger Staat. Weniger Staat heißt aber nicht weniger Solidarität, sondern es 
heißt mehr Selbstverwaltung. 
Die eigentliche Gefahr für die Rentenversicherung, die Krankenversicherung, die Ar­
beitslosenversicherung besteht doch darin, daß sie vor dem Kassenklau nicht sicher ist. 
Wenn irgendeine Selbstverwaltung ein paar Mark in der Kasse hat kommt der Staat, 
kassiert sie ab und gibt das Geld der anderen aus. Es rentiert sich gar nicht mehr, haus­
hälterisch mit den Beiträgen der Versicherten umzugehen. Selbstverwaltung könnte die 
soziale Sicherheit von der Manipulation und auch von der Großspurigkeit eines Gesetz­
gebers abkoppeln, der offensichtlich immer leicht der Gefahr unterliegt, vor den Wahlen 
Lokalrunden zu schmeißen und nach den Wahlen das Portemonnaie vergessen hat. 

(Heiterkeit und Beifall) 

Ich denke, daß es auch einer christlich- sozialen Überzeugung entspricht, Kompetenz 
und Konsequenz unter dasselbe Dach zu bringen. Dem einen die gesetzgeberische Be­
fugnis zu geben, während die anderen bezahlen - das ist nicht die Sozialpolitik, die wir 
wollen. • 
Ich komme nun gewissermaßen auf eine zweite Weggabelung zu sprechen, um die 
Linie einer solchen Sozialpolitik, wie wir sie wollen, deutlich zu machen. Wir geben der 
vorausschauenden Notverhinderung den Vorzug vor einer nachträglichen Notlinderung. 
Deshalb: Jede Mark, die wir für die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit einsetzen, ist 
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besser angelegt, als zwei Mark zu ihrer Verwaltung. Wir wollen die Arbeitslosigkeit 
beseitigen, 

(Beifall) 

weil die Arbeitslosigkeit, wie ich glaube, der wirkliche Angriff auf die soziale Sicherheit 
ist. Wir werden auch hier auf diesem Parteitag noch darüber sprechen. Es gibt kein Pa­
tentrezept zur Lösung dieses Problems, wohl aber tausend Wege. Wir brauchen Wachs­
tum. Wir brauchen auch mehr berufliche Bildung. Über die Hälfte der Arbeitslosen sind 
Ungelernte. Ich glaube auch, daß wir in stärkerem Umfang flexible Arbeitszeit brauchen. 
Ebenso wäre an eine Verkürzung der Lebensarbeitszeit zu denken, allerdings, wie ich 
gleich hinzufügen will, mit einem versicherungsmathematischen Abschlag. Sonst würde 
der 65-jährige Arbeiter dem 60-jährigen die Rente bezahlen. Wenn nicht wir die flexible 
Altersgrenze senken, dann tun dies die Großbetriebe. Sie arbeiten nämlich schon längst 
in dieser Richtung. Bezahlt wird das von den Arbeitnehmern in den Kleinbetrieben und 
vom Mittelstand. Das ist doch nicht die Lösung, die wir anbieten sollten. 

(Beifall) 

Sicherlich, die Sozialpolitik muß Leistung auch mit Gegenleistung bewerten. Das heißt, 
es muß auf diese Weise Gerechtigkeit in die Sozialpolitik gebracht werden. Wir werden 
aber auch Barmherzigkeit und Fürsorge brauchen. Das Gesetz der Fürsorge ist: Der 
Starke hilft dem Schwachen. Wenn wir allerdings vorher alle zu Schwachen erklärt 
haben, hilft niemand mehr jemandem oder jedermann niemandem. Deshalb glaube ich, 
daß es gerade in der Fürsorge darauf ankommt, die Treffsicherheit zu erhöhen. Dann gilt 
ein altes Gesetz - das hat mit Politik gar nichts zu tun; das kann man mit Mengenlehre 
kapieren - : Je größer der Kreis der zu Begünstigenden ist, um so eher bezahlen die Be­
günstigten ihre Begünstigungen selber. 

(Beifall) 

Man kann es sich auch sehr einfach verdeutlichen: Wenn alle vom Staat 10 DM erhalten, 
ist das ebenso, als würde niemand 10 DM erhalten. Deshalb laßt uns auch aus Gründen 
der sozialen Gerechtigkeit prüfen, wer wirklich der Hilfe bedarf, und diesem dann helfen. 
Ich frage: Hat denn die Ausdehnung des Behindertenbegriffes den Schwerstbehinder­
ten tatsächlich geholfen? 

(Beifall) 

Wenn das so weitergeht, werden bald alle einen Behindertenausweis haben. Dann 
brauchten wir neue Ausweise. Sie sehen, mit der Ausweitung des Kreises der zu Begün­
stigenden haben wir noch keinen sozialen Fortschritt erreicht. 

Ich nenne noch ein weiteres Prinzip der christlich-sozialen Sozialpolitik: Selbständigkeit. 
Das gilt nicht nur für Unternehmer; es gilt für alle. Ich denke, daß diese Selbständigkeit 
heute mehr denn je durch Experten bedroht wird. Es gibt so gut wie keine Lebensfrage, 
für die wir nicht einen Fachmann haben. Der gesunde Menschenverstand traut sich 
nichts mehr zu. Es geht auch um die Rehabilitation des gesundes Menschenverstandes. 
Eine Mutter, die nicht drei Erziehungsberater gefragt hat, getraut sich heute kaum noch, 
ihr Kind zu erziehen. 

(Beifall) 
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Die 20jährige Sozialarbelterin erklärt der 30jährigen Mutter mit sechs Kindern, wie sie ihr 
sechstes Kind erziehen soll. Das ist eine Expertokratie, die die Menschen verunsichert. 

(Beifall) 

Das Credo der Experten heißt: Erstens: Wir kennen eure Probleme. Zweitens: Wir defi­
nieren eure Probleme. Drittens: Was wir nicht als Probleme definieren, sind keine Pro­
bleme. Viertens: Wir lösen eure Probleme. Fünftens erwarten wir Dankbarkeit von 
denen, deren Probleme wir gelöst haben. 

(Heiterkeit) 

Das kann nicht die Selbständigkeit sein, die wir wollen. 

Ich glaube, gegen diese ausufernde Expertokratie hilft uns nur das Vertrauen in den 
Amateur, in die Ehrenamtlichkeit weiter. Wir können uns keinen großen professionalisier-
ten Sozialapparat leisten, erstens aus finanziellen Gründen und zweitens aus Gründen 
der Selbständigkeit 

In diesen Zusammenhang gehört eine christlich-soziale Famillenpolitik, weil ich sicher 
bin, daß die Familie der letzte Schutzwall gegen die technokratische Eroberung und das 
Schutzdach der Geborgenheit ist. Ich bin davon überzeugt, daß Geborgenheit und Frei­
heit zusammengehören. 

(Beifall) 

Wer nie Vertrauen erfahren hat, wird nicht nur kein Vertrauen weitergeben können, son­
dern auch kein Vertrauen zu sich selber entwickeln. 

In diesen Zusammenhang gehört eine Politik für die Familie, also eine Politik für die Frei­
heit. Ich weiß tausend Sachen, die wir für die Familie machen können. Aber zur Politik 
gehört der Mut zur Priorität. Wenn Sie mich fragen, was, wenn wir nicht 999 Sachen 
machen können, das Wichtigste ist, das wir machen sollten, dann antworte ich: die Auf­
wertung der Mutter; das ist die schwächste Stelle in der ganzen Familienpolitik. 

(Lebhafter Beifall) 

Entgegen anderslautenden Meldungen ist das ein Appell an die Männer, sich 
umzustellen, 

(Heiterkeit und Beifall) 

nämlich das Ansehen der Mutter aus dem toten Winkel der sozialen Achtung 
herauszuholen. 

Das ist auch eine Frage der wirtschaftlichen Anerkennung der Mutter. Sie erzieht Kinder 
und damit Beitragszahler, die auch für diejenigen etwas leisten werden, die keine Kinder 
haben, aber die Mutter geht in der Rentenversicherung leer aus. Das wird doch wohl nie­
mand als Gerechtigkeit empfinden. 

(Beifall) 
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Meine Damen und Herren, ich will mich hier nicht im Eilzugtempo durch alle Probleme 
bewegen. Aber noch eines will ich sagen. Heute morgen ist das Opferproblem ange­
schnitten worden. Ich weiß: Wenn die Karre so weit im Dreck steckt, geht es nicht weiter, 
ohne daß auch die Masseneinkommen herangezogen, mit anderen Worten: die Arbeit­
nehmer zur Kasse gebeten werden. 

Es gibt Jungsozialisten, die sagen: Löst die Verschuldung des Staates, indem ihr die Rei­
chen zur Kasse bittet! Na gut. Aber wenn wir alle Guthaben der Millionäre verstaatlichen 
und deren Einkommen auf den Staat überführen, würde Herr Matthöfer anschließend 
sagen: Jetzt fehlen mir immer noch 50 Milliarden DM. 

Bei diesem Desaster findet man eine Lösung nicht ohne Heranziehung der Massenein­
kommen. Nur, meine Damen und Herren: Lassen Sie sich das keine Beruhigung sein! 
Das Opfer ist nur erträglich, wenn in den Opferkorb alle etwas hineintun und keine Bevöl­
kerungsgruppe tabu ist. 

(Beifall) 

Ich höre dauernd die Appelle, wir sollten den Gürtel enger schnallen. Bei näherem Zuse­
hen bekomme ich den Eindruck: Die Mehrheit hantiert am Gürtel des Nachbarn herum. 
Es sollte doch ein jeder an seinem Gürtel arbeiten. 

(Beifall) 

Ich warte noch immer auf Vorschläge des Bundesverbandes der Deutschen Arbeitgeber 
dazu, wie man Wirtschaftskriminalität und Steuerhinterziehung bekämpfen kann. Vor­
schläge, wie man den Mißbrauch bei den Arbeitnehmern bekämpfen sollte, haben wir 
jetzt genug. Jetzt wollen wir noch ein paar andere Vorschläge hören. Rundum muß die 
CDU Mut beweisen. Wir lassen keine Naturschutzgärten gelten. Jedermann ist aufgeru­
fen, gegen den Mißbrauch zu kämpfen. 

Heute wurde hier schon das Wort 'Lohnfortzahlung" eingeführt. Meine Damen und 
Herren, ohne jede Aufregung sage ich dazu folgendes: Ganze Generationen von Sozial­
politikern haben dafür gearbeitet, daß die Unterschiede zwischen Arbeitnehmergruppen 
beseitigt werden. Wer eine Lohnfortzahlung einführen will, die die Unterschiede wieder 
aufreißen wollte, würde uns in den Ständestaat zurückführen. Ich sehe beispielsweise 
nicht, wie man bei Beamten die Lohnfortzahlung einschränken wollte. Ich glaube, es gibt 
andere Wege, dem Mißbrauch zu Leibe zu rücken. Ich denke beispielsweise an die al­
tangesehene Figur des Vertrauensarztes, der den wirklichen Drückeberger herauszufin­
den hat und nicht alle über einen Kamm scheren darf. 

(Beifall) 

Auch — das sage ich jetzt auf die Gefahr hin, auf minenhaltiges Gelände zu geraten — 
die Ärzte stehen nicht unter Denkmalschutz. 

(Beifall) 

Sie sollten nicht gleich "Sozialismus!" schreien, wenn ihr Honorar nicht in der gleichen 
Weise wächst wie bisher. Ihr Geldbeutel ist nicht das Abendland; gegen diese Ver­
wechslung habe ich etwas. 

(Heiterkeit und Beifall) 
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Ich rrache Schluß. Liebe Kolleginnen und Kollegen, meine Damen und Herren, für eine 
arbeitnehmerfreundliche Politik gab es in der CDU nie bessere Zeiten als heute. Jetzt 
hat es sich doch herumgesprochen, was die SPD geworden ist. Sie muß doch schon, 
wie heute morgen gesagt worden ist, Arbeitnehmer unter Minderheitenschutz stellen. 
Der Drechslergeselle Bebel könnte heute nicht mehr Vorsitzender der SPD werden. Der 
Sattler Ebert müßte mit einem Minderheitenschutz in den SPD-Vorstand gewählt 
werden. Der Goldschmied Böckler könnte heute in der SPD nur noch mit Hilfe eines 
Quorums in den Vorstand kommen. Sie haben meinen Freund, den Betriebsrat Gottfried 
Koch, ohne Minderheitenschutz gewählt. Wählen sie demnächst noch ein paar dazu, 
dann stehen wir gegenüber der SPD prima da. 

(Beifall) 

Sehen Sie, meine Damen und Herren, ich habe sehr viele Freunde in der Sozialdemokra­
tischen Partei. Die können auch sehr viel, auch sozialpolitisch. Nur eines können sie 
nicht: Mit Zahlen können sie nicht umgehen. Und einem Schüler, der sich wie Matthöfer 
in einer Arbeit gleich dreimal verrechnet, würde der Lehrer das Heft um den Kopf schlag­
en. Sorgen wir dafür, daß Herr Matthöfer das Heft aus der Hand legt; denn es kann nicht 
so weitergehen, daß wir pausenlos sanieren. Wir sanieren jetzt die Sanierung der Sanie­
rung. Und wenn das, was die SPD jetzt vorgelegt hat, Sanierung war, dann ist ein Bankü­
berfall ein Kreditgeschäft 

(Spontane stürmische Heiterkeit und stürmischer Beifall) 

Meine Damen und Herren, das wär's, was ich zu sagen hatte. Mein Beitrag zur Friedens­
diskussion besteht in der Sozialpolitik. Ich weiß, daß Sozialpolitik nicht alles ist. Mir kam 
es aber darauf an, hier auf dem Parteitag die sozialpolitische Nulloption der SPD 
vorzuführen. 

(Heiterkeit und sehr langanhaltender lebhafter Beifall) 

Frau Ruth Beckmann, Tagungspräsidium: Danke schön, Norbert Blüm. Das Wort 
hat nun Frau Elke Wülfing. Der nachfolgende Redner ist Herr Späth. 

Elke Wülffing: Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Da sich mein Vorredner 
nach meiner Meinung eben den Orden wider den tierischen Ernst verdient hat, fasse 
ich mich jetzt kurz. Dann brauchen Sie Ihre Glocke bei mir nicht so zu bewegen. 

Ich finde es schade, daß Herr Kohl nicht mehr da ist; ich wollte nämlich jetzt speziell ihn 
ansprechen. 

(Widerspruch) 

- Wo ist er denn? - Gut. 
Herr Kohl, ich halte nichts von Beweihräucherung, vor allem nichts von Selbstbeweihräu­
cherung. Gar nichts! Das sage ich nicht mit schmerzhaft verzerrtem Gesicht, wie Sie 
meinen, sondern mit einem lachenden Gesicht. Wenn Sie nämlich von einem Sieg der 
CDU in Berlin reden, dann frage ich mich, was das für ein Sieg ist. Meiner Meinung nach 
handelt es sich hier um einen Pyrrhussieg. Ich hoffe nicht, daß Sie sich einen Sieg der 
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CDU in Bonn unter einer ähnlichen Parteienkonstellation wie in Berlin wünschen. Wenn 
wir nicht bereit sind, viele noch unentschlossene junge Leute aus ihrer alternativen 
Ecke zu holen, dann können wir nicht nur als CDU, dann können wir in ganz Deutschland 
einpacken. Deswegen bedarf es der Offenheit der Diskussion auf diesem Parteitag und 
nicht der heute so viel beschworenen Geschlossenheit; da meine ich speziell Herrn 
Stoiber. 

(Beifall und teilweise Pfeifen) 

Herr Kiep, ich muß Ihnen leider.widersprechen, wenn Sie nur von 2 % zu Überzeugenden 
reden. Das war 1976. Auf dem Stand sind wir nicht mehr, vor allem nicht bei den jungen 
Leuten. 

Deswegen darf ich Sie hier und heute alle auffordern, endlich Schluß damit zu machen, 
diejenigen zu diffamieren, die hier andere Ansichten vertreten, wie das nach dem Referat 
von Herrn Kohl passiert ist. Ich darf Sie bitten, in Offenheit zu diskutieren und auch In Of­
fenheit zu entscheiden. 

(Beifall) 

Dr. Egon Ä. Klepsch, Tagungspräsidium: Wir haben einen kritischen Beitrag gehört, 
der sehr kurz war. Ich bedanke mich für die Kürze. 

(Heiterkeit und Beifall) 

Ich möchte die folgenden Redner bitten, sich in etwa an den fünf Minuten zu orientieren, 
die die Geschäftsordnung vorschreibt. 
Als nächster hat das Wort - er wird uns allen ein gutes Beispiel geben und die Zeit nur 
kurz überziehen - Herr Ministerpräsident Späth. 

Lothar Späth (mit Beifall begrüßt): Meine lieben Freunde, ich will den Versuch 
machen, dieses Beispiel der Kürze zu geben. Aber meiner Vorrednerin muß ich doch 
einen Satz zuordnen: Ich habe heute nachmittag wie selten das Gefühl, daß hier kontro­
vers und offen diskutiert wird. Wir sollten uns keine Komplexe einreden in dieser Partei. 

(Beifall) 

Ich bin ja nun wirklich nicht von der zarten Sorte, aber wir sollten hier nicht dauernd her­
umlaufen und uns selber leid tun; der eine, weil er diskutieren soll, der andere, weil er 
nicht darf, und der dritte, weil er den Weg zwischendurch suchen muß. 

Ich will vor allem im Anschluß an meinen Freund Norbert Blüm ein paar Bemerkungen 
machen. Das bin ich ihm schuldig; die Kontroverse muß aufrechterhalten werden, wenn 
ich ihm auch in einigen Punkten ausdrücklich zustimme, vor allem in der Beispielhaftig-
keit und Bildhaftigkeit seiner Worte, was die SPD/FDP-Regierung angeht. Aber, meine 
Freunde, ich glaube, wir haben etwas noch nicht präzis genug getan — und das wird 
ziemlich schwierig. Wir haben hier heute sehr viel über Freiheit und Frieden diskutiert, 
wir werden morgen stundenlang darüber diskutieren und übermorgen darüber weiter­
diskutieren. Aber es darf nicht zu kurz kommen, welch großes Problem für den inneren 
Frieden wir vor uns haben. 

105 



Meine Freunde, wenn ich die Situation der Arbeitslosigl<eit hochrechne, das Problem un­
serer ausländischen Mitbürger in unserem Lande, und wenn ich mir überlege, wohin 
diese Konflikte führen können — neben der akademischen Arbeitslosigkeit -, befürchte 
ich: das kann ein inneres Friedensproblem geben, das wir ganz gewaltig unterschätzen. 

(Beifall) 

Ich sage das vor allem deshalb, weil es sehr einfach ist von Subsidiarität und Solidarität 
und davon zu reden, daß wir die Soziale Marktwirtschaft erneuern müssen. Meine 
Freunde, sobald wir Solidarität und Subsidiarität umsetzen, müssen wir als Union auch 
konkrete Antworten geben, wie wir uns denn diese Gesellschaft 
vorstellen, in der diese Prinzipien die Antwort sind, und zwar keine materielle Antwort. 
Das haben alle Bürger begriffen, daß die SPD/FDP nur mit vollen Kassen Sozialpolitik 
machen kann. Aber die Leute wollen von der Union wissen, wie wir bei leeren Kassen 
eine neue Gerechtigkeit, neue Solidarität und Subsidiarität in dieser Gesellschaft schaf­
fen wollen. 

(Beifall) 

Ich will es am Beispiel der Lohnfortzahlung darstellen. Ich bin nicht festgelegt in der 
Frage: Lohnfortzahlung oder nicht. Aber ich will einmal ganz offen sagen: Das Ganze 
geht nur, wenn Subsidiarität für uns bedeutet, daß jeder Bürger, ob Arbeiter, Beamter, An­
gestellter oder Rentner, einen kleinen Teil seines Lebensrisikos wieder selber trägt. Erst 
dann kommen die Summen zusammen, mit denen wir den Laden wieder in Ordnung 
kriegen. 

(Beifall) 

Deshalb geht es mir zunächst einmal darum, dieses Prinzip wieder durchzusetzen. 
Ich halte es für einen Skandal, wenn der, der die Krankenkasse in Anspruch nimmt, über­
haupt nicht mehr erfährt, wieviel das kostet, und damit gar nicht mehr disponieren kann. 

(Beifall) 

Ich meine, darüber müssen wir in den nächsten Tagen — von mir aus im Forum — reden. 
Wir müssen aber auch von der Solidarität reden, zum Beispiel davon, daß es hier nicht 
nur um das soziale Netz geht Ich will an das, was Norbert Blüm zur Inanspruchnahme 
des sozialen Netzes gesagt hat ein Beispiel anschließen: Das ist ein Begriff aus der Zir­
kussprache. Aber kein Mensch würde mehr in den Zirkus gehen, wenn auf dem Pro­
gramm stünde: "Artisten und Zuschauer setzen sich gemeinsam ins Netz" - und das ist 
das ganze Programm. Das ist unser Problem. Erst wenn alle, die etwas leisten können, 
aus Solidarität nicht aus Egoismus, die beste Leistung erbringen, erst dann sind wir in 
der Lage, den Schwachen solidarisch zu helfen. 

(Beifall) 

Das hat natürlich Folgen. Es hat zum Beispiel die Folge, daß diejenigen, die jetzt einen 
Arbeitsplatz haben, ob als Beamte, als Angestellte oder als Arbeiter - ich sage das auch 
im Hinblick auf die Kürzung der öffentlichen Haushalte -, etwas beitragen müssen. Es 
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kann nicht so ausgehen, daß diejenigen, die drin sitzen, ihre Ansprüche verteidigen, und 
diejenigen, die auf der Straße sitzen, die Jungen, überhaupt keine Chance mehr haben, 
einen Arbeitsplatz zu kriegen. 

(Beifall) 

Aber sobald Sie daran gehen, werden Sie mal sehen, wie da die Ellenbogen breit ge­
macht werden. Das ist die Frage, wie wir Solidarität in der Gesellschaft verstehen. Das 
geht nicht in Mark und Pfennig, sondern es Ist die Frage, wie wir uns dieser jungen Gene­
ration gegenüber im Ernstfall verhalten. 
Oder im Wohnungsbau! Da sitzen die Leute mit hohen Einkommen in den falschen 
Wohnungen, und nichts bewegt sie. Jeder redet über Solidarität; die, die drin sind, blei­
ben drin sitzen, und die, die auf der Straße stehen, können sich die Wohnung nicht mehr 
leisten. Das muß geändert werden. Dann müssen wir aber den Mut haben, zu sagen: 
Wer eine höhere Miete bezahlen kann, muß sie bezahlen, damit wir das Geld zurückbe­
kommen, um neue Wohnungen zu schaffen. 

(Beifall) 

Dann müssen wir sagen: Wenn jeder ein bißchen Miete mehr bezahlt, ergibt das große 
Summen. Aber wir können das Problem des Wohnungsbaues doch nicht lösen, wenn 
zwei Drittel der Bevölkerung Anspruch auf eine Sozialwohnung haben, bei welcher der 
Staat zwei Drittel der Miete bezahlt, und die, die sich Eigentum erwerben, zahlen die 
hohen Zinsen. Es geht doch nicht, daß der, der sich selber einsetzt, 80 Prozent seines 
Einkommens für Miete bezahlt, aber der, der auf den Staat wartet, nur 15, 2o oder 25 
Prozent. 

(Beifall) 

Ich komme zur Rentenpolitik. Nehmen Sie einmal eine kinderlose Ehe und eine Familie 
mit vier oder fünf Kindern - bei gleichem Arbeitseinsatz des Vaters. Ich behaupte, die 
Mutter von vier, fünf oder sechs Kindern leistet genauso viel wie die berufstätige Frau, 
die keine Kinder hat. 

(Beifall) 

Und jetzt können wir im Rentensystem hochrechnen, wer von beiden im Ruhestand 
mehr Rente bekommt. Das ganze System hat sich doch verändert. Und wir haben nicht 
das Geld, um der Mutter, die die Rentenbeitragszahler erzogen hat, einen angemesse­
nen Rentenanteil einzuräumen. 

(Beifall) 

Das sind Fragen der Solidarität. 
Und Subsidiarität heißt vor allem, daß wir — und das ist etwas, was junge Leute eigentlich 
begeistern muß - endlich einmal mit der Partnerschaft zur Dritten Welt Ernst machen. In 
Baden-Württemberg macht jeder Kreisverband seine Dritte-Welt-Aktion. Das läuft ganz 
hervorragend. 

Ich kann es Ihnen allen nur empfehlen. Was wir aber auch machen müssen, ist, den Be-
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griff "Nächstenliebe" umzusetzen in unserer Gesellsctiaft, wieder zu lernen, unsere Frei­
zeit füreinander einzusetzen, etwa in der offenen Behindertenhilfe. Was ist es für ein 
Skandal, daß die Mutter das Kind ins Heim geben kann, aber keine Hilfe bekommen 
kann, wenn sie bereit ist ihr Kind selber zu betreuen, obwohl sie dann nicht mal mehr 
zum Einkaufen weggehen kann! 

(Beifall) 

Was ist es für ein Zustand, wenn der kranke Opa im Krankenhaus liegt und die Jungen, 
wenn er ein Pflegefall wird, zum Chefarzt sagen: "Behalten Sie den im Krankenhaus, die 
Kasse zahlt's; Ihre Belegzahlen stimmen, und bei uns zu Hause läuft die Rente weiter 
vom Alten an die Jungen"! Das sind die Dinge, die wir abschaffen müssen, weil das unso­
lidarisch, mißbräuchlich und nicht so ist, wie es unserer Geisteshaltung zur Sozialpolitik 
entspricht meine Freunde. 

(Beifall) 

Wir müssen auch den Mut haben, mit der jungen Generation über dieses Problem so zu 
reden, daß Jugendpolitik nicht die große Service-Leistung des Staates an die junge Ge­
neration bedeuten kann, sondern daß wir über die Familien, die Vereine und die Gemein­
schaft miteinander unsere Freizeit gestalten müssen. Ich will keine Gesellschaft die 
Jugend ins Jugendhaus, die Alte ins Altersheim, beide zur Emanzipation und abends alle 
vor den Fernsehschirm schickt und der Kanzler spricht im einzigen Programm zur Lage 
der Nation. 

(Beifall) 

Ich meine, wir alle sollten miteinander darangehen, auf diesen Grundlagen Politik zu ver­
deutlichen. Das meine ich mit meiner Anmerkung, daß die Leute längst mit dieser 
Koalition abgerechnet haben. Was sie spüren wollen, ist daß wir die Leute sind, die den 
Mut haben, auch das Negative zu sagen, auch die Opfer zu fordern. Die Leute sind 
weiter als die Politik. 

(Beifall) 

Dr. Egon Ä. IXIepsch, Tagungspräsidium: Lieber Freund Späth, Sie haben ein Zeichen 
gesetzt für die Diskussion. Das Präsidium wird jetzt peinlich genau darauf achten, daß 
die fünf Minuten von allen eingehalten werden. Nach vier Minuten gebe ich immer das 
Signal. 

Das Wort hat jetzt der Kollege Weirich aus Hessen. Ihm folgt der Kollege Jäger 
(Wangen). Vielleicht machen wir es so, daß die Kollegen, die als nächste drankommen, 
schon nach vorn kommen. Nach Jäger (Wangen) ist der nächste der Kollege Kroll-
Schlüter. Ich bitte, sich bereit zu halten, damit wir weniger Zeit verlieren. 

DieSeir Weirüch, Hessen: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Liebe Freunde! Ich 
möchte auf das eingehen, was Herr Wissmann gesagt hat Es ist sicherlich richtig, daß 
wir zwischen professionellen Friedensbewegern und Friedensbewegten unterscheiden 
müssen und daß die gutwilligen und die idealistisch gesonnenen Jugendlichen von den 
anderen getrennt werden müssen. Es wäre deshalb in der Tat schlimm, wenn wir alle in 
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einen Topf werfen würden. Ich möchte aber hinzufügen, es wäre auch von uns politisch 
unverantwortlich und unredlich, wenn wir nicht gegenüber der deutschen Öffentlichkeit 
deutlich machten, wer als großer Drahtzieher und als großer Regisseur eines Teils 
dieses Friedenstheaters steht. Wenn wir, die Union, es nicht sagen, wer soll es den Ju­
gendlichen dann sagen? Das hätte man ehrlicherweise hinzufügen sollen. 

(Beifall) 

Ich möchte ein Zweites sagen zu der Debatte im Vorfeld dieses Parteitages. Herr Wiss­
mann hat in einer Reihe von Interviews auf eine Fülle von Binsenweisheiten hingewie­
sen, etwa daß eine Partei mit einer Million Mitglieder nicht eine Meinung haben könne. 
Natürlich ist eine Partei keine Kompanie, natürlich darf ein Parteitag nicht aus Feldgot­
tesdiensten mit Jubelchören bestehen, und natürlich kann die Einheit der Union nicht 
den Verzicht auf die Diskussion bedeuten. Ich glaube, soweit sind wir uns alle einig. Was 
aber in den letzten Wochen diskutiert wurde, meine Damen und Herren, war für mich 
nicht das Austragen von Gegensätzen. Ich habe jedenfalls in der sicherheitspolitischen 
Diskussion keinen einzigen alternativen Weg gehört, der die Substanz unserer Politik 
verändert oder die freiheitsichernde Richtung der Union in Frage gestellt hätte. 

(Beifall) 

Natürlich ist es gut, wenn Politiker Fragen aufwerfen. Es ist aber besser, wenn sie Lösun­
gen und Antworten anbieten. 

Das "Handelsblatt' hat heute zu dem Aufsatz von Herrn Biedenkopf in der "Zeit" ge­
schrieben: "Außer der vagen Hoffnung auf eine neue Friedensordnung hat Biedenkopf 
wenig zu bieten. Er selbst räumt ein, daß es zur Zeit keine Alternative zur nuklearen Ab­
schreckung und zum NATO-Verteidigungskonzept gibt." 

Lassen Sie mich eines hinzufügen, meine Damen und Herren, was nicht kostenfähig ist 
in diesem Lande, hat dieses Land lange genug gehört. Viele Menschen erwarten von 
uns nicht die Selbstbestätigung ihrer Vorurteile oder ihrer alten Argumente, aber wir sind 
für viele ein Haltegriff, ein Stück Hoffnung in einer Welt der dauernden Kontroversen. Ich 
füge hinzu: Was die angeblich 150 %igen angeht, die man nicht zu 250%igen machen 
solle, so kann man auch die 150 %igen durch Selbstquälerei zu Nulloptionwählern 
machen. Das möchte ich im Sinne der Union nicht. 

(Beifall) 

Unsere Richtung muß so sein, daß wir deutlich machen, wo es langgeht, daß wir die 
Basis aufzeigen, auf der wir den Konsens anstreben, und daß wir keine künstlichen Neu­
rosen pflegen. Das ist keine statische Sicht von Politik. Eine Partei hat nicht nur die Platt­
form kontroverser Auffassungen zu sein, sondern ist auch ein Vehikel, um Wahlen zu ge­
winnen. Auch das sollten wir in der Diskussion nicht vergessen. 

Ich sage das deswegen, weil eine Opposition ungeheure publizistische Wettbewerbs­
nachteile hat ihren Standpunkt deutlich zu machen. Wenn sie darauf verzichtet, diesen 
Standpunkt in aller Klarheit aufzuzeigen, wird sie nicht in die Regierungsverantwortung 
gelangen. 
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Lassen Sie mich einen kritischen Satz zur Semantik der Union anfügen. Ich glaube, daß 
das Programm schlecht formuliert ist, daß beispielsweise das Programm von Herrn 
Blüm, von den Sozialausschüssen, sprachlich weit besser ist. Wenn ich dort lese, daß 
wir "nivellierende Integrationssysteme ablehnen", und wenn einige Passagen später 
steht, die Sprache der Bürokratie solle einfacher werden, dann frage ich mich, was sich 
die Autoren dabei gedacht haben. 

(Beifall) 

In der Tat haben wir in der Vergangenheit wohl Fehler in der Semantik gemacht. Wir 
haben zu stark Raketen und Sprengköpfe gezählt, wir haben uns zu stark auf die Nen­
nung von Zahlen verlassen, die natürlich wichtig sind, aber wir müssen sensibler und ge­
fühlvoller werden in unserer Argumentation, denn der Mittelpunkt des Menschen ist be­
dauerlicherweise oder erfreulicherweise nicht der Kopf, sondern das Herz. 

Ein letzter Satz auch an die Adresse der Jungen Union. Manfred Wörner hat in der "Zeit" 
geschrieben: "Laßt uns die Freiheitsdebatte neu eröffnen." Ich meine, diese Freiheitsde­
batte neu zu eröffnen, sei eine gemeinsame Aufgabe der Partei und der Jungen Union, 
weil es auch eine Frage ist wo wir gegenüber Jugendlichen unser Verständnis von politi­
scher Moral deutlich machen können, und zwar in einem Land, in dem viel moralisiert, in 
dem aber wenig moralisch gehandelt wird. Deswegen möchte ich Sie herzlich bitten, ge­
meinsame Anstrengungen zu unternehmen, um unsere Vision von der Gemeinschaft 
freier Völker in einer freien Welt gegenüber Jugendlichen deutlich zu machen. Mit einem 
solchen Feldzug des moralischen Rigorismus wären auch skeptische, aber idealistisch 
gesonnene Jugendliche für unsere Position zu begeistern. Ich stelle die Frage: Haben 
wir eigentlich in der Vergangenheit genügend getan, um den Grundwert der Freiheit 
deutlich zu machen? Haben wir deutlich genug gemacht, daß Frieden die Frucht der Ge­
rechtigkeit ist und daß daneben die Wahrheit und die Gerechtigkeit einen hohen Stellen­
wert haben? Deswegen, meine Freunde, lassen Sie uns im Sinne des Plädoyers von 
Herrn Sommer in der "Zeit" die Freiheitsdebatte neu eröffnen, anstatt künstliche Gegen­
sätze verkrampft auszutauschen. - Ich danke Ihnen. 

(Beifall) 

Dr. Egon Ä. Klepsch, Tagungspräsidium: Herzlichen Dank, lieber Freund Weirich. Das 
Wort hat jetzt der Kollege Jäger (Wangen). Ihm folgt Herr Kroll-Schlüter und dann Frau 
Laurien. 

Claus Jäger (Wangen): Herr Vorsitzender! Meine lieben Parteifreunde! Als ich mich 
heute mittag zu Wort gemeldet habe, hatte ich vor, etwas anderes zu sagen. Die Wort­
meldung unseres Freundes Wissmann zwingt mich aber, jetzt ein paar Dinge zu sagen, 
die ich nicht aufgreifen wollte. 

Lieber Kollege Wissmann, Sie haben im Vorfeld dieses Parteitages einige Behauptun­
gen aufgestellt, die in der Öffentlichkeit zu einer großen Auseinandersetzung hochstili­
siert worden sind. Sicher haben viele in diesem Saal erwartet, daß Sie sich nun hier hin­
stellen und Ihre herausfordernden Thesen begründen. 

Sie haben z.B. gesagt, die Führung unserer Union solle von einer Geschlossenheitseu­
phorie abgehen. Meine lieben Parteifreunde, wo war denn heute mittag eine Geschlos-
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senheitseuphorie? Hier wurde doch lebendig, offen und gründlicti miteinander disl<utiert, 
und zwar gerade von der Führung. Wenn es eine Euphorie in dieser Partei gibt, meine 
Freunde, dann gibt es eine Intervieweuphorie mancher Leute vor Parteitagen, um damit 
in der Öffentlichkeit entsprechendes Gehör zu bekommen, das man hier nicht bekommt. 

(Beifall, Buh-Rufe und Pfiffe) 

Dann habe ich in der "Frankfurter Allgemeinen" gelesen, Herr Wissmann, die Union habe 
die geistige Führung verloren und könne deswegen die politische nicht erlangen. Heute 
morgen sagte der Vorsitzende, Helmut Kohl, wir, die Union, hätten die Führung seit 
Jahren zurückgewonnen. Ich erwarte, Herr Wissmann, daß Sie sich hier hinstellen und 
entweder erklären, Sie seien von der Presse falsch zitiert worden, oder die offene Diskus­
sion mit unserem Parteivorsitzenden aufnehmen, wer denn nun recht hat: Haben wir die 
geistige Führung, oder haben wir sie nicht? 

(Beifall) 

Dann muß ich etwas zu dem Schlagwort von den 150 %igen sagen, die, nach Ihnen, zu 
250 %igen gemacht werden sollen. Schön, wir alle wissen, daß es darum geht, die zu 
werben, die uns noch nicht gewählt haben. Meine lieben Freunde, wenn es uns aber ge­
lingt, einen 100 %igen, z.B. einen Arbeitnehmer in einem Betrieb, der immer CDU gewählt 
hat dazu zu bringen, uns nicht nur zu wählen, sondern aktiv zu werden, daß er sich hin­
stellt und seinen Kollegen sagt: "Beim nächsten Mal wird die Union gewählt", dann 
haben wir ihn motiviert, zehn oder zwanzig andere zu gewinnen, und dann gewinnt er 
mehr als ich als Bundestagsabgeordneter, wenn ich mich vor Arbeitnehmer hinstelle. 

Insofern warne ich vor der Gefährlichkeit solcher Schlagworte, die wunderbar klingen, 
die aber doch die Verführung enthalten, einfach unvollständig und damit im Kern unrich­
tig zu sein. 

(Beifall) 

Schließlich, lieber Kollege Wissmann, haben Sie, wenn die "Frankfurter Allgemeine" rich­
tig berichtet hat, auf die Frage, ob Ihre Kritik eine personalpolitische Kritik sein solle, aus­
weichend geantwortet, wir wollten im Augenblick keine Personaldiskussion. 

Was heißt denn — wenn es richtig zitiert ist - dieses "wir wollen im Augenblick keine Per­
sonaldiskussion"? Heißt das, daß im Augenblick Helmut Kohl populär genug ist, so daß 
man ihn nicht angreifen kann, oder heißt das, daß wir auf eine günstigere Stunde warten, 
um die Personaldiskussion zu entfesseln? 

(Unruhe und Widerspruch) 

Dann erwarte ich, meine lieben Freunde, daß sich ein Delegierter, auch ein prominenter 
Delegierter, hierher stellt und zu diesem Satz Stellung nimmt und klarmacht, was er will, 
aber nicht Sätze sagt, mit denen wir alle einverstanden sein und die wir unterstrichen 
können! Er muß dann wirklich die kontroverse Diskussion führen. Dies, lieber Freund 
Wissmann - das muß ich Ihnen sagen -, stinkt unserer Basis draußen: daß führende 
Männer dieser Union das, was sie draußen kritisch sagen, nicht auch in der Diskussion 
wirklich verfechten. Das hätte ich erwartet, und ich erwarte noch, daß das nachgeholt 
wird! 

(Beifall und Widerspruch) 
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Of. Egon Ä. Klepsch, Tagungspräsidium: Danke sehr, Kollege Jäger (Wangen)! - Als 
nächster hat der Kollege Kroll-Schlüter das Wort. 

Übrigens darf ich den Delegierten mitteilen, daß natürlich der Bundesparteivorsitzende 
die ganze Zeit im Saal ist; er ist nur oben auf der Tribüne zwischen den jugendlichen 
Teilnehmern. 

(Beifall) 

Das Wort hat jetzt Herr Kroll-Schlüter. 

Hermann Kiroll-ScBilütoir: Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Vielleicht darf ich dazu ein verbindendes und gleichzeitig aufforderndes Wort sagen. 
Vertruen als Kapital eines Politikers ist mit das Wichtigste, w/as heute eine Partei der 
jungen Generation anbieten kann. Wir haben seit geraumer Zeit einen Vorsitzenden, der 
bei der jungen Generation seit Jahren ein Vertrauenskapital hat mit dem wir sehr pfleg­
lich umgehen sollten. 

(Beifall) 

Ich möchte mich nun mit dem Leitantrag in etwa engerem Sinne - im Sinne der 
Sprache, der Formulierungen und auch des Geistes dieses Leitantrages - beschäftigen. 

Ich frage: Wer sind eigentlich die Adressaten dieses Leitantrages? Es werden viele ge­
nannt: die Menschen, die staatliche Gemeinschaft die Bürger, die Jugend, die Partner in 
der UNO, die Wehrdienstleistenden, die Sowjetunion, die Kultusminister, die Gesell­
schaft, der sie tragende Gemeinsinn, die jungen Menschen, der Staat die Beamten, die 
Studienreformkommission, die Lehrer, die großen Orgaanisationen - und fast alle im ne­
gativen Sinne. Den Abschluß bildet dann der Hinweis auf die kinderfeindliche Gesell­
schaft; es wird gesagt die Gesellschaft ist kinderfeindlich geworden. 

Ich frage mich: Wer kann mir sagen, welche Gruppe von uns nach diesem Leitantrag 
noch wirklich als positiv, als annehmbar, als akzeptabel bewertet wird? Wen haben wir 
noch ausgelassen? Nach meiner Analyse kaum einen. Wir haben sie alle mehr oder we­
niger in einen Topf geworfen, wir haben sie alle mit einem negativen Zeichen versehen. 
Ich finde dies nicht gut 

Das Bild der Wirklichkeit und der Gesellschaft, das in diesem Leitantrag gezeichnet 
wird, ist mir zu düster Sind wir wirklich eine Gesellschaft in der sich entwurzelte Men­
schen mit Mißtrauen und Neid begegnen? Ist es denn wirklich richtig, so pauschal zu un­
terstellen, daß in unserer Gesellschaft die Kinder ihren Eltern entfremdet werden und 
daß wir in einer kinderfeindlichen Gesellschaft leben? Meine Damen und Herren, noch 
ist die Mehrheit kinderfreundlich, noch ist die Mehrheit der Familien den Kindern liebe­
voll und freundlich zugetan, noch ist es nicht so, daß jeder zweite kinderfeindlich ist 
noch ist es nicht so, daß wir nur Mammutschulen haben, noch ist es nicht so, daß diese 
Gesellschaft insgesamt eine kalte Gesellschaft ist. 

(Vereinzelt Beifall) 

Der Leitantrag erweckt bei fast allen Problemen den Eindruck der Machbarkeit von Lös­
ungen. Ich finde, auch das ist ein fragwürdiges Bild, denn die Wirklichkeit ist viel komple-
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xer. Was heißt es, wenn wir sagen, wir wollen die Gesellschaft wieder wärmer machen? 
Wie macht man diese Wärme, wie macht man denn Mitverantwortung für die ganze 
Welt? 

Ich finde, wir trauen auch hier der Politik und damit uns selbst zuviel zu. Das Problem, 
das uns in den vergangenen Jahren weithin begegnete, war ja, daß die Politik zum letz­
ten Adressaten fast jeder Entwicklung, aller Entwicklung gemacht worden ist. Sie hat 
auch vieles in Bewegung gesetzt, aber jetzt ist sie nicht mehr in der Lage, diese Bewe­
gung hinreichend zu steuern. Die Politik - auch eine mit menschlichem Antlitz - als letz­
ter Adressat, das darf nicht unsere Haltung werden! Es wäre besser, wir würden uns zu 
weniger Politik, zu einem bescheideneren Staat, zu einem bescheideneren Land, zu 
einer bescheideneren Kommune durchringen. Das wäre, glaube ich, eine Devise, die 
unter dem Stichwort "Wettstreit der Ideen" aufgeführt werden könnte. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, dies als letztes Wort: Ist die Herausforderung 
der jungen Generation — "Einen neuen Anfang wagen" — überhaupt möglich ohne einen 
neuen Wettstreit der Ideen, ohne daß wir unsere Ideen in den Wettstreit geben? Die 
Sozialdemokraten, die Sozialisten, die Marxisten haben ihr Jahrzehnt gehabt. Sie haben 
weitestgehend ihre Ideen z.B. in die Bereiche der Erziehung getragen. Diese Bereiche 
wirken heute auf die jungen Menschen. Ich halte es für ausgeschlossen, diese jungen 
Menschen sozusagen angstfrei, optimistisch, mutig und verantwortungsbereit zu neuen 
Aufgaben hinzuführen, wenn nicht deutlich wird, welche Ideen die Union als Grundlage 
für ihre praktische Poli der Sparsamkeit zugrunde legen will. Ich nenne die Idee der 
Subsidiarität, die Idee der frei gewählten Solidarität, die Idee der Nachbarschaft, die 
Idee der kommunalen Selbstverwaltung, die Idee der liebenden und aufopferungsvollen 
Familie, die Idee der nationalen Einheit, die Idee der Selbständigkeit. 

Ich bin sicher, die junge Generation würde die Herausforderung durch die neuen Ideen 
der Union mutig und vorwärtsschreitend annehmen. - Vielen Dank. 

(Beifall) 

Dr. Egon A. Klepsch, Tagungspräsidium: Herzlichen Dank, Herr Kollege Kroll-
Schlüter! - Das Wort hat nun Frau Senatorin Laurien. 

Frau Dr. Hanna-Renate Laurien: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! In unse­
rem Leitantrag ist viel von Schule die Rede, aber, glaube ich, zu wenig von außerschuli­
schen Bemühungen. 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, wir müssen doch sehen, daß wir die Jugend auf d i e Revoluti­
on unserer Zeit vorbereiten müssen, nämlich auf das veränderte Freizeitbudget. Wenn 
ich hierzu etwas spottend sagen darf: Derjenige, der heute gelernt hat, mit Freizeit umzu­
gehen, hat keine oder kokettiert damit, daß er keine hat. Seien Sie einmal Senator und er­
klären Sie, Sie hätten Zeit; dann stünde Ihr Rücktritt kurz bevor. 

(Beifall) 

Diejenigen hingegen, die über mehr Freizeit verfügen, sind von uns nicht hinreichend 
darauf vorbereitet. Sie treffen - ich will der Deutlichkeit wegen zuspitzend formulieren -
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darauf, daß mancher Schulvertreter sagt, ja, wir vermitteln Bildung, aber die Außerschuli­
schen vermitteln Revoluzzertum, und daß die Außerschulischen sagen, wir praktizieren 
Selbstverwirklichung, und die Schule vermittelt Drill. Es geht um den e i n e n Jugendli­
chen und um die Übereinstimmung beider Bereiche in aller Unterschiedlichkeit. 

Wenn wir diese Unterschiedlichkeit feststellen, spiegelt sie doch nur die Diskrepanz der 
Werte in unserer Gesellschaft, und ich glaube, wir dürfen nicht von Jugend und Ihrer Zu­
kunft sprechen, wenn wir nicht mit Nüchternheit zur Sprache bringen, welche sittliche 
Beziehungslosigkeit in den Werturteilen unserer Gesellschaft gilt. 

Da meinen wir - lassen Sie mich dies sehr nachdenklich sagen -, es sei nur in der Hitler­
zeit so gewesen, daß der KZ-Täter zugleich der sorgende Familienvater war, was dann 
in der erschütternden Todesfuge von Celan heißt: "Dein goldenes Haar, Margarethe, 
dein aschenes Haar, Sulamit". Wir sind heute bei gleichen Diskrepanzen stehengeblie­
ben, denn - und lassen Sie mich dies bildhaft so ausdrücken - wir sagen: "Dein Tarif­
vertrag, Josef, und dein Herz, Maria", obwohl doch beides zusammengehört und obwohl 
wir endlich lernen müssen: nicht hier die Berufstätige und dort die t\/lutter, sondern der 
fvlutter die Schätzung zukommen zu lassen, die ihr wegen ihrer Aufgabe gebührt — und 
dies auch im Rentenrecht. 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, wenn wir diese Diskrepanzen sehen: sind wir als Union ei­
gentlich aufmerksam genug gegenüber der Frage, wie der Freizeitbereich für Jugend 
gestaltet wird? Da heißt es, man soll in der Freizeit Freiheit verwirklichen. Und was ge­
schieht? Elektroautomaten, vor denen Jugendliche mit einem Streß stehen, über den 
jede Schule zugrunde gehen würde. Hier, meine Damen und Herren, müssen gerade wir 
- die CDU - , die wir für freie Wirtschaft sind, Front dagegen machen, daß die Sehn­
süchte unserer Jugend kommerziell ausgebeutet werden. 

(Beifall) 

Von daher sollten da, wo wir Verantwortung haben, in öffentlichen Gebäuden keine elek­
trischen Spielautomaten aufgestellt werden. 

Wir sollten nicht sofort Zuckungen bekommen, wenn es um ein selbstverwaltetes Ju­
gendheim geht! 

(Beifall) 

Ich meine, ein Jugendheim darf auch von Erwachsenen verwaltet werden; aber ob das 
gut oder schlecht ist, hängt nicht davon ab, ob es selbsverwaltet ist, sondern davon, wer 
es verwaltet. Und wenn Leute aus der Jungen Union etwas verwalten, wird das besser, 
als wenn es erwachsene Sozialisten tun. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich in diese unsere Debatte auch noch die Frage 
einbringen: Sollte nicht von diesem Parteitag ein Signal hinausgehen, daß wir Arbeit 
nicht nur als Last empfinden? 

(Beifall) 
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Man tut dochi so, als ob das Leben ausschließlich aus der Befreiung von Arbeit besteht. 
Meine Damen und Herren, es ist zutiefst abendländische Tradition, daß die Führungs­
schichten eben nicht wie in anderen Kulturen Sklaven arbeiten lassen, sondern es ist 
christlichle und abendländische Idee, daß Ich mit meiner Arbeit auch Mitmenschlichkeit 
verwirkliche. 

(Beifall) 

Genau diesen Gedanken sollten wir einbringen. Denn es gibt kein dümmeres Wort als 
"Schulstreß'. Entweder der Betreffende sitzt in der falschen Schule, oder er hat nicht das 
richtige Arbeitsverständnis vermittelt bekommen. 

(Teils Beifall, teils Widerspruch und Pfiffe) 

- Ich freue mich, wenn da jemand pfeift, denn der sitzt vielleicht in der falschen Schule 
oder er hat einen Lehrer, der den Lehrplan an die Stelle eines guten Unterrichts setzt; 
das kann ja auch sein. 

(Beifall) 

Die christliche Botschaft auch in unserer Partei muß sein, daß wir die Funktion der Arbeit 
und die Funktion der Freizeit verstehen. Noch einmal: Arbeit als ein Beitrag, für andere 
Menschen etwas zu tun, aber auch die Freizeit darf nicht total konsumiert und total pri­
vatisiert werden; sie muß auch in ihrer ehrenamtlichen Sozialbefindlichkeit genutzt 
werden können. 

Hier möchte ich den Ehrenamtsgedanken, der heute mehrfach anklang, auch noch 
einmal in Verbindung mit dem Freizeitverständnis bringen. Wer seine Freizeit nur im 
Holiday-Park und vor dem Fernsehen verbringt, der verdient nicht, daß er diese Freizeit 
hat. 

(Vereinzelte Pfiffe) 

Von uns aus Freizeitparks un.d Sport, aber bitte auch Freizeit als Ehrenamt für meinen 
Nachbarn, Freizeit als Einsatz in einer politischen Partei. Wir müssen die Partei sein, die 
sich in Beruf und Freizeit gegen den Egoismus und für die Mitmenschlichkeit ausspricht. 
Dann wird Jugend auch durch uns fasziniert sein: daß es lohn; -u leben. 

(Beifall) 

Dr. Egon Alfred Klepsch, Tagungspräsidium: Herzlichen uank. verehrte Senatorin 
Laurien. Nun kommt Herr Dübel zu Wort. Ihm folgen Herr Möhlemann und Frau Editha 
Limbach. 

Siegfried Dübel: Herr Präsident! Meine Damen und Herren: ich freue mich, daß ich 
vielem, was unser Freund Wissmann als Vorsitzender der Jungen Union gesagt hat, voll 
zustimmen kann, insbesondere. 

(Beifall) 
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- Ich freue mich über den Beifall und möchte es deshalb wiederholen: Ich freue mich, 
daß ich Herrn Wissmann in vielem zustimmen kann, insbesondere darin, daß wir in Zu­
kunft wieder das Engagement der Union für Frieden und Freiheit stärker verdeutlichen 
müssen. Wer hat denn seit 1945 oder seit 1949 in diesem Lande Friedenspolitik ge­
macht? Das war doch die Christlich Demokratische Union! Nur, haben wir uns später 
von anderen den Namen nehmen lassen. 

(Zustimmung) 

Das Beunruhigende an der gegenwärtigen Situation ist doch, daß der Friede in den letz­
ten 12 Jahren objektiv unsicherer geworden ist. Dies muß als Ergebnis der Politik der so­
zialliberalen Koalition festgehalten werden. Diese Koalition hat doch ihre Tätigkeit aus­
drücklich mit der Zielsetzung der Sicherung und Stabilisierung des Friedens begonnen. 
Die weltweite sowjetische Propagandaoffensive, daß das friedliche Wiedervereini­
gungsstreben der Deutschen und die darauf abgestimmte aktive Wiedervereinigung­
spolitik der CDU-geführten Regierungen den Frieden gefährden, weil sie auf eine Ände­
rung des Status quo in Europa hinausliefen, hatte in der Welt eine Atmosphäre erzeugt, 
die den Glauben wachsen ließ, daß, wenn nur die Deutschen auf Ihre offensive Wieder­
vereinigungspolitik, auf die unmittelbare Durchsetzung des deutschen Selbstbestim­
mungsrechts verzichten würden, die Voraussetzungen für eine ruhige und friedliche Ent­
wicklung in Europa gegeben seien. Wir haben damals vor diesem falschen Optimismus 
der Sozialliberalen gewarnt. Herr Wehner hat damals gesagt, es bestünde dann die Mö­
glichkeit, mit den Mächten des Ostens zu einer Koexistenz und schließlich zu einer Koo­
peration, aus dem Gegeneinander über ein Nebeneinander zu einem Miteinander zu 
kommen. 

Wir haben drei Dinge vorausgesagt, die eingetreten sind: 

Erstens. Die Entspannungspolitik, so wie sie von Brandt und Scheel konzipiert wurde, 
würde es der Sowjetunion ermöglichen im außeneuropäischen Raum politische und mi­
litärische Erfolge zu erzielen, die nicht nur ihre Weltposition stärken, sondern auch die 
Voraussetzungen für eine machtpolitische Umklammerung Europas darstellen. Auf 
diesem Weg hat die Sowjetunion eine Vielzahl von Erfolgen erringen können, einschließ­
lich Afghanistan. 

Zweitens. Die Sowjetunion würde gar nicht daran denken, ihrerseits die Rüstungsentwic­
klung aufzugeben oder auch nur zu verlangsamen. Sie hat im Gegenteil einseitig über 
Jahre hinweg ihre Rüstung beschleunigt, so daß heute die Gefahr eines sowjetischen 
Übergewichts besteht — was ja die Ursache für die heutige Rüstungsdikussion darstellt. 

Drittens — und das ist das Entscheidende -: Geistespolitisch mußte natürlich die Sowje­
tunion nicht mehr als der potentielle Gegner, den es abzuwehren gilt, erscheinen, son­
dern als ein Partner von morgen, der im Grunde genauso zu betrachten ist wie irgendein 
Land in einem anderen Teil der Welt, wo jedes Land seine Interessen verfolgt, wobei ein 
Interessenausgleich mit den bewährten Mitteln westlicher parlamentarischer Politik und 
Diplomatie möglich ist. 

Es besteht doch gar kein Zweifel, daß die Bundesregierung mit dieser Politik, mit der sie 
in einem Eiltempo unter Brandt vorangeschritten ist die sogar die Sowjets erstaunte, 
eine wesentliche Mitverantwortung für die Destabilsierung des Friedens trägt. 

(Zustimmung) 
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Die Ursache für die Destabilisierung des Friedens liegt doch wesentlich in der Tatsache, 
daß die Bahr'sche Konzeption des Wandels durch Annnäherung, die durch Brandt und 
Scheel politisch umgesetzt wurde, nicht zu einem sowjetischen Wandel geführt hat, son­
dern eher Wandlungen bei uns auslöste, wie sie sich jetzt z.B. in der sogenannten Frie­
densbewegung zeigen. 

(Beifall) 

Deshalb bin ich, lieber Freund Kiep, nicht der Meinung, daß die Politik der Verträge eine 
abgeschlossene Sache ist. Das ist formaljuristisch richtig. Aber die politische Wirkung 
dieser Vertragspolitik und ihrer geistigen Grundlagen haben wir heute auszubaden. Des­
halb die Auseinandersetzung, die wir führen müssen. Wir haben also die Aufgabe, 
unsere Politik so zu führen, daß wir den Frieden wieder sicher machen in unserem 
Lande. 

Meine Freunde, auch wir wollen natürlich zu Verhandlungen mit der Sowjetunion 
kommen, und die CDU ist ja die Partei, die die Abrüstungsverhandlungen ausdrücklich 
begrüßt. 

Ich bin auch der Meinung, daß wir zu wirtschaftlichem und kulturellem Austausch 
kommen müssen. Dabei halte ich auch viel von Versuchen, den Jugendaustausch auch 
zwischen der Sowjetunion und uns zu verstärken, soweit die andere Seite in dieser 
Frage mitspielt. Ich teile allerdings nicht den manchmal blauäugigen Optimismus, der 
Anträgen zugrunde gelegt wird, wenn es heißt, daß eine Jugend, die sich kennt, nicht auf­
einander schießen wird. So einfach ist es nicht, meine Freunde. 

Die jungen Soldaten der Grenzpolizei, die auf den jugendlichen Flüchtling schießen, 
kennen natürlich die jungen Menschen in Mitteldeutschland ganz genau. Aber hier zeigt 
sich, daß es unsere Aufgabe sein muß, der jungen Generation in der Bundesrepublik die 
wirkliche Problematik des Lebens in einem totalitären Regime verständlich zu machen. 

Dort gibt es eben nicht die Entscheidung, nicht zu schießen, weil man sich kennt, son­
dern man muß schießen, ob man sich kennt oder nicht Die Alternative zur Verweigerung 
heißt nicht Friedensdient, sondern persönliche Verfolgung. Dem widerspricht nicht die 
Tatsache, daß es gegenwärtig in Mitteldeutschland als einzigem Land im Ostblick die 
Bausoldaten gibt, die militärischen Dienst ohne Waffen führen dürfen, sondern das ge­
schieht aus Innderdeutschen Gründen, nämlich um propagandistisch in der westdeut­
schen Jugend für Kriegsverweigerung werben zu können. 

Meine Freunde, es ist so, wie es Herr Dregger vorhin schon ausgeführt hat: Wenn wir 
hier dazu kommen, daß wir unsere Verteidigung vernachlässigen und der Westen über­
rollt wird, ist damit nicht das Ende gegeben, sondern dann bedeutet das für unsere 
jungen Menschen, daß sie in der Uniform der Nationalen Volksarmee Dienst tun 
müssen. Es gibt also nicht die Alternative, lieber rot als tot, sondern entweder werden 
Freiheit und Frieden bewahrt oder erst rot und dann tot. 

(Beifall) 

Meine Freunde, die Friedensbewegung ist nichts Neues. Ich möchte nicht an die 15 
Jahre, sondern viel stärker an die bedrängenden Erfahrungen meiner Jugend erinnern, 
als wireine immer mehr anschwellende, im französischen und englichen Kreisen gras-
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sierende Friedensbewegung zur Kenntnis nehmen mußten, die in ihrem politischen 
Effekt Hitler in seinem imperialistischen Streben immer wieder ermutigte. Es gibt das hi­
storische Dokument des Ribbentropschen Berichtes an Hitler, in dem er aus den Erfah­
rungen der deutschen Botschaft im Umgang mit der englichen Jugend feststellte: Diese 
englische Jugend ist nicht mehr bereit, das niedergehende kapitalistische System in 
Großbritannien gegen das junge, aufstrebende nationalsozialistische Deutschland zu 
verteidigen. Dies war ein tödlicher Irrtum, meine Freunde. Es hat mich außerordentlich 
besorgt gemacht, daß Herr Rau mit der Bemerkung aus Moskau zurückkam, daß Herr 
Breschnew ihm gesagt hat, diese Friedensbewegung richte sich einseitig gegen die 
Amerikaner. Wir können nur hoffen und unsere Politik danach ausrichten, daß Herr Bre­
schnew diesen Fehler nicht begeht, daß er nicht diese falsche Einschätzung der west­
deutschen Verteidigungsbereitschaft vornimmt. 

Meine Freunde, wir müssen diesen Zusammenhang sehen, daß eine solche Friedensbe­
wegung, deren moralischen Ernst ich unterstreiche, den ich nicht in Abrede stellen 
möchte, im Effekt nicht dazu beiträgt, den Frieden sicherer zu machen, sondern ihn eher 
gefährdet. In diesem Sinne haben wir die Aufgaben, der jungen Generation unsere Frie­
denspolitik zu erklären. 

Dr. Theodor Schwefer, Tagungspräsidium: Jetzt hat Herr Mühlmann das Wort. 

Ich darf darauf hinweisen, daß Frau Limbach folgen wir. 

Dr. Rolf Mühlmann: Meine sehr verehrten Damen und Herren! Liebe Parteifreunde! 
Gestatten Sie mir bitte, daß ich zu dem bisher Gesagten noch ein paar Bemerkungen 
hinzufüge, da es mir im Hinblick auf das sehr wichtig erscheint, was Helmut Kohl heute 
und auch schon gestern am Vorabend des Parteitages gesagt hat. Ich fand es sehrwich­
tig, daß er sagte, daß menschliche Offenheit ein Stil sei, der unserer Partei entspreche. 
Prima, meine sehr verehrten Damen und Herren, das ist eine ganz tolle Sache, und 
gerade wir als junge Christdemokraten müssen uns damit identifizieren, und das ist sehr 
gut und sinnvoll. Ich erinnere an das, was wir heute hier gesehen haben, und an die 
Reaktion auf den Deutschlandtag der Jungen Union. Ich erinnere an die Worte, die in 
dem Zusammenhang gefallen sind, und daran, wie dort diskutiert worden ist. Nach der 
Diskussion sind die bösen Worte gefallen: Krankhafte Profilsucht oder parsitäre Publizi-
tistik. Dem Bundesvorsitzenden Matthias Wissmann wurde gesagt: Lieber Wissmann, 
so geht es nicht weiter, wie hier gesprochen worden ist. Nach meinem Eindruck wurde 
er in der Bundestagsfraktion und in der Öffentlichkeit gewissermaßen abgekanzelt. Mat­
thias Wissmann tut nichts anderes, als seinem Auftrag gerecht zu werden. Er ist Bundes­
vorsitzender der Jungen Union Deutschlands, 

(Beifall) 

und als Bundesvorsitzender der Jungen Union Deutschlands ist er Sprachrohr des ge­
samten Verbands. Wenn dort Meinungen dargelegt werden, wenn dort ,<ritisiert wird, 
dann ist es auch seine Pflicht als Vorsitzender - so verstehe ich es als Mitglied der 
Jungen Union -, daß er diese Kritik und Diskussion auch in die CDU hineinträgt. 

(Beifall) 

All die Begriffe, die da gesprochen worden sind, entsprechen, wie ich meine, nicht dem. 
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was Helmut Kohl sagt, wenn er vom menschlichen Stil in der Politik spricht. Aus dem, 
was wir heute hier im Beitrag des Abgeordneten Jäger aus Wangen gehört haben, 
deutet darauf hin, daß er während des Beitrages des JU-Bundesvorsitzenden gar nicht 
mehr im Raum war; 

(Beifall) • 

denn Matthias Wissmann hat sehr wohl ausgeführt, daß wir keine erneute Personaldis­
kussion wollen. Das scheint sehr wichtig zu sein, und ich wäre dankbr, wenn das zumin­
dest zur Kenntnis genommen wird. Es ist immer sehr einfach, sich eine Person, etwa den 
Bundesvorsitzenden der Jungen Union, herauszugreifen und andere Politiker, die die 
gleiche Meinung vertreten, wie etwa Herr Geißler oder Herr Biedenkopf, nicht anzuspre­
chen und keine Diskussion mit ihnen zu führen. Es wäre sehr wichtig, daß die Abgeord­
neten auch einmal den Mut aufbringen, dies einmal zu tun. 

(Beifall) 

Ich möchte Sie nun fragen, was Sie eigentlich von der Jungen Union erwarten, was Sie 
sich für eine Jugendorganisation wünschen. Wollen Sie eine Jugendorganisation 
haben, die ihrem Auftrag gerecht wird, Sprachrohr der jungen Generation zu sein? 
Wenn sie dies sein soll, muß sie sich mit Wünschen, Gefühlen, Emotionen von Jugendli­
chen auseinandersetzen. 

In der Partei gibt es schon mal Knies, Kritik, und da kommt es zu Konflikten. Das ist die 
eine Möglichkeit. Die andere Möglichkeit ist zu sagen: Junge Union, seid lammfromm 
und nicht mehr Motor, was euer Auftrag ist, sondern seid Auspuff, seid das, was hintendr­
an hängt und macht das nach, was wir sagen! Hier müssen Sie sich, meine sehr verehr­
ten Damen und Herren, entscheiden. Ich glaube, daß Sie sich für den ersten Weg ent­
scheiden, und dann sind Ausdrücke wie "Profilsucht" fehl am Platze. Ich gehe davon aus, 
daß diese Ausdrücke auch im nachhinein und hier auf diesem Parteitag endlich vom 
Tisch kommen, und ich gehe weiter davon aus, daß sie schon vom Tisch sind. 

(Beifall) 

Als zweiten Punkt möchte ich den Begriff der Geschlossenheit ansprechen, obwohl über 
diesen schon sehr viel gesagt worden ist. Geschlossenheit hier, Geschlossenheit da, 
und es wurde davon gesprochen, daß es eine Geschlossenheitseuphorie gebe. Einige 
sprechen von der Intervieweuphorie. Wir sollten diese Begriffe einmal an der Realität 
und an dem messen, was unsere Politiker wirklich tun, Ich möchte zwei Beispiele dafür 
nennen. Ich meine etwa die Diskussion über die Waffenexporte, wo es Heiner Geißler, 
der Generalsekretär, gewagt hat, diese Diskussion in Gang zu setzen und zu fragen, ob 
wir Christdemokraten nicht die Frage der Waffenexporte diskutieren müßten. Dann 
schallte es aus dem bayerischen Wald oder der Staatskanzlei in München: Lieber Herr 
Geißler, das geht nicht an; denn wir sind Realpolitiker. 

(Beifall) 

Ich meine, wir sollten sehr wohl über diese Fragen diskutieren. Genauso bin ich nicht der 
Meinung von Herrn Weirich, der hier sagt, daß das "Handelsblatt" dies und jenes über 
den Artikel von Herrn Biedenkopf geschrieben hat, der am vergangenen Donnerstag in 
der "Zeit" erschienen ist. Auch wenn man ein führender Politiker ist, muß es erlaubt sein 
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zu denken. 

(Beifall) 

Man muß nicht immer Lösungswege anbieten. Als Reaktion wurde gesagt, daß das eine 
Einzelmeinung sei, und man könne die Partei damit verwirren. Das finde ich nicht gut, 
das ist nicht der Stil einer offenen Politik. Ich habe - das möchte ich einmal deutlich 
sagen — bei uns den Eindruck, daß gewisse Politiker mit gewissen Positionen von der 
Solidargemeinschaft der Partei so unterdrückt werden, daß diesen Politikern manchmal 
die Luft ausgehen soll. Ich möchte sagen, daß wir diese Politiker brauchen, weil sie die 
Hoffnung darstellen, die auch ich mir gerade von dieser Partei mache. 

(Beifall) 

Geschlossenheit ist nicht ein Selbstzweck. Geschlossenheit kann sehr schnell zur Ver­
schlossenheit werden. Die Politiker, die heute davon sprechen, wir brauchten eine Politik 
ohne Wenn und Aber, sind nicht die Politiker, die den Anspruch erheben können, die Zu­
kunft zu gestalten. 

Ich möchte mit einem Appell an Sie schließen: Daß wir wirklich das, was wir heute hier 
diskutiert haben - den offenen Dialog - ernst nehmen, damit das nicht nur ein Wortspiel 
ist. Ich finde, das ist wichtig für unsere Glaubwürdigkeit in dieser Partei, in der jungen Ge­
neration, aber auch insgesamt in der deutschen Bevölkerung. Ich hoffe, daß wir diese 
Glaubwürdigkeit wirklich aufbringen. -Danke schön. 

(Beifall) 

Dr.Theodlor Schwefer, Tagungspräsidium: Vielen Dank, HerrMöhlmann. 

Wir haben noch 13 Wortmeldungen, meine Damen und Herren. Wir müssen deshalb bei 
den vier bis fünf Minuten bleiben. 

Ich darf dann Frau Limbach bitten zu sprechen. 

Editha Limbach: Herr Präsident!. Meine sehr verehrten Damen und Herren! Im Kreis­
verband Bonn wurde Anfang des Jahres eine Kommission gebildet, die sich in Vorberei­
tung des Landesparteitages der CDU Rheinland und dieses Parteitages mit Jugendfra­
gen beschäftigen sollte. In dieser Kommission arbeiteten Betroffene beider Seiten mit: 
Eltern, Lehrer, Ausbilder, Schüler, Lehrlinge, Auszubildende, Studenten, junge Arbeiter. 
Einer der Betroffenen hat dann - als einen Kritikpunkt an der CDU - ausgeführt, daß 
zentrale Themen der politischen Auseinandersetzung bereits in den oberen Gremien so 
stark abgeklärt würden, daß in der Öffentlichkeit keine Diskussion mehr geführt würde 
und die oft fragwürdigerweise zustandegekommene Meinung einheitlich von allen Par­
teimitglledern vertreten werden müsse. 

Ich meine, hier ist heute — ich finde: erfreulich - auch von den Bundesvor­
standsmitgliedern ein Beispiel für eine offene Diskussion gegeben worden. Ein Delegier­
ter neben mir sagte: Die diskutieren ja richtig miteinander'lch fand, das war sehr positiv, 
und das muß auch so sein. Was erwartet wird, ist, daß am Ende der Diskussion eine 
Meinungsbildung stattfindet und daß versucht wird, das bei dieser Meinungsbildung Ge­
fundene in Politik umzusetzen. Es wird aber nicht erwartet, daß alle anderen Meinungen 
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unterdrückt werden. Aber das ist ja hier erfreulicherweise auch überhaupt nicht gesche­
hen. Das freut mich sehr. 

Ich darf vielleicht noch eines hinzufügen. Sich miteinander vertragen, muß man ja 
lernen. Streiten muß man allerdings auch lernen. Ich finde, beim Streit sollte man dann 
auch daran denken, daß, wenn man sich über einen Punkt streitet, deshalb nicht gleich 
alle andere auch abgelehnt werden muß. 

Dann darf ich noch ein Wort zu der Diskussion sagen, die im Anschluß an die Friedens­
demonstration in Bonn stattfand. Diese Diskussion und die Kritik, die geübt wurde, erleb­
ten wir ausgerechnet zu einem Zeitpunkt, als unser Bundesvorsitzender mit großem 
Erfolg aus Amerika zurückkam. 

Mir kam diese Diskussion ein wenig so vor, als wenn ich eine gute Mahlzeit zubereitet 
habe, bei der der Braten gut gelungen ist, aber einer meiner Söhne sagt:"Mutter, die Kar­
toffeln haben aber nicht genug Salz. Dann schmeiße ich doch nicht das ganze Essen in 
den Ofen, sondern hole mir Salz und salze die Kartoffeln nach, und dann stimmt das 
Ganze wieder." 

(Beifall) 

Helmut Kohl hat heute morgen in seiner Rede auf den Widerspruch hingewiesen, der 
darin bestehe, daß die Hilfsbereitschaft im Materiellen sehr groß sei - Spenden für "Brot 
für die Welt", für "Misereor", für "Sorgenkind" und alles Mögliche -, daß ihr aber eine man­
gelnde innere Auseinandersetzung und persönliche Begegnung mit den Betroffenen, 
mit dem Leiden, mit den Schwierigkeiten gegenüberstehe. Ich meine, an vielem, was 
unsere Kinder — und die jungen Leute sind ja unsere Kinder -, was unsere jungen Mitbür­
ger so unruhig macht, sind wir selber schuld. Wir haben ihnen viel zu wenig Möglichkei­
ten gegeben, solche Dinge auch zu erfahren. Es ist ja hier schon angeklungen: Wie 
können sie denn dem Alter begegnen, wenn die alten Leute im Altersheim sind, wie 
können sie Krankheit begegnen und auch lernen, damit fertig zu werden, wenn wir 
unsere Kranken in Kliniken, in Anstalten schicken? Wie können sie Tod, menschliches 
Versagen und all das erfahren, und wie können sie erfahren, wie man das überwindet, 
wenn wir sie vor dem allem bewahren? 

Helmut Kohl ist vorhin draußen von einigen Jugendlichen in eine Diskussion hineingezo­
gen worden. Als ich vorbeikam, hörte ich gerade, wie einer der jungen Leute sagte: So 
legen Sie uns aber Steine in den Weg; es ging um die Reform der Oberstufe. Ich bin der 
Meinung: Steine in den Weg rollen, das tun wir nicht; das wollen wir auch nicht. Aber ich 
glaube, es ist auch nicht richtig, alle Steine — auch die, die einer selbst wegrollen kann — 
gemeinschaftlich auf die Seite zu rollen. 

(Beifall) 

Ich meine, es gehört dazu, daß der einzelne unterstützt und befähigt wird, die kleineren 
Steine selber wegzurollen, oder er kann sie auch liegenlassen und drumherumgehen, 
wenn's gar nicht anders möglich ist. 

(Glocke des Tagungsleiters) 
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- Ich wäre allerdings dankbar, wenn bei den schlichten einfachen Delegierten die­
selbe Uhr benutzt würde zur Zählung der Minuten wie bei den bedeutenden 
Delegierten. 

(Beifall) 

Ich habe aber auch nur noch einen Satz. Frau Laurien, ich hoffe, Ich habe Sie nnißver-
standen. Ich glaubte, gehört zu haben, Sie hätten - ich hätte fast gesagt - die Verwen­
dung der Freizeit reglementieren wollen. Da ich Sie schon lange gut kenne, kann ich mir 
das nicht vorstellen. 

Ich wollte nur sagen: Freizeit soll dazu da sein, daß die Leute sie auf ihre Weise kreativ 
oder konsumierend verbringen können. Ich bin aber der Meinung, wir müssen Bedingun­
gen schaffen, unter denen man Freizeit sinnvoll gestalten kann. Ich habe durch einen 
Zwischenruf gehört, daß auch Sie das Schöpferische meinten, und nicht nur das andere. 
Dann können wir das auf die Seite tun. 

Noch ein Letztes! Es ist hier heute immer wieder angeklungen, daß mehr auf die Mütter 
gehört werden solle. Ich sage das jetzt mal so, weil das dann für mich besser paßt. Auch 
dazu leider zu Ihnen, Frau Laurien: Schulstreß! Schulstreß gibt es leider auch bei begab­
ten Schülern, die mit guten Leistungen und ohne Anstrengung durch die Schule 
kommen; ich habe manchmal das Gefühl: gerade weil sie ohne Anstrengung da durch­
kommen. Ich frage mich manchmal, wie es möglich geworden ist, mit einem enormen 
Streß überhaupt keine Leistung mehr in der Schule zu produzieren. Das haben mir übri­
gens meine Kinder im Gespräch am Mittagstisch bestätigt. 

Vielleicht noch ein Letztes, dann ist aber auch die fünfte Minute um, wie ich fürchte. 

Dr. Theodor Schwefer, Tagungspräsidium: Es sind schon viel mehr um! 

(Heiterkeit) 

Editha Limbach: Prälat Wolters hat 1945, als die Katholische Jugend wieder aufgebaut 
wurde, gesagt: Wichtiger als alles Lamentieren über das Dunkel ist es, ein Licht anzu­
zünden. Ich meine, wir alle sollten versuchen, Lichter anzuzünden, statt zu lamentieren. 
Ich hoffe, daß dieser Parteitag auch ein kleines Licht wird. 

(Beifall) 

Dr. Theodor Schwefer, Tagungspräsidium: Vielen Dank, Frau Limbach. 

Es ist nicht so, daß hier die Delegierten unterschiedlich behandelt werden. Auf gar 
keinen Fall. 

Es hat jetzt Herr Dr. Mertes das Wort Nach ihm folgt Herr Martin, Rheinland-Pfalz. 

Dr. Alois Mertes: Liebe Parteifreunde! Ich möchte nicht darüber sprechen, daß man 
mit der Jugend sprechen muß, sondern ich möchte Ihnen mitteilen, was ich mit jungen 
Menschen bespreche, wenn ich - und das sehr oft - zu Hause und in der Partei mit 
ihnen rede. Meine Erfahrung ist dabei, daß wir beide — die ältere und die jüngere Genera­
tion - zu einer gewissen Besserwisserei und zur Aburteilung des anderen neigen. Ich 
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sage, das wäre Unsinn. Das Geburtsjahr ist weder ein Verdienst, nocli eine Schuld. 

(Beifall) 

Nun zu den Dingen, die mir besonders am Herzen liegen. Durch die Verschiedenheit der 
Erfahrung der Generationen, aber auch durch den Rückgang des geschichtlichen Wis­
sens ist nicht mehr genügend bewußt, daß mit dem Worte "Frieden" in der Geschichte 
immer wieder furchtbar Schindluder getrieben worden ist. 

(Beifall) 

Das ist deshalb so schlimm, weil das eines der Worte ist, die das menschliche Herz na­
türlicherweise am tiefsten berühren. Beispielsweise enthält die Präambel des deutsch­
sowjetischen Vertrages vom 23.August 1939 den Satz, daß dieser Vertrag dem Frieden 
- natürlich! - diene. Es war ein Vertrag, mit dem Stalin Hitler grünes Licht für den Angriff 
auf Polen gab. Und vergessen wir nicht die ungeheure sogenannte Friedensbewegung 
nach dem Stockholmer Appell von 1950, die die Unterwerfung Osteuropas und eines 
Teiles Deutschlands begleitete. 

Geschichtliches Wissen und persönliche Erfahrung müssen wir in unsere Gespräche 
einbringen. 

Das Zweite: Bitte, verbreiten Sie etwas stärker das, was heute morgen und heute nach­
mittag hier hier schon gesagt worden ist: daß es eine ganz eindeutige Politik der 
CDU/CSU in Fragen der Abrüstung und Rüstungskontrolle seit Konrad Adenauers 
großer Rede in Moskau gibt. 

(Beifall) 

fvleine lieben Parteifreunde, wir halten Rüstungsbegrenzung und Abrüstung für eine ge­
bieterische Notwendigkeit. Die Verhandlungen darüber sind eine Pflicht, und zwar aus 
zwei Gründen: wegen der ungeheuren Vernichtungskraft moderner fvlassenvernich-
tungswaffen und wegen des himmelschreienden Leides in der WelL für das das für 
Waffen verwendete Geld besser eingesetzt werden könnte. 

Aber das Problem ist nicht, meine lieben Parteifreunde, das der Sensibilität für diese 
Waffen, sondern des Problem liegt darin, daß es nicht Waffen und Soldaten sind, die den 
Unfrieden bewirken, sondern daß es politische Ursachen sind. 

Ich bin dafür — das ist heute schon öfters gesagt worden -, daß die Diskussion über die 
Sicherung des Friedens nicht so sehr militär-technisch geführt wird. Es gibt keinen in 
sich selbsttätigen Rüstungswettlauf, sondern es gibt einen politischen Einflußwettlauf, 
den die Sowjetunion gewinnen will. Sie sagt es ja auch in aller Offenheit. Wir können der 
Sowjetunion viel vorwerfen. Wir können ihr aber nicht vorwerfen, daß sie die Kriterien 
ihrer Politik und ihres Urteils nicht offen zutage treten läßt 

In ihren militär-strategischen Dokumenten gibt sie doch zu erkennen, daß man zur 
Durchsetzung politischer Ziele auch militärische fVlacht androhen dürfe. Das ist für uns 
doch das Problem. Die sowjetische Politik ist klar. Ein Begriff der unstillbaren Sicherheit 
führt zu seiner expansiven Politik. Gegenüber Westeuropa will sie — das ist meine feste 
Überzeugung — nicht den Krieg. Aber ihre Interessenlage, so wie sie sie leider immer 
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noch sieht - hoffentlich nicht für immer — gebietet ihr, Einfluß zu nehmen auf den politi­
schen Willen, um ihn im gegebenen Augenblick unter Umständen brechen zu können. 

Infolgedessen brauchen wir die Politik der Abschreckung — nicht nur zur Verhinderung 
eines Krieges, sondern auch zur Verhinderung der Erpressung; das ist vielleicht noch 
wichtiger 

Lassen Sie mich noch ein letztes Wort sagen. Die sogenannte Friedensbewegung hat 
eine Wirkung gegen die Abrüstung — insofern bedauere ich auch etwas die Äußerungen 
der Kollegen Biedenkopf -, die viele Menschen nicht sehen. Die Amerikaner bereiten zur 
Zeit Verhandlungen vor, in denen sie klare, faire, ausgewogene und überprüfbare Vor­
schläge machen werden. Ich bin mit den Amerikanern der Überzeugung: Es gibt durch­
aus eine Chance, daß die Sowjetunion auf Grund der auch auf ihr lastenden politischen 
und wirtschaftlichen Sachzwänge eines Tages zu fairen, ausgewogenen Rüstungskon­
trollvereinbarungen, Abrüstungsvereinbarungen bereit ist. 

Wenn sie aber den Eindruck bekommt, daß auf Grund des angeblich zurückgehenden 
Konsenses oder auf Grund einer falsch verstandenen Friedensmoral der Westen ohne­
hin abrüsten wird - ohne daß die Sowjetunion dafür etwas zahlen muß -, dann richtet 
sich in diesem Falle die Friedensbewegung in ihrer objektiven Wirkung gegen die 
Chance der Abrüstungsverhandlungen. 

(Beifall) 

Meine lieben Parteifreunde, die deutsche Sprache kennt zwei Wörter, die sehr ähnlich 
klingen, aber eine sehr verschiedene Bedeutung haben. Das eine heißt aufrichtig, und 
das andere heißt richtig. Die Aufrichtigkeit der Friedensgesinnung und die Aufrichtigkeit 
von Gedanken garantiert keineswegs die Richtigkeit des Urteils. 

(Beifall) 

Man darf nur urteilen — das gilt um so mehr, je schwieriger die Dinge sind — nach 
bestem Wissen und Gewissen. Infolgedessen ist Sachkunde in Fragen dieser Art eben­
falls eine moralische Pflicht. Ich bitte die beiden Kirchen, die jungen Menschen und die 
Menschen, die hier mitreden, daran zu erinnern, daß sie die Pflicht haben, sich vor dem 
Urteil sachkundig zu machen. 

(Beifall) 

Noch einmal, meine Damen und Herren: Die CDU/CSU ist für ausgewogene Verhandlun­
gen über Rüstungen. Dabei spielt die Offenlegung der Potentiale und die Überprüfbar­
keit der Vereinbarungen eine Rolle. In diesem Falle halten wir es einmal mit Lenin: Ver­
trauen ist gut, Kontrolle ist besser Für Abrüstung mit Sicherheit, gegen Abrüstung ohne 
Sicherheit 

(Beifall) 

Df. Theodor SchweVei', Tagungspräsidium: Danke, Herr Dr Mertes. Jetzt spricht Dr. 
Göhner Nach ihm kommt Herr Hoffmann. 
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Dr. Reinhard Göhner: Meine Damen und Herren! Herr Jäger hat vorhin einige Punkte 
angesprochen, die die Junge Union betreffen, wobei ich allerdings den Eindruck hatte, 
daß Herr Jäger ganz offensichtlich nicht im Saale war, als Herr Wissmann gesprochen 
hat, 

(Vereinzelter Beifall) 

Lieber Herr Jäger, Herr Wissmann hat hier ja eine Reihe der Punkte angesprochen und 
seine bzw. die Meinung der Jungen Union deutlich dargelegt. Ich kann jetzt eigentlich 
nur ein Teil dessen wiederholen, was von den Rednern der Jungen Union zu der Kritik 
schon gesagt worden ist. Ich will das vielleicht etwas deutlicher machen, als das bisher 
geschehen ist, damit es auch wirklich verständlich ist. 

Ich will mit dem beginnen, was auch Sie zu Beginn Ihres Beitrags angesprochen haben, 
nämlich mit der Kritik an der - wie Sie sagen - vermeintlichen Geschlossenheitseupho­
rie. Die Junge Union hat an manchen Bewertungen zur Friedensdiskussion, die innerhalb 
und außerhalb der Partei abgegeben worden sind, Kritik geübt. Herr Wissmann hat ja 
beispielsweise die Presseerklärung zitiert, die am Samstagabend, am Abend der De­
monstration, als Verlautbarung der Partei zu dieser Friedensdemonstration herausge­
kommen ist. Ihr einleitender und prägender Satz, der überall zutreffend wiedergegeben 
ist, lautete, diese Friedensdemonstration habe eine Verfestigung der Volksfront zwi­
schen Teilen der Sozialdemokraten, Kommunisten und Chaoten gebracht. Meine 
Damen und Herren, wer diese Demonstration so bewertet, schlägt die Tür zum Dialog 
mit diesen Leuten zu, bevor der Dialog überhaupt begonnen hat. 

(Beifall) 

Wenn noch einmal angesprochen worden ist daß manches Mal Sachdiskussion und 
Personaldiskussion, uns von außen aufgeschwatzt, miteinander verbunden werde, so ist 
das sicher richtig. Nur muß ich dazu einmal ganz deutlich sagen, meine Damen und 
Herren: Wer uns als Junge Union verdächtigt, wir wollten dem Helmut Kohl etwas, hat ja 
nicht einmal halbwegs beobachtet, was bei uns in der Jungen Union wirklich diskutiert 
wird. Jedermann, der die Szene einigermaßen kennt, weiß doch, daß gerade Helmut 
Kohl in der Jungen Union wie kaum ein anderer über Sympathien verfügt und auch in Zu­
kunft verfügen wird. 

(Beifall) 

Ich weiß also gar nicht was solche Spekulationen sollen. Davon sollten wir uns auch 
nicht irritieren lassen. Das müssen wir von uns abprallen lassen. 

Wenn wir auf Grund solcher Irritationen selbst darauf verzichteten, Sachdiskussionen zu 
führen, neue sachplitische Gedanken in die Diskussion einzubringen und auch das, was 
wir bisher immer gesagt haben, in Frage zu stellen, dann müssen Sie, meine Damen und 
Herren, die Junge Union aus der Partei ausgliedern. Wir sind dazu da, daß wir in Frage 
stellen, was bisher gesagt worden ist Diese Aufgabe werden wir in Zukunft in noch grö­
ßerem Umfang wahrnehmen, als wir es bisher schon tun konnten. 

(Beifall) 
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Auf dem letzten Bundesparteitag haben wir, um aucti von außen Denl<anstöße aufneh­
men zu können, einiges beschlossen, z.B. eine Zukunftskommission einzusetzen, um 
etwa auch Wissenschaftler von außen hinzuzuziehen. Meine Damen und Herren vom 
Bundespräsidium und Bundesvorstand, wie ich höre, ist diese Zukunftskommission 
noch nicht einmal berufen - ein halbes Jahr ist das her - , geschweige denn, daß sie die 
Arbeit aufgenommen hätte. Wenn Sie in diesem Arbeitstempo unsere Zukunft angehen 
wollen, sieht es schlecht aus. Das muß ich wirklich deutlich sagen. 

(Beifall) 

Ein letzter Satz, Herr Präsident, zu dem, was Herr Wörner angesprochen hat, zu der frie-_ 
denspolitischen Diskussion und der Frage, welche fvlöglichkeiten man habe, die auch" 
von ihm akzeptierte politische Grenzsituation zu überwinden. Ich glaube, daß Herr 
Wörner die Antwort auf diese Frage gegeben hat. Wie ich finde, hat die Partei ihren 
Standpunkt hierzu bisher auch zutreffend deutlich gemacht, dieses Thema in den ver­
gangenen Monaten allerdings zunehmend den Sozialdemokraten überlassen. 

Unser Ziel mit Blick auf die doch auch von uns als unerträglich empfundene ÜberrDs-
tung der Welt, auch in atomarer Hinsicht, kann doch nur beiderseitige angemessene Ab­
rüstung sein. Deshalb ist das, glaube ich, was auch heute noch einmal erläutert worden 
ist, zu einem großen Teil das, was die Union konsequent angestrebt hat. Wir sagen doch 
nicht nur: Abrüstung deshalb, weil wir das Geld für Entwicklungshilfe oder sonst etwas 
verwenden wollen, sondern wir sagen auch; Abrüstung aus strategischen Gründen, weil 
wir davon überzeugt sind, daß diese Überrüstung der Welt kein dauerhafter Zustand 
sein kann. Deshalb sind wir doch auch für Abrüstung, meine Damen und Herren. Ich 
finde, davon sollten wir nicht abgehen, sondern im Gegenteil: Wir sollten es der SPD und 
FDP nicht überlassen, diese Seite des NATO—Doppelbeschlusses zu vertreten, während 
wir sozusagen den Nachrüstungsteil vertreten. 

Eine solche Schieflage der öffentlichen Diskussion müssen wir dadurch beenden, daß 
wir deutlich machen, daß wir deshalb für den NATO—Doppelbeschluß sind, weil wir für 
Abrüstung sind und weil dies der einzige Weg dazu ist — Danke sehr 

(Beifall) 

Dr. Theodor Schwerer Tagungspräsidium: Vielen Dank, HerrGöhner. 

(Beifall) 

Zu Wort kommt jetzt Herr Hoffmann, Rheinland. 

Christian Moffmann: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Christian Wulff hat 
vorhin von zu vielen Worten gesprochen. Ich möchte jetzt etwas warnen: vor zu vielen 
großen Worten. Ich gehöre zu einer Generation, die so um den Beginn der 60er Jahre, 
als John F. Kennedy Präsident wurde, politisch bewußt wurde. Ich möchte Ihnen einfach 
noch einmal die großen Worte vorlesen, die wir in den letzten 20 Jahren gehört haben: 
"Die neue Grenze". Es wurde die 'große Gesellschaft" gefordert. Es wurde die "formierte 
Gesellschaft" gefordert. Der "Beginn der Demokratie' wurde uns vorgefeiert. Und die 
CDU sagt heute und fordert: Wir brauchen einen neuen Anfang. 
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Die 'skeptische Generation", von der Schelsky gesprochen hat, war vor meiner Zelt. Ich 
selber war rric.: ein Teil der begeisterten Generation. Ich muß sagen: Ich bin jetzt ziemlich 
ernüchtert. Und ich frage mich, ob wir nicht eigentlich im Zeichen der Ernüchterung 
etwas vorsichtig mit der Forderung nach einem neuen Anfang sein sollten. Ist das wirk­
lich redlich? 

Wir wissen, daß 95 % unserer Haushalte mit verplanten Ausgaben belegt sind. Und wir 
wissen, daß 50 % davon nicht in den Kassen sind, weil wir verschuldet sind. Wenn wir 
den neuen Anfang fordern, müßten wir eigentlich auch den Mut und die Kraft haben, den 
Leuten zu sagen, wie dieser neue Anfang gestaltet werden kann. Ich glaube, da sind wir 
im Moment in der Diskussion noch nicht so weit, daß wir das wirklich könnten. Ich warne 
davor, die Hoffnungen auf einen neuen Anfang zu hoch zu schrauben. 

Ich meine vielmehr, wir müßten unseren Wählern sagen: Wir brauchen eine Politik des 
Realismus, der Ernüchterung und der radikal runtergedrückten Erwartungen. 

(Beifall) 

Zweitens. Wenn wir jetzt bei den Worten 'neuer Anfang" und "Wende" bleiben, sollten 
wir, meine ich, den Leitantrag noch einmal genau ansehen. Da ist mir noch etwas zu viel 
Materialismus und etwas zu wenig Geist drin. Wir sollten uns wirklich überlegen, wie wir 
eine geistige Begründung unserer Politik finden können. 

Wenn ich Sätze lese wie: 'Die soziale Gerechtigkeit muß wieder finanziert werden 
können, damit der Frieden, der innere Frieden in unserem Land ist", dann frage ich mich: 
Was hält uns eigentlich zusammen? Sind das Subventionen, sind das Steuererleichte­
rungen, oder gibt es nicht noch irgend etwas anderes, was uns als Deutsche so verbin­
det, daß wir auch gemeinsam in Frieden zusammenleben können, wenn es mal nichts 
mehr zu verteilen gibt? Darüber sollten wir uns auch einmal ernsthaft Gedanken 
machen. 

(Beifall) 

Ein letztes zu Heiner Geißler, dem ich in vielen seiner Ausführungen zustimme: Ich 
komme noch einmal auf "Hoffnung" zurück. Walther Leisler Kiep hat heute morgen von 
der Hoffnung gesprochen, Helmut Kohl und Heiner Geißler auf dem Deutschlandtag der 
Jungen Union und jetzt hier auch wieder. Ich habe dabei ein etwas ungutes Gefühl; 
denn ich muß sagen: Es geht mir etwas zu weit. Meine politische Motivation ist eigent­
lich, daß ich mir immer vorstelle, daß Sisyphus ein glücklicher Mensch ist. Er hat zwar 
eine absurde Aufgabe, und er meint auch irgendwo, daß er sie immer wieder schafft, 
aber er hat sein eigenes Scheitern immer eingebaut. Ich glaube, wir sollten auch den 
jungen Leuten hier sagen - und dann im Leitantrag diese entsprechenden Passagen 
verankern - , daß alles, was wir tun, letzten Endes auch die Möglichkeit zu unserem 
Scheitern in sich birgt und daß wir uns nicht mit einer Euphorie und einer Hoffnung über 
diese eigene Fehlermöglichkeit hinwegsetzen sollten. Wir können jetzt nicht wieder den 
Gasballon aufblasen, und dann, in drei, vier Jahren, gibt es wieder den großen Knall, und 
es ist wieder eine Generation ernüchtert. Lassen Sie uns ihnen doch sagen: Wir wollen 
versuchen, angesichts der Ungewißheit mit Mut zu handeln. Wir sollten jetzt wirklich 
nicht die Hoffnung wieder hochjagen, bis es dann zu einem bösen Ende kommt. — Ich 
danke Ihnen. 

(Beifall) 

127 



Dr. Theodoir Schwerer, Tagungspräsidium: Vielen Dank, Herr Hoffmann, vor allen 
Dingen für die Pünktlichkeit. 

Es spricht jetzt Herr Weberling. 

Johannes Weberling: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich möchte zunächst 
etwas vorausschicken. Ich möchte mich als Bundesvorsitzender des Ringes Christlich 
Demokratischer Studenten ganz herzlich beim Bundesvorstand für die Einladung zu 
diesem Parteitag bedanken. Ich glaube, daß damit erneut unter Beweis gestellt worden 
ist, daß der RCDS die Studentenorganisation der CDU ist und daß wir eben auch ihr 
Hauptansprechpartner an den Universitäten sind. Wir versuchen dort die christlich de­
mokratische Politik durchzusetzen, die Sie im Bundesgebiet durchzusetzen versuchen. 

(Beifall) 
Ich freue mich außerdem, daß die CDU den Versuch wagt, mit Jugendlichen hier auf 
diesem Parteitag in's Gespräch zu kommen. Deshalb möchte ich Sie mal ganz praktisch 
auffordern, sich an Ihrem Parteivorsitzenden ein Vorbild zu nehmen und sich doch auch 
mehr mit den Jugendlichen zu unterhalten. Gehen Sie doch auf die Leute zu und reden 
Sie mit ihnen! Gehen Sie z.B. da hoch in die Ränge oder hinaus zu den Studenten und 
kommen Sie mit ihnen in's Gespräch! 

(Beifall) 

Die sind nicht so schlimm, wie man vielleicht manchmal denkt. 

Ich glaube, daß es nicht nur wichtig ist, mit den Jugendlichen zu reden - ein Anfang wird 
hier auf dem Parteitag gemacht —, sondern ihnen vor allem zuzuhören und manchmal 
sogar - das sollte nicht allzu selten sein - auch auf sie zu hören; denn die haben nicht 
immer Unrecht. 

Meine Damen und Herren, reden ist gut, aber über das Reden — das hat Norbert Blüm 
heute gesagt — sollten wir das Tun nicht vergessen. 

Ich stelle fest - das ist meine persönliche Erfahrung - , daß viele Jugendliche sehr wohl 
in den Grundsätzen von Parteien Unterschiede sehen, daß sie aber in den praktischen 
Auswirkungen in der Politik keine Unterschiede sehen. Wir müssen doch feststellen: Ge­
mauschelt, gesägt, mit Dreck geschmissen wird bei allen, auch bei uns. 

Ich finde es sehr schade, daß z.B. unser Grundsatzprogramm immer mehr in der Ecke 
verstaubt. Es wird vielleicht noch gelesen, aber daran halten tut sich jedenfalls keiner 
mehr. 

Ich frage mich, ob es da nicht verständlich ist wenn sich eine große Anzahl von uns Ju­
gendlichen vom Staat abwendet und sich überlegt, welche Wege für die Gestaltung 
ihrer eigenen Zukunft, für die Gestaltung einer Zukunft in der sie nicht nur Nummer sind 
und sich nicht mehr ohnmächtig gegenüber einem immer allmächtiger werdenden 
Staat fühlen, der sich immer weniger von demokratischen Spielregeln beeinflussen läßt 
gesucht werden können. 

Warum - frage ich mich wirklich - springt die CDU eigentlich hier nicht in die Bresche? 
Sie ist doch die Partei, die christlich demokratische Grundpositionen hat die das Indivi­
duum vor den Staat stellt anders als die SPD, die die Gesellschaft favorisiert Die CDU 
sagt "Subsidiarität", sagt 'weniger Staat", macht aber eine Gebietsreform, die sich von so-
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zialdemokratischen Gebietsreformen mit den bürgerfernen Großgemeinden niclit unter-
schieidet. Sie sagt "weniger Staat" und redet von "mündigen Bürgern', aber wenn der 
"mündige Bürger" zu unbequem wird, sctiafft man wie z.B. in Baden-Württemberg die 
Verfaßte Studentenschaft einfach ab. Auch heute denkt noch keiner daran, diese wieder 
einzuführen. 

Sie sagt "Soziale (Vlarktwirtschaft", aber wo läuft die CDU z.B. Sturm gegen die Konzentra­
tion von Großunternehmen in der Wirtschaft? 

Sie sagt "Freiheit des einzelnen" und hat ein gutes Entbürokratisierungsprogramm be­
schlossen, aber auch in den von ihr regierten Ländern wird immer mehr Bürokratie ge­
macht. Auch dort wird der Mensch immer mehr zur Nummer. 

Sie ist für Solidarität, aber schauen wir die Partei selber an. Dort wird eine Sachauseinan­
dersetzung immer wieder mit einer Personalauseinandersetzung verwechselt. Ich finde, 
daß in einer Volkspartei wie der CDU eine ganze Reihe von Meinungen Platz haben 
müssen, daß die auch offen ausgetragen werden müssen. Da muß man sich nicht gleich 
über Personal Gedanken machen. 

Ich möchte noch eines feststellen — das muß ich an dieser Stelle ganz deutlich sagen 
- : Auf Solidarität, die die CDU in ihr Programm geschrieben hat, kann z.B. der RCDS, 
wenn es mal darauf ankommt, wenn es in Vollversammlungen mal wieder kracht, wenn 
an der Universität wieder Unruhe ist, meistens nur seitens ganz weniger Leute, erfreuli­
cherweise allerdings von der Parteispitze, zählen. Viele Christdemokraten in den Univer­
sitätsstädten ziehen sich dann fein zurück, und wir dürfen den Sturm allein auf uns her­
unterprasseln lassen. 

Ich denke mir, daß die CDU eine Chance hat, wenn sie endlich mal richtig glaubwürdig 
Politik macht, wenn sie offen ihre Meinungsunterschiede austrägt, wenn sie die Grund­
sätze, die sie sich für ihre Politik nach außen gesetzt hat, vielleicht auch mal innen prakti­
ziert Dann werden, glaube ich, viele Jugendliche eben in dieser christlich demokrati­
schen Partei eine echte Alternative zu irgendwelchen komischen sozialistischen Model­
len sehen. Meine Damen und Herren, ich glaube, daß dieser Parteitag ein guter Ansatz 
dazu ist, daß das vielleicht ein Anfang sein kann. 

Ich will Ihnen auch gleich sagen, was der zweite Schritt sein kann. Zum einen ist zu ver­
suchen, daß Sie zu Hause mit den Jugendlichen wieder echt in's Gespräch kommen. 
Und Sie sollten überlegen, ob die nicht vielleicht recht haben. 

Der nächste Schritt kann durchaus sein, daß man nicht nur von Freiheit redet, sondern 
für Freiheit auch mal aktiv was tut, z.B. nach Bonn zu Demonstrationen geht, wo der 
RCDS genauso wie die Junge Union in Universitäten wirbt und festgestellt hat, daß dort 
viele Kommilitonen sind, die für Freiheit, Frieden und Menschenrechte demonstrieren 
wollen. - Ich danke Ihnen. 

(Beifall) 

Dr. Theodor Schwefer, Tagungspräsidium: Herzlichen Dank, Herr Weberling. Nun hat 
Herr Pott das Wort 

129 



Peier Pott: Herr Präsident, meine Damen und Herren! Im Hinblick auf die freudige Er­
wartung des Hamburger-Abends möchte ich mich bemühen, mich äußerst kurz zu 
fassen. Ich möchte Ihnen sagen, daß dieser Parteitag und die Diskussion, an der ich zu­
sammen mit einer Reihe junger Freunde, die hierher nach Hamburg eingeladen worden 
sind, mit Interesse teilnehme, für die CDU mit Sicherheit schon jetzt als Erfolg zu be­
zeichnen sind. Dieser Erfolg hat gezeigt, daß die CDU eine Partei ist, die in der Lage ist, 
sich mit den Problemen der jungen Generation tolerant auseinanderzusetzen. 

(Beifall) 

Über die Situation der jungen Generation ist in der heutigen Diskussion schon sehr viel 
gesagt worden. Eine Umfrage, in der es um die Grundwerte unserer freiheitlich-demo­
kratischen Grundordnung geht, hgt unlängst wieder gezeigt, daß sehr viele Jugendliche 
sich unter Werten wie "Demokratie" oder "Volksherrschaft' Dinge vorstellen, die mit 
denen einer pluralistischen Demokratie nicht in Einklang zu bringen sind. Ich meine, das 
ist auch das Fazit dessen, was wir hier heute in der Diskussion festgestellt haben. Dies 
ist natürlich - das trifft die Union und die anderen demokratischen Parteien gleicherma­
ßen — auf ein Defizit sehr vieler Politiker zurückzuführen, und zwar in der Hinsicht, daß 
sie in den Ortsverbänden, in den Schulen nicht genügend mit den Jugendlichen reden 
und ihnen nicht genügend die Werte darstellen. Dies gilt für das Thema "Bundeswehr" 
genauso wie für ganz elementare Themen unserer demokratischen Ordnung. 

Norbert Blüm hat heute in der Diskussion gefordert, nicht nur Worte zu formulieren, son­
dern diesen Taten folgen zu lassen. Dies gilt auch für die Diskussion über den Leitantrag. 
Ich meine, der Leitantrag und das, was in ihm steht — gerade auch über Bildungspolitik 
—, ist äußerst erfreulich. Es darf aber nicht nur bei den Aussagen, die sich in dem Leitan­
trag finden, bleiben. Es muß vielmehr auch - gerade für uns Schüler - zu einer Umset­
zung der Aussagen in praktische Politik in den Bundesländern kommen. 

(Beifall) 

Als Ministerpräsident Börner eine nüchterne, recht zutreffende Bilanz der Bildungspolitik 
zog, wurde ihm von einem hessischen CDU-Landtagsabgeordneten zugerufen: Sie 
sind zum Handeln da! Wir stellen tatsächlich fest, daß das Reden zu Lasten des Han­
delns zunimmt. Vor allem von Politikern hören wir: Wir müssen..., wir sollten..., wir fordern 
... usw. Ich meine, wir sollten uns noch einmal ganz klar in Erinnerung rufen, daß gerade 
die Tat, die dem Reden folgt, das Handeln, das den Worten folgt, das Wichtige sind, 
worauf es sicherlich auch in der Politik ankommt. Es ist auch wichtig, hierbei zu sehen, 
daß der pädagogische Grundsatz in der Jugenderziehung, wonach Jugendliche nur das 
erfolgreich lernen, was ihnen von den Erwachsenen vorgelebt wird, sicherlich auch in 
vielen anderen Bereich der Politik eine Bestätigung findet. Wenn Anspruchsdenken und 
—handeln in vielen Fällen zu weitaus besseren Ergebnissen führen als Leistung, dann 
dürfen wir uns nicht wundern, wenn sehr viele in der Jugend dies als einen Punkt anse­
hen, an dem sie ihre Leistung, beispielsweise in der Schule, ausrichten. Ich glaube, wir 
müssen hier - genauso wie im Falle vieler anderer Werte - überzeugend darstellen, 
daß Leistung viel wichtiger ist. 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, dies ist das Anliegen - es ist ja heute in der 
Diskussion mehrfach angeklungen — sehr vieler junger Bürger, das sie an die Politiker 
haben. Ich glaube auch, daß der heutige Vormittag und der heutige Nachmittag mit den 
Äußerungen des Parteivorsitzenden und des Generalsekretärs gezeigt haben, daß dies 
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in der Union Verständnis findet. Meine Damen und Herren, ich bitte Sie sehr herzlich, das 
auch in Ihrer Arbeit in den Kreis- und Ortsverbänden zu berücksichtigen. Dann ist die 
Union, wie ich glaube, tatsächlich die Partei, die Worten auch Taten folgen läßt. Wir 
können morgen in den Foren dann auch ganz konkret über bestimmte Situationen spre­
chen, z.B. über die Situation der Schüler und die Lebenssituation sehr vieler junger 
Bürger Dem können dann auch Taten folgen. 

(Beifall) 

Dr. Theodor Schwefer, Tagungspräsidium: Vielen Dank, Herr Pott. Das Wort hat jetzt 
Herr Dr Langguth. 

Dr. Gerd Langguth: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich verhehle nicht, daß 
ich eigentlich nicht verstehe, wieso es zu einer Diskussion über das Thema "Volksfront" 
überhaupt hat kommen können. 

(Zustimmung) 

Niemand kann behaupten, daß jene Presseerklärung, die von dem Pressesprecher her­
ausgegeben wurde, etwa die Meinung des Parteivorsitzenden in dem Sinne richtig wie­
dergegeben hätte, daß er als Parteivorsitzender das Thema "Volksfront" in der Vergan­
genheit undifferenziert angegangen wäre. Ich erinnere daran, daß Hemut Kohl in einer 
Bundestagsdebatte einen Tag vor dieser Demonstration darauf hingewiesen hat, daß es 
darauf ankommt, gerade mit der kritischen Jugend zu sprechen und nicht alle über 
einen Kamm zu scheren. Für mich ist das Problem, daß gerade während seines Ameri­
ka-Aufenthaltes dann doch Leute aufgetreten sind und zumindest dem Eindruck nicht 
genügend widersprochen haben, daß er den Sachverhalt möglicherweise doch nicht ge­
nügend differenziert gesehen habe. 

(Beifall) 

Das ist der Punkt, der mir, offen gestanden, maßlos Kummer bereitet hat. 

Im übrigen möchte ich gerade zu diesem Amerika-Aufenthalt noch etwas anderes 
sagen. Man muß sich einmal vorstellen, was es bedeutet, wenn der Parteivorsitzende in 
einer wichtigen politischen Mission in den Vereinigten Staaten ist und er dort - ich sage 
es einmal mit meinen Worten — wie der künftige Kanzler der Bundesrepublik Deutsch­
land empfangen wird und dann gleichzeitig Meldungen kommen, daß die eigene Partei­
basis ihn nicht genügend stützt. Das ist doch das Problem. 

(Beifall) 

Ich erwarte — dies möchte ich hier auch einmal sagen —, daß es auch führende Partei­
leute gibt, die in einem solchen Fall den Mut haben, hinzugehen und zu sagen: Das war 
ein aus dem Zusammenhang gerissenes Zitat. So hat Helmut Kohl das nicht gesagt! -
Das gehölrt zum Stil. 
Wir sprechen auf diesem Parteitag zum Thema der jungen Generation. Wir können na­
türlich neue Leitlinien und neue Programme beschließen. Vieles, was heute gesagt 
wurde, habe ich aber schon seit 1970 gehört Was nützt es, wenn wir die schönsten 
Worte hören, aber keinen Stil praktizieren, der vorbildhaft wirkt? Was junge Leute kriti­
sieren, sind häufig nicht der Inhalt oder die Worte, sondern es ist häufig unser Stil. Stil 
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und Inhalt hängen meines Erachtens deutlich zusammen. Darauf wollte ich hinweisen. 

(Beifall) 

Im Zusammenhang mit der Volksfront-Diskussion erschreckt mich allerdings, daß in 
der jungen Generation offensichtlich doch ein sehr deutlicher Wertwandel stattgefunden 
hat. Eine Aktionseinheit mit Kommunisten scheint eine Sache zu sein, die man hinneh­
men kann. Eine Aktionseinheit mit Rechtsextremisten, die genauso falsch wäre, er­
scheint im Grunde aber nicht mehr als akzeptabel. Hier wird also nicht genau hingese­
hen und mit verschiedenen Maßstäben bemessen. Das ist das Problem, das sich hier zu 
stellen scheint. Ich sehe es als eine Aufgabe der Union an, dauch das Thema "Volksfront" 
anzusprechen. Als früherer RCDS-Bundesvorsitzender will ich einmal Revue passieren 
lassen, wie es damals anfing. Wenn ich dies tue, stelle ich fest, daß die Volksfront-Agita­
tion Ende der 60er Jahre und Anfang der 70er Jahre mittlerweile voll umgeschlagen ist. 
Es ist meines Erachtens das Recht und auch die Pflicht einer Partei, z.B. Veranstalter 
einer solchen Friedensdemonstration zu fragen, warum sie sich nicht von Kommunisten 
distanzieren, die den Aufruf eben mit unterschrieben haben. Auch dieses gehört dazu. 

(Beifall) 

Wenn ich dieses sage, verteufele ich doch noch längst nicht alle diejenigen, die an der 
Demonstration in Bonn teilgenommen haben. Ich kann dennoch zum Ausdruck bringen, 
daß viele Gutwillige und idealistisch Gesonnene daran teilgenommen haben. Die Ge­
schichte der Volksfront zeigt aber eben auch, daß Gutwillige immer wieder von knallhar­
ten Kaderpolitikern ausgenutzt wurden. 

(Beifall) 

Diesen Punkt muß man sehen. Das ist eine Aufgabe auch der Partei -

(Beifall) 

Dr. Theodor Schwefer, Tagungspräsidium: Vielen Dank, Herr Dr. Langguth. Jetzt hat 
Herr Gerster das Wort. 

Johannes Gerster: Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Das 
Bild, das zahlreiche Vertreter der Jungen Union heute von ihrer Organisation gezeichnet 
haben, ist das Bild einer kleinen, unbedeutenden, armen, unverstandenen, unterdrückten 
Organisation, die an einer harten Steinwand alter etablierter Unionspolitiker Tag für Tag 
abpralle und keinerlei Einfluß gewinnen könne. Liebe Freunde, dieses Bild stimmt doch 
nicht. Lassen Sie mich das als Vorsitzenden eines Kreisverbandes sagen, in dem über 
25, ja über 3o % der Mitglieder Mitglieder der Jungen Union sind. 

Natürlich gibt es dort Probleme mit dem örtlichen JU-Vortand. Natürlich werden bei der 
Stadtratsliste nicht genügend JU-Vertreter berücksichtigt, wenn hohe Forderungen ge­
stellt werden. Aber, meine Damen und Herren, die Junge Union mit den rund 7oo Mitglie­
dern trägt doch die Arbeit der Partei in einer hervorragenden Weise mit, in einer Weise, 
die auf jeden Fall einen größeren Einfluß darstellt als manche andere Vereinigung. 
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Deswegen lassen Sie, liebe Freunde der Jungen Union, sich zurufen: Etwas weniger 
Wehleidigkeit, etwas mehr Mut, etwas mehr Zuversicht, etwas mehr Selbstbewußtsein! 
Sie sitzen in fünf bis zehn Jahren hier, wenn andere — ich zähle mich dazu — längst auf 
das politische Altenteil abgeglitten sind. Ihnen gehört doch die Zukunft! Sie haben doch 
die biologischen Vorteile uns gegenüber. Sie haben doch alle Möglichkeiten, diese 
Partei zu gestalten! 

(Vereinzelter Beifall) 

Wenn hier Matthias Wissmann sehr blumig fordert, wir müßten über Sachfragen streiten, 
dann bin ich voll einverstanden. Diese Forderung ist genauso richtig, wie wenn er uns 
aufforderte, endlich die Wahlen zu gewinnen. Natürlich streiten wir über Sachfragen. 
Aber, lieber Matthias Wissmann, dann wollen wir keine Scheingefechte. 

Wenn gesagt wird, es gebe streitige Tfiemen, dann kann es nicht wahr sein, daß als ein­
ziger Punkt das Argument mit der Volksfront von Helmut Kohl oder seinem Pressespre­
cher kommt. Helmut Kohl hat doch vor der Demonstration in der Bundestagsfraktion 
den Begriff 'Volksfront" genauso differenzierend verwendet wie nachher, ohne daß ihm 
die Fraktion widersprochen hätte. Ich frage mich: Ist denn eine Presseerklärung eines 
Pressesprechers, der neu im Amt ist, eine so aufregende Sache? Was glauben Sie, was 
ich Ihre Presseerklärungen im Laufe eines Jahres kommentieren könnte! 

Nein, meine Damen, meine Herren, wenn so formuliert wird, dann müssen hier echte 
Sachstreitigkeiten vorhanden sein. 

Hier sage ich es ganz klar: Dann möge die Junge Union auch hier eigene unterschied­
liche Sachpositionen darstellen. Denn: Streit in der Sache - ja, aber er muß sich rentie­
ren, es muß um echte "essentials" der Politik gehen. Hier klaffen nach meiner Meinung 
Worte und Forderungen der Jungen Union — "Wir liegen mit der Union im Clinch" — ein­
erseits und die relativ kleinen Probleme, die untereinander bestehen, auseinander. 

Drittens lassen Sie mich, meine Damen, meine Herren, eine Schlußbemerkung machen: 
Offene streitige Diskussion in der Sache —ja, aber Geschlossenheit in der Tat. 

Ist es nicht so, daß gerade junge Menschen heute mehr kritisieren, daß wir in eine Ver­
baldemokratie großer Ankündigungen gekommen sind, in eine Demokratie, wo Worte 
und Taten nicht mehr kongruent sind? Und ist es nicht so, daß gerade die Jugend wie 
die Gesamtbevölkerung seit zehn Jahren vorgemacht bekommt, wie man großen Ankün­
digungen keine oder kleine Taten folgen läßt? Hier bin ich der Meinung: Es gehört zur 
Glaubwürdigkeit einer Partei, offen zu diskutieren, aber dann zu Geschlossenheit in der 
Sache zu finden. Denn Geschlossenheit in der Sache gehört bei einer Partei unmittelbar 
mit der Glaubwürdigkeit zusammen. 

Daher möchte ich uns und die Freunde der Ungen Union - in den Kreisverbänden, in 
den Landesverbänden, in der Bundespartei - aufrufen: Legen Sie Ihre sachpolitischen 
Probleme offen auf den Tisch! Lassen Sie uns streiten! Lassen Sie uns dann eine Mehr­
heitsmeinung finden und diese dann aber gemeinsam, geschlossen vertreten! Dann 
gehört uns die Zukunft. - Schönen Dank. 

(Beifall) 
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Dr. Theodor Schwefer, Tagungspräsidium: Das Wort hat jetzt Herr Warken, danach 
Herr Öttinger und als Schlußredner Herr Karl. 

Hans-Georg Warken, Saarbrücken: Meine Damen und Herren! Liebe Parteifreunde! 
Lassen Sie mich zunächst etwas zur Kritik an der Jungen Union äußern. Für mich ist das 
nämlich eine Kritik an der Jungen Union und nicht an ihrem Vorsitzenden. Für mich ist es 
eine Kritik an einem Diskussionsvorgang, der bei uns in der Jungen Union stattgefunden 
hat. Der Bundesvorsitzende der Jungen Union ist derjenige, der die Auffassungen dieser 
Organisation nach außen zu vertreten hat. 

Erlauben Sie mir eine Bemerkung zu der Volksfront-Diskussion, wie sie nunmehr ge­
nannt wird. Wir als Junge Union, als verantwortliche Jugendpolitiker, die der Partei wich­
tige Zuarbeit leisten sollen, merken, wie es schmerzt, wenn manche undifferenzierte Äu­
ßerung von der Partei über die Jugend nach außen gemacht wird, wie manche Äuße­
rung, wer auch immer sie tätigt, in den Medien falsch weitergegeben wird. 

Unsere Aufgabe in der Jungen Union ist, daß wir unseren kritischen Beitrag dazu leisten, 
daß nicht alles in die Ecke gestellt wird, die den Eindruck erweckt, daß die Junge Union 
oder die Union generell auf Andersdenkende mit Holzhammermethoden reagiert. 

Meine Damen und Herren, schon gestern ist bei der Begrüßung unserer Gäste auf 
diesem Parteitag von den Gästen am Generalsekretär sehr bereit die Kritik geäußert 
worden, daß die Union in den vergangenen Jahren eine Menge an jugendpolitischen De­
fiziten habe entstehen lassen. Wir haben als Junge Union auf dem Berliner Parteitag 
klarzumachen versucht, daß nach der Grundsatzdiskussion nun endlich konkrete Be­
schlüsse für die konkrete Jugendpolitik gefaßt werden müssen. Darauf ist nichts 
geschehen. 

Wir haben in Berlin einen Antrag unter dem Titel eingebracht: 'Orientierung und Ver­
ständnis - Antworten an die junge Generation". Er ist dankenswerterweise von vielen 
Präsidiumsmitgliedern unterstützt worden. Der Antrag ist von Ihnen als Parteitag in 
Berlin einstimmig angenommen worden. Darauf ist nichts geschehen, meine Damen 
und Herren. 

Jugendpolitik, so hat sich uns der Eindruck aufgedrängt, ist bei allen Problemen der 
Nation zu einer völligen Nebensache geworden. Insofern haben wir uns sehr gefreut, als 
die Ankündigung des Parteivorsitzenden kam, daß nun endlich ein Jugendparteitag 
stattfinden soll, auf dem die Jugendprobleme breit diskutiert werden sollen. Wir haben 
dabei die Erwartung gehabt und auch immer wieder geäußert, daß die Union nicht das 
Gespräch ü b e r die Jugend, sondern das Gespräch m i t der Jugend führt. Sie muß klar­
machen, wie eine Gesellschaft aussehen soll, in der sich Jugendliche heimisch und ge­
borgen fühlen. 

Ich will dabei unsere Enttäuschung nicht verhelen, daß nach unserem Eindruck viele An­
regungen von Parteiuntergliederungen zu der ersten Vorlage, viele Anregungen aus Par­
teiorganisationen wie der Jungen Union, viele Kritikpunkte, die auf dem öffentlich durch­
geführten Hearing seitens der Jugendverbände an die Union herangetragen worden 
sind, spurlos an der Vorlage des Parteivorstands vorübergegangen sind. 

Wir erwarten also, daß die CDU bereit ist, die Grundsatzdiskussion der vergangenen 
Jahre endlich in konkrete Beschlüsse umzumünzen. 
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Für uns ist nicht al<zeptabel, was Heiner Geißler vorgesclilagen hat aber auch die An­
tragskommission vorschlägt: daß der Jugendparteitag die Jugendthemen auf irgen­
deine Kommission vertagt, die in irgendeinem Jahr, in irgendeiner kommenden Zeit ir­
gendein Papier erstellen soll, damit wir die Jugendprobleme wieder diskutieren, wenn 
wir unter uns sind. 

(Beifall) 

Wir wollen als Junge Union einen eigenen jugendpolitischen Teil auf diesem Parteitag 
haben und mit Ihnen diskutieren, auf dem Parteitag, der Jugendarbeit, kommunale Ju­
gendpolitik, aber auch kritische Fragen wie die Novellierung der Wehrdienstverweige­
rung anspricht und hier mit unseren jugendlichen Gästen offen und breit in einem 
Dialog, in einer Diskussion, die die Probleme breiter erfaßt als nur diejenigen in Bildung 
und Beruf, die Lösungsmöglichkeiten der Union aufzeigt. Denn es muß uns darum 
gehen, klarzumachen, daß die Union tatsächlich nicht nur Randprobleme, sondern alle 
Probleme der Jugend in der Zukunft bewältigen will. 

(Beifall) 

Dr. Theodor Schwefer, Tagungspräsidium: Ich danke Herrn Warken. Herr Öttinger 
bitte. 

Günther ÖUInger, Ditzingen: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Gestatten Sie, 
daß ich als Delegierter der jungen Generation hier fünf Punkte zur Ausführung bringe. 

Vorab möchte ich dem Bundersvorstand und dem gesamten Parteitag für die, ich 
glaube, völlig offene, konstruktive und sachliche Diskussion danken. Ich glaube, diese 
Diskussion am ersten Tag des Parteitags bringt uns viel weiter als manche tagelangen 
Diskussionen auf vergangenen Parteitagen. Bedauerlich ist, daß hier das Plenum wie im 
Bundestag halb leer ist, die Wandelgänge dagegen dicht gedrängt sind. 

(Beifall) 

Wir sind von daher nicht unbedingt ein gutes Vorbild für eine breite Diskussion. 

Punkt 1: Im Leitantrag fordert die CDU in markigen Worten überschaubare Schulen, klei­
nere Klassen, kürzere Schulwege, Anpassung der Lehrpläne an die Verfassung, Schul­
bücher, die unsere Gesellschaftsordnung bejahen. Ich frage mich, ich frage Sie, ich 
frage uns alle: Wer hat denn — wenn nicht die CDU — in den letzten zehn Jahren die Mö­
glichkeit gehabt, über die Mehrheit in den Landesregierungen, über die Mehrheit in den 
Ländern die Kultuspolitik zu gestalten und diese Veränderungen herbeizuführen? 

(Beifall) 

Ich meine, diese Forderungen sollten wir an unsere eigene Jacke heften, und wir sollten 
es klar sagen: Hier haben auch wir Fehler gemacht, hier haben auch wir uns in der Kul­
tusministerkonferenz einbinden lassen und Beschlüsse gefaßt, von denen wir heute 
nicht mehr wegkommen. 

Punkt 2, zur Verteidigungspolitik: Herr Professor Biedenkopf hat in der letzten Woche 
einige, wie ich meine, nachdenkenswerte Sätze gesagt. Nur, so frage ich mich, Herr Pro-
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fessor Biedenkopf: Sie sind seit Jahren Mitglied des Parteipräsidiums, Sie gestalten 
diese Partei seit Jahren in vorderster Front mit. Wie kommt es, daß Ihnen drei Tage vor 
diesem Parteitag derart weitreichende und kontroverse Gedanken zum bisherigen Ge­
dankengut der Partei einfallen? Warum sind Sie nicht früher in der Lage gewesen, 
dieses Gedankengut in den Vorstand und in die Gremien hineinzutragen? Auch Sie 
haben den Leitantrag mltunterzelchnet. Ich bedauere, daß Sie nicht als Präsidialmitglied 
oder zumindest als einzelner Delegierter hier einen Änderungsantrag zum Parteipro­
gramm in unsere Tagungsunterlagen eingebracht haben. 

Punkt 3: Wir alle plädieren für eine verständliche Sprache. 

So fordern wir in unserem Leitantrag wörtlich: 

"Wir fordern eine verständliche Sprache des Staates gegenüber den Bürgern. 
Eine verständliche Sprache, die es ermöglicht, daß der Bürger die staatliche Ord­
nung versteht." 

Exakt auf derselben Seite kommt ein vertrackter, mit Fremdwörtern gespickter Satz: 

"Unser Ziel einer gesellschaftlichen Ordnung ist die Entfaltung des (\/lenschen als 
personales und soziales Wesen,..." 

Ich frage mich, was ist das: ein personales und soziales Wesen? Das ist doch wohl ein 
Mensch. Der Ausdruck "personales und soziales Wesen" ist für mich ganz undeutliche 
Sprache.— 
Es heißt dann weiter: 

... "der Vorrang freier Träger vor staatlicher Organisation, Dezentralisation statt 
Zentralismus, Wettbewerb statt staatlichem Dirigismus, Selbstverwaltung statt 
Bürokratie." 

Wenn wir auf derselben Seite eine einfache, verständliche Sprache fordern, führen wir 
diese Forderung ad absurdum, wenn wir einen derartigen Satz zum Gegenstand des 
Leitantrages machen. 

(Beifall) 

Punkt 4: Matthias Wissmann Ist heute, möchte ich meinen, zur Zielscheibe der Kritik ge­
worden. Er hat, vom gestrengen Jägersmann, der mit der Schrotflinte geschossen hat, 
bis hin zu anderen Delegierten, in breitem Umfang Sperrfeuer bekommen. Ich möchte 
hierzu zweierlei sagen. 

Erstens. Wenn einer unter den führenden Vertretern der jungen Generation im vergange­
nen Jahrzehnt permanent am Bundesvorsitzenden festgehalten hat, und zwar nicht nur 
in guten Zeiten, sondern auch dann, als dieser von Mitgliedern des Parteivorslandes 
und Mitgliedern der Basis schon angezählt, wenn nicht gar ausgezählt worden ist, so 
war dies eben Matthias Wissmann. Und wenn einer in seiner Person die Berechtigung 
hat, Kritik in der Sache zu üben, dann er. Von daher sollten wir seine Aussage als eine 
Kritik allein in der Sache und nicht als eine Kritik an der Person des Bundesvorsitzenden 
verstehen. 

(Beifall) 
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Lassen Sie mich zum Schluß kommen. Wir haben heute im breiten Umfang auch das 
Verhältnis der Jungen Union zur Mutterpartei diskutiert. Bei aller Kritik sollten wir uns 
über eines klar sein: Die Junge Union steht in vollem Umfang mit einer kritischen Solida­
rität zur CDU, während die Jugendorganisationen von SPD und FDP, die Jungsozialisten, 
die Jungdemokraten und die Julis, stänkernd und mosernd im Abseits stehen. Seien wir 
doch — dies sage ich bewußt als Mitglied der Jungen Union und der CDU — stolz auf 
diese Jugendorganisation! Wir könnten uns, so meine ich, keine bessere — weil in der 
Sache kritisch, aber im Grundkonsens solidarisch und in der Person unterstützend - Ju­
gendorganisation wünschen, als sie die Junge Union im Augenblick darstellt. 

Ich bitte Sie, von daher auch unsere Kritik nicht als Kritik an der CDU, sondern als einen 
Versuch zur Verbesserung unserer Sachaussagen zu verstehen und auch anzuerken­
nen, daß es die Junge Union war, die in breitem Umfang in konstruktiver Weise zu dem 
Leitantrag Änderungsanträge gestellt und Verbesserungsvorschläge gemacht hat; -
Ich danke Ihnen. 

(Beifall) 

Jürgen Echternach, Tagungspräsidium: Als letzter Redner hat jetzt Herr Kahl das Wort. 

Christoph Kahl: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 
Ich möchte noch einmal auf die Diskussion über die Friedensdemonstration zurückkom­
men. Das, was damals und heute von der CDU gemacht worden ist, ist doch auch ein An­
griff auf die Idealisten, die in dieser Friedensorganisation mitgegangen sind, obwohl 
Kommunisten diese Demonstration mitorganisiert haben. 

Meine Damen und Herren, als Kreisvorsitzender der Jungen Union Köln, der das Vergnü­
gen hat, dauernd mit Jugendlichen und Jugendorganisationen in dieser Stadt zu spre­
chen, kann ich Ihnen hierzu dreierlei mitteilen. Erstens. Dieser Vorwurf der CDU interes­
siert die Jugendlichen überhaupt nicht. Zweitens. Das In-die—Ecke—stellen großer 
Teile der Jugend bringt uns nicht nur nicht weg von den 20 Prozent Jungwähleranteil, 
sondern es geschieht etwas viel Schlimmeres: Man redet überhaupt nicht mehr mit uns, 
und die Jugend beschäftigt sich nicht mehr mit der CDU. 

Wenn wir kritisieren, daß Jugendliche bei von Kommunisten organisierten Demonstratio­
nen mitgehen, dann müssen wir uns auch fragen, was wir versäumt haben, daß es über­
haupt so weit gekommen ist. 

(Beifall) 

Das hat auch etwas mit politisch-geistiger Führung zu tun. 

Lassen Sie mich deshalb noch etwas zu der auch von der Jungen Union mitgetragenen 
Demonstration anläßlich des Besuchs von Herrn Breschnew am 22. November sagen. 
Was haben wir als CDU da bisher vor allem gemacht? Wir haben uns - auch heute 
wieder — beteiligt an dem Raketenzählen und an der Unterstützung der jetzt notwendi­
gen Nachrüstung, weil der Osten schon vorgerüstet hat. 

Unser Anliegen in der Demonstration am 22. November ist es nun, eine ganz neue Di­
mension in diese Diskussion zu tragen, wie auch heute ansatzweise schon deutlich ge­
worden ist: Politiker in freiheitlichen, demokratischen Staaten könnten überhaupt nicht 
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auf die Idee kommen, ihre Bürger In einen Angriffskrieg zu treiben. Damit hätten sie ijber-
haupt keine Chance, wiedergewählt zu werden. Aber Politiker in diktatorischen Staaten 
haben sehr wohl diese IVtögllchkeit. Wenn wir also Frieden wollen und nicht nur Waffen­
stillstand, wenn wir auf Dauer die Überwindung der jetzigen Grenzsituation wollen, kann 
das doch wohl nur dadurch ermöglicht werden, daß wir auf Dauer In allen Staaten demo­
kratische, freiheitliche, die ivlenschenrechte achtende Systeme haben. Dann wird es nie 
mehr auch nur zu einer Kriegsandrohung kommen. 

Wenn es uns gelingt, diese Dimension in die Friedensdiskussion einzuführen, deutlich 
zu machen, auch in anderen Ländern, insbesondere gegenüber Herrn Breschnew, daß 
unser Eintreten für die Menschenrechte und für ein freiheitliches System unser Aspekt 
der Friedensdiskussion ist, und nicht die Waffenstillslandsdiskussion, dann, meine Ich, 
würde uns das erstens sehr gut tun,und es würde zweitens nicht nur Interesse bei den 
Jugendlichen schaffen, sondern darüber hinaus auch Zustimmung. 

Lassen Sie mich nun nur noch ganz kurz auf einen weiteren Punkt eingehen. Ich bin 
dem Generalsekretär, Herrn Geißler, sehr dankbar, daß er das Thema Wehrgerechtigkeit 
angesprochen hat. Junge Leute, die vor Ihrer Entscheidung stehen, möchten am allerwe­
nigsten als Drückeberger bezeichnet werden, wenn sie sich für die Kriegsdienstverwei­
gerung entscheiden. Nehmen wir sie doch beim Wort! Wir können dann auf das Aner­
kennungsverfahren verzichten, wenn das theoretische Ziel erreichbar ist, daß für jeden 
einzelnen, ob er im Wehrdienst oder im Zivildienst ist, eine persönliche Gleichbelastung 
eintritt. Dann bleibt für die Entscheidung nur das Gewissen. 

Wenn wir diesen Aspekt dazu benutzen, von unserer Seite, wie das von Heiner Geißler 
heute angekündigt worden ist, die Diskussion um die Wehrgerechtigkeit aufzugreifen, 
wird dieser Teil der dann folgendenden Diskussion bei den Jugendlichen sehr viel Inter­
esse und sehr viel Zustimmung finden. 

Ich möchte damit schließen, daß ich die CDU, uns alle, auch mich, aufrufe, nicht gleich, 
wenn Irgendwo etwas sehr Kritisches gesagt wird oder wenn Jugendliche etwas tun, 
wovon wir als CDU-Politiker sagen, das sei schon fast unmöglich, mit dem Holzhammer 
draufzuhauen. Es Ist auch bei vielen Jugendlichen so, daß nicht alles so heiß gegessen 
wird, wie es angerichtet und gekocht wurde. - Vielen Dank. 

(Beifall) 

Jürgen EcMernach, Tagungspräsidium: Liebe Parteifreunde, die 2. Plenarsitzung geht 
dem Ende zu. Wir haben ein wenig überzogen, dafür hat aber auch jeder, der hier im 
Plenum zu Wort kommen wollte, die Chance gehabt, zu Wort zu kommen. Ich bedanke 
mich bei Ihnen allen. Insbesondere bei den Diskussionsteilnehmern, daß Sie für die Zahl 
der Wortmeldungen und in Verbindung damit für die Glocke Verständnis hatten. Auf 
diese Welse konnten wir die große Zahl der Wortmeldungen heute nachmittag tatsäch­
lich bewältigen. 

Das Parteitagspräsidium bittet jetzt alle Teilnehmer, die Unterlagen mitzunehmen, da 
der Saal umgebaut wird für die morgige Forumsdiskussion. Die heute geltende Sitz­
ordnung nach Landesverbänden wird dazu aufgehoben. Morgen tagt in diesem Saal 
das Form 3 'Bürger und Staat", weil für dieses Forum die meisten Anmeldungen vorlie­
gen. In diesem Forum hat dann jeder ohne Rücksicht auf die Zugehörigkeit zu einem 
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Landesverband die Möglichkeit, dort Platz zu nehmen, wo er will. Das Tagungsbüro 
weist ausdrücklich darauf hin, daß es nicht in der Lage ist, etwa verlorengegangene Ta­
schen zu ersetzen. 

Meine Parteifreunde, ich bitte Sie, morgen pünktlich zu sein. Pünktlich um 9 Uhr begin­
nen die Foren in diesem Hause, wo im einzelnen, finden Sie in Ihren Tagungsunterlagen. 

Ehe ich die Sitzung schließe, möchte ich Sie für die Hamburger CDU zum Hamburger 
Abend einladen, der um 20 Uhr in diesem Hause beginnt, und zwar unten im Erdgeshoß 
im Saal 3. Für Ihr leibliches Wohl ist ebenso gesorgt wie für ein buntgemixtes Unterhal­
tungsprogramm. Wir hoffen, daß wir dabei auch jeweils Ihren Geschmack getroffen 
haben. Das Entscheidende aber müssen Sie selbst tun, nämlich gute Laune mitbringen 
und die Bereitschaft, nach einem harten Tag mit über acht Stunden auch einige fröhliche 
Stunden lang zusammenzusitzen. Ich wünsche Ihnen und uns allen einen schönen 
Abend und schließe damit die 2. Plenarsitzung. 

(Schluß: 19.33 Uhr) 
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Mittwoch, 4. November 1981 
3. Plenarsitzung 

Beginn: 19,40 Uhr 

Jürgen Echternach, Tagungspräsidium (nnit Beifall begrüßt): Liebe Parteifreunde! Wir 
haben beschlossen, mit den Beratungen um 19.30 Uhr wieder zu beginnen. Wir sind hier 
zwar noch nicht ganz komplett, der eine oder andere, der hier vorne eine Aufgabe zu er­
füllen hat, ist noch nicht da, gleichwohl deute ich den Beifall, der eben im Plenum auf­
klang, als Ausdruck des Wunsches der Delegierten, mit der Arbeit des Parteitages 
fortzufahren. 

(Beifall) 

Diesem Wunsch wollen wir vom Tagungspräsidium aus auch Rechnung tragen. 

Wir haben die Freude, auch heute ein Geburtstagskind in unserer Mitte begrüßen zu 
können. Ich beglückwünsche den Landesgeschäftsführer der Exil-CDU, Herrn Alfred 
Krause, zu seinem heutigen Geburtstag. 

(Beifall) 

Auch für ihn haben wir ein kleines Geschenk vorgesehen. Das Buch "Die CDU — Porträt 
einer Volkspartei' wird Ihnen, Herr Krause, gleich im Namen des Parteitagspräsidiums 
überreicht werden. 

Ich rufe jetzt Punkt 12 der Tagesordnung auf: Fortsetzung der Beratung und Verab­
schiedung des Leitantrages des Bundesvorstandes 

Zum Ablauf der Beratungen zum Leitantrag schlagen wir Ihnen folgendes Verfahren vor: 
Zunächst sollen die allgemeinen Anträge zum Leitantrag und die Anträge zur Präambel 
beraten werden. Danach soll dann Herr Walther Leisler Kiep den Bericht aus dem 
Forum "Mit der Jugend - Für Soziale Marktwirtschaft im Dienst des Menschen" geben 
und die dazugehörigen Anträge zur Beratung aufrufen. Danach soll die Berichterstattung 
durch Herrn Ministerpräsident Dr. Albrecht aus dem Forum "Mit der Jugend - Für neue 
Zukunftschancen in Bildung und Beruf" erfolgen. Dann werden die dazugehörigen Anträ­
ge zum Leitantrag aufgerufen. Danach soll - soweit noch weitere Zeit für die Beratungen 
heute zur Verfügung steht — Herr Senator Dr. Blüm den Bericht aus dem Forum "Mit der 
Jugend - Für eine Gesellschaft mit menschlichem Gesicht" geben. Danach — 

(Zuruf) 

- Sie sind zu pessimistisch. Wir hatten heute doch eine so intensive Diskussion in den 
Foren und hier im Plenum, daß sich vielleicht manche Diskussionsbeitrage, die eigent­
lich geplant waren, erübrigen. 

Wenn ich keinen Widerspruch höre, verfahren wir wie vorgeschlagen. - Ich höre keinen 
Widerspruch. 

Wir kommen dann zur Beratung der allgemeinen Anträge zum Leitantrag des Bundes­
vorstandes und der Anträge zur Präambel. Das sind die Anträge A l bis A 7. 
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Die Empfehlungen der Antragskommission lesen Sie auf Seite 3 des Antragsbuches. 

Darf ich zunächst fragen, inwieweit gewünscht wird, die Anträge 
A1 bis A 7 noch einmal zu begründen? 

Ich habe zunächst eine Wortmeldung von Herrn Warken vorliegen, der zur Antragslage 
vor der Präambel das Wort nehmen möchte. Bedeutet das, daß Sie einen der Anträge 
von A l bis A 7 begründen wollen oder daß Sie zur Geschäftsordnung sprechen wollen, 
Herr Warken ? - Z u A 7. 

Dann rufe ich zunächst den Antrag A1 auf. Wird gewünscht den 
Antrag 1 zu begründen? - Bitte schön. 

Pffaus: Herr Vorsitzender! tvleine Damen und Herren! Der CDU-
Landesverband Baden-Württemberg ist der Auffassung, daß sich, wenn Äußerurigen zu 
den Zukunftschancen der jungen Generation gemacht werden, diese nicht nahezu aus­
schließlich auf Bildungs- und Ausbildungsfragen beschränken dürfen, sondern daß 
auch einige allgemeine jugendpolitische Bemerkungen gemacht werden sollten. Wir 
haben uns bemüht, in der Diktion des gesamten Leitantrags einige Formulierungen vor­
zulegen, die Sie im Antrag A 1 finden, und schlagen vor, dies zu Anfang des gesamten 
Zukunftschancen-Kapitels zu setzen und dafür entsprechende Ziffern vorzusehen. 

Wir wollen mit unserem Antrag zum einen den Zusammenhang zwischen Jugend, Fami­
lie, Vereinigungen, Verbänden und Sozialer Marktwirtschaft darstellen. 

(Vereinzelte Zustimmung) 

Wir wollen zweitens darstellen, daß gerade für die Union eine zwingende Notwendigkeit 
besteht, die Träger der Jugendarbeit, die Vereine und Verbände, in diesem Leitantrag 
wenigstens zu erwähnen und ihre Bedeutung herauszustellen. 

(Vereinzelte Zustimmung) 

Drittens wollen wir eine Lobby für die Jugend. Wenn eine Partei es fertigbringt für die 
Jugend zu sprechen, dann sind wir es. Wir wollen - nach dem Selbstverständnis der 
Jugend - formulieren, daß wir Lobby sind, und wir wollen uns in der öffentlichen Diskus­
sion Jür die Jugend einsetzen. 

Insbesondere wollen wir mit der Formulierung, die sich auf die Massenmedien bezieht 
darstellen, daß wir es im Grunde nicht länger hinnehmen dürfen, daß in den Massenmed­
ien immer die Minderheiten zu Wort kommen, während die ganz normale, aber sehr ef­
fektive Jugendarbeit zu kurz kommt 

(Beifall) 

Dies sollte in einem Antrag zu dem Leitantrag zum Ausdruck gebracht werden. 

Schließlich wollen wir die Jugend auch auffordern, in ihren eigenen Reihen die kritischen 
Positionen zu vertreten, die sie in aller Regel nur nach außen vertreten. Ich frage mich 
z.B., ob denn einer mit 30 oder 40 Jahren tatsächlich noch ein Jugendlicher ist wenn er 
innerhalb der Jugendorganisationen als Jugendleiter oder Jugendsprecher auftritt. So 
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mancher, der im Namen der Jugend etwas sagt, ist ein selbsternannter Jugendsprecher, 
ohne die Legitimation dazu zu haben. Diesen Punl<t wollten wir ganz gern auch ange­
sprochen haben. 

Schließlich muß auf dem Wege der Antragstellung eine Vertauschung vorgekommen 
sein. Was unter Ziffer f abgedruckt ist, sollte eigentlich unter Ziffer a, also am Anfang 
stehen. Die Reihenfolge der anderen Ziffern würde sich dann entsprechend 
verschieben. 

Wie gesagt, wir wollten gern erreichen, daß diese Aussagen gleich zu Beginn in den Leit­
antrag aufgenommen werden, also dort wo von den Zukunftschancen der jungen Gene­
ration die Rede ist. Wir bitten, unseren Antrag anzunehmen. 

Jürgen Echtemach, Tagungspräsidium: Vielen Dank. Der Antrag A 1 steht zwar am 
Anfang des Antragspaketes. Aus dem Antrag A 2 ergibt sich aber, daß dieser ein welter­
gehender Geschäftsordnungsantrag ist. Mit diesem Antrag A 2 soll eine Vertagung unse­
rer Beratungen erreicht werden. Deswegen müßten wir wohl, bevor wir in die Einzelbera­
tung und in die Abstimmung über den Antrag A 1 eintreten, zunächst Klarheit darüber 
herbeiführen, ob dem Wunsch der Antragsteller des Antrags A 2 auf Vertagung gefolgt 
werden soll. Ich frage, ob der Wunsch besteht, den Antrag A 2 hier im Plenum noch 
einmal zu begründen. — Das scheint nicht der Fall zu sein. 

Dann stimmen wir jetzt zunächst über den Antrag A 2 ab, weil er möglicherweise alles 
weitere überflüssig machen würde. Die Antragskommission empfiehlt, diesen Antrag ab­
zulehnen. Wer dieser Empfehlung der Antragskommission folgen will, den bitte ich jetzt 
um das Handzeichen. — Vielen Dank. Ich bitte um die Gegenprobe. — Der Antrag A 2 ist 
abgelehnt. 

Wir fahren dann in der Beratung des Antrages A 1 fort. Für die Antragskommission hat 
Frau Dr. Hellwig das Wort. 

Frau Dr. Renate Hellwig, Antragskommission: Die Antragskommission empfiehlt, jetzt 
bei der Beratung alle die Anträge, die darauf gerichtet sind, ein zusätzliches Kapitel 
"Jugend" einzuführen, zusammen zu behandeln. Dies sind die Anträge A 1, A 3 und A 5 
bis A 7. Für die Antragskommission darf ich feststellen, daß sie es ausdrücklich begrüßt 
hat daß hier wichtige Ergänzungs- und Änderungsvorschläge gemacht worden sind. Ich 
füge hinzu, daß diese Änderungs- und Ergänzungsvorschläge zu den umfassendsten 
Zusätzen überhaupt geführt haben, die der gesamte Leitantrag im Rahmen der Beratun­
gen der Antragskommission erhalten hat. Ich möchte Sie, obwohl Sie dies bereits in 
Ihren Unterlagen finden können, ausdrücklich noch einmal auf diese Änderungen hinw­
eisen. So ist in der Präambel - Sie finden dies auf Seite 26 der Antragsbroschüre - ein 
Zusatz eingefügt worden, in dem es darum geht, daß die jungen Menschen heute den 
wirtschaftlichen Wohlstand, die soziale Sicherheit als selbstverständlich ansehen und 
daher andere Erfahrungen haben als die anderen Menschen. Es geht darum, daß es gilt, 
gerade die Jugend für unsere Zielsetzung 'Unser Land braucht einen neuen Anfang" zu 
gewinnen. Insbesondere darauf soll der Schwerpunkt gelegt werden. 

Ein weiteres besonderes Anliegen der Jungen Union ist es, — darauf zielt ihr Antrag -, 
das Kapitel "Jugendarbeit" aufzunehmen. Nach einer längeren Diskussion haben wir 
uns in der Antragskommission dazu entschlossen, Ihnen zu empfehlen, dieses in den 
vierten Abschnitt aufzunehmen. Schlagen Sie bitte Seite 138 der Antagsbroschüre auf. 
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Dort und auf Seite 139 finden Sie den Text unter der Überschirift "Mit der Jugend für eine 
lebensweerte Zukunft eintreten" abgedruckt. In diesem Text sind im wesentlichen die 
programmatischen Vorschläge der Jungen Union aufgenommen worden, die in dem ei­
genen Jugend-Kapitel behandelt werden sollten. 

Wenn wir uns nicht entschließen konnten, den gesamten Antrag der Jungen Unk3n auf­
zunehmen, so haben wir uns dabei von folgenden Überlegungen leiten lassen. Zum 
einen enthält das vorgeschlagene neue Kapitel einen umfassenden Teil, der sich mit 
der Analyse der Situation der heutigen Jugend beschäftigt. In diesem Zusammenhang 
muß sich die Junge Union sagen lassen, daß es analytische Aussagen gibt, die durchaus 
in Konkurrenz dazu stehen, die man als ebensogut, wenn nicht sogar als noch ausgereif­
ter bezeichnen könnte. Ich möchte hier auf die eidgenössische Kommission verweisen, 
die im Zusammenhang mit den Züricher Jugendunruhen sehr Bedenkenswertes ge­
schrieben hat. Um das von der Jungen Union vorgeschlagene Kapitel hier nun nicht 
praktisch im Sinne eines Schnellentwurfes verabschieden zu müssen, haben wir einen 
Vorschlag gemacht, von dem ich meine, daß er dem Anliegen der Jungen Union sogar 
noch besser gerecht wird: Die Zukunftskommission soll beauftragt werden, in Zusam­
menarbeit mit dem Bundesfachausschuß "Jugendpolitik" ein jugendpolitisches Pro­
gramm zu erarbeiten, das der Bundesausschuß dann erst im Jahre 1982 beschließen 
soll. Dieses jugendpolitische Programm soll unter Fortschreibung des bereits vorhande­
nen jugendpolitischen Programms erarbeitet werden. Die Antragskommission ließ sich 
dabei, wie gesagt, von der Überlegung leiten, daß insbesondere die jugendpolitische 
Diskussion innerhalb der CDU mit diesem Parteitag nicht abgeschlossen sein, sondern 
weitergeführt werden soll. Wir meinten, daß man dem umfassenden Antrag der Jungen 
Union am besten gerecht wird, wenn wir uns im Jahre 1982 auf der Grundlage der Vorar­
beiten der Zukunttskommission dann noch einmal damit befassen. 

Jürgen Echtemach, Tagungspräsidium: Vielen Dank. Ich bin darauf hingewiesen 
worden, daß einige Wortmeldungen, die sich eigentlich auf die Anträge A 3 und A 7 be­
ziehen, im Grunde dasselbe Ziel verfolgen, nämlich an dieser Stelle ein eigenes Jugend­
kapitel einzuführen. Deswegen schlage ich vor, daß wir diese Wortmeldungen zusam­
menfassen und auch die Beratung der Anträge A 1 und A 3 bis A 7 zusammenfassen, 
um dann zu einer gemeinsamen Entscheidung zu kommen. Das Votum der Antragskom­
mission geht in die gleiche Richtung. 

Demnach haben jetzt nacheinander das Wort die Delegierten Warken, Dr Huck und 
Frau Limbach. Ich darf darauf hinweisen, daß wir nur dann die Chance haben, heute die 
vorgesehenen drei Abschnitte und die Präambel zu schaffen, wenn wir uns auf eine Re­
dezeitbegrenzung verständigen. Wir sollten aber nicht zu den drei Ivlinuten greifen, die 
wir vorhin aus anderem Anlaß beschließen mußten. Wir möchten versuchen, zunächst 
mit fünf Minuten über die Runden zu kommen. Ich bitte also alle Redner, sich an diese 
fünf Minuten entsprechend der Geschäftsordnung zu halten. 

Das Wort hat jetzt Herr Warken. 

Hans-Georg Warken, Saarbrücken. Meine Damen und Herren! Liebe Parteifreunde! 
Es geht nicht darum, jetzt in einer Schnellschußmethode ein Jugendkapitel völlig unvor­
bereitet durch den Parteitag zu peitschen. Die Junge Union hat schon in Berlin einen ent­
sprechenden Antrag gestellt. Unsere heutige Vorlage stellt eine Fortentwicklung dieses 
Papiers von Berlin dar. Wir wären dankbar, wenn sich ein Jugendparteitag, der sich im 
wesentlichen auch aus jugendlichen Gästen zusammensetzt, seine Sachkompetenz in 
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jugendpolitischen Fragen nicht aus der Hand nehmen läßt, sondern willens und bereit 
ist, über ein eigenes Jugendkapitel zu entscheiden. 

Ich wäre dankbar, wenn sich die Personen hier zu meiner Rechten nicht so laut unter­
hielten; das stört mich. 

(Beifall) 

Heute morgen hat der Bundesvorsitzende des Bundes der Katholischen Jugend darauf 
hingewiesen, daß die Vorlage des Parteivorstands eine ganz wesentliche Lücke hat, 
nämlich daß sich der Jugendparteitag nicht mit der konkreten Lebenssituation junger 
Menschen auseinandersetzt. 

Meine Damen und Herren, die Probleme junger Menschen in unserer Gesellschaft, die 
wir so gestalten wollen, daß sich die jungen Menschen in dieser Gesellschaft heimisch 
und geborgen fühlen, lassen sich nicht auf irgendeinen späteren Bundesausschuß oder 
einen späteren Parteitag verschieben. Wir müssen hier beweisen, daß wir das Gespräch 
suchen und bereit sind, die Anregungen aufzunehmen. 

Deswegen schlagen wir vor, gemäß dem Antrag der Jungen Union auf den Seiten 16 bis 
26 ein eigenes Jugendkapitel einzufügen, das sich mit den Problemen, die heute von un­
seren jugendlichen Gästen bewußt geäußert worden sind, befaßt. 

Meine Damen und Herren, eine Therapie setzt eine Diagnose voraus. Wir lassen uns 
gern mit der Eidgenössischen Kommission messen. Und ich bin gespannt auf die Anreg­
ungen, die die Antragskommission in eine Diskussion mit der Jungen Union einbringt. 
Denn eine Diskussion sollten wir doch auf diesem Parteitag durchführen und nicht ab­
würgen lassen. 

Wir schlagen konkrete Arbeitshilfen für die kommunale Praxis vor. Wir wollen kommuna­
le Jugendpolitik machen. Wir wollen Vorschläge über Jugendfreizeitstätten, über kom­
munale Jugendpläne und über kommunale Jugendringe erarbeitet wissen. Wir wollen 
aber auch, daß sich die Partei das Grundsatzprogramm zu Herzen nimmt, das Grund­
satzprogramm ausfüllt und konkrete Ideen zur Jugendarbeit niederlegt und sie den Ju­
gendlichen draußen nach dem Jugendparteitag anbietet. 

Bitte stimmen Sie deswegen mit der Jungen Uniorn für ein Jugendkapitel! Bitte sorgen 
Sie mit uns dafür, daß dieser Parteitag der Anfang einer jugendpolitischen Diskussion 
wird, daß er nicht nur Grundsatzpositionen darbietet, sondern auch in der Lage ist, das, 
was wir im Grundsatzprogramm der CDU bereits so gut beschrieben haben, mit Leben 
zu erfüllen, damit unsere Kommunalpolitiker Arbeitshilfen mit nach Hause nehmen 
können. Vielen Dank. 

(Beifall) 

Jürgen Echternach, Tagungspräsidium: Das Wort hat Herr Dr. Huck. 

Dr. Bernd Huck, JU-Bundesvorstand: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 
Liebe Gäste, insbesondere auch liebe junge Gäste! Nachdem eben ein Kollege des 
Bundesvorstands zum Inhalt des Antrags A 7 der Jungen Union gesprochen hat, er­
scheint es mir notwendig, zum Verfahren selber etwas zu sagen, Herr Tagungspräsi­
dent. 
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Heute nachmittag hiat mich eine Bemerkung des Bundesparteivorsitzenden etwas er­
staunt, der im Zusammenhang mit einem-Wörtbeitrag eines Disl<ussionsteilnehmers 
darauf hinwies, der Bundesparteitag der CDU sei keine gesetzgebende Körperschaft, 
sondern für diese Dinge sei die Bundestagsfraktion zuständig, und man werde nun 
Dinge dorthin verweisen, damit sie dort beschlossen würden. Ivieine lieben Freunde, wir 
Delegierten hier im Raum sind uns doch wohl alle einig, daß der Bundesparteitag der 
CDU das höchste Organ der CDU Deutschlands ist und dementsprechend aufgerufen 
ist, Beschlüsse jeder Art zu fassen, so oder so. Das muß einmal gesagt werden. 

(Beifall) 

Ich glaube, wir haben hier mit den vielen jungen Gästen, die ja auch in der Öffentlichkeit 
angesprochen werden, einen einzigartigen Parteitag. Wenn das der Fall ist, dann sollten 
wir die Gelegenheit nutzen, im Beisein und unter Einbeziehung der jungen Gäste über ju­
gendpolitische Probleme zu diskutieren, uns auch die Problerhe der jungen Freunde an­
zuhören und uns hier und heute mit diesen Dingen zu befassen, statt einen Verwei­
sungsantrag zu stellen - ich habe das aus der Antragskommission gehört -, damit das ir­
gendwo in einem hehren Gremium oder in einer Sonderkommission von Fachleuten un­
tergeht. Nutzen wir doch die Gelegenheit dieses besonderen Parteitages, hier darüber 
zu diskutieren! 

Eine dritte und letzte Bemerkung. Wir haben im fvlärz den ordentlichen Bundesparteitag 
1981 gehabt. Da gab es eine ganze Reihe belebender Anträge auch zu dem besonderen 
Problemkreis der Jugendpolitik, aber auch zu den Problemen der Jugend. Da hat die 
Parteileitung, unterstützt vom Generalsekretär und von der Jungen Union und vielen an­
deren, die davon betroffen waren, zugesichert, man werde dies alles mit der gebotenen 
Gründlichkeit auf einem außerordentlichen Parteitag im Herbst 1981 erörtern. Da waren 
wir zufrieden und glücklich; das fanden wir toll; denn da hat man die Zeit dazu. Nun 
haben wir diesen außerordentlichen Parteitag mit einem Riesenleitantrag von der Sozia­
len Marktwirtschaft in Form einer Tour d'horizon bis hin zur Außenpolitik. Und nun 
kommen wir ganz konkret zur Jugendpolitik und den Problemen der Jugend. Aber da 
wird gesagt: Jetzt müssen wir verweisen; denn der außerordentliche Parteitag, der sich 
ja mit Problemen der Jugend befassen soll, ist nicht dazu berufen, das zu machen; das 
muß eine Kommission machen. - Ich fühle mich als Delegierter da ein bißchen verkohlt, 
muß ich sagen. 

(Beifall) 

Deswegen, meine lieben Freunde und Delegierten, unterstützen Sie den Antrag der Jun­
gend Union auf ein gesondertes Kapitel der Jugend. Wir wollen demonstrieren, daß die 
CDU das nicht nur als Thema oben hinschreibt, sondern sich auch inhaltlich damit 
befaßt und dazu Aussagen macht. -Vielen Dank. 

(Beifall) 

Jürgen Echternach, Tagungspräsidium: Das Wort, hat Frau Limbach, Landesverband 
Rheinland. 

Editha Limbach: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der Kreisverband Bonn 
hat auf dem Landesparteitag Rheinland einen Antrag "Jugend im demokratischen Staat" 
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'vorgelegt. Dieser Antrag ist dort beraten worden, und dann ist beschlossen worden, die 
Gedanken dieses Antrages auf dem Bundesparteitag zur Diskussion zu stellen. Das 
haben wir durch Einreichung dieses Antrags hier getan. Wie notwendig es ist, daß der 
Parteitag beschließt, in diesem Papier ein Jugendkapitel zu haben, hat mein Vorredner 
ja bereits, wie ich finde, höchst überzeugend, dargetan. 

Ich möchte noch einmal unterstreichen: Wir verstehen natürlich die Bedenken der An­
tragskommission, wenn sie sagt, eine Analyse könne man nicht beschließen im Sinne 
eines Beschlusses, den man dann ausführen muß. Aber eine Analyse kann man zur 
Grundlage einer Diskussion machen, die man führen will. In diesem Sinne, meine ich, 
wäre es in der Tat richtig gewesen, eine Analyse und eine Stellungnahme zu den Proble­
men und Fragestellungen Jugendlicher als eigenes Kapitel in diesem Leitantrag zu be­
handeln. 

Nun ist mir aus der Erfahrung mit Parteitagen ja leider bewußt, daß die Antragskommis­
sion allein schon deshalb, weil über ihre Empfehlungen zuerst abgestimmt wird, immer 
einen besonders mächtigen Stand hat. Deshalb möchte ich hier alternativ beantragen, 
falls es also nicht zu dem eigenen Jugendkapitel kommt, wenigstens den einen oder an­
deren Punkt aus unserem Antrag, der im Gegensatz zu dem, was die Antragskommission 
hier vorgetragen hat, noch nicht aufgegriffen worden ist - ich erkenne ja an, daß viele 
Gedanken aus unserem Papier aufgeworfen worden sind -, aufzugreifen. Etwa der Ge­
danke, daß die Jugendproteste auch eine Chance für uns sind zur intensiven Auseinan­
dersetzung mit unserem eigenen Standpunkt und mit dem der jungen Leute. Die Foren 
heute haben doch bewiesen, daß das nicht etwas ist, was man abwehren muß oder 
womit man sich notgedrungen auseinandersetzen muß, sondern daß das etwas ist, aus 
dem wir lernen können, aus dem wir gemeinsam etwas Besseres machen können. Des­
halb bitte ich hilfsweise, falls es kein eigenes Jugendkapitel gibt, das, was auf Seite 6 
unter III des Bonner Antrags steht: 

Die Jugendproteste sind eine Chance zur intensiven Auseinandersetzung ... 

in den Punkt einzuarbeiten, der auf der Seite 138 von der Antragskommission vorge­
schlagen worden ist: "Mit der Jugend für eine lebenswerte Zukunft eintreten". 

Meine Damen und Herren, ich bitte Sie dennoch: Überlegen Sie sehr, ob es nicht richtig 
und notwendig ist, auf diesem Parteitag ein eigenes Jugendkapitel zu beschließen. 
Wenn Sie sich dazu nicht entschließen können, bitte ich, wenigstens diesen ent­
scheidenden Satz aus unserem Antrag mitzubeschließen. — Vielen Dank. 

(Beifall) 

Jürgen Echternach, Tagungspräsidium: Noch zwei weitere Wortmeldungen sind ein­
gegangen: von Herrn Koch aus Hessen und von Herrn Schmelter. 

Roland Koch, Eschborn: Liebe Parteifreunde! Ich möchte auf einen Punkt aufmerksam 
machen, der, wie mir scheint, jetzt in einem Pendelschlag von dem einen Extrem in das 
andere in der Haltung der CDU bei der Frage der Behandlung von Jugendproblemen 
geht. Wir haben jahrelang, wenn darüber gesprochen worden ist, wie man junge Men­
schen erreichen und ihre Probleme ansprechen kann, ausschließlich darauf geschielt, 
jugendpolitische Fragen zu beantworten, und haben geglaubt, das genüge für den 
Dialog mit der jungen Generation. Inzwischen ist in unser Bewußtsein gelangt, daß zu 
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diesem Dialog mehr gehört, nämlich die Notwendigkeit, glaubwürdige Antworten auf die 
verschiedensten gesellschaftlichen Fragen zu geben, die junge Menschen im Grundsatz 
berühren. In dem Augenblick, wo wir das mit diesem Bundesparteitag tun, schütten wir 
das Kind mit dem Bade aus und vergessen, daß es auch weiterhin einen speziellen Teil 
jugendpolitischer Probleme gibt, den wir nicht wegnehmen können. Ich meine, es wäre 
eine angemessene und ausgewogene Antwort unserer Partei, zu sagen, daß der 
Schwerpunkt der Auseinandersetzung mit jungen Menschen in den grundlegenden 
Fragen des Zusammenlebens in unserer Gesellschaft liegen muß. Und das tut dieses 
Papier, wie es der Bundesvorstand vorgetragen hat. 

Wenn man aber den jungen Leuten gegenüber aus unserer Sicht als parteipolitisch 
Tätige antworten will, dann muß man, glaube ich, eben auch sagen, daß die Jüngeren 
natürlich auch eigene Probleme haben, die es verdienen, ernst genommen und gewich­
tet zu werden. Deshalb bitte ich Sie sehr herzlich darum, daß ein solcher Teil — der De­
monstration willen, daß auch dies eine wichtige Säule der Auseinandersetzung ist — ein 
eigenes Kapitel in diesem Papier erhält. 

Frau Hellwig hat bereits darauf aufmerksam gemacht, daß es in dieser Frage nicht 
darum geht, große inhaltliche Kontroversen auszutragen. Dort sind wir nicht so weit aus­
einander. Es geht um die prinzipielle Frage, ob wir ein solches Papier als eigenständigen 
Beitrag aufnehmen. 

Lassen Sie mich zum Schluß ein wenig kritisch sagen: Wir haben einen Bundesparteitag 
ausgerufen, der sich mit den Problemen der Jugend auseinandersetzen soll. Wir haben 
einen Parteitag gemacht, zu dem junge Menschen eingeladen worden sind und kritisch 
mit uns diskutiert haben. Da gehört es zum redlichen Anspruch einer Partei, daß sie am 
Schluß eines solchen Parteitages, nach dieser Diskussion auch die Konsequenzen aus 
ihr zieht. Einen solchen jugendpolitischen Teil haben verschiedene Verbände vorgelegt 
als Analyse und als programmatische Forderung. Ich meine, dies sollten wir dann auch 
hier beschließen. 

Wenn gesagt wird, wir hätten bisher nur e i n e Analyse gehabt - dann muß die Bunde­
spartei sich sagen lassen: Es ist genug Zeit eine solche Analyse zu machen. Heute liegt 
eine vor. Analysen sind immer vorläufig. Aber ich meine, diese hat Anspruch darauf, 
nachdem wir uns einen Tag mit Vertretern der jungen Generation auseinandergesetzt 
haben, berücksichtigt zu werden, indem auf einem solchen Parteitag in einem eigenen 
Kapitel ein Resümee gezogen wird. Darum möchte ich Sie herzlich bitten. 

(Beifall) 

Jüfssn Echtemach, Tagungspräsidium; Das Wort hat Schmelter aus dem Landesver­
band Rheinland. - Ist Herr Schmelter im Raum? - Das scheint nicht der Fall zu sein. 
Dann hat abschließend der Generalsekretär das Wort. 

Dr. Meinair GoiBler, Generalsekretär der CDU: Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Zunächst zu der Bemerkung, die Helmut Kohl heute nachmittag über die Be­
handlung der Frage gemacht hat wie der zivile Ersätzdienst in der Zukunft aussehen 
soll. Die Antragskommission hat wie Sie der Broschüre entnehmen können, vorgeschla­
gen, diese Frage im Bundesparteiausschuß, also dem nach dem Bundesparteitag höch­
sten Gremium der Bundespartei, zu behandeln. Die Antragskommission hat diesen Vor­
schlag nur deswegen gemacht weil wir in Anbetracht der Gefechtslage - so will ich 
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einmal sagen - auf diesem Parteitag vorausgesehen haben, daß wir, eine ausführliche 
Diskussion über den Leitantrag einmal vorausgesetzt, morgen keine ausreichende Zeit 
mehr haben werden, dieses wichtige Kapitel in der genügenden Gründlichkeit zu disku­
tieren. Unser Vorschlag — er war positiv gemeint — war daher, dieses Thema in der näch­
sten Sitzung des Bundesparteiausschusses zu diskutieren und zu entscheiden. 

Ich habe dann in den vergangenen Tagen, nachdem ich noch einmal mjt den Vertretern 
der Jungen Union gesprochen habe, mit Helmut Kohl geredet. Wir sind gemeinsam zu 
der Auffassung gekommen — und das wollten wir Ihnen eigentlich morgen vortragen -, 
Ihnen die Annahme eines Antrages empfehlen zu sollen, der keine Verweisung beinhal­
tet, sondern in dem der Bundestagsfraktion empfohlen wird, im Sinne dessen, was die 
Junge Union hier vorgeschlagen hat, die Verhandlungen mit den anderen Parteien im 
Deutschen Bundestag aufzunehmen. 

(Beifall) 

Dies ist etwas anderes als eine Verweisung. Darauf mache ich aufmerksam. Ich sage zu 
diesem Thema jetzt nichts mehr, weil wir über diesen Punkt morgen reden. Es wäre aber 
falsch von Ihnen, jetzt anzunehmen, daß eine reine Venweisung vorgesehen sei. V/ir woll­
ten entweder diese wichtige Frage im Bundesparteiausschuß diskutieren und entschei­
den oder, wenn der Bundesparteitag damit einverstanden ist, mit einer inhaltichen Ivlaß-
gabe die Bundestagsfraktion beauftragen, entsprechend der Aussage der Jungen 
Union die Verhandlungen mit den anderen Parteien aufzunehmen. Das zunächst einmal 
zu diesem Punkt. 

Zweitens. Was das jugendpolitische Programm anbelangt, so waren wir uns in Mann­
heim einig über das Arbeitsprogramm, daß wir nämlich auf diesem Parteitag über die Zu­
kunftschancen der jungen Generation sprechen wollten. Das war der Arbeitsauftrag. Wir 
waren gleichzeitig der Auffassung - das hat der Vorsitzende ebenfalls gesagt -, daß wir 
spezifisch jugendpolitische Fragen auf diesem Parteitag nicht behandeln sollten, son­
dern, daß wir auf diesem Parteitag über solche Fragen sprechen und auch eine Ent­
scheidung herbeiführen sollten, die im fVlittelpunkt des Interesses junger Menschen 
stehen. Das haben wir exakt mit diesem Leitantrag getan: Junge Menschen sprechen 
erstens über den Frieden. Sie sprechen zweitens über ihre Zukunftschancen im Arbeits­
leben und im Beruf wegen der drohenden Arbeitslosigkeit. Dieses Kapitel behandeln wir 
unter der Überschrift "Die Soziale Marktwirtschaft erneuern' einschließlich qualitativer 
Arbeitsmarktpolitik. 

Drittens sprechen wir über die Schule und berufliche Bildung, und viertens 
entwickeln wir eine von der Jugend gewünschte Alternative zu einer technisierten, 
sozialisierten Gesellschaft, und zwar mit unserem Entwurf für eine Gesellschaft mit 
einer überschaubaren und menschlichen Ordnung. 

Ich finde, wir tun gut daran, wenn wir uns jetzt nicht in erster Linie über Landesjugend-
pläne und kommunale Jugendpläne auseinandersetzen, sondern Antworten auf die 
Fragen geben, die junge Menschen existentiell beschäftigen, und dies machen wir mit 
dem Leitantrag. 

Wir haben zu dem Thema Jugendpolitik eine ganze Reihe von Anträgen. Ich darf Sie 

149 



jetzt herzlich bitten, wenn Sie sich die Anträge A 1 bis A 7 oder A 9, also einschließlich 
der Anträge des Bundesvorstandes der Jungen Union und auch einschließlich des An­
trages des Kreisverbandes Bonn einmal vornehmen, dann kann ich nur sagen, diese An­
träge sind in ihrer Qualität alle w/irklich hervorragend und lesenswert. Sie haben aber 
zwei Teile. Alle Anträge haben eine analytischen Teil, in dem soziologisch, sozialpsycho­
logisch die Situation der Jugend beschrieben wird. Dann haben sie einen zweiten Teil 
mit jugendpolitischen Aussagen. Wenn Sie jetzt die Antragsbroschüre hernehmen, dann 
sehen Sie, die Antragskommission hat sich im Einvernehmen mit den Vertretern der 
Jungen Union in der Antragskommission darum bemüht, den analytischen Teil aus 
diesem konkreten Leitantrag herauszunehmen, die politischen Inhalte aber in den Leit­
antrag einzubauen. Wir haben dies bei dem Stichwort "Suche nach den Werten" getan, 
also bei der Frage nach der Orientierung, indem wir die Präambel ergänzt haben. Sie 
schlagen bitte Seite 26 der Antragsbroschüre auf. Alles, was dort in den Empfehlungen 
der Antragskommission fett gedruckt ist, ist aus den Anträgen der Jungen Union, des 
Kreisverbandes Bonn und wer sich sonst noch dankenswerterweise mit dem jugendpoli­
tischen Thema in den Anträgen A 1 bis A 9 befaßt hat, entnommen. Das heißt, die Frage 
der Wertorientierung ist hier eingebaut worden. 

Schlagen Sie bitte des weiteren Seite 137 f. auf. Wenn Sie jetzt die Empfehlungen der 
Antragskommission ansehen, werden Sie feststellen, daß alle jugendpolitischen Aussa­
gen im Kern in diesem Kapitel zusammengefaßt sind und von der Antragskommission 
zur Annahme empfohlen werden. Wir waren der Meinung, daß diese speziellen jugend­
politischen Aussagen hineinpassen in dieses Bild einer Gesellschaft mit einer menschli­
chen und überschaubaren Ordnung. Das heißt, wir schlagen Ihnen vor, dieses Kapitel, 
von dem wir gerade sprechen, also das vierte Kapitel, speziell mit diesen jugendpoliti­
schen Aussagen zu ergänzen, also Recht auf Selbst- und Mitbestimmung, Pflicht, ein 
größeres Maß an Belastungen und Zwängen auszutragen, differenzierte, wirksame An­
gebote der Jugendarbeit und der offenen Jugendarbeit, Zusammenarbeit mit den Ju­
gendverbänden und Jugendgemeinschaften, dann das Engagement freier Träger, das 
plurale Angebot bei der Freizeit, dann Aussagen über spezielle Gefährdungen junger 
Menschen durch Alkohol und Drogenmißbrauch, Verwahrlosung, Kriminalität und 
schließlich konkrete Aussagen zu kommunalpolitischen Leitplänen unter Buchstabe e) 
auf Seite 139. 

Das heißt, wir haben das, was die Junge Union jugendpolitisch wollte, aufgenommen, 
aber in das vierte Kapitel eingeordnet. Wir möchten Ihnen aber vorschlagen, daß wir den 
analytischen Teil aus diesem Antrag herausnehmen, weil ein analytischer Teil von 
diesem Umfang nach meiner Auffassung von einem Bundesparteitag einfach nicht gut 
beraten und beschlossen werden kann. Es handelt sich etiien um eine Analyse, und 
jeder sieht die Situation der Jugend unter einem speziellen Gesichtspunkt. 

Wollte man dies machen, würde ich eher empfehlen, die Empfehlungen der Eidgenössi­
schen Jugendkommission, beide Ausgaben, zu nehmen, die auf unsere Verhältnisse zu 
übertragen und hier zur Verabschiedung zu bringen. Das gehört zum Besten, was zu 
diesem Thema überhaupt in der letzten Zeit geschrieben worden ist. 

Aus diesem Beispiel können Sie nach meiner Auffassung ersehen, daß wir in einem Leit­
antrag des Bundesvorstandes keine jugendpolitische Analyse brauchen, sehr wohl aber 
jugendpolitische Aussagen. Was die Junge Union und die anderen Antragsteller jugend­
politisch verlangt haben, haben wir im vierten Kapitel, Seite 137 ff., untergebracht. Des­
halb darf ich Sie herzlich bitten, daß wir jetzt nicht ein eigenes Jugendkapitel machen, 
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sondern die jugendpolitischen Aussagen im vierten Kapitel verabschieden und die Ana­
lyse aus diesem Antrag herauslassen. Im übrigen können w/ir uns immer noch darüber 
unterhalten, ob wir z.B. dem Antrag des Kreisverbandes Unna folgen und den Bunde-
sparteivorstand beauftragen, ein eigenes umfassendes jugendpolitisches Programm zu 
erarbeiten, in das dann der analytische Teil nach sorgfältiger Beratung aufgenommen 
werden kann. - Ich darf mich herzlich bedanken. 

(Beifall) 

Jürgen Echternach, Tagungspräsidium: Es liegt wieder die Wortmeldung von Herrn 
Warken vor Herr Warken, gibt es neue Gesichtspunkte? Ich meine, Ihr Antrag ist eigent­
lich begründet. 

Hans-Georg Warken: Erlauben Sie mir noch einen kleinen Satz, um etwas richtigzu-
rücken, was der Generalsekretär gesagt hat. Meine Damen und Herren, was im vierten 
Kapitel auftaucht, ist nicht die Zusammenfassung dessen, was die Junge Union vorge­
schlagen hat. Das bringt einfach die Fronten ein wenig durcheinander. Es ist sicherlich 
die Aufgabe des Generlsekretärs, von der Parteitagsregie her ein wenig die Bahnen vor­
zufahren. Wir als Junge Union sind aber nicht zufrieden mit dem, was uns die Antrags­
kommission anbietet. Wir wollen auch nicht vollkommen alles übernommen wissen. Wir 
wollen mit Ihnen, mit den jugendlichen Gästen über Jugendfragen diskutieren. Wir 
kleben nicht an unserer Analyse. Es geht darum, die jugendpolitische Diskussion breit 
zu offen. Ich glaube, das steht der CDU gut an. Stimmen Sie für ein Jugendkapitel. 

(Beifall) 

Jürgen Echternach, Tagungspräsidium: Zur Geschäftsordnung Herr Dr Stoltenberg 
das Wort. 

Dr. Gerhard Stoltenberg: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Es hat sicher 
seinen guten Grund, daß wir bei diesem ersten prinzipiellen Teil der Debatte das Für und 
Wider ausführlich erörtert haben. Im Hinblick auf die weit über 100 vorliegenden Anträge 
schlage ich vor, daß wir beschließen, daß in Zukunft zu jedem Antrag einmal dafür und 
einmal dagegen gesprochen und dann abgestimmt wird. 

(Beifall) 

Jürgen Echternach, Tagungspräsidium: Das ist ein Geschäftsordnungsantrag. Wird 
zu diesem Geschäftsordnungsantrag das Wort genommen? - Herr Dr. Huck. 

Dr. Bernd Huck:Sehr verehrter Herr Stoltenberg! Meine lieben Parteifreunde! Ich habe 
vorhin schon Ausführungen zum Charakter und zum Wesen eines Bundesparteitages 
gemacht. Wir als Delegierte sind davon betroffen. Ich habe volles Verständnis dafür, daß 
wir sagen: kurze Beiträge. 

Einverstanden, Herr Dr Stoltenberg! Aber es soll jeder zu Wort kommen, der eine neue, 
abweichende oder frische Meinung hat. Deswegen spreche ich gegen den Antrag. 

(Beifall) 
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Jürgen Echternach, Tagungspräsidium: Ich lasse über den Geschäftsordnungsantrag 
abstinnmen. Wer so verfahren nnöchte, wie Herr Dr. Stoltenberg es eben vorgeschlagen 
hat, den bitte ich um die Stimmkarte. - Vielen Dank. Ich bitte um die Gegenprobe! -

(Beifall) 

Das letztere war die Mehrheit. Es bleibt bei der Regelung unserer Geschäftsordnung. 

(Zustimmung) 

Wir kommen nunmehr zur Entscheidung, weil weitere Wortmeldungen zu den Anträgen 
A 1 und A 3 bis A 7 nicht vorliegen. Ich lasse über die Empfehlungen der Antragskommis­
sion abstimmen, die sie auf S. 3 des Antragspakets in der rechten Spalte ausgedruckt 
finden und die vorhin begründet wurden. Wer so, wie die Antragskommission es em­
pfiehlt, beschließen möchte, den bitte ich jetzt um das Erheben der Stimmkarte. - Vielen 
Dank. Ich bitte um die Gegenprobe! - Das erste war die Mehrheit. Damit ist den Em­
pfehlungen der Antragskommission gefolgt worden. 

Das bedeutet, daß wir jetzt zum Leitantrag selbst kommen könnten. Bevor ich aber dazu 
übergehe, bitte Ich darum, den Tagesordnungspunkt H 0 aufrufen zu können: 

Bericht der Mandatsprüfungskommission 

Das Wort zum Bericht der Mandatsprüfungskommission hat der Vorsitzende dieser 
Kommission, Herr Parteike. 

Woifgang Parteike, Mandatsprüfungskommission: Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Die Mandatsprüfungskommission hat am 3. November 1981 um 14.30 Uhr 
getagt und dabei festgestellt, daß von den 780 stimmberechtigten Delegierten 734 Dele­
gierte anwesend waren. Von den 780 Delegierten sind 30 Delegierte der Exil-CDU, von 
denen zum Zeitpunkt der Mandatsprüfung 29 anwesend waren, die Delegierten der Exil-
CDU sind nach § 28 Abs. 3 des Bundesstatus der CDU bei Abstimmungen nach § 29 
Abs. 5, nämlich Abstimmungen über das Statut, die Finanz- und Beitragsordnung und 
die Parteigerichtsordnung, nicht stimmberechtigt. 

Die Überprüfung hat ergeben, daß die Wahl der Delegierten ordnungsgemäß erfolgt ist. 
Der Parteitag ist beschlußfähig. 

Jürgen Echternach, Tagungspräsidium: Vielen Dank! Meine Damen und Herren, ich 
möchte noch einmal feststellen, was wir eben beschlossen haben. Wir haben eben mit 
den Empfehlungen der Antragskommission beschlossen, daß keiner der vier verschie­
denen jugendpolitischen Anträge, in verschiedenen Kapiteln vorgeschlagen von vier 
verschiedenen Antragstellern - von Baden-Württemberg, zwei Kreisverbänden und der 
Jungen Union -, unter den Tisch fällt, sondern die Bundespartei beauftragt worden ist, 
ein besonderes jugendpolitisches Programm zu erarbeiten. Es ist selbstverständlich, 
daß die Gedanken, die vorgetragen werden, mit Arbeitsgrundlage für die Erstellung 
dieses jugendpolitischen Programms sein werden, das der Bundesausschuß der CDU 
im Laufe des kommenden Jahres zu beschließen haben wird. — Dies alles zur Klarstel­
lung dessen, was eben in Form der Empfehlungen der Antragskommission vom Partei­
tag beschlossen worden ist. 
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Wir kommen nunmehr zur Beratung des Leitantrages, zunächst zur Präambel. Dazu darf 
ich den Vorsitz an Herrn Dr. Westphal weitergeben. 

Dl-. Jürgen Westphal, Tagungspräsidium: Meine Damen und Herren, die Präambel ist 
zur Beratung aufgerufen worden. Es handelt sich um die Anträge A 8 ff. auf S. 26 ff. des 
Antragshefts. Zu diesen Anträgen - sie reichen bis A 20 - liegt bisher eine Wortmel-
duing vor, und zwar die von Herrn Christian Hoffmann zu Antrag 10. Ich darf Herrn Hoff­
mann bitten! 

Christian Hoffmann: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der Kreisverband 
Bonn hat versucht, eine alternative Präambel zu formulieren. Wir bestehen nicht mehr in 
voller Fülle auf unserem Antrag, meinen jedoch, daß zwei Aspekte unserer Formulierung 
unbedingt noch in die Empfehlung der Antragskommission Eingang finden sollten. 

Da ist zum einen auf S. 27 unten der Gesichtspunkt, daß wir nicht länger den Bürgern die 
Wünsche von den Lippen ablesen dürfen und daß wir Politik nicht mehr als allgemeine 
Wunsch-und Bedürfnisbefriedigung verstehen dürfen. 

Das zweite ist eine Relativierung des Prinzips Hoffnung. 

Wir sehen ein, daß die Präambel nicht überlang werden kann, und meinen deshalb, daß 
an einer Stelle folgender Satz noch Eingang finden sollte: 

Politik darf nicht mehr die Erfüllung aller Wünsche und die Regelung aller Sachve­
rhalte bis ins kleinste Detail bedeuten, sondern Verweigerung gegenüber zu vielen 
Ansprüchen und Rückkehr zu grundsätzlichen Entscheidungen. 

Professor Biedenkopf hat heute morgen davon gesprochen, daß Politik und Staat bei 
uns immer mehr Gulliver ähneln, dem Riesen, der durch zu viele Stricke gefesselt ist. Wir 
meinen, wir können eine Wende in der Politik nur dann erreichen, wenn wir hier in der 
Präambel auch ein neues Politikverständnis verankern. Wir meinen, das positiv ausge­
druckt zu haben. 

Das zweite ist die Relativerung des Prinzips Hoffnung. Wir wollen unsere Formulierung 
an Stelle des Satzes, den die Antragskommission empfohlen hat, vorschlagen. Die An­
tragskommission hat formuliert: 

"Für uns Christliche Demokraten gibt es keinen neuen Anfang ohne Hoffnung auf die 
Zukunft und ohne den Glauben an Gott'. 

Wir meinen, wir sollten hier schon etwas differenzierter argumentieren und sagen, daß 
wir natürlich durch unseren Glauben an Gott Hoffnung auf die Zukunft, sollten aber aus 
dieser Hoffnung nicht herleiten, daß die Bürger darauf hoffen können, daß wir als Politi­
ker die Antworten zu sämtlichen Problemen haben. Wir könnten klipp und klar sagen, 
daß wir versuchen, optimale Lösungen herbeizuführen, aber unsere eigene Fehlerhaftig­
keit genau einkalkulieren. Das habe ich gestern schon einmal kurz angerissen. 

Ich plädiere also dafür, den Antrag der Antragskommission mit diesen beiden Gesicht­
spunkten zu beschließen, die der Kreisverband Bonn in seinem Antrag formuliert hat 
und aufrechterhält. — Vielen Dank. 

(Beifall) 

153 



Dr. Jürgen Westphal, Tagungspräsidium; Das Wort hat jetzt Herr Buclikremer zu den 
Anträgen A 8 bis A19, speziell zu A 12. Bitte! 

Hermann-Josef Buchkremer: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich möchte 
zum Antrag der Antragskommission und zu Antrag A12 Stellung nehmen. 

In den Unterlagen zu den Anträgen steht auf S. 26 in der zweit- letzten Zeile der Satz: 

Der Staat hat den Menschen zu viel versprochen... Nach meinem Staatsverständnis hat 
nicht der Staat den Menschen zuviel versprochen, sondern Leute, die an der Regierung 
sind. 

(Zustimmung) 

Soweit sie unserer Partei angehören, sind sie nicht der Staat; da sie nicht an der Regie­
rung sind, ist die SPD erst recht nicht der Staat. Ich meine, wir sollten da den Staat als In­
stitution weglassen und sagen, wie es vom Kreisverband Euskirchen gesagt worden ist, 
daß man oder die Regierenden zuviel versprochen hat oder haben. 

Einen zweiten Punkt möchte ich - vielleicht unter dem Aspekt redaktioneller Änderung 
- erwähnen. Ich meine die zweite fettgedruckte Passage der Antragskommission auf S. 
27: 

"auch in Zeiten geringeren wirtschaftlichen Wachstums" 

In unserem Grundsatzprogramm steht, daß wir für diese Ordnung eintreten, selbst wenn 
sie in wirtschaftlicher Hinsicht schlechtere Erfahrungen bringen würde. Da wir uns im 
Augenblick In einem Bereich befinden, in dem wir überhaupt kein wirtschaftliches 
Wachstum mehr haben, sollte man auch hier sagen, daß wir auch oder sogar in Zeiten 
ohne wirtschaftliches Wachstum dafür eintreten würden. 

Um dem Prinzip Hoffnung des Vorredners noch stärker Ausdruck zu geben, würde mir 
der Satz, der sich anschließt: 

"Diese Herausforderungen können wir dann bestehen, wenn wir...". 

besser gefallen, wenn er lauten würde: 

"Wir haben die Hoffnung, daß wir diese Herausforderungen bestehen können, wenn 
wir..." 

Das andere ist mir zu bestimmt. Ich bin der Meinung, die genannten Punkte sind eine 
notwendige, aber keine hinreichende Voraussetzung. 

Dr. Jürgen Westphal, Tagungspräsidium: Danke schön! — Meine Damen und Herren, 
die Fundstelle für die Empfehlungen der Antragskommission sind die S. 26 und 27 in 
Verbindung mit dem Ihnen vorliegenden Initiativantrag A 20. 

Für die Antragskommission darf ich Frau Dr. Hellwig das Wort geben. 
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Frau Dr. Renate Hellwig, Antragskommission: Vielleicht darf ich zu den grundsätzli­
chen Überlegungen im Zusammenhang mit den von der Antragskommission vorge­
schlagenen Änderungen ganz kurz folgendes sagen. Wir sind einmal davon ausgegan­
gen, daß wir jetzt in dieser Präambel nicht wieder das gesamte Grundsatzprogramm neu 
schreiben können. 

Deswegen mußten wir die gebotene Kürze beibehalten. Der Text des Antrags A 10 -
vom Kreisverband Bonn -, zu dem der erste Redner hier gesprochen hat, ist für eine Prä­
ambel einfach viel zu ausführlich, so daß wir ihn nicht übernehmen konnten. Das gilt ins­
besondere auch für den Gedanken, daß der Staat den Menschen zuviel versprochen 
habe und daß Politiker sich zuviel vorgenommen hätten. Dieser Gedanke ist in der vor­
gesehenen Fassung bereits enthalten. Wir möchten dabei auch möglichst auf eine Pole­
mik gegenüber den gegenwärtig Regierenden verzichten und es bei der generellen Be­
zugnahme auf den Staat belassen. Das Letztere bezieht sich auf den Antrag A 12, der 
die Fassung "Die Regierenden in unserem Staat" vorschlägt. 

Ich möchte also im Namen der Antragskommission noch einmal dafür plädieren, es bei 
der von ihr vorgesehenen Fassung, die bereits eine nicht unerhebliche Ausweitung der 
Präambel darstellt, zu belassen. Damit würde die Präambel eine Form erhalten, die noch 
die Bezeichnung "Präambel" rechtfertigt. 

Dr. Jürgen Westphal, Tagungspräsidium: Danke schön. — Sie haben die Stellungnah­
me der Antragskommission gehört. 

Ich rufe jetzt die Empfehlung der Antragskommission — ich wiederhole noch einmal: in 
Verbindung mit dem Initiativantrag A 20 — zur Abstimmung ab. Wer dieser Empfehlung 
zustimmen möchte, den bitte ich um Erheben der Stimmkarte. — Darf ich um die Gegen­
probe bitten. - Einige Gegenstimmen. Enthaltungen? - Einige Enthaltungen. Damit ist 
die Empfehlung der Antragskommission angenommen worden. 

Meine Damen und Herren, den Abschnitt B behandeln wir morgen früh. 

Der nächste Abschnitt, der jetzt zu behandeln wäre, ist der Abschnitt C. Ich darf zunächst 
Herrn Walther Leisler Kiep bitten, aus dem Forum zu berichten. 

Darf ich zunächst noch eine Mitteilung durchgeben: Für den Bereich Außenpolitik endet 
die Antragsfrist um 21 Uhr. 

Das Wort hat Herr Kiep. 

Walther Leisler Kiep: Herr Vorsitzender! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Liebe Freunde! Ich habe den Bericht über die Tagung des Forums II, "Für Soziale Markt­
wirtschaft im Dienst des Menschen", zu erstatten. Während dieser Tagung, die heute vor­
mittag stattfand, gab es eine lebhafte Diskussion, bestehend aus 33 Diskussionsbeiträ­
gen, 20 von Gästen, 13 von Delegierten. Sämtliche Gäste, die sich zu Wort gemeldet 
hatten, sind im Verlauf der Diskussion auch zu Wort gekommen. Gerhard Stoltenberg 
hat in diesem Forum, das unter der Leitung unseres Freundes Adolf Müller (Remscheid) 
stand, ein Einleitungsreferat über die Soziale Marktwirtschaft in einer veränderten Ge­
samtsituation gehalten, und auf dieser Grundlage hat sich die erwähnte Diskussion ent­
wickelt. 
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Die zentrale Frage unserer Gäste, unserer Gastdelegierten konzentrierte sich auf folgen­
den Themenbereich: Warum mehr Wohlstand? - Zuviel Priorität für Effel<tivität, zuwenig 
Priorität für Menschlichkeit. - Warum Wachstum? - Was tun wir für unsere Umwelt? 
Die Diskussion führte zur Darstellung der Probleme der 80er Jahre, vor denen wir ge­
meinsam stehen: 1. Beseitigung der Arbeitslosigkeit 2. Erhaltung des sozialen Sicher­
ungssystems, 3. Konsolidierung des Haushalts, 4. Wahrnehmung unserer Verantwortung 
gegenüber der Dritten Welt. Hinzu kommt die große Sorge um die Konzentration in unse­
rer Wirtschaft, die von einigen unserer Gastteilnehmer als ein Prozß bezeichnet wurde, 
der im Grunde genommen in Richtung auf Verstaatlichung führt. 

Die Antworten auf diese Problemstellungen lauteten, daß wir auf angemessenes Wachs­
tum nicht verzichten können und daß vor allem der soziale Friede als wichtige Rahmen­
bedingung für die Bewältigung der wirtschaftlichen Veränderungen, die vor uns liegen, 
unter allen Umständen erhalten werden muß. Dies stelle uns im Forum und stellt uns 
heute hier im Plenum des Parteitags vor eine Grundsatzentscheidung, vor eine Weich­
enstellung für unsere zukünftige Wirtschaftspolitik. Wir haben uns nämlich zwischen 
zwei grundsätzlichen Positionen zu entscheiden: 

Wollen wir uns mehr der pessimistischen Grundstimmung anschließen, daß erstens ein 
geringeres Wachstum, zweitens eine stärkere Produktivitätsentwicklung und damit 
höhere Arbeitslosigkeit sowie drittens eine demographische Entwicklung, die diese Ar­
beitslosigkeit verstärkt, auf uns zukommen, und wollen wir daraus die Konsequenz 
ziehen, unsere Aufmerksamkeit und unsere Politik auf die Verwaltung des Mangels zu 
konzentrieren, also die Antwort geben, die unsere politischen Gegner auf diese Problem­
stellung geben werden und eigentlich schon gegeben haben? Wenn wir uns dieser Ant­
wort anschlössen, würde das bedeuten, daß wir den Abbau sozialer Sicherheit eine ge­
ringere Zurverfügungstellung von Energie und eine wesentliche Schwächung unserer 
Fähigkeit zur internationalen Solidarität in Kauf nehmen müßten. 

Die Alternative zu dieser pessimistischen Grundannahme — nämlich Verwaltung des 
Mangels - heißt für uns, die Chancen, die in einem strukturellen Wandel liegen, zu 
nutzen oder, anders ausgedrückt uns die optimistische Perspektive zu eigen zu 
machen, die von der Überzeugung ausgeht - und auch das kam heute zum Ausdruck -, 
daß es keine Krise unserer sozial verpflichteten Marktwirtschaft gibt sondern daß, wenn 
es eine Krise gibt dies nur eine Krise des Willens sein kann, vorhandene Energien und 
Kräfte zu mobilisieren und freizusetzen. 

Als Beispiel für die Chancen, die in der vor uns liegenden Entwicklung vorhanden sind, 
wurde von Gerhard Stoltenberg in seiner Einführungsrede auf ein Energieinvestition­
sprogramm hingewiesen, das uns in den nächsten 25 Jahren Investitionsbeträge in der 
Gesamtgrößenordnung von 800 Milliarden DM ermöglicht Als zweites Beispiel wurde 
auf die großen Chancen hingewiesen, die uns der Wohnungsbau bietet wenn wir diese 
Gelegenheit nur ergreifen, und zwar einmal dadurch, daß wir durch steuerliche Maßnah­
men und durch Veränderungen des Mietrechts die Attraktivität für Investitionen im Wo-
hungsbau erhöhen, und zweitens dadurch - das ist auch Gegenstand eines Antrags, 
über den nachher noch beschlossen werden muß -, daß wir die Chance nutzen, die 
darin liegt daß viele Menschen in unserem Land nach Erfüllung vieler materieller 
Wünsche heute mit besonderer Intensität den Erwerb eines Eigenheims oder einer Ei­
gentumswohnung anstreben. Hierzu brauchen wir die Gewährung von Erleichterungen 
für die Schaffung von Wohnungseigentum. 
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Wenn wir uns dieser optimistisclien Alternative zuwenden, dann ergibt sich daraus ein 
objektiver Handlungsbedarf, dem wir uns stellen müssen und dem wir nicht ausweichen 
dürfen: Es geht um die Verbesserung der Rahmenbedingungen für die wirtschaftliche 
Situation in den 80er Jahren, und zwar erstens um die Senl<ung des Staatsanteils — in 
behutsamer Weise und mit Augenmaß -, damit also um die Haushaltskonsolidierung, 
und zweitens um die Förderung von Investitionen, indem wir zusätzliche Anreize für Leis­
tung bereitstellen. 

Das bedeutet erstens, daß wir im Unternehmensbereich die Möglichkeiten verbessern 
müssen, wieder Gewinne zu erwirtschaften. 

Das heißt, daß wir die Wettbewerbsbedingungen im europäischen Vergleich verbessern 
müssen, die heute so aussehen, daß die Gewinnbesteuerung zusammen mit den Ab­
schreibungsmöglichkeiten die Gewinne unserer Unternehmen bei uns in der Bundesre­
publik Deutschland stärker als in irgendeinem vergleichbaren Wettbewerbsland im 
Westen belastet. Die Gesamtbelastung auf voll reinvestierte Gewinne in der Bundesre­
publik Deutschland betrifft nach Steuern und Abschreibung 19 %. Wir liegen hier an der 
Spitze. 

Zweitens bedeutet das, daß wir die gewinnunabhängigen Steuern dadurch abbauen, 
daß wir das Verhältnis zwischen direkten und indirekten Steuern in den kommenden 
Jahren parallel zur Konsolidierung der Staatsfinanzen einander angleichen. Für den Be­
reich des Arbeitnehmers bedeutet diese Verbesserung der Rahmenbedingungen eine 
konsequente Verringerung der Steuer- und Abgabenlast um einen Zustand herbeizufüh­
ren, bei dem zusätzliche Leistung wieder belohnt wird. Das bedeutet ganz konkret, daß 
derjenige, der mehr leistet, auch mehr erhält als derjenige, der weniger leistet Ohne 
diese Leistungsbelohnung, meine Freunde, sahen wir auch in der Diskussion heute 
keine Chance, das weitere Abwandern von an sich Leistungsbereiten in den Bereich der 
Schwarzarbeitoder der Untergrundwirtschaft zu verhindern. 

Besondere Sorge wurde in unserem Forum von unseren Gastdelegierten zur Frage der 
Verbesserung der Rahmenbedingungen für unsere mittelständische Wirtschaft geäu­
ßert Die mittelständische Wirtschaft die in zunehmendem Maße die Kräfte zur Erneue­
rung, zur Anpassung, mit anderen Worten das Innovations- und Kreativitätspotential in 
unserer Wirtschaft heute behalten muß, das wir in den kommenden Jahren dringend 
brauchen, ist durch die Entwicklung der Rahmenbedingungen in besondere Schwierig­
keiten geraten. Deshalb besteht der Wunsch, dafür zu sorgen, daß die Rahmenbeding­
ungen für die mittelständische Wirtschaft durch Abbau von Bürokratie und übermäßiger 
Reglementierung Vorrang haben. 

Erlauben Sie mir zum Schluß dieses sehr knapp gefaßten Berichts, über den wir im 
Laufe unserer jetzigen Debatte hinsichtlich der grundsätzlichen Weichenstellung ent­
scheiden müssen, darauf hinzuweisen, daß es sehr viele Diskussionsbeiträge gab, die 
uns veranlassen sollten, auch zu überlegen, wie wir in Zukunft unsere Vorstellungen von 
sozialverpflichteter Marktwirtschaft und Wirtschaftspolitik vermitteln und darstellen. Wir 
hatten in der Diskussion heute den Eindruck, daß uns in diesem Bereich eine ähnliche ' 
Gefahr droht wie sie heute nachmittag in der Friedensdiskussion zum Ausdruck kam, 
nämlich daß wir durch eine zu starke Konzentration auf Fachvokabeln, auf technische 
Ausdrücke, auf Marktmechanismen den Eindruck erwecken, als ob für uns Wirtschaft­
spolitik Selbstzweck und nicht Mittel zum Zweck sei. 
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Deshalb möchte ich zum Schluß auf folgenden Punkt hinweisen. Es scheint mir darauf 
anzukommen, daß wir gerade auch der jungen Generation klarmachen, daß unsere Bun­
desrepublik Deutschland und die sozialverpflichtete Marktwirtschaft nicht äußere Abzei-
'chen einer Einrichtung sind, die Selbstzweck ist, oder, anders ausgedrückt, daß wir kein 
gepanzerter Konsumverein sind, der seine Erfolgserlebnisse ausschließlich von Wach­
stumsziffern und Einkommensverbesserungen ableitet, sondern daß uns diese sozial­
verpflichtete f\/larktwirtschaft in einer einmaligen und nirgendwo sonst erreichten Weise 
die Chance eröffnet, den Verfassungsauftrag zur Abwendung von Not, zur Freiheit von 
Not für alle f̂ ^enschen in unserem Lande in die Tat umzusetzen. Dieser Grundgedanke, 
daß unsere Wirtschaftspolitik Mittel zur Erfüllung eines Verfassungsauftrages ist, wurde 
dadurch unterstrichen, daß verschiedene jüngere Teilnehmer an unserer Diskussion auf 
die Tatsache hingewiesen haben, daß es In unserem Lande noch immer Not gibt 

Die Schlußkonsequenz, die ich aus der heutigen Debatte ziehe, ist, daß uns eine lei­
stungsorientierte und leistungsbelohnende sozialverpflichtete Marktwirtschaft die 
Chance gibt, den Verfassungsauftrag zu erfüllen, und uns die Möglichkeit gibt, insbe­
sondere in denjenigen Teilen unserer Bevölkerung, die des allgemeinen Wohlstands 
noch nicht teilhaftig geworden sind, tatsächlich das Erlebnis von Freiheit von Not zu ver­
mitteln. Der enge Zusammenhang zwischen dieser Möglichkeit und der Erfüllung unse­
rer internationalen Verpflichtungen gegenüber der Dritten und Vierten Welt wurde in 
diesem Zusammenhang gerade von unseren Gastdelegierten immer wieder besonders 
herausgestrichen. Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit 

(Beifall) 

Dr.Jürgen Westphal, Tagungspräsidium: Ich möchte mich für den knappen und 
klaren Bericht bedanken. 

Ich rufe jetzt das Kapitel "Die Soziale Marktwirtschaft erneuern" mit dem Buchstaben C, 
Seite 65 ff., auf. Ich rufe als erstes die allgemeinen Anträge Ziffer C 1 bis C 8 aut C 1 wird 
allerdings bei Ziffer 26 mitbehandelt und C 2 wird wie alle Anträge, die den Umwelt­
schutz betreffen, in einer neuen Ziffer 31 behandelt Jetzt stehen also die Anträge C 3 
bis C 6 zur Beratung an. 

Als erste Wortmeldung zu C 3 hat Herr Weiß das Wort Ihm folgt Herr Dr Hassbach, Lan­
desverband Rheinland. 

Gerald Weiß: Herr Vorsitzender! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Das Thema 
heißt 'Erneuerung der Sozialen Marktwirtschaft". Mit großem Recht haben Stichworte, 
wie Aufhebung der Investitonsblockade, grünes Licht für Energieinvestitionen, grünes 
Licht für neue Medientechniken, weg mit den bürokratischen Hemmnissen und anderes 
mehr in diesem Zusammenhang Eingang in das Programm gefunden; denn wir haben 
in der Tat eine investitionsmäßig begrenzte, produktivitäts- und innovationsmäßig ent­
scheidend gestörte Volkswirtschaft und dies ist nicht eine zufällige Entwicklung, son­
dern die Folge politischer Fehlentscheidungen in den vergangenen elf Jahren. 

Wenn man vom Erneuern der Sozialen Marktwirtschaft spricht — ich meine, daß der 
Antrag des Kreisverbandes Groß-Gerau insoweit in eine Lücke stößt -, dann müssen we­
nigstens auch ein oder zwei Sätze zum Wohnungsmarkt gesagt werden. Wir wissen, 
daß die Koalition, die heute noch in Bonn koaliert die Marktwirtschaft auf dem Woh-
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nungsmarkt im Grunde in Teilbereichen demontiert hat, was entsetzliche Folgen für die 
Versorgung unserer Volkswirtschaft mit Wohnraum angeht. 

(Beifall) 

Wohin sind wir gekommen? Die Nachfrage nach Wohnungen geht nach oben, weil aus 
dem Schülerberg von gestern Wohnungsbedarf von heute geworden ist. Dies ist die 
eine Seite des Marktes. Auf der anderen Seite haben wir unausgefüllte Kapazitäten und 
eine Dauerkrise ohne Ende in der Bauwirtschaft. Das paßt doch nicht zusammen. Die 
Marktwirtschaft war bisher immer in der Lage, Bedarf und Angebot so miteinander zu 
verkoppeln, daß die Versorgung mit Gütern gewährleistet ist. Das klappt nicht mehr, weil 
man in den marktwirtschaftlichen Steuerungsmechanismus eingegriffen und mit einer 
Vielzahl von Gesetzen und administrativen Beschränkungen die Lenkungsfunktion der 
Marktwirtschaft auf diesem elementaren Feld unserer Wirtschaft beseitigt hat. 

Ein Übriges tut dann das Zinsniveau, das durch die extreme Verschuldung der öffentli­
chen Hand nach oben getrieben wird und das es am Ende niemanden mehr möglich 
macht, auf dem Baumarkt zu investieren. 

Ich meine, daß viele der jugendlichen Demonstranten, die nach draußen gehen und -
mit welchen Mitteln auch immer; darüber wäre zu diskutieren — gegen Wohnungsab­
bruch und unzureichende Wohnverhältnisse bei gleichzeitig leerstehenden Häusern 
protestieren, nicht wissen, daß sie in Wahrheit gegen die Demontage der Sozialen 
Marktwirtschaft in der Wohnungswirtschaft - mit verheerenden Folgen, wie eben skiz­
ziert — protestieren. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, der Weg aus der Misere auf dem Wohnungs­
markt von heute führt nur über die volle Wiederherstellung der marktwirtschaftlichen 
Steuerung. Deshalb schließe ich sehr gerne an das an, was Walther Leisler Kiep vorge­
tragen hat Die Investitionsbremsen und die Initiativblockaden auf dem Sektor der Woh­
nungswirtschaft müssen weg. Ein Teilbereich des Problems ist ja mit dem umschrieben, 
was Lothar Späth einmal wie folgt formuliert hat: heutzutage sei es einfacher, sich von 
der eigenen Ehefrau zu trennen als vom eigenen Untermieter. Das macht ja einen Teil 
des Problems deutlich. 

Wir meinen, wenn hierzu im Kapitel "Erneuerung der Marktwirtschaft" nichts gesagt 
würde - und sei es auch nur mit ein, zwei Sätzen, wie in dem Antrag gefordert -, dann 
entstünde in diesem Programm eine Lücke. Deshalb fordert der Antrag, diese Lücke zu 
füllen und der Jugend und mit der Jugend zu sagen, daß wir in der Wohnungswirtschaft 
dringend wieder die Lenkungsfunktion der Sozialen Marktwirtschaft brauchen , — Herzli­
chen Dank. 

(Beifall) 

Dr. Jürgen Westphal, Tagungspräsidium: Danke sehr. 

Meine Damen und Herren, wir haben auch zu diesem Kapitel zahlreiche Anträge vorlie­
gen. Wer unter 5 Minuten spricht und das kann, tut uns allen einen Gefallen, damit wir 
den Parteitag heute so weit bekommen, wie wir das wollen. Jetzt Herr Dr. Haßbach zu C 
5,C6. 
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Dr. Firisdirich HaObach: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Liebe Partei­
freunde! Ich l<ann - und dies war ein Zufall, daß ich nach dem Vorredner jetzt hier 
spreche - seinen Ausführungen aus meiner beruflichen Funktion voll zustimmen. Aber 
das ist nicht der Grund, weshalb ich mich zu Wort gemeldet habe. Es geht vielmehr um 
eine Befürwortung der Anträge C 5 bzw. C 6, die beide auf eine andere Überschrift hin­
wirken wollen. 

Ich halte, meine Damen und Herren, die Überschrift die der Bundesvorstand gewählt 
hat: "Die Soziale tVlarktwirtschaft erneuern" für eine mehr als nur semantische Fehlleis­
tung. Hiermit wird suggeriert, als ob die Soziale Marktwirtschaft für die Schwierigkeiten, 
die wir heute zu verzeichnen haben, verantwortlich zu machen sei und daß sie deshalb 
zu erneuern sei. Dies, meine lieben Parteifreunde, erinnert mich so etwas daran, als ob 
die Soziale Marktwirtschaft ein Reifen wäre, der nun abgefahren sei und erneuert 
werden müsse. Daß der "Pkw" V\/irtschaft heute holpert und sein Gleichgewicht zu verlie­
ren droht, hängt eindeutig damit zusammen, daß ihm zuviel Ballast aufgebürdet worden 
ist und daß die Straßen zu schlecht sind, das heißt die äußeren Rahmenbedingungen, 
auf denen der VJagen Wirtschaft fährt 

Es kann doch nicht angehen, die Soziale Marktwirtschaft zu erneuern. Wir müssen viel­
mehr die Soziale Marktwirtschaft einsetzen. Das kann im Sinne des Antrages des Kreis­
verbandes Northeim geschehen, daß wir sagen "Mit der Sozialen Marktwirtschaft einen 
neuen Anfang wagen". Dies kann auch im Sinne des Vorschlages der Mittelstandsverei­
nigung 'Der Marktwirtschaft eine Chance geben" geschehen. Ich will mich gar nicht auf 
die Formulierung festlegen. Keineswegs darf es aber, meine Damen und Herren, heißen: 
'Die Soziale Marktwirtschaft erneuern". Sie braucht nicht erneuert zu werden, sie 
braucht nur sinnvoll angewendet zu werden, und es müssen die Voraussetzungen in un­
serem Lande geschaffen werden, daß die Soziale Marktwirtschaft greifen kann. - Herzli­
chen Dank. 

(Beifall) 

Dr. Jürgen WesSphal, Tagungspräsidium: Danke schön. Weitere Wortmeldungen 
liegen aus dem Plenum zu diesem Präambel-Kapitel nicht vor. 

Für die Antragskommission hat Herr Dr. Schwarz-Schilling das Wort 

Dr. Christüan Schwars-Schilling, Antragskommission: Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren ! Zunächst zum Antrag C 3! Die Antragskommission hat diesen Antrag mit 
großer Sympathie gesehen. Wir haben in der Neuformulierung der Ziffer 28 die Frage 
der Vollbeschäftigung bzw. des Beitrages, den mittlere und kleinere Unternehmungen 
für die Vollbeschäftigung leisten, berücksichtigt 

Der zweite Teil, der sich mit dem Wohnungsbauprogramm beschäftigt ist in Mannheim 
in ausführlicher Form verabschiedet worden. Es gibt auch entsprechende Anträge der 
Bundestagsfraktion. Es wurde nicht für richtig gehalten, jetzt hierzu noch einmal etwas 
zu sagen, nachdem hier gültige Beschlüsse der Partei vorliegen. 

Dann zu den Anträgen C 5 und C 6. Hierzu hat die Antragskommission die Meinung ver­
treten, daß - so richtig die Überlegungen auch sind, die hier stehen - mit dem Wort "er­
neuern" keineswegs gemeint ist daß die Grundlagen der Sozialen Marktwirtschaft in ir­
gendeiner Weise geändert werden. 
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Wir leben in der Gescliichte, und zu bestimmten Zeitpunkten muß man aucti anerkannte 
Grundsätze wieder mit neuem Leben erfüllen. "Erneuern" heißt keineswegs, die Grundla­
gen verändern, sondern heißt, sie mit neuem Leben versehen, sie wieder lebendig 
machen und auf diese Welse die Soziale Marktwirtschaft bei uns wieder zu einem Gut 
zu machen, was für die Allgemeinheit deutlich wird. Das war die Auffassung der Antrags­
kommission. Wir haben deswegen die Ablehnung der beiden Anträge vorgeschlagen. 

Dr. Jürgen Westphal, Tagungspräsidium: Danke schön. Weitere Wortmeldungen 
liegen nicht vor. 

Ich rufe jetzt zur Beschlußfassung die Empfehlung der Antragskommission auf Seite 65 
und 66 auf. Ich darf diejenigen, die dieser Empfehlung zustimmen wollen, bitten, ihre 
Stimmkarte zu erhegben. - Danke schön. Darf ich um die Gegenprobe bitten. - Danke 
schön. Stimmenthaltungen? 

Ich denke, wir sollten die Abstimmung noch einmal wiederholen. Es war hier vom Präsidi­
umstisch aus nicht ganz klar zu sehen, wo die Mehrheit war Ich darf also noch einmal 
diejenigen bitten, deutlich die Stimmkarte zu erheben, die der Empfehlung der Antrags­
kommission ihre Zustimmung geben wollen. - Danke schön. Darf Ich jetzt um die Ge­
genprobe bitten, vielleicht genau so deutlich. - Nach Meinung des Präsidiums war das 
erste eine allerdings knappe Mehrheit. Meine Damen und Herren, erhebt sich dagegen 
Widerspruch? 

(Zurufe) 

Dann müssen wir auszählen. 

Das Präsidium wird sich noch einmal ein eigenes Bild verschaffen und die Abstimmung 
wiederholen, aber In der Weise, daß diejenigen, die dafür oder dagegen stimmen, sich je­
weils erheben. Darf ich jetzt darum bitten, daß diejenigen, die der Empfehlung der An­
tragskommission zustimmen wollen, sich erheben und gleichzeitig ihre Stimmkarte 
heben. - Danke schön. Bitte setzen Sie sich wieder Jetzt bitte ich diejenigen, die Gegen­
stimmen abgeben wollen, sich ebenfalls zu erheben und Ihre Stimmkarte zu heben. 
Danke schön. Nach Meinung des Präsidiums ist nunmehr klar, daß das erste - also die 
Zustimmung zu den Empfehlungen der Antragskommission - einwandfrei die Mehrheit 
erhalten hat. 

Ich rufe jetzt die Ziffer 26 auf. Dazu gehören die Anträge Nr. C 1, C 7 Abs. 1, C 8 bis C 11, 
C 12 außer dem vorletzten Absatz, C 13, C 15 bis C 21, C 22 außer der neuen Ziffer C 26, 
C 23 und C 104. Ich glaube, Sie haben das alle so mitgekriegt. 

(Lachen und Zurufe) 

Die Fundstelle für die Empfehlungen der Antragskommission: Antragsbroschüre, Seite 
67 ff und Initiativantrag C 104. 

Ich darf die Debatte zu Ziffer C 26 eröffnen. Erste Wortmeldung: Herr Professor Zeitel. 

Prof. Dr. Gerhard Zeitel: Herr Präsident! Liebe Parteifreunde! Ich möchte an die Be­
merkung des letzten Diskussionsredners anknüpfen und eine Interpretation, eine Klar-
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Stellung vornehmen. Ich meine, das ist erforderlich. Wir wollen keine neuartige, keine an­
dersartige, sondern wir wollen die Soziale Marktwirtschaft, mit der wir die größte Freiheit 
und Wohlfahrt in unserer Geschichte erlangt haben. Das sollte klargestellt werden, 
damit keine Mißverständnisse im Zusammenhang mit dieser Überschrift entstehen. 

Der zweite Punkt, der mich zu einer Bemerkung veranlaßt, berührt die zentrale Frage des 
wirtschaftlichen Wachstums. Es gibt eine sehr populäre Diskussion, nach der dieses 
Wachstum nicht mehr zu realisieren, nicht mehr nötig sei. Für meinen Geschmack ent­
hält der Leitantrag hinsichtlich dieser Frage zu resignative Grundformulierungen. 

(Vereinzelter Beifall) 

Meine Damen und Herren, wir sollten uns gegenüber den anderen unterscheiden. Eine 
der Unterscheidungen, die wir auch deutlich zum Ausdruck bringen sollten, ist die, daß 
wir ein wirtschaftliches Wachstum nicht auf Grund eines Wachstumsfetischismus 
wollen, sondern wir wollen wirtschaftliches Wachstum, um die Arbeitslosen von der 
Straße zu bringen. 

Wir wollen wirtschaftliches Wachstum, um die Staatsfinanzen zu konsolidieren; denn 
mit dem Rotstift allein ist es nicht zu machen. Wir wollen wirtschaftliches Wachstum, 
weil wir neue Technologien zur Sicheung der internationalen Wettbewerbsfähigkeit 
brauchen, die sehr viel Geld kosten. Wir wollen wirtschaftliches Wachstum wegen der 
notwendigen Umstrukturierung und der langfristigen Sicherung unserer Arbeitsplätze. 
Wir wollen wirtschaftliches Wachstum, weil es auch in unserem Lande noch sozial Hilfs­
bedürftige gibt, die wir unterstützen wollen. Wir wollen wirtschaftliches Wachstum aber 
vor allem auch, um unseren Beitrag für die Hungernden und Notleidenden in der Dritten 
Welt zu leisten. Wir wollen wirtschaftliches Wachstum, um die Lösung der Umweltpro­
bleme zu finanzieren. 

Aus all diesen Gründen sind wir für wirtschaftliches Wachstum im Unterschied zu ander­
en, die meinen, sie könnten die Wirtschaft gesundschrumpfen. Ich meine, wir sollten uns 
nicht auf einen Kurs der Resignation begeben, sondern den Eindruck festigen, daß wir 
imstande, in der Lage sind, wieder mehr Dynamik und Dampf in die Wirtschaft zu brin­
gen, was Grundvoraussetzung ist, um die wesentlichen Schwierigkeiten zu überwinden, 
die jetzt zu verzeichnen sind. Wir sollten nicht den Weg der Sozialisten gehen, die uns 
empfehlen, sich rückwärts zu bewegen, was die Marktwirtschaft anlangt. Im Augenblick 
sind sie beim Jahr 1978 angelangt. Wir sollten aufpassen, daß sie nicht wieder beim 
Jahr 1970 oder 1960 landen. 

Wir wollen, daß dieses wirtschaftliche Wachstum von der privaten Initiative ausgeht und 
nicht durch staatliche Beschäftigungsprogramme erreicht wird. 

(Beifall) 

Dr. Jürgen Westphal, Tagungspräsidium: Danke schön. Als Mitglied des Präsidiums 
hat jetzt Herr Blüm das Wort. 

Dr. Norbert Blüm: Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich will keine schola­
stische Diskussion beginnen, schon gar nicht abends um 20.30 Uhr. Nur, ich denke, wir 
sollten uns nicht in die Alternative Nullwachstum oder Nur-Wachstum einspannen 
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lassen. Ich bin nicht für Nullwachstum; das halte ich für phantasielos.lch halte allerdings 
eine Politik, die alle Probleme nur mit Wachstum lösen will, für ebenso einfallslos. 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, ein Wachstum von 5 % würde das Sozialprodukt während 
einer Lebensspanne von 70 Jahren - nehmen wir das einmal als normale Lebens­
spanne — um das Zweiunddreißigfache steigern. Wenn wir der jungen Generation 
nichts anderes in die Wiege zu legen hätten als die Hoffnung, daß das Sozialprodukt 
dann, wenn sie sterben würde, 32 mal so hoch sein werde wie heute, könnten wir abdan­
ken, bevor der Kampf um die Zustimmung der Jugend zu unserer Politik begonnen hätte. 

(Beifall) 

Wir brauchen wirtschaftliches Wachstum. Aber unser Optimismus kann nicht nur an So­
zialproduktzahlen festgemacht werden. 

(Beifall) 

Dr. Jürgen Westphal, Tagungspräsidium: Danke schön. 

Das Wort hat jetzt Herr Pieroth. Zuvor darf ich aber darauf hinweisen, daß allein zur Ziffer 
26 erfreulicherweise zehn Wortmeldungen vorliegen. 

Elmar Pieroth: Herr Präsident! Liebe Parteifreunde! Ich möchte Norbert Blüm zustim­
men: Wir brauchen weder Nullwachstum noch Nur-Wachstum. Die Politik muß endlich 
wieder dafür sorgen, daß die Menschen ihren Wünschen, Vorstellungen, Plänen, die sich 
auch im wirtschaftlichen Wachstum äußern, nachgehen können. Das ist Aufgabe der 
Politik und nicht mehr. 

Deshalb ist es richtig, daß in Ziffer 26 kritische Fragen gestellt werden: ob die Soziale 
Marktwirtschaft den heutigen Bedürfnissen gerecht wird, ob sie den zukünftigen Anfor­
derungen gewachsen ist. Kritische Fragen zu stellen ist in Ordnung. Nur, mißverständ­
liche Antworten dürfen nicht gegeben werden. 

Schon in der Präambel zu unseren Leitsätzen steht, daß wir voraussichtlich geringere 
Wachstumsraten haben werden. In Ziffer 36 steht sogar, daß wir mit rückläufigen Wach­
stumsraten rechnen müßten. Woher kommt denn der Pessimismus? Wer weiß denn, 
daß es in den nächsten Jahren weniger werden wird? 

In diesem Kongreßgebäude hat im Mai 1973 der Bundeskongreß des DGB stattgefun­
den. Man beklagte damals etwas das, stürmische wirtschaftliche Wachstum, stellte fest, 
daß in den nächsten Jahren nichts so^sehr fehlen werde wie Arbeitskräfte, und rechnete 
deshalb für 1980 sechs Millionen Gastarbeiter hoch. Ein halbes Jahr später hatten wir 
die Ölkrise, und wieder ein halbes Jahr später prognostizierten wir eine fvlillion Arbeitslo­
se. 

Ich warne davor, Politik voreilig an Prognosen auszurichten. Prognosen sind hochge­
rechnete Gegenwart und nicht mehr. Wir sind der Zukunft doch nicht hilflos ausgeliefert 
Politik ist nicht das Starren auf Prognosen, sondern das Gestalten von Realität. Dazu 
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haben wir Chancen. Wer die Soziale Marktwirtschaft aber mißbraucht und l'ähnat, gestal­
tet nicht. Er braucht sich über die Folgen seiner Mißwirtschaft nicht zu wundern. 

Wer sagt die Soziale Marktwirtschaft sei für die 50er Jahre geeignet gewesen, da sei 
eben etwas zu tun gewesen, muß sich sagen lassen, wenn er heute von der Krise redet: 
Das ist nicht die Krise der Sozialen Marktwirtschaft Ludwig Erhards, sondern das ist die 
Krise derer, die Ludwig Erhards Soziale Marktwirtschaft nicht richtig anwenden wollen 
oder nicht richtig anwenden können oder wegen ihres linken Flügels nicht richtig an­
wenden dürfen. 

(Vereinzelter Beifall) 

Sie haben auch die Verantwortung für die Arbeitslosigkeit zu übernehmen. 

Die Wahrheit ist: Ludwig Erhard hat die Grundlagen für unseren wirtschaftlichen Auf­
schwung gelegt, als die Sozialdemokraten nichts anderes anzubieten hatten als Bezugs­
scheine und Bewirtschaftung. Seine einfachen Wahrheiten müssen auch heute gelten. 
Wir brauchen heute keine Ausreden, warum es die Krise gebe, sondern wir brauchen 
Auswege aus der Krise. Lassen wir uns deshalb doch nicht von dem Pessimismus, von 
diesem Virus anstecken. Was den Sozialdemokraten als Ausrede dient, ist für die Christ­
demokraten Chance, Herausforderung und Aufgabe, die wir bewältigen werden. 

(Vereinzelter Beifall) 

Wachstumspessimismus wäre nur berechtigt, wenn es keine Probleme mehr gäbe, 
wenn es nichts mehr zu tun gäbe. Doch das Gegenteil ist der Fall. Wir stehen vor enor­
men Herausforderungen, die mehr Anstrengungen, mehr Ideen und mehr Arbeit erfor­
dern: die Energievorsorge, die Umweltsicherung, die Überwindung der neuen Woh­
nungsnot die internationale Solidarität der Kampf gegen den Hunger in der Dritten Welt 

Wenn wir diese Herausfordrung endlich richtig anpacken, kostet das Arbeit und führt 
nicht etwa zu Arbeitszeitverkürzung. Das bringt dann im Ergebnis auch wirtschaftliches 
Wachstum, und zwar von den Menschen akzeptiert; denn sie wollen, daß die Probleme 
endlich gelöst werden. Wir werden es besser machen können als die anderen. Dann 
sollten wir auch den Mut haben, das auszudrücken und nicht im Pessimismus zu verhar­
ren. . 

(Beifall) 

Äcäolf Müller, Tagungspräsidium: Das Wort hat der Delegierte Pinger, Rheinland. Ihm 
folgt der Delegierte Elmar Kolb, Baden-Württemberg. 

Pro*. Dr. Winfried PInger: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Norbert Blüm 
hat eben darauf hingewiesen, wir sollten uns nicht in die Alternative Nur-Wachstum oder 
Nullwachstum begeben. Ich halte das für richtig. Aber es darf auch nicht heißen: weniger 
Wachstum, sondern wenn eine Kurzformel verwandt wird, muß sie lauten: mehr Wachs­
tum, und zwar deshalb, weil wir Arbeitsplätze schaffen müssen. Wirtschaftliches Wachs­
tum ist aber auch deshalb erforderlich - darauf ist spwohl eben als auch heute morgen 
im Forum hingewiesen worden -, um Hunger und Elend in der Dritten Welt zu beseitigen 
bzw. zu lindern. Dazu gibt es konkrete Zahlen. 

Wir hatten in den 70er Jahren ein Wachstum hier in der Bundesrepublik im Schnitt 
von 2,7 %, in Westeuropa waren es 2,8 %. Die Weltbank hat in ihrem jüngsten Welt-
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entwicklungsbericht festgestellt, daß, wenn wir bis zum Jahre 1990 weniger Wachs­
tum als in den 70er Jahren haben, z.B. 2,4 %, es dann darum geht, ob 220 Millionen 
Menschen in der Dritten Welt in absoluter Armut leben oder nicht. Die Alternative ist 
ein Wachstum von 3,3 % - nach einer günstigen Prognose der Weltbank - oder von 
2,4 % - nach der ungünstigen Prognose. Das heißt, wie gesagt, daß dann 220 Millio­
nen Menschen in der Dritten Welt in absoluter Armut leben, Hunger haben, die ärzt­
liche Versorgung nicht bekommen, die sie brauchen.Das, meine ich, mi.'i.<̂ sen wir den 
Jüngeren sagen, die da nach dem Sinn des Wachstums fragen. 

Wir brauchen mehr Wachstum. Wir brauchen es für uns, und wir brauchen dieses 
Wachstum für die Dritte Welt. 

Wir hatten in den 60er Jahren ein Wachstum von 4,7 %. Da hatten wir keine Arbeitslosig­
keit. In den 70er Jahren hatten wir 2,7 % Wachstum. Das war zuwenig Wachstum. Hoffen 
wir und strengen wir uns an, daß wir die Wachtumsgrundlagen freilegen, damit wir mehr 
Wachstum haben! 

(Beifall) 

Adolf Müller, Tagungspräsidium: Das Wort hat Elmar Kolb. Ich darf bei dieser Gelegen­
heit noch einmal darum bitten, sich möglichst kurz zu fassen, damit wir heute nacht 
noch möglichst viele Anträge behandeln können. 

Elmar Kolb: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Wenn heute die Diskussion dar­
über geführt wird, ob wir die Soziale Marktwirtschaft erneuern können, dann muß ich 
fragen: Warum haben wir sie nicht konsequent angewandt? Wo sind eigentlich diejeni­
gen, die neue Beglückungen unter das Volk geworfen haben und dann anschließend 
nicht bereit waren, das über Steuern zusätzlich zu kassieren? Wo sind die Tarifpartner, 
die nicht willens waren, wenn sie zusätzliche Belastungen gefordert haben, die über die 
Produktivitätsmöglichkeiten hinaus gingen, zuzugeben, daß dies Areitsplätze vernichtet. 
Wir haben dies in den 70er Jahren kräftig mit einer Schuldenlast zugedeckt, in der Hoff­
nung, daß eine nachkommende junge Generation dies bezahlt. 

Nun schauen Sie sich heute einmal an, was diese junge Generation macht! Sie versucht, 
mit einem Studium in eine Position hineinzukommen, wo sie dann zu den Besseren 
gehört. Das hat zum Ergebnis, daß wir im Laufe dieses Jahrzehnts nicht mehr wissen, wo 
wir die Pädagogen, wo wir die Juristen und wo wir die Ärzte unterbringen können. Und 
das kommt alles davon, daß wir nur noch vornehme Arbeiten tun wollen, aber nicht mehr 
echt arbeiten. Es sieht heute so aus, daß 20 Millionen produktiv arbeiten, um 28 Millionen 
zu unterhalten. Dies ist die Situation, lieber Norbert Blüm. 

Wenn wir dann davon sprechen, daß wir dies vielleicht mit Arbeitszeitverkürzungen 
retten können, dann kann ich dazu nur sagen: Es wird für uns schlimm werden, weil die 
Kosten dadurch steigen und wir unsere Produkte dann um so schlechter absetzen 
können. 

Ich bin dafür, daß wir die Soziale Marktwirtschaft konsequent anwenden. Aber wir 
müssen auch einmal fragen, warum wir in diesem Jahr 11 000 Konkurse haben. Wir 
haben diese Konkurse nicht, weil die Unternehmer zu dumm sind, sondern die Konkurse 
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treten größtenteils deshalb ein, weil die Leute die Produkte nicht mehr absetzen können, 
vor allenn im internationalen Wettbewerb. 

Im Antrag C 20 ist gesagt, dann würden die Leute ausgeschwitzt. Nennen wir doch 
Roß und Reiter! Wo werden sie denn ausgeschwitzt? Es war doch vor allem die 
Großindustrie, die sich mit Hilfe der 59er-Regelung in der Rentenversicherung vom 
Personal getrennt hat. Es waren die Betriebe, die mitbestimmt sind, die augenzwin­
kernd zugelassen haben, daß man sich zu Lasten der Solidargemeinschaft vom älte­
ren Personal trennte. 

Das ist die Situation, vor der wir heute stehen. 

Deswegen, meine sehr verehrten Damen und Herren, müssen wir, wenn wir konse­
quent sein wollen und die Soziale Marktwirtschaft nicht nur erneuern, sondern 
wieder anwenden wollen, nein zu Dauersubventionen sagen. Wir müssen nein zu 
nicht finanzierbaren Wohltaten sagen. Und wir müssen vor allem den Mut haben, 
endlich einmal klar und deutlich zu sagen: Wenn die Unabhängigkeit der Tarifpart­
ner dazu führt, daß sie autonom neue Areitsbedingungen, neue Löhne aushandeln, 
dann dürfen sie anschließend nicht nur dem Arbeitgeber den Absatz überlassen und 
nicht dann, wenn die Arbeitsplätze nicht mehr zu halten sind, nach dem Staat als 
Rettungsanker rufen und sagen: Der Staat soll helfen; denn vorher haben andere 
versagt Meine Damen und Herren, es ist konsequente Soziale Marktwirtschaft, daß 
diejenigen, die ein Übel verursachen, dieses Übel auch anschließend beseitigen 
müssen. — Danke. 

(Beifall) 

Adolf Müller, Tagungspräsidium: Das Wort hat Peter Jungen, Rheinland. 

Peter Jungen: Meine Damen und Herren! Ich möchte zu einem ganz konkreten Punkt 
der Ziffer 26 sprechen. Es geht mir um den letzten Satz der Ziffer 26, den ich nach dem 
Verlauf der gestrigen und insbesondere der heutigen Diskussion mit den Jugendlichen 
eigentlich nur noch für ein Mißverständnis halten kann. Das ist möglicherweise bei der 
Antragskommission übersehen worden. 

Ich schlage deshalb hier vor, daß dieser letzte Halbsatz der Ziffer 26 ersatzlos gestri­
chen wird. Er lautet: 

... und daß., (die Jugend) sich auch in Zukunft auf einen leistungsfähigen Staat verlas­
sen (kann). 

Meine Damen und Herren, ich möchte das kurz begründen. Wir haben heute morgen 
ausführlich insbesondere über die ethischen Grundlagen der Sozialen Marktwirtschaft 
diskutiert Ich will das jetzt hier nicht wiederholen, ein großer Teil von Ihnen war bei der 
Diskussion dabei. Aber diese Diskussion hat eines deutlich gemacht: daß die Soziale 
Marktwirtschaft eine Ordnung ist, die für junge Menschen sehr viel attraktiver sein kann 
als der bürokratische Sozialismus, den sie jetzt seit mehr als zehn Jahren in der Bundes-, 
republik erlebt haben. Manche Formen alternativen Lebens, die wir in der Bundesrepu­
blik heute haben, sind bei genauerem Hinsehen vielleicht dem Grundgedanken der Ge­
sellschaftsordnung der Sozialen Marktwirtschaft näher, als wir das vielleicht glauben 
mögen. 
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Ich will nur an den Wunsch vieler junger Leute erinnern, mehr Selbständigkeit zu haben, 
mehr über ihre eigenen Bedürfnisse und Aufgaben entscheiden zu können. Die Vorstell­
ungen, die sie vom Leben haben, unterscheiden sich sehr von der verwalteten Gesell­
schaft, die sie vor allen Dingen in den letzten zehn Jahren kennengelernt haben. Ich will 
damit nicht behaupten, daß das alles schon potentielle Selbständige seien, aber es sind 
eine ganze Reihe von denen dabei, die beispielsweise einen alternativen Kraftfahrzeu­
gladen oder einen alternativen Tabakladen haben. Die sind möglicherweise von den Ge­
danken, die bei uns im Mittelstand und bei den Selbständigen vertreten werden, gar 
nicht weit entfernt. 

Ich meine, daß es gar nicht so sehr darum geht, die Soziale Marktwirtschaft zu ändern, 
sondern vor allen Dingen darum, ein Versäumnis nachzuholen, das wir uns deutlich vor­
zuwerfen haben. Es ist das Versäumnis, daß wir nicht deutlich genug gemacht haben, 
daß die Soziale Marktwirtschaft eine Gesellschaftsordnung ist, die über den reinen Öko­
nomismus hinausgeht, daß sie eine Gesellschaftsordnung ist, die eine ethische Grundla­
ge hat, die für junge Menschen heute sicherlich attraktiv sein kann. 

Wir haben vielleicht zugelassen, daß Wachstum als ein Selbstzweck und Gewinne als 
eine reine Privatsache angesehen worden sind und nicht als Grundlage, als Bestandteile 
dieser Gesellschaftsordnung. Die Marktwirtschaft kann natürlich ohne Wachstum über­
leben, aber es ist die Frage, ob die Gesellschaftsordnung dies schaffen kann. 

Ich meine deshalb, meine Damen und Herren, daß dieser Parteitag ein Aufbruch sein 
sollte, der jungen Leuten deutlich macht, was Soziale Marktwirtschaft ist, und daß wir 
von hier mitnehmen sollten, daß unsere primäre Aufgabe nicht ist, sie zu überprüfen, son­
dern sie offensiv draußen zu vertreten. In dem Sinne kann die Soziale Marktwirtschaft 
wirklich die Alternative für Jugendliche sein, die in den letzten zehn Jahren etwas ken­
nengelernt haben, gegen das Ludwig Erhard damals ganz entschieden und mit großem 
Erfolg angetreten ist 

Ich wäre dankbar, wenn Sie mir in dem Sinne zustimmten, den letzten Halbsatz zu strei­
chen. Wir sollten den Jugendlichen nicht sagen, daß sie sich auf einen leistungsfähigen 
Staat verlassen können müssen, sondern wir sollten ihnen sagen, wo sie dazu beitragen 
können, einen leistungsfähigen Staat zu erhalten, der sowohl die Probleme, die wir 
haben, lösen wie auch der internationalen Verantwortung der Bundesrepublik gegen­
über der Dritten Welt gerecht werden kann. - Ich danke Ihnen. 

(Beifall) 

Adolf Müller, Tagungspräsidium: Ich darauf aufmerksam machen, Herr Jungen, daß 
hierzu kein Initiativantrag vorliegt. 

Das Wort hat Matthias Florsheimer, Hessen. 

Matthias Florsheimer: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Die Jugend er­
wartet von uns klare Aussagen auf ihre Fragen nach der Zukunft, und sie erwartet, daß 
wir diese Aussagen begründen. Das ist gerade auf diesem Parteitag deutlich geworden. 
Ein sehr wesentliches Problem auf dem Weg in die Zukunft ist die Frage nach dem wirt­
schaftlichen Wachstum. Wir wollen es, und wir brauchen es. Darin sind wir uns einig. 
Aber dann müssen wir das auch in unseren Antrag schreiben. 
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Im Leitantrag des Bundesvorstandes kommt dies nur ganz unterschwellig zum Ausdruck 
- im Gegensatz zu den Redebeiträgen von eben. Die Antragskommission hat den zwei­
ten und dritten Absatz des Antrages C 15 des Kreisverbandes Groß-Gerau berücksich­
tigt. Der erste Absatz wurde hingegen nicht berücksichtigt. In diesem ersten Absatz wird 
aber ganz klar ausgedrückt, daß wir uns zum wirtschaftlichen Wachstum bekennen, und 
es wird auch eine Begründung gegeben. Wir bitten den Parteitag um Annahme des 
ersten Absatzes des Antrages C 15. 

(Beifall) 

Adolf Müller, Tagungspräsidium: Das Wort hat Herr Hauser, Krefeld. 

Mansheinz Hauser, IXrefeld: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Walther Leis­
ler Kiep hat heute im Rahmen der Berichterstattung über das Forum II gesagt, daß es in 
der Aussprache ganz wesentlich um Grundsatzentscheidungen für unsere Wirtschaft 
gegangen sei. Wenn wir uns darin einig sind, daß diese marktwirtschaftliche Ordnung 
auf Zukunft nur Bestand haben kann, wenn wir einen leistungsfähigen Mittelstand 
haben, so scheint es mir wichtig zu sein, daß wir in diesem Zusammenhang auch deut­
lich machen - gerade weil das Thema des gesamten Parteitages auf die junge Genera­
tion ausgerichtet ist -, daß eine der entscheidenden Zukunftschancen für die junge Ge­
neration auch in der Möglichkeit liegt, sich als mittelständischer Unternehmer selbstän­
dig zu machen. Diese Möglichkeit muß in diesem Antrag Ausdruck finden. Die Mittel­
standsvereinigung hat den Antrag C 23 formuliert, von dem wichtige Punkte, wie die An­
tragskommission richtig sagt, in die neue Fassung eingebaut worden sind. Der letzte 
Antrag dieses Absatzes C 23 ist für uns unverzichtbar, weil wir deutlich machen möch­
ten, daß die Frage der Zukunftschancen der jungen Generation mit der Existenz der mit­
telständischen Wirtschaft auf das engste verknüpft ist. Deshalb bitte ich, darüber ab­
stimmen zu lassen, daß der letzte Absatz des Antrages C 23 an die von der Antragskom­
mission empfohlene Fassung angefügt wird. In diesem Zusammenhang möchte ich das, 
was Herr Jungen eben gesagt hat, ausdrücklich unterstreichen. Man könnte dann um so 
mehr auf den letzten Halbsatz der von der Antragskommission zur Annahme vorgeschla­
genen Fassung verzichten, weil durch den angesprochenen Absatz wirklich deutlich 
wird, was wir alle miteinander meinen. Ich bitte um Zustimmung zur Ergänzung der Vorla­
ge der Antragskommission um den letzten Absatz des Antrags C 23. 

Adolf Müller, Tagungspräsidium: Das Wort hat Herr Lothar Späth. 

Lothar Späth: Liebe Freunde! Ich kann es ganz kurz machen. Ich habe vorhin 
gegen die Empfehlung der Antragskommission gestimmt, weil ich ein bißchen Sorge 
hatte, wie der Passus betreffend die Frage der Erneuerung begriffen wird. Wenn wir 
dieses aber schon so festgelegt haben, dann sollten wir, wie ich meine, den Hinweis 
auf das, was in dem Antrag aus Baden-Württemberg steht, ebenfalls übernehmen. 
Ich bin bereit, zur Verkürzung vorzuschlagen, daß jener Satz aus dem dritten Absatz 
das Antrages C 9 nach Maßgabe der Antragskommission redaktionell eingefügt 
wird, wo wir uns auf den Begriff der Sozialen Marktwirtschaft nach Müller-Armack 
und seine ethische Fundierung beziehen. Führen wir uns noch einmal die Rede von 
Gerhard Stoltenberg und unsere Diskussion mit der jungen Generation vor Augen. 
Wir wollen immer begründen, daß die Soziale Marktwirtschaft ein ethisches und so­
ziales Prinzip ist, nicht aber ein Wachstumsprinzip. Ich halte die Diskussion über 5 % 
Wachstum, welche wir nicht erreichen, oder über Minuswachstum und all dies für re-
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lativ wenig bedeutend. Entscheidender ist, daß wir ein Wettbewerbs-, Markt- und Ge­
sellschaftssystem haben wollen, in dem Soziale Marktwirtschaft die Folge einer gei­
stigen Grundhaltung zur Gesellschaft ist. Wir sollten die Kontinuität der Erhardschen 
Konzeption dadurch sicherstellen, daß wir, wenn wir die Marktwirtschaft schon er­
neuern, auch sagen, daß sie auf den ethischen Prinzipien aufgebaut ist, die Erhard, 
Müller-Armack und andere entwickelt haben. Deshalb beantrage ich, daß jener Satz 
aus dem dritten Absatz des Antrages C 9 aus Baden-Württemberg zusätzlich aufge­
nommen wird. Das wäre die einfachste Form, um das Gewünschte zu erreichen. 

(Beifall) 

Adolf Müller, Tagungspräsidium: Das Wort hat Alfons Maurer. 

(Zuruf: Maurer verzichtet!) 

Dann hat jetzt Hansjürgen Doss, Rheinland-Pfalz, das Wort. 

Hansjürgen Doss: Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Zuge­
geben, der Dialog mit den jungen Menschen, mit unseren Jugendlichen über Soziale 
Marktwirtschaft ist schwierig. Was interessiert sie daran? Die Lösung unserer wirt­
schaftlichen Probleme von morgen ist eine sehr trockene Materie. Hansheinz 
Hauser hat hier schon ausgeführt: Die Zukunftschancen, Freiheit durch eine soziale, 
durch eine liberale Marktwirtschaft zu schaffen — dies ist es, worüber wir, wie ich 
meine, einen Dialog führen können und auch sehr gut bestehen können. Ich meine 
deshalb, es muß auch für die jungen Leute von Interesse sein, ob sie morgen die 
Wahlmöglichkeiten erhalten können, ob wir ihnen bieten können, daß sie zwischen 
Selbständigkeit und abhängiger Beschäftigung wählen können. Ich glaube, daß dies 
eine faszinierende Perspektive ist, die wir anbieten sollten. Wir sollten also den 
Dialog führen, zugleich aber darauf achten, was wir den jungen Leuten anbieten. Es 
ist nicht damit getan, zu sagen: Mach dich selbständig; dann hast du anschließend 
eine wirklich zukunftsträchtige Basis, um deine Familie zu ernähren. - Ich muß viel­
mehr auch prüfen, was ich anbiete. Wenn heute 66 % unserer Selbständigen mehr 
als 70 Stunden in der Woche arbeiten, muß ich mich fragen, ob wir uns nicht einmal 
drüber unterhalten müßten, wie es in den kleinen und mittleren Betrieben aussieht. 
Wir müssen uns fragen, ob wir die Selbständigkeit unter diesen Bedingungen erhal­
ten können. Wir müssen uns einmal ernsthaft darüber unterhalten, ob sich die Zu­
kunftschancen der jungen Generation nicht bereits dadurch erledigen, daß wir das, 
was wir anbieten, im Grunde genommen faktisch bereits zerstört haben oder es be­
reits zugelassen haben, daß es soweit gekommen ist. Insofern muß diese Diskussion 
geführt werden. 

Ein zweiter kurzer Hinweis: die Lage der freien Berufe. Was sind freie Berufe? Es ist 
immer von der Chance die Rede, sich als Freiberufler selbständig zu machen und 
möglichst viel Geld zu verdienen. Nach dem, was wir an Zahlen vorliegen haben, ist 
letztere Möglichkeit nur noch begrenzt gegeben. Brauchen wir die freien Berufe zur 
Erhaltung unserer Freiheit? Ich meine, ja. Die freien Berufe sind der unabhängige 
Anwalt der Bürger gegenüber einer immer mächtiger werdenden Bürokratie, gegen­
über den großen Konzernen und anderen. Ich meine deshalb, wir müssen den 
jungen Leuten klarmachen, daß Soziale Marktwirtschaft nicht nur Wirtschaftswachs­
tum, nicht nur Daseinsfürsorge für morgen, sondern auch Erhalt ihrer bürgerlichen 
Freiheiten bedeutet (Beifall) 
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Adolf Müller, Tagungspräsidium: Das Wort liat Frau Wex, Rheinland. 

Frau Dr. H^elga Wex: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich spreche zu 
Antrag C 21, der sich auf Ziffer 26 bezieht. Die Antragskommission hat empfohlen, 
den letzten Absatz - 'Die Verwirklichung der Sozialen Marktwirtschaft ist auf Part­
nerschaft angewiesen ..." - nicht aufzunehmen. Wir sind der Meinung, daß dies zu 
prinzipiellen Aussagen über die Soziale Marktwirtschaft gehört. Wir haben heute bei 
der Diskussion über die Soziale Marktwirtschaft davon gesprochen, daß die Soziale 
Marktwirtschaft wiederbelebt werden muß. Wir sind der Meinung, daß die Soziale 
Markwirtschaft die Kraft hat und haben muß, sich an die veränderten gesellschaftli­
chen Gegebenheiten anzupassen, z.B. durch eine qualitative Arbeitsmarktpolitik. 
Der Fraüenvereinigung kam es in ihrem Antrag auf folgendes an. Wir sind der 
Meinung, daß die Soziale Marktwirtschaft stärker als bisher vom einzelnen Men­
schen her Interpretiert werden muß, z.B. von der Familie, von Vater und Mutter Sozia­
le Marktwirtschaft ist nach unserer Meinung nicht nur ein Ordnungsrahmen, nicht 
nur eine Garantie für die freie Entwicklung der Unternehmen. Sie muß zu einem Mar­
kenzeichen der freien Bürger werden. Wir sind der Meinung, Freiheit muß auch im 
Alltag ertahrbar sein. Deswegen müssen wir dafür sorgen, daß die Soziale Marktwirt­
schaft zum Bestandteil eines freien Lebensgefühls wird. Wir erreichen dies, wenn in­
nerhalb der Sozialen Marktwirtschaft die Werte Solidarität und Subsidiarität auch 
noch einen neuen Glanz erhalten, z.B. durch die Solidarität zwischen den Unterneh­
men und den Familien. 

Dabei muß es möglich sein, daß die Männer und Frauen in Arbeitswelt und Familie 
die gleiche Chance oder die Chance haben, beides miteinander zu verbinden. Es 
geht also um eine größere Entscheidungsfreiheit. 

Wir haben verfolgt, daß die Antragskommission sehr viele von den konkreten Anträ­
gen der Frauenvereinigung aufgenommen hat. Worauf es uns ankommt, ist, daß wie 
bei der Grundsatzdiskussion das Prinzip der Partnerschaft, wie es im Grundsatzpro­
gramm zum Bild des Menschen gehört, auch bei den Prinzipien der Sozialen Markt­
wirtschaft in diesem Antrag seinen Niederschlag findet. - Danke. 

(Beifall) 

Adolf Müller, Tagungspräsidium: Das Wort hat Herr Vogt, Rheinland. 

Wolfgang Vogt, Bonn: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Schon im Vorfeld 
dieses Parteitags ist Kritik daran geübt worden, daß hier die Rede davon ist, daß die 
Soziale Marktwirtschaft erneuert werden muß. Ich habe diese Kritik eigentlich nie 
verstanden. Denn, meine Damen und Herren, liebe Parteifreunde, schon Müller-
Armack hat 1947 darauf hingewiesen, daß Soziale Marktwirtschaft kein ein für alle­
mal festgeschriebenes wirtschafts- oder gesellschaftspolitisches Konzept ist, son­
dern ein offenes Programm, ein Programm, das auch in der Lage sein muß, neuen 
Herausforderungen gerecht zu werden. Deshalb und auch mit Blick auf die Politik in 
den letzten zehn Jahren, die doch nicht nach den Prinzipien der Sozialen Marktwirt­
schaft betrieben worden ist, sondern wo die Soziale Marktwirtschaft denaturiert 
worden ist, geht es um die Erneuerung der Sozialen Marktwirtschaft. Deshalb sollte 
dieses Kapitel die Überschrift behalten. 
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Ein zweites. Herr Kollege Jung, ich meine sclion, daß sich die Jugend auch in der Zu-
l<unft auf einen leistungsfähigen Staat verlassen muß. Hier steht doch nicht drin, daß 
die CDU für einen Staat ist, der sich in alles und jedes einmischt, sondern hier steht, 
daß sich die Jugend auf einen leistungsfähigen Staat verlassen muß. Wir wissen 
doch, daß ein Staat nur dann leistungsfähig ist, wenn er sich auf das Wesentliche, 
auf das ihm Eigene konzentriert. Deshalb ist es schon richtig, so zu formulieren, wie 
es zum Schluß der Ziffer 26 steht. 

Herr Kollege Hauser, ich meine schon, daß Selbständigkeit in diesem Programm 
ihren Niederschlag finden soll. Aber bleiben wir doch nicht hinter dem zurück, was 
wir als Christlich Demokratische Union schon verschiedentlich beschlossen haben. 
Zuletzt im wirtschaftspolitischen Programm unserer Partei am 6. September 1979! 
Wir haben damals völlig zu Recht und völlig überzeugend von der Selbständigkeit 
als einem gesellschaftspolitischen Prinzip gesprochen. Das gilt für die formal Selb­
ständigen genauso wie für die formal Unselbständigen. Auch der Arbeiter im Betrieb 
braucht mehr Bereiche der Selbständigkeit. 

Wenn schon eine Erweiterung des Leitantrags gewünscht wird, dann sollte man 
auch an die Selbständigkeit als wirtschaftspolitisches Prinzip denken, wie es im wirt­
schaftspolitischen Programm der CDU formuliert worden ist. 

Die letzte Bemerkung. Wenn ich es richtig begreife, haben wir uns doch auch in der 
'Entstehungsgeschichte dieses Parteitags entschieden mit Sozialer Marktwirtschaft 
zu beschäftigen, aber doch nicht deshalb, weil wir ihr Instrumentarium, die Techni­
ken der Sozialen Marktwirtschaft, hier weit und breit darlegen müßten. Vielmehr 
wollen wir die Soziale Marktwirtschaft doch als ein wirtschafts- und gesellschaftspo­
litisches Leitbild haben und ihre ethische Orientierung und ihre Wertorientierung 
heute in diesem Leitantrag darstellen. Darum geht es. 

Da finde ich es hilfreich, was der Ministerpräsident von Baden-Württemberg vorge­
schlagen hat: aus diesem Antrag die eine Passage zu übernehmen. Aber ich will ihn 
darauf hinweisen, daß wir gerade in der neuen Fassung der Ziffer 26 des Leitantrags 
auf die Wertorientierung der Sozialen Marktwirtschaft im großen Wert gelegt haben. 
Ich würde meinen, daß der Leitantrag mit diesen Veränderungen auch in der Ziffer 
26 überzeugend zum Ausdruck bringt, warum wir diesen Parteitag überhaupt 
machen. 

(Beifall) 

Adolf Müller, Tagunspräsidium: Herr Köppinger, Rheinland. 

Dr. Peter Köppinger, Rheinland: Liebe Parteifreunde! Wenn wir hier von der Er­
neuerung der Sozialen Markwirlschaft sprechen, dann meinen wir nicht Soziale 
Marktwirtschaft irgendwo, sondern in unserem Land. Wer das nach zwölf Jahren so­
zialliberaler Koalition bestreiten wollte, betreibt doch das Geschäft der Koalition. 
Daß die Soziale Marktwirtschaft, also die konkreten Zustände in unserem Land, er­
neuert, geändert werden müssen, weiß unsere Jugend. Deshalb muckt sie zum Teil 
so auf. Das wissen die Arbeitnehmer und auch die Unternehmer. 

Konkret zu Ziffer 26. Ich verstehe eigentlich nicht die Autregung über die Frage: 
Wachstum ja oder nein? Grundsätzlich ist es doch so, daß wir von Erhard und 

171 



Müller-Armack immer gehört haben, daß Soziale l\/larl<twirtschaft keinen Wach­
stumsratenfetischismus predigt, sondern daß es bei der Sozialen Marktwirtschaft 
um zweierlei geht: erstens um die Verbesserung der Lebensbedingungen des ein­
zelnen und zweitens um eine Förderung der Dynamik und der Wachstumsgrundla­
gen unserer Wirtschaft. Genau das finden wir in der Ziffer 26, wie sie die Antrags­
kommission zur Annahme vorschlägt. Das ist auch genau das, was eben Norbert 
Blüm und was Elmar Pieroth gesagt haben. 

In der Ziffer 26 lese ich: Ein Verzicht auf Wirtschaftswachstum bedeutet einen Ver­
lust von Arbeitsplätzen. Weiter lese ich: Ziele unserer Politik sind Vollbeschäftigung 
mit Geldwertstabilität, stetiges Wachstum. Ferner lese ich: Wir wollen eine Politik 
der Förderung der Wachstumsgrundlagen unserer Wirtschaft und Gesellschaft ver­
wirklichen. - Das ist doch genau das, was Erhard und Müller-Armack immer gefor­
dert haben. 

Ich meine deshalb, wir sollten hier kein Schattenboxen veranstalten. Wir sollten die 
Ziffer 26 in der Fassung, wie sie die Antragskommission zur Annahme vorschlägt, 
eventuell ergänzt um das, was Lothar Späth eben vorgeschlagen hat, verabschieden. 

(Beifall) 

ÄdoOlf Mülllsir, Tagungspräsidium: Danke schön. - Das Wort hat der Sprecher der 
Antragskommission, Herr Schwarz-Schilling. 

Or. (SlhiirlsSiaini Schwairz-ScIliillllOllns, Antragskommission: Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich möchte mich zunächst im Namen der Antragskommission 
für die Redner am Anfang bedanken, die gerade die Fragen, die aus der Fassung der 
Antragskommission hervorgehen, in entsprechenderweise unterlegt haben. 

Wenn ich hier auf die Auseinandersetzung über die Frage des Wachstums oder der 
Beschränkung des Wachstum eingehe, dann möchte ich sagen, daß die Antrags­
kommission diese Frage in ihrer Fassung bereits weitgehend auf Seite 68 eingefügt 
hat. Sie lesen auf dieser Seite im unteren Absatz: 

"Ein Verzicht auf Wirtschaftswachstum bedeutet einen Verlust von Arbeitsplätzen 
bis hin zur Massenarbeitslosigkeit...". 

Dann wird im einzelnen beschrieben, was das bedeuten würde. Was hier gesagt 
wurde, ist mit allem Nachdruck zu unterstützen. 

Ich möchte jetzt nacheinander die hier vorgetragenen Anträge behandeln. 

Zunächst einmal zu Antrag C 9, dritter Absatz, Antrag Baden-Württemberg, vorgetra­
gen von Ministerpräsident Späth. Der Antrag steht auf Seite 68. Ich zitiere: 

'Schon die geistigen Wegbereiter der Sozialen Marktwirtschaft haben gefordert, daß 
in einer "Zweiten Phase" unserer Wirtschaftsordnung ... gesellschaftspolitischen 
Konzeption werden müsse". 

Das geht also bis in die erste Zeile der Seite 69. - Die Antragskommission ist der 
Meinung, daß man diese Anregung aufgreifen und in Ziffer 26 einfügen sollte. 
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Antrag C 15, erster Absatz, Antrag von Groß-Gerau. Wir möchten hierzu sagen, daß 
auch hier all das, was im ersten Absatz steht, bereits weitgehend in der Neufassung 
der Ziffer berücksichtigt worden ist. Hier sind insbesondere über den Fortschritt ent­
sprechende Ausführungen gemacht worden. Daher ist die Antragskommission der 
Auffassung, daß dieser erste Absatz schon berücksichtigt wurde. 

Ich komme zu Antrag C 21, letzter Absatz. 

Frau Wex hatte vorgeschlagen, daß auch die Partnerschaft von Mann und Frau, von 
Arbeitswelt und Familie, also der letzte Absatz, aufgenommen werden sollte. Auch 
hier ist die Antragskommission der Auffassung, daß wir dieser Anregung folgen 
können und das noch in die Ziffer 26 aufgenommen werden kann. 

C 23! Das ist der Vorschlag, der hier von den Herren Kollegen Hauser und Kolb vor­
getragen wurde, insbesondere zu dem letzten Absatz, Seite 79, die Möglichkeiten in 
unserem Lande, wieder selbständig zu werden - in verschiedenen Bereichen -
deutlicher hervorzuheben, da dies wichtig ist auch für die künftige Gestaltung von 
Arbeitsplätzen und ähnlichers mehr In der Antragskommission haben wir bereits 
heute nachmittag sehr lange über diesen Punkt gesprochen. Wir sind der Auffas­
sung, daß dieser Punkt tatsächlich in entsprechender Weise in unserem Leitantrag 
zum Ausdruck kommen sollte. 

Die Antragskommission macht den Vorschlag, daß nach der Ziffer 27, wo es gerade 
auch um die Bedeutung von mittleren und kleineren Unternehmen für Vollbeschäfti­
gung und Wachstum geht, ein unersetzlicher Beitrag und die wichtige Möglichkeit, 
Eigenkapitalbildung zu verbessern — das ist auf Seite 80 -, folgender Absatz einge­
fügt wird, der nicht nur die Selbständigkeit im Sinne der Sozialen Martwirtschaft be­
handelt, sondern auch in ihrer gesamten Bedeutung, wie es im Grundsatzprogramm 
und im Wirtschaftspolitischen Programm der CDU vom 16. September 1979 ausge­
drückt worden ist - ich verlese noch einmal den Wortlaut, wie er der Antragskom­
mission vorschwebt -: 

"Die Verwirklichung der Freiheit bedarf der eigenverantwortlichen Lebensge­
staltung nach dem Prinzip der Subsidiarität. Selbständigkeit wird überall in der 
Gesellschaft gebraucht. Im ökonomischen Bereich ist sie unverzichtbar." 

Und jetzt kommt der lezte Absatz des Antrags C 23 der Mittelstandsvereinigung, wie 
er dort steht: "Selbständigkeit wird überall in der Gesellschaft gebraucht". Ich würde 
nur den letzten Satz etwas abändern. Da heißt es dann: "Aufgabe der Union ist es, 
diese Bereitschaft zu stärken". Das wäre eine Einfügung nach Ziffer 27. Damit 
würden die Anträge, die hierzu gestellt worden sind, vorwiegend in positiver Weise 
von der Antragskommission berücksichtigt worden sein. — Ich darf mich bedanken. 

Äcäolf ß^üller, Tagungspräsidium: Meine Damen und Herren, sind Sie damit einver­
standen, daß über die Empfehlungen der Antragskommission insgesamt abgestimmt 
wird? - Ich höre keinen Widerspruch. Die Empfehlungen der Antragskommission 
finden sie auf den Seiten 67 ff. Dazu dann das von Herrn Schwarz-Schilling hier 
mündlich Vorgetragene zu den Anträgen von Herrn Späth, Frau Wex und Herrn 
Hauser 
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Diejenigen, die dieser Empfehlung der Antragskommission folgen, bitte ich um das 
Kartenzeichen. - Vielen Dank. Wer ist dagegen? - 3 Gegenstimmen. Enthaltungen? 
- 2 Enthaltungen. 

Wir kommen jetzt zur Beratung der Ziffer 27 und der dazu vorliegenden Anträge. 
Hierzu gehören die Anträge C 24, C 25 und der Initiativantrag 103. 

Hierzu liegen Wortmeldungen vor Als erster Herr Moltgen. 

Klaus Moltgen: Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Folgt 
man der Empfehlung der Antragskommision zum Antrag C 25, dann heißt das indi­
rekt, daß man auf diesem Parteitag einen Europa-Akzent ablehnt. Es kann aber für 
die Partei, die seit Konrad Adenauer für die europäische Einigung eingetreten ist, 
nicht sinnvoll sein, hier einen europäisch ausgerichteten Antrag abzulehnen. Ich bin 
kein Wirtschaftspolitiker, aber ich meine, man sollte doch in dieser Partei noch 
einmal darauf hinweisen können, daß wir Wirtschaftspolitik nicht wie nur rein natio­
nalökonomisch sehen. 

(Beifall) 

Es ist doch ein Irrsinn, diesen Antrag abzulehnen. Ich verstehe die Antragskommis­
sion nicht, daß sie jetzt, wo unsere Freunde im Europaparlement und wo wir mit der 
Jugend für Europa einstehen, empfiehlt zu sagen: wir machen kleinkariert nationalö­
konomische Politik im Sinne des 19. Jahrhunderts. Das kann ich einfach nicht ver­
stehen, meine Damen und Herren. 

(Beifall) 

Adolf Müller, Tagungspräsidium: Das Wort hat Herr Dr. fVlichel. 

Dr. Hans Werner Michel: Herr Vorsitzender! Liebe Freunde! Ich spreche zu dem Ini-
titiativantrag C 103. Da die Antragskommission schon Wohlwollen signalisiert hat, 
nur ganz kurz: 

Der Grund ist erstens eine unlogische Sprache in dem ursprünglichen Antrag. Diese 
unlogische Sprache hat unlogische Folgerungen nach sich gezogen. Hier dreht es 
sich nicht um die Leistungsbereitschaft und die Investitionsfähigkeit von Arbeitneh­
mern und Arbeitgebern, sondern um bei jeder für sich - Leistungsbereitschaft von 
Arbeitnehmern und Investitionsbereitschatt und -fähigkeit von Unternehmern. 

Ein weiteres. Das ist hier eine falsche Terminologie mit einer falschen Polarisierung. 
Ich habe den Eindruck, wir gehen hier ein klein wenig auf den Leim der Sozialisten 
mit dem klassenkämpferischen Denkschema. Warum denn hier die Polarisierung 
von Arbeitnehmern und Unternehmern? Wir wollen doch die Leistungsfähigkeit 
sämtlicher Bürger, einschließlich der selbständigen und der freiberuflich Tätigen. 
Und richtig ist: wir wollen nicht die Investitionsfähigkeit der Unternehmer als Perso­
nen, sondern der Unternehmungen. Daher der Vorschlag zu schreiben: "Leistungs­
bereitschaft aller arbeitenden Bürger und der Investitionsfähigkeit aller Unternehm­
ungen. Ich bitte um Annahme dieses Antrags - aus Gründen der Logik und der 
Konsequenz. 
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Adolf Müller, Tagungspräsidium; Das Wort hat Herr Hauser! 

Hansheinz Hauser, Krefeld: Herr Präsident! IVleine Damen und Herren! Die Ziffer 
27, die sich mit der Leistungsbereitschaft und der Investitionsfähigkeit befaßt, ist 
nach Ansicht der Mittelstandsvereinigung in diesem Leitantrag der geeignete Platz, 
die Bedeutung der mittelständischen Unternehmen insgesamt stärker, als bisher 
vorgesehen, zu verdeutlichen. Mit der Tatsache, daß 95 Prozent aller Unternehmen 
in der Bundesrepublik mittelständisch strukturiert sind und daß mehr als 60 Prozent 
der Arbeitnehmer in diesen Betrieben ihre Beschäftigung finden, ist, glaube ich, die 
Bedeutung des Mittelstandes hinreichend dargestellt. Im Antrag C 26 haben wir das 
noch einmal deutlich formuliert. 

Die Antragskommission sah sich nicht in der Lage, diesem Antrag ihre Zustimmung 
zu geben und den Wortlaut dieses Antrags als zw/eites Kapitel in die Ziffer 27 aufzu­
nehmen. Ich bitte, darüber noch einmal zu beraten und abzustimmen. Wir sind der 
Meinung, die Bedeutung des Mittelstandes muß hier gerade aus der Sicht der Christ­
lich Demokratischen Union stärker zum Tragen kommen. 

Adolf Müller, Tagungspräsidiurfi: Herr Kollege Hauser, darf ich eben mal unterbre­
chen? Es steht hier ja, daß der Antrag C 26 bei der Ziffer 33 behandelt w/erden soll. 

Hansheinz Hauser, Krefeld: Da gehört er aber gar nicht hin. 

Adolf Müller, Tagungspräsidium: Das empfiehlt die Antragskommisson. 

Hansheinz Hauser, Krefeld: Das kann man natürlich so machen. Aber hier ist von 
der Leistungsbereitschaft, der Investitionsfähigkeit und alledem die Rede. Eigentlich 
gehört das in diese Ziffer. Wenn die Antragskommission das irgendwo anders hin 
verschiebt, so mag das ihre Meinung sein. Aber von der Sache her gehört das in die 
Ziffer 27 hinein, um so mehr - insofern hat die Antragskommission das ja v^ohl auch 
erkannt -, als der letzte Absatz des Antrags C 23, wie Herr Dr. Schwarz-Schilling 
soeben hier vorgeschlagen hat, genau hier ja eingebunden werden soll. Wenn wir 
also hier auf Empfehlung der Antragskommission den letzten Absatz des Antrags C 
23 anhängen, dann würde ich das sehr begrüßen. Dann aber ist es um so notwendi­
ger, vorher auf die Bedeutung des Mittelstandes und seine Funktion in der marktwirt­
schaftlichen Ordnung hinzuweisen. 

Und damit hat man dann den Duktus der Ziffer 27. Deswegen bitte ich, zu überlegen, 
ob.es nicht sinnvoll ist, das hier hineinzuschieben, anstatt es in Ziffer 23 zu bringen. 

Adolf Müller, Tagungspräsidium: Darf ich den Sprecher der Antragskommission 
bitten. 

Dr. Christian Schwarz-Schilling, Antragskommission: Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Zunächst zum Antrag C 25. Wir sind in der Antragskommission einverstan­
den, wenn wir den ersten Satz wie folgt fassen: "Wir treten für einen voll funktionierenden 
Binnenmarkt mit einem ungehinderten Warenverkehr innerhalb der Europäischen Ge­
meinschaft ein." Dann ist das Anliegen hier in entsprechender Weise vertreten. Die übri­
gen Dinge werden sowieso in dem Kapitel "Frieden und Freiheit im Zuge der euro­
päischen Einigung" im einzelnen dargestellt Ich glaube, es ist sinnlos, die Dinge alle 
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noch einmal im Wirtschaftskapitel zu sagen. - Das würde dies in entsprechender Weise 
ermöglichen. Sind Sie damit einverstanden? 

(Zuruf: Ja!) 

Was Herr Hauser zuletzt gesagt hat, wird weifgehend in Ziffer 28 im letzten Absatz auf 
Seite 80 gesagt: "Insbesondere bei l<leinen und mittleren Unternehmen...". Dort geht es 
auch um die "notwendigen Investitionen". 

Ich möchte noch einmal in Korrektur sagen, daß die Anfügung des Kapitels "Selbstän­
digkeit" nicht Ziffer 27, sondern Ziffer 28 war. Das war ein Versehen von mir. Hier kommt 
dann der letzte Absatz hin, den ich bei dem vorigen Kapitel vorgelesen habe. 

Bezüglich des Antrags C 24 zu Ziffer 27 kann ich nur sagen, es mag vielleicht etwas miß­
verständlich formuliert sein, Herr Dr. Michel, aber es liegt uns kein Antrag vor, um hier 
eine entsprechende Änderung vorzunehmen. Man kann auch von der Auffassung aus­
gehen, daß Leistungsbereitschaft und Investitonsfähigkeit gleichermaßen von beiden 
Teilen erwartet wird. 

Ä«aoOV Rflüllof, Tagungspräsidium: Es gibt den Initiativantrag C 103, der ist von der An­
tragskommission zur Annahme empfohlen. 

Dir.GIliiirlstian Schwairs-ScHilillllllng, Antragskommission: Entschuldigen Sie bitte, dieser 
Antrag liegt also doch vor und ist zur Annahme empfohlen. Damit ist das Problem gelbst. 

(Heiterkeit) 

Ädol? Mülteir, Tagungspräsidium: Meine Damen und Herren, ich komme zur Abstim­
mung über die Empfehlungen der Antragskommission unter Berücksichtigung des An­
trages 25 erster Satz. Wer zustimmt, den bitte ich um das Kartenzeichen. - Die Gegen­
probe. - Enthaltungen? - Einstimmig so beschlossen. 

Darf ich bei dieser Gelegenheit, bevor wir eine neue Ziffer aufrufen, eine sehr erfreuliche 
Mitteilung machen. Ich wurde eben davon unterrichtet daß in Salzgitter heute abend die 
CDU mit 42 von 47 Stimmen einen neuen Oberbürgermeister stellt. 

(Beifall) 

Nachdem der SPD-Verlust bei der Kommunalwahl 10,8 % betrug, stellen wir jetzt in Salz­
gitter den Oberbürgermeister. Herzlichen Glückwunsch nach Salzgitter 

(Erneuter Beifall - Zurufe: Zugabe!) 

Wir kommen zu Ziffer 28. Dazu gehören die Anträge C 27 und C 28. Hier soll ebenfalls 
der Antrag 061 behandelt werden. 

Wortmeldungen liegen dazu nicht vor. Darf ich den Sprecher der Antragskommission 
bitten, oder genügt es, wenn Sie die Empfehlungen der Antragskommission aus der Vor­
lage entnehmen? - Das ist der Fall. Dann lasse ich über die Empfehlungen der Antrags­
kommission auf Seite 80 zu Ziffer 28 abstimmen. Wer zustimmt, bitte das Kartenzeichen. 
- Die Gegenprobe. - Enthaltungen? - Einstimmig so beschlossen. 
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Ich rufe Ziffer 29 auf. Hierzu gehören die Anträge C 29 bis C 31. Ich habe eine Wortmel­
dung von Alfons Maurer, Baden-Württemberg. 

Alfons Maurer: Herr Präsident! Meine verehrten Damen! Meine Herren! Ich spreche zu 
Antrag C 30. Die Antragskommission empfiehlt die Annahme des Antrags C 29 mit der 
Erwähnung, daß der Antrag C 30 berücksichtigt sei. Dem ist unter keinen Umständen so. 
Hier sind insgesamt drei wesentliche Merkmale enthalten. Als erstes wollen wir nicht nur 
Großunternehmen privatisieren, wobei ohnehin schon der Begriff zu klären wäre. Es 
geht vielmehr darum, generell und überhaupt zu prüfen, welche staatlichen Unterneh­
men privatisiert werden können und sollen. 

Das Zweite ist die Beteiligung der Arbeitnehmer. Das ist drin. Ich halte das auch für rich­
tig, denn es wäre hier modellhaft möglich, die Beteiligung der Arbeitnehmer am Produk­
tivkapital durchzuziehen. 

Das dritte Element. Wenn staatliche Betriebe nicht privatisiert werden können, dann 
sollte wenigsten Augenmerk darauf gelegt werden, daß sie marktwirtschaftlich geführt 
werden. Wir erleben immer wieder, daß es staatliche Betriebe gibt, die dann den markt­
wirtschaftlichen Betriebenen Konkurrenz machen. Wir können wenigstens erwarten, 
daß die marktwirtschaftlichen Elemente der Kostenkontrolle, der rationellen Mittelver­
wendung usw. berücksichtigt werden. 

Deswegen sind wir der Meinung, die beiden Punkte sind in dem Antrag des Bundesvor­
standes nicht enthalten. Es ist mir schlichtweg unerklärlich, wie die Antragskommission 
zu der Auffassung kommen kann, daß bei der Annahme des Antrags C 29 das Anliegen 
von Baden-Württemberg berücksichtigt wäre. 

(Beifall) 

Adolf Müller, Tagungspräsidium: Ich habe keine weiteren Wortmeldungen. - Der Spre­
cher der Antragskommission, Herr Schwarz-Schilling. 

Dr. Christian Schwarz-Schilling, Antragskommission: Bei der Zeile 'Privatisierung 
von in staatlichem Besitz befindlichem Großunternehmen' sind wir auch der Auffassung, 
daß man das Wort "groß" durchaus streichen und schreiben könnte: 'Die Privatisierung 
von in staatlichem Besitz befindlichen Unternehmen...". Wir sollten aber jetzt nicht im ein­
zelnen dem Antrag C 30 folgen, denn das steht schon im Grundsatzprogramm ganz klar 
drin, daß nach dem Subsidiaritätsprinzip überall dort, wo die kleinere Gruppe in der Lage 
ist, etwas in der Art durchzuführen, sie auch das Vorrecht und die Priorität hat. Ich finde, 
wir sollten uns nicht laufend wiederholen. Die Antragskommission war der Auffassung, 
es dabei zu belassen und daß der Antrag C 31 in der Form, wie er hier steht, abgelehnt 
wird. Ansonsten hätten wir dann die Änderung von 'Großunternehmen" in 'Unternehmen' 
in der Fassung der Antragskommission. 

Adolf Müller, Tagungspräsidium: Danke sehr. - Herr Kollege Späth. 

Lothar Späth: Ich möchte noch einmal energisch dafür plädieren, den Antrag C 30 von 
Baden-Württemberg in der Fassung anzunehmen. Sie können doch nicht morgen bean­
tragen, die Deutsche Bundesbahn zu privatisieren, wobei die Alternative die sein darf, 
wenn nicht privatisiert wird, darf so weiterbetrieben werden wie jetzt. Wir sollten von uns 
aus sagen: Dort, wo Privatisierung möglich wird, wird privatisiert. Das sagt unser Antrag. 
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Dort, wo nicht privatisiert werden kann, müssen mehr wirtschaftliche Elemente in die 
Staatsunternehmen. Das ist doch das Ziel unserer ganzen Politik. 

(Beifall) 

Deshalb verstehe ich nicht, warum wir hier lange herummontieren. Hier geht es nicht um 
Wiederholungen, sondern hier geht es um zwei Prinzipien. Unser Prinzip heißt: Was der 
Private genauso erledigen kann wie der Staat, das macht der Private. 

Was allein der Staat erledigen kann, das muß er im wirtschaftlichen Bereich so weit wie 
irgend möglich nach den Prinzipien der Wirtschaft vollziehen. Deshalb bitte ich ich Sie 
dringend, diesmal der Antragskommission nicht zu folgen, sondern statt dessen den 
Antrag C 30 von Baden-Württemberg anzunehmen. 

(Beifall) 

Adolf Müller, Tagungspräsidium: Trotzdem muß ich zunächst über die Empfehlung der 
Antragskommission abstimmen lassen. Diese Empfehlung steht auf S. 80. Außerdem 
haben Sie die mündlichen Erläuterungen von Herrn Schwarz-Schilling gehört. 

Wer der Empfehlung der Antragskommission folgen will, den bitte ich um das Kartenzei­
chen. — Danke. Die Gegenprobe! — Diese Empfehlung der Antragskommission ist 
abgelehnt. 

(Zustimmung) 

Dann komme ich — sicher mit Ihrem Einverständnis — zur Abstimmung über den Antrag 
C 30. Besteht da Einverständnis? 

(Zustimmung) 

Ich lasse über den Antrag C 30 abstimmen. Wer ihm zustimmt, den bitte ich um das Kar­
tenzeichen. - Danke sehr. Gegenprobe! - Enthaltungen? - 1 Enthaltung. Es ist bei 1 
Enthaltung so beschlossen. 

Damit bliebe noch Antrag C 31, der zur Ablehnung empfohlen wird. Ist das Haus damit 
einverstanden? - Ich sehe und höre keinen Widerspruch; dann ist so beschlossen. 

Wir kommen zu Ziffer 30. Hierzu gehören die Anträge C 32 bis C 37 und C 105. Es liegt 
eine Wortmeldung vor. Bitte, Herr Gerstein, Landesverband Westfalen. 

Ludwig Gerstein: Herr Präsident! fvleine Damen und Herren! Wir möchten den Antrag 
des Kreisverbandes Dortmund - C 35 - trotz des Votums der Antragskommission auf­
rechterhalten. Ich möchte das wie folgt begründen. 

Der Leitantrag in der von der Antragskommission vorgelegten Fassung beschreibt unse­
rer Ivleinung nach das Verhältnis zur Technik nur ungenügend. Zwar enthält der Antrag 
z.B. das Bekenntnis unserer Bereitschaft, die Technik zu fördern, aber ein wirklich klares 
Bekenntnis zur Notwendigkeit und zum Nutzen der Technik enthält er nicht. Wir meinen, 
der Leitantrag sollte gerade auch auf der Basis der Diskussion heute morgen einen Bei­
trag dazu leisten, Technologiefeindlichkeit abzubauen und Angst vor der Technik zu 
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nehmen. Dazu reicht meiner Meinung nach die etwas verdecl<te und verkrampfte Zu­
stimmung des vorliegenden Antrags der Antragskommission nicht aus. Es heißt in 
diesem Antrag: 

Wir wissen.... daß die positive Bewertung von Technik... eine wichtige Voraussetzung 
ist, neue Aufgaben zu lösen... 

Mein Gott, wenn wir das wissen, warum sagen wir dann nicht auch klar, daß wir die Tech­
nik in ihren Grenzen positiv bewerten? 

Meine Damen und Herren, der Antrag C 35 enthält eine solche positive Bewertung, und, 
wie ich meine, eine klare Aussage über die Notwendigkeit, den Nutzen und die Grenzen 
der Technik und der technischen Entwicklung. 

Mit Rücksicht auf die notwendige Klarheit auch unseren jungen Menschen gegenüber 
bitte ich Sie daher um Annahme des Antrages C 35 an Stelle des von der Antragskom­
mission vorgeschlagenen Antrags. - Schönen Dank. 

Adolf Müller, Tagungspräsidium: Ich habe keine weiteren Wortmeldungen vorliegen 
und gebe dem Sprecher der Antragskommission, Herrn Dr. Riesenhuber, das Wort. 

Dr. Heinz Riesenhuber, Antragskommlssion: Herr Vorsitzender! Meine Damen und 
Herren! Dieser Antrag ist gegenüber dem ursprünglichen Entwurf sehr erweitert und um­
formuliert worden. Wir möchten dem Antrag des Kreisverbandes Dortmund gern inso­
fern folgen, als wir nach dem ersten Satz des Antrages der Antragskommision: 

Wir werden die modernen Techniken fördern, von denen die Zukunft unseres Landes 
abhängt 

den Abschnitt von: 

Wir stellen die Technik in den Dienst des Menschen... 

bis: 

die Belastung der Umwelt durch den Menschen zu begrenzen. 

- das ist der dritte Spiegelstrich - einfügen. Dies sind in der Tat gewichtige, zielgerich­
tete und in ihrer Zusammenfassung auch umfassende Formulierungen von Sinn, Ziel 
und Bestimmung, aber auch Eingrenzung von Technik. 

Wir sind der Ansicht, daß die Abschnitte, die dann folgen, in einer richtigen und guten 
Weise in den übrigen Formulierungen enthalten sind. Diese folgenden Formulierungen 
enthalten im übrigen auch eine Einbeziehung des Antrages C 33 des Landesverbandes 
Baden-Württemberg. Wir haben die Befürchtung, daß das verlorengehen könnte, was 
wir diesem Antrag im wesentlichen entnommen haben, nämlich die Ausage zu den 
neuen Kommunikationstechniken. Dieser Teil sollte also nicht insgesamt ersetzt werden. 

Der Vorschlag lautet also: Ergänzung des Antrages der Antragskommission durch den 
ersten Teil — bis zum Ende des dritten Spiegelstrichs — des Antrages C 35, wobei dieser 
erste Teil nach Satz 1 des vorliegenden Antrages einzufügen wäre. 
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Adolf Müller, Tagungspräsidium: Vielen Dank! - Ich lasse jetzt über die Empfehlung 
der Antragskommission mit dieser Ergänzung abstimmen. Wer ihr folgt, den bitte ich um 
das Kartenzeichen. - Danke sehr. Die Gegenprobe! - Enthaltungen? - Einstimmig so 
beschlossen. 

Ich rufe Ziffer 31 auf. Dazu gehören die Anträge C 38 bis C 42. Es liegen einige Wort­
meldungen vor. Zunächst spricht der Kollege Elmar Kolb, Baden-Württemberg. 

Elmar Kolb: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der Kreisverband Pinneberg 
hat in seinem Antrag C 42 formuliert: 

Deshalb muß der weitere Ausbau auf Basis der Kraft-Wärme-Kopplung, der indu­
striellen Abwärme und der Müllverbrennung - wo immer wirtschaftlich möglich — 
weiter gefördert werden. 

Warum die Antragskommission diesen Satz nicht übernommen hat ist mir nicht ver­
ständlich. So nämlich, wie der erste Absatz des Antrages C 38 jetzt lautet, kann ich nur 
sagen: Ministerpräsidenten der Länder, laßt eure Hoffnungen fahren; ihr könnt so viel 
Geld vergraben, ihr werdet nie mehr eine vernünftige Energiepolitik treiben, wenn nicht 
ein Einschub erfolgt: 

soweit wirtschaftlich und energetisch sinnvoll. 

Es gibt genügend Gruppen in dieem Lande, die dafür plädieren, möglichst allen Energie-
Unsinn zu betreiben, um die Funktion eines Alibis gegen Kernkraft zu haben. Wenn Sie 
dies vermeiden wollen, bitte ich Sie, entweder diesen Satz des Kreisverbandes Pinne­
berg zu übernehmen oder, was kürzer ist, zu sagen: 

... Wärme-Kraft-Koppelung, soweit wirtschaftlich und ertergetisch sinnvoll, 
durchsetzen. 

Dann könnte man diesem Antrag folgen. - Danke schön. 

(Vereinzelt Zustimmung) 

Adolf Müller, Tagungspräsidium: Danke. — Herr Kollege Gerstein! 

Ludwig GersSein: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich hatte das gleiche An­
liegen, das der Herr Kollege Kolb gerade vorgetragen hat. Ich kann nur um,die Unterstüt­
zung seiner Vorschläge bitten. 

Ich habe aber noch einen anderen Punkt, der in der jetzigen Fassung meiner Meinung 
nach u.U. dazu führen kann, daß falsche Hoffnung geweckt wird. Das ist der letzte Satz 
des Antrages in der neuen Fassung, in dem davon gesprochen wird, daß wir neue Ener­
giequellen erforschen müssen, wozu gesagt wird, daß die Kernfusion und auch die um­
fassendere Nutzung der Sonnenenergie eine unerschöpfliche und umweltschonendere 
Energieversorgung eröffnen. 

Hiermit erwecken wir meine Erachtens wieder falsche Hoffnungen, denn der Diskus­
sionsstand in der Wissenschaft ist der, daß es zumindest bei der Kernfusion außeror­
dentlich fraglich ist, nicht nur ob und wann wir sie erreichen werden, sondern auch, ob 
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es sich wirklich um eine umweltschonendere Energieversorgungstechnik handeln wird. 
Wenn wir dies so stehenlassen - aber ich plädiere dafür, daß man das Wort "umwelt­
schonendere" hier streicht -, schaffen wir erneut eine Art Alibifunktion für die Kernener­
giegegner. Die werden uns das oft genug um die Ohren schlagen und sagen: Wenn es 
eine so schöne umweltschonendere Energieversorgung gibt, brauchen wir uns um die 
heutige Kernenergie gar nicht mehr zu kümmern und können auf Brüter und auf mo­
derne Reaktorlinien verzichten. 

Der Antrag des Kreisverbandes Dortmund ist ja im wesentlichen in die Formulierungen 
der Antragskommission mit aufgenommen worden, was vor allen Dingen für die Nen­
nung der Kohle im jetzigen Antrag gilt. Ich bitte aber die Antragskommission darum, 
noch einmal zu überlegen, ob man in der erstgenannten Frage dem Vorschlag des Kolle­
gen Kolb folgen kann und ob man zweitens den Hinweis darauf, daß Kernfusion oder 
umfassendere Nutzung der Sonnenenergie umweltschonender seien, nicht streichen 
kann, 

Adolf Müller, Tagungspräsident: Das Wort hat Herr Tremmel, Baden-Württemberg. 
Ihm folgt Herr Buchkremer, Rheinland. 

Fritz Tremmel: Herr Vorsitzender! fvleine Damen und Herren! Ich darf zunächst einmal 
voll dem zustimmen, was meine beiden Vorredner bereits vorgetragen haben. 

Ich möchte aber noch einen Schritt weitergehen. Wir haben heute morgen im Forum II 
gehört - aber wir hatten es eigentlich auch schon gewußt -, daß wir nicht nur eine aus­
reichende Energieversorgung, sondern auch eine preisgünstige Energieversorgung be­
nötigen. Ich wundere mich eigentlich, daß in der Neuformulierung, die von der Antrags­
kommission vorgelegt worden ist, neben dem Wort "ausreichend" nicht auch das Wort 
"preisgünstig" steht. Ich habe jetzt zwar keinen Initiativantrag eingebracht, aber ich gehe 
davon aus, daß wir alle vernünftig genug sind, dieses Wort in die Formulierung mit 
aufzunehmen. 

Ich möchte eine zweite Anmerkung machen. Ich habe manchmal den Eindruck, daß wir 
uns, wenn wir uns über Kernenergie unterhalten - auch als CDU-Freunde -, fast schon 
schämen, dieses Wort in den Mund zu nehmen. Das hat z.B. darin seinen Ausdruck ge­
funden, daß es in dem Text der Antragskommission heißt: "Zur Sicherung der Stromver­
sorgung ist ein verantwortungsbewußter Ausbau der Kernenergie notwendig." Meine 
Damen und Herren, ich glaube, daß wir sämtliche Energiequellen, die wir einsetzen 
wollen, verantwortungsbewußt einsetzen wollen, daß jede politische Entscheidung ver­
antwortungsbewußt getroffen wird. Wir sollten hier keinen Gegensatz schaffen. Ich bin 
der Meinung, das Wort "verantwortungsbewußter" muß an dieser Stelle heraus; Verant­
wortungsbewußtsein steht über dem Ganzen. 

Was die Fusionsenergie angeht — ich hatte eben schon gesagt: Zustimmung zu dem, 
was vorher gesagt worden ist -, so stehen wir erst ganz am Anfang dessen, was gemacht 
werden soll. Zunächst einmal muß die physikalische Machbarkeit nachgewiesen 
werden, dann geht es um die tchnische Realisierbarkeit — bis dahin ist ein weiter Weg, 
und es ist fraglich, ob das überhaupt geht -, dann kommt die Schwelle der Wirtschaftlich­
keit - ob wir die erreichen, ist völlig offen -, und dann steht in Verbindung mit der Um­
weltfrage die Frage der gesellschaftlichen Akzeptanz an, mit der wir uns heute bei der 
Kernspaltungsenergie herumzuschlagen haben. Dies möchte ich dabei zu bedenken 
geben. 
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Ich fasse noch einmal zusamnnen: Einfügen, daß es sich nicht nur um eine ausrei­
chende, sondern auch um eine wirtschaftliche Enrgieversorgung handeln muß; zweitens 
Neuformulierung in bezug auf die Fernwärmeversorgung, daß wir sie nicht absolut 
durchsetzen wollen, sondern nur da, wo sie wirtschaftlich ist, dort auch eine entspre­
chende Förderung und drittens, daß wir am Schluß die Aussgen zur Fusion und zur Son­
nenenergie relativieren. 

Adolf Müller, Tagungspräsidium: Meine Damen und Herren, ich mache hier allerdings 
darauf aufmerksam, daß der Präsident an das gebunden ist, was der Parteitag zu sener 
Ordnung beschlossen hat. Die Frist für Initiativanträge ist festgesetzt worden, und diese 
Frist ist abgelaufen. Ich muß hier darauf achten, daß wir uns an die von uns gefaßten Be­
schlüsse halten. 

Das Wort hat Herr Buchkremer, Rheinland. 

Hermann-Josef Buchkremer: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich mache 
mich des gleichen Vergehens schuldig, was Initiativanträge anbelangt. 

Ich möchte allen Vorrednern im Grunde recht geben, möchte aber meinen Vorredner 
noch etwas ergänzen, indem ich eine zusätzliche Kürzung vorschlage. Ich bin der 
Meinung, der ganze Satz: "Zur Sicherung der Stromversorgung ist ein verantwortungsbe­
wußter Ausbau der Kernenergie notwendig" ist überflüssig, erstens weil in dem vorherge­
henden Satz einiges davon zum Ausdruck kommt, und zweitens, weil wir die Kernenergie 
nicht nur auf den Ausbau der Stromversorgung festlegen können. In den nachfolgenden 
Sätzen wird über den Hochtemperaturreaktor, wird über kleinere Energiemodule gespro­
chen. Der Hochtemperaturreaktor hat nach Meinung der Leute, die sich damit beschäfti­
gen, neben der Stromversorgung eine ganz wesentliche Aufgabe zu bewältigen, und wir 
sollten jetzt die Kernenergie nicht — ich möchte hier wieder an meinen Vorredner an­
schließen - verschämt nur dem Bereich der Stromversorgung zuordnen. Damit würden 
wir wesentliche Entwicklungen der Kernenergie-Technologie in einer Ecke festmachen, 
wo sie gar nicht unbedingt hingehören und wo wir sie auch nicht haben wollen. 

Icn bitte die Antragskommission, im Sinne einer Straffung der Angelegenheit diesen 
ganzen Satz wegzulassen. 

Adolf Müller, Tagungspräsidium: Das Wort hat der Sprecher der Antragskommission, 
Herr Dr. Riesenhuber. 

Dr. Heinz (̂ Riesenhuber, Antragskommission: Herr Vorsitzender! Meine Damen und 
Herren! Das Kernproblem dieses Abschnitts liegt in folgendem; Wir haben ein sehr 
umfassendes und, wie ich meine, wirklich gutes Energieprogramm, das auf ungefähr 
30 eng beschriebenen Schreibmaschinenseiten beschreibt, was wir in der Energie­
politik wollen, wie wir es abgrenzen und wie wir es erreichen wollen. Die Schwierig­
keit dieses Abschnitts liegt darin, daß hier versucht werden mußte, auf etwa einer 
halben Schreibmaschinenseite das Wesentliche auszuformulieren. Ich möchte er­
stens zur Sache argumentieren und zweitens im Rahmen dessen, was der Präsident 
als zulässig für unsere Diskussion angesehen hat. 

Die Preiswürdigkeit der Energieversorgung ist in der Tat ein Punkt, den wir überall 
und immer vortragen. Ihn hier einzubringen, wäre bei der Argumentation zur Kerne-
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nergie richtig. Aber für die Gesamtbetrachtung der Energiefrage brauchen wir alle 
Energien, und da ist es durchaus so, daß die Preiswürdigkeit von Kernenergie bei­
spielsweise im Grundlastbereich der Stromversorgung anders diskutiert wird als die 
der Kohle. Trotzdem sind wir der Ansicht, daß alle Energiearten hier hineingehören, 
weil eben weitere Gesichtspunkte - außer einer unmittelbar vordergründigen Be­
triebswirtschaftlichkeit bzw. Preiswürdigkeit — von Bedeutung sind, beispielsweise 
die langfristige Sicherheit. Das heißt, dieses einschränkende Wort konnte hier nicht 
aufgenommen werden. 

Mein zweiter Punkt betrifft die Anregung, die sowohl vom Kollegen Gerstein, als 
auch vom Kollegen Kolb gemacht worden ist. Sie bezieht sich — und damit ist sie na­
türlich formal völlig zulässig - auf eine Formulierung im Antrag des Kreisverbandes 
Pinneberg. Hier möchte ich gerne folgen und schlage vor, daß wir die Formulierung 
des Kreisverbandes Pinneberg übernehmen, und zwar indem wir an den ersten 
Absatz nach einem Komma den Passus anhängen: "...wo immer sie wirtschaftlich 
möglich sind". 

In der Vordiskussion hat auch die Frage eine Rolle gespielt, ob wir hier nicht noch 
genauer abgrenzen müssen, beispielsweise in der Frage des Anschluß- und Benut­
zungszwangs der Fernwärme, den wir ablehnen. Ich bin sehr dankbar - obwohl es 
eindeutig wichtig ist -, daß dieses hier noch nicht eingebracht wird. Es ist nicht 
möglich. 

Der dritte Punkt betrifft die Streichung des Satzs "Zur Sicherung der Stromversor­
gung ist ein verantwortungsbewußter Ausbau der Kernenergie notwendig." Ich 
möchte dafür plädieren, daß wir diesen Satz stehenlassen. Es ist ganz eindeutig so, 
daß die Kernenergie auf absehbare Zeit das Arbeitspferd im Grundlastbereich bei 
der Stromversorgung sein muß. Hierüber geht ja auch den wesentliche Streit. Ich 
würde nicht empfehlen, daß wir uns hier auf eine Diskussion einlassen — dies ist 
nicht beabsichtigt, passiert dann aber immer sehr schnell -, wie sie Herr Klose in 
Hamburg geführt hat, als er souverän mißachtete, daß die Entwicklungshorizonte für 
den Hochtemperaturreaktor eben andere sind als die für den Leichtwasserreaktor, 
den wir voll In der Produktion haben und der seit Jahren erfolgreich In Großaggrega­
ten läuft. Insofern plädiere ich einerseits dafür, den Satz betreffend den Ausbau der 
Kernenergie zur Sicherung der Stromversorgung stehenzulassen. Andererseits 
haben wir eine vernünftige Absetzung der fortgeschrittenen Reaktorlinien, nämlich 
des Hochtemperaturreaktors und des Schnellen Brutreaktors als Aggregate, die für 
die langfristige technische Entwicklung notwendig sind. Hier haben natürlich die 
Aussagen, die bezüglich des Einsatzes des Hochtemperaturreaktors zur Kohlevere­
delung gemacht worden sind, hohes Gewicht. 

Der letzte Punkt betrifft die Frage der Fusionsforschung der Sonnenenergie. Es 
wurde darauf hingewiesen, daß wir hier über Energietechniken und Energiequellen 
sprechen, deren Nutzbarmachung in der Tat noch sehr weit entfernt ist. Ich möchte 
darauf hinweisen, daß die Antragskommission hier mit großer Sorgfalt formuliert hat. 
Wir haben gesagt: "Heute schon mssen wir neue Energiequellen erforschen" -
heute erforschen! -, 'die langfristig" - langfristig ! - "die Chance eröffnen." Wenn wir 
sagen "die langfristige die Chance eröffnen", grenzen wir uns gegen alle ab, die der 
Schwierigkeit einer heute unbequemen Diskussion dadurch entgehen möchten, daß 
sie so tun, als ob diese Energien heute schon da wären oder in absehbarer Zukunft 
greifbar wären. Dies Ist einfach nicht wahr. 
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Wir müssen andererseits zeigen, daß wir über die im Augenblick absehbaren Mö­
glichkeiten hinaus heute schon Entwicklungen auch dann anlegen, wenn wir wissen, 
daß sie langfristig sind, weil wir sonst diese großen Horizonte des Zugangs zu neuen 
Energietechniken dann nicht haben werden, wenn wir sie dringend brauchen. Ich 
möchte eindringlich bitten, daß wir hier den Schritt in eine neue Dimension der Ener­
giediskussion aufzeigen, also diese sorgfältig erarbeitete Formulierung "Heute 
schon...neue Energiequellen erforschen, die langfristig die Chance...eröffnen° stehen 
zu lassen. 

Ich möchte also darum bitten, daß wir in dieser Weise votieren, und so, wie ich es 
vorgetragen habe, ist es auch innerhalb dessen zulässig, was uns der Präsident hier 
als Maßgabe mitgegeben hat. 

(Beifall) 

Adolf Müller, Tagungspräsidium: Sie haben die Empfehlung der Antragskommis­
sion gehört. Ich lasse jetzt über diese Empfehlung zu Ziffer 31 abstimmen. Wer der 
Empfehlung der Antragskommission folgt, den bitte ich um das Kartenzeichen. -
Danke. Gegenprobe! - Einige Gegenstimmen. Enthaltungen? - 1 Enthaltung. Mit 
großer Mehrheit ist es so beschlossen. 

Jetzt kommen wir zu der neuen Ziffer 31 a. Dazu gehören die Anträge C 2, C 7 Abs. 3 
und 4, C 12 vorletzter Absatz, C 14, C 22, neue Ziffer 26 c und C 43. Es geht um die 
Fragen der Umwelt. Sie finden die Empfehlung der Antragskommission auf den 
Seiten 65 und 66 der Antragsbroschüre. 

Das Wort hierzu wird nicht gewünscht. Verlangt der Sprecher der Antragskommis­
sion das Wort? - Das 'Ist nicht der Fall. Dann lasse ich über die Empfehlung der An­
tragskommission abstimmen. Wer zustimmen möchte, den bitte ich um das Karten­
zeichen. - Vielen Dank. Gegenprobe! - Enthaltungen? - Es ist einstimmig so 
beschlossen. 

Dann kommen wir zur Ziffer 32. Dazu gehört der Antrag Nr. 44. Wortmeldungen dazu 
liegen nicht vor. Ich sehe auch keine Wortmeldungen. - Dann lasse ich über die Em­
pfehlung der Antragskommission, Annahme des Antrags, abstimmen. Wer der Em­
pfehlung der Antragskommission folgt, den bitte ich um das Kartenzeichen.- Vielen 
Dank. Gegenprobe! — Enthaltungen? — Es Ist einstimmig so beschlossen. 

Wir kommen zur Ziffer 33. Hierzu gehören die Anträge C 45 bis C 47 und C 26. Ich 
sehe keine Wortmeldungen. -

Ich lasse über die Empfehlung der Antragskommission auf Seite 85 abstimmen. Wer 
der Empfehlung folgt, den bitte ich um das Kartenzeichen. - Danke. Die Gegenpro­
be! - Enthaltungen? - 1 Gegenstimme. Es ist so beschlossen. 

Wir kommen zur Ziffer 34, und dazu gehören die Anträge C 48 bis C 51. Hierzu habe 
ich zwei Wortmeldungen, und zwar Herrn Maurer, Baden-Württemberg, und Herrn 
Pinger, Rheinland. 
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Alfons Maurer: Herr Präsident! Meine selir verehrten Damen und Herren! Ich 
spreche zur Ziffer 34 zum Antrag C 49. Die Antragskommission war hier der 
Meinung, daß dieser Antrag durch die Erwähnung des Wortes 'leistungshemmende" 
miteinbezogen worden ist. Wir haben hier in dem Antrag eine andere Benennung, 
und zwar geht es hier nicht um die Begrenzung der Steuer- und Abgabenbelastung 
— eine Begrenzung kann sowohl nach oben als auch nach unten da sein -, sondern 
uns geht es um die Verminderung von leistungshemmenden Steuer- und Abgaben­
belastungen. Deswegen sind wir der Meinung, daß diese Bezeichnung 'Verminde­
rung" unbedingt in diesen Antrag hinein muß. 

Ich komme zu einem zweiten Punkt. Es ist hier am Ende ausgeführt, daß eine Einspa­
rung bei Subventionen und Finanzhilfen des Staates von 5 % erzielt werden soll. Das 
ist eine gegriffene Zahl. Wer weiß überhaupt, daß diese 5 % richtig sind? Ich bin 
sogar der Meinung, daß 0 richtig ist, daß also sämtliche Subventionen und Finanzhil­
fen richtig sind. Es geht vielmehr darum, alle Subventionen und Finanzhilfen zu über­
prüfen, damit sie qualifiziert angewendet werden können. Ich darf Ihnen ein Beispiel 
nennen. Wenn wir einen Betrieb haben, für den der Spitzensteuersatz gilt, dann 
werden unter Berücksichtigung der Verwaltungskosten etwa 10 % Verwaltungsko­
sten von dem Steuergeld abgesetzt werden, und 15 % finden sich als kommunale 
Steuereinnahmen wieder. Jeweils die Hälfte geht an das Land und an den Bund, und 
der Rest in Höhe von 30 oder 25 % bleibt in den Betrieben. Wer das einmal in der 
Praxis durchgerechnet hat, der kommt darauf, daß wir alle Subventionen überprüfen 
müssen, daß wir uns aber nicht von vornherein auf eine Einsparung von 5 % festle­
gen können. Ich bitte deswegen, diesen Antrag so, wie er von uns vorgelegt wurde, 
anzunehmen. 

AüoK Müller, Tagungspräsidium: Das Wort hat Herr Pinger, Rheinland. 

Dr. Winfried Pinger: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich spreche zu 
Antrag C 51, dem Antrag der Mittelstandsvereinigung. Bei diesem Antrag geht es um 
die Forderung, die Gesamtzahl der öffentlich Bediensteten jährlich um mindestens 1 
% zu vermindern, Das ist jedenfalls der wesentliche Kern des Antrags. 
Weiter geht es um die Finanzierung der Rentenversicherung, was mit der Forderung 
verbunden wird, daß die Beiträge nicht erhöht werden. 

Die Staatsquote soll gesenkt werden. Diese Forderung hat die Antragskommission 
vom Bundesvorstand übernommen. Die Staatsquote ist in den letzten zwölf Jahren 
um etwa 10 %, von 37 auf rund 47 %, gesteigert worden. Ich nehme denn die Zahlen 
aus den Materialien der Bundesgeschäftsstelle. Ich glaube, auf Seite 11 der Mate­
rialien zur Sozialen Marktwirtschaft finden Sie die Steigerung um 10 Prozentpunkte 
von rund 37 % auf rund 47 %. Parallel dazu ist die Zahl der öffentlich Bediensteten in 
den letzten zwölf Jahren um rund 1,1 Million gestiegen. Wenn nun die Staatsquote 
gesenkt und damit die Staatsaufgaben und die Transferleistungen vermindert 
werden sollen, dann ist es nicht einzusehen, daß die Gesamtzahl der öffentlich Be­
diensteten gleich bleiben soll. Deshalb sind wir der Meinung, daß die Gesamtzahl 
der öffentlich Bediensteten um 1 % abgesenkt werden soll. Die Gesamtzahl würde 
gleich hoch bleiben, wenn rund 3 % pro Jahr hinzukämen; denn 3 % scheiden durch­
schnittlich durch Pensionierung aus. Wenn ich diesen Verlust von 3 % nur in Höhe 
von 2 % wieder auffülle, so würde der Bestand sich pro Jahr um 1 % vermindern, und 
das erscheint uns machbar zu sein. Wir meinen also, daß wir diese Forderung, die 
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nicht gleich umzusetzen ist, hier erheben sollten. Wir bitten um Zustimmung zum 
Antrage 51. 

Frau Gudrun Stietiler, Tagungspräsidium: Vielen Dank. Ich darf nun Herrn Dr. Rie-
senhuber von der Antragskommission das Wort erteilen. 

Dr. Meinz üfiesenhuber, Antragskommission: Herr Vorsitzender! Meine Damen und 
Herren! Ich möchte etwas zu den Vorschlägen der beiden Redner sagen. Ich 
möchte im Namen der Antragskommission gern die baden-württembergische Anre­
gung aufnehmen, statt des Wortes "Begrenzung" das Wort "Verminderung" einzuset­
zen. Zweitens möchten wir dringend darum bitten, daß wir bei den 5 % bleiben. 
Diese Zahl ist keine Hausnummer, sondern wir haben wirklich ausführliche und um­
fassende Diskussion gehabt, und zwar sowohl mit unseren Freunden aus den Lan­
desregierungen als auch in der Bundestagsfraktion. Wir haben die Diskussion über 
die Sanierung des Haushalts, um hier einen klaren Eckpunkt zu nennen, mit dieser 
Zahl wirklich erfolgreich bestanden, soweit diese vertrakte Lage überhaupt erfolg­
reich verstanden werden konnte. Ich möchte darauf hinweisen, daß wir hierbei 
gesagt haben, daß es insgesamt 5 % sein sollten. Das bedeutet selbstverständlich 
nicht, daß in jeder einzelnen Position eine Verminderung um 5 % denkbar und mög­
lich ist. Es wird Positionen geben, wo die Verminderung größer ist, und bei anderen 
wird sie kleiner sein. 

Der dritte Punkt war die Frage einer Verminderung der Zahl der Beschäftigten jähr­
lich um 1 %. Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir wissen, daß in einer Reihe 
von Haushalten derzeit in der Tat Stellen in der absoluten Zahl eingespart werden. 

Aber wir glauben nicht — und dies ist auch der Stand der Diskussion in der Fraktion 
und der Diskussion mit unseren Freunden, die in den Ländern Verantwortung tragen 
-, daß wir diese Zahl jetzt insgesamt verbindlich schon für die gesamten Haushalte 
rausgeben können. 

Ich möchte also bitten, daß dieser Antrag hier abgelehnt wird und insofern dem ur­
sprünglichen Antrag der Antragskommission gefolgt wird. 

Gudrun Siiehler, Tagungspräsidium: Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Darf ich diejenigen, die für den Antrag der Antragskommission stimmen möchten, 
um das Kartenzeichen bitten. - Danke. Gegenprobe! - Einige Gegenstimmen. Ent­
haltungen? - Keine. Vielen Dank. 

Wir kommen zur Ziffer 35. Dazu gehören die Anträge C 52 und C 53. Uns liegen 
keine Wortmeldungen vor. Ich nehme deshalb die Abstimmung vor. 

Wer für den Antrag der Antragskommission stimmt, den bitte ich um das Kartenzei­
chen. - Danke. Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? - Einstimmig beschlossen. 
Danke. 

Wir kommen zur Ziffer 36. Dazu haben wir eine Wortmeldung. Herr Pieroth, bitte. 
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Elmar Pieroth: Herr Präsident! Liebe Parteifreunde! Icti bedanl<e mich für das, was 
icfi aus der Antragskonnmission signalisiert bekomme. Der pessimistische Unterton 
ist raus. Von einem rückläufigen Wachstum wird jetzt nicht mehr gesprochen. Das 
ist gut so, weil wir es uns ja zutrauen, es besser zu machen als die Sozialdemokraten. 
Dann sollen wir das auch sagen und nichts Falsches aufschreiben. 

Ich bedanke mich auch dafür, daß die Zukunftsaufgaben genannt werden. Wenn wir 
die aber nennen — und deshalb bin ich noch einmal hochgekommen -, habe ich 
zwei Bitten. Wir sollten sagen: Wenn wir die Zukunftsaufgaben von der Umweltvor­
sorge über die Energiesicherung bis zur internationalen Gerechtigkeit - spricht: 
Hilfe für die Dritte Welt - anpacken und bewältigen, dann bringt das auch Arbeit; es 
bringt Arbeitsplätze und damit auch Wachstum. Wenn das so ist, warum sagen wir 
das nicht? Das ist sogar - das sollten wir auch sagen — von den Menschen akzep­
tiertes Wachstum. Denn wer ist denn nicht für Umweltvorsorge, wer ist nicht für Ener­
giesicherung und wer ist nicht für Hilfe für die Dritte Welt? — Das ist die eine Bitte. 

Und die andere: Sie wollen also, wie ich aus der Antragskommission höre, die Ziffer 
37 stehenlassen. Dann sollte aber nicht das Mißverständnis entstehen, daß Arbeits­
zeitverkürzung ein Mittel zur Vollbeschäftigung sein könnte. Wir wollen nicht die 
alten Schlachten von Ludwigshafen wieder schlagen, weil das ja auch nicht so ge­
meint ist. 

Arbeitszeitverkürzung ist das Ziel, ist das Ergebnis einer guten Wirtschaftspolitik, ist 
vor allen Dingen ein Mittel der Humanisierung der Arbeit. Wir wollen mehr Gestal­
tung der Arbeitszeit, mehr Teilzeitarbeit. Wir wollen auch den akzeptieren, der nur 
sechs Stunden am Tag arbeiten will, wenn er mit einem geringeren Lohn zufrieden 
ist. 

Wenn wir nur das ausdrücken wollen, dann bitte ich darum, nicht das Wort "Vollbe­
schäftigung" zu bringen, sondern nur von "Beschäftigung" zu reden. Dann ist klar, 
daß wir mit der Arbeitszeitverkürzung keine Konjunkturpolitik machen wollen, son­
dern die Arbeitszeitverkürzung dieser Art als Mittel einer freiheitlichen Lebensgestal-
tung sehen. 

Gudrun Stiehler, Tagungspräsidium: Vielen Dank. Das Präsidium hat eben be­
schlossen, die Redezeit auf drei Minuten zu begrenzen, weil noch über eine ganze 
Reihe von Ziffern abzustimmen ist. ich bitte jetzt Herrn Blüm. 

Dr. Norbert Blüm: Meine Damen und Herren, es ist jetzt hier mehr in die Diskussion 
eingebracht worden, wenn ich recht sehe, als die Antragskommission vorgebracht 
hat. Ich will es ganz kurz machen. 

Wir haben in Fragen Arbeitszeitverkürzung meines Erachtens die Wahl: entweder 
flexible Arbeitszeitverkürzung oder starre, individuell bestimmte oder kollektive, freie 
Wahl bei der Arbeitszeitverkürzung oder Anweisung von oben. Wie die CDU sich ent­
scheidet, ist doch ganz klar: immer für die freiheitliche, also für die flexible, für die in­
dividuelle, für die Arbeitszeitverkürzung mit der Wahl beim einzelnen. 

Wenn wir diese Wahl mitbestimmen wollen, dann müssen wir jetzt zu dieser flexiblen 
Arbeitszeitverkürzung ja sagen, damit die Dampfwalze von kollektiven, von oben her-
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unter diktierten ArbeitszeitverkLJrzungen uns nicht unterwalzt. Deshalb bin ich fijr ein 
uneingeschränktes Ja zu diesen flexiblen Lösungen. - Erster Punkt. 

Dabei füge ich hinzu, damit es keine Überraschungen gibt: Bei der flexiblen Alters­
grenze gibt es nur eine Verbreiterung mit versicherungsmathematischen Abschlä­
gen, weil die Sache sonst nicht zu bezahlen ist und weil es außerdem ungerecht 
wäre, wenn der 65jährige Arbeitnehmer dem 60jährigen die frühere Rente bezahlen 
müßte. Auch das gehört zur Ehrlichkeit. Aber deshalb ein uneingeschränktes Ja zu 
diesen flexiblen Lösungen. 

Ganz ängstlichen Gemütern will ich verraten, daß inzwischen sogar die FDP dafür 
ist. Vielleicht hilft das bei manchem, über die Wuppet zu kommen. Ich weiß, daß das 
vielleicht für den einen oder anderen ein hilfsreiches Instrument ist. Auch in Japan -
um auch dieses Hilfsargument einzuführen - gibt es die Lebensarbeitszeitverkür­
zung mit großem Tempo. 

Dritter Punkt. Warum statt "Vollbeschäftigung" jetzt "Beschäftigung" gesagt werden 
soll, verstehe ich nicht ganz, meine Damen und Herren. Haben wir Berührungsängste 
vor Vollbeschäftigung? Ist Teilzeitarbeit nicht auch ein Mittel, das den Begriff "volle 
Beschäftigung" rechtfertigt? Wenn wir Teilzeitarbeit und Vollbeschäftigung nicht zu­
stande bringen würden, dann würde ja bei Teilzeitarbeit Vollbeschäftigung gefährdet 
sein. Das wird doch wohl niemand wollen. 

Wenn unter dem Begriff "Beschäftigung" jene verstanden wird, die jeden zu einem 
Maximum der Arbeit bringt, die er will, dann bin ich mit diesem Begriff einverstanden. 
Anders könnte ich mir die CDU gar nicht vorstellen. 

(Beifall) 

Gudrun Stlshlar, Tagungspräsidium: Vielen Dank, Herr Blüm. Darf ich nun Herrn 
Vogt von der Antragskommission bitten, das Wort zu nehmen. 

Wo!l1?gang Vogi, Antragskommission: Frau Präsident! Meine Damen und Herren! 
Die Antragskommission hat in intensiven Beratungen mit allen, die an diesem 
Thema interessiert sind — so hoffe ich wenigstens -, Ihnen folgenden Vorschlag zu 
machen. 

Es wird dem Antrag C 106 Ziffer 1 entsprochen. Das heißt, in dem Antrag der An­
tragskommission Absatz 1 wird das gestrichen, was in der Klammer steht. Damit 
wird also die Klammer gestrichen. 

Absatz 2 bleibt. 

Absatz 3 erhält die Fassung, die auf Seite 87 mager ausgedruckt ist. Der erste Satz 
bleibt: 

Auch in Zukunft wird das wirtschaftliche Wachstum im Kampf um die Vollbe­
schäftigung seine Bedeutung erhalten, die soziale Absicherung unverzichtbar 
sein. 

188 



Danach wird aus dem Antrg C 106 eingefügt: 

Unsere Antwort ist nicht Pessinnismus und Resignation. 

Also wie es ausgedruckt vorliegt. Der nächste Satz wird gestrichen. Es wird 
eingefügt: 

Es gibt genug neue Aufgaben, für die sich zu arbeiten lohnt. 

Dann geht es wie ausgedruckt weiter: "Beseitigung von Hunger ...erfordern von uns 
verstärkte Anstrengungen." 

Danach wird aus dem Antrag C 106 aus dem zweiten Absatz der erste Satz in folgen­
der Fassung übernommen: 

Das Ergebnis werden das nötige und akzeptierte Wachstum und die Arbeits­
plätze bei uns und in der Dritten Welt sein, die wir für die Zukunft brauchen. 

Der nächste Satz kann wegfallen, weil diese Forderung schon in der Ziffer 32 abge­
handelt ist. 

In dieser Fassung empfiehlt die Antragskommission - ich glaube, in Übereinstim­
mung mit allen - die Annahme dieser Ziffer 36. 

Weil in dem Antrag C 106 auch die Forderung enthalten ist, die Ziffer 37 zu streichen, 
möchte ich gleich sagen, daß dieser Forderung nicht Rechnung getragen werden 
soll. Das schlägt die Antragskommission auch hier im Einvernehmen mit den Antrag­
stellern vor. 

Die Ziffer 37 wird von der Antragskommission in folgender Form empfohlen: 

Unabhängig von der absehbaren Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt in den 
80er Jahren ist zu fragen, ob 

- und jetzt heißt e s -

normale Beschäftigung bedeuten muß, daß alle, die arbeiten wollen und arbei­
ten können, während ihres ganzen Arbeitslebens täglich acht Stunden arbeiten 
oder wie die Arbeit zu bewerten ist, die außerhalb des herkömmlichen Arbeits­
marktes geleistet wird. 

Ich glaube, damit wird dem Grundanliegen der Antragsteller des Antrages C 106 
Rechnung getragen. Damit wird aber auch deutlich gemacht, daß das, was in Ziffer 
37 angesprochen wird und gleichzeitig die Einleitung der folgenden Ziffern ist, nicht 
unter rein arbeitsmarktpolitischen oder konjunkturpolitischen Erfordernissen gese­
hen werden darf. In dieser Form erfährt Ziffer 37 sogar eine gewisse Präzisierung. 

Ich bitte, den Anträgen der Antragskommission in der vorgeschlagenen Form zu ent­
sprechen. 
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Frau Gudrun Stiehler, Tagungspräsidium: Ich erteile Herrn Kolb das Wort 

Elmar Kolb: Frau Präsident! Meine Damen und Herren! Lieber Norbert Blüm, das, 
was Du eben gesagt tiast, ist ja nur die eine Seite der Medaille. Ich persönlich habe 
nichts dagegen, wenn wir früher in Rente gehen. Ich habe auch nichts dagegen, daß 
wir in der Woche weniger arbeiten. Nur, wir können das nicht mit vollem Lohnausg­
leich zu Lasten derjenigen tun, die noch arbeiten. 

Wenn immer weniger für eine immer größere Zahl von Rentnern arbeiten soll, brau­
chen wir uns nicht mehr darüber zu unterhalten, warum die Schwarzarbeit in diesem 
Lande ein Thema sein wird, von dem wir nicht mehr wegkommen. Ich bitte, das da­
hingehend zu ergänzen — darum habe ich mich auch noch einmal zu Wort gemeldet 
-, daß diejenigen, die eine kürzere Lebensarbeitszeit haben, auch mit weniger Rente 
einverstanden sein müssen, und diejenigen, die eine kürzere Wochenarbeitszeit 
haben, eben auch mit weniger Einkommen zufrieden sein müssen. Es kann nicht an­
gehen, daß diejenigen, die arbeiten, das finanzieren müssen, was die anderen auf 
elegante Weise abziehen wollen. 

(Beifall) 

Frau Gudrun Stiehler, Tagungspräsidium: Vielen Dank. 

Die Antragskommission hat zur Ziffer 36 bereits gesprochen. Ich lasse deshalb über 
Ziffer 36 einschließlich der Änderungen, die Herr Vogt vorgeschlagen hat, abstim­
men. Wer den Empfehlungen der Antragskommission folgen möchte, den bitte ich 
um das Kartenzeichen. - Gegenprobe! - Enthaltungen? - Mehrheitlich so be­
schlossen. 

Wir kommen zur Ziffer 37, die auch schon begründet worden ist Deshalb kommen 
wir sofort zur Abstimmung. Wer dem Antrag der Antragskommission einschließlich 
der Änderungen, die vorgetragen worden sind, zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um das Kartenzeichen. - Danke. Gegenprobe! - Einige Gegenstimmen. Enthaltun­
gen? - Eine Enthaltung. Es ist so beschlossen. 

Wir kommen zur Ziffer 38. Dazu gehören die Anträge C 62, C 64 und C 65. Ich habe 
keine Wortmeldung vorliegen und lasse deshalb sofort abstimmen. Wer für den 
Antrag der Antragskommission ist, den bitte ich um das Kartenzeichen. - Danke. Ge­
genprobe! — Enthaltungen? — Einstimmig so beschlossen. 

Wir kommen zur Ziffer 39. Dazu gehören die Anträge C 66 und C 67. Wortmeldungen 
liegen nicht vor. Ich lasse abstimmen. Wer für den Antrag der Antragskommission 
ist, den bitte ich um das Kartenzeichen. — Danke. Gegenstimmen? — Enthaltungen? 
— Einstimmig so beschlossen. 

Wir kommen zur Ziffer 40. Dazu gehören die Anträge C 68 und C 75. Wortmeldungen 
liegen nicht vor. Wir können deshalb sofort abstimmen. Wer für den Antrag der An­
tragskommission ist, den bitte ich um das Kartenzeichen. - Danke. Gegenprobe! -
Enthaltungen? - Einstimmig so beschlossen. 

Wir kommen zur Ziffer 41. Dazu gehören die Anträge C 76 bis C 78. Wortmeldungen 
liegen nicht vor. Wir können deshalb sofort abstimmen. Wer für den Antrag der An-
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tragskommission ist, den bitte icli um das Kartenzeiclien, - Danke. Gegenprobe! -
Danke. Entlialtungen? - Einstimmig so besctilossen. 

Wir kommen zur Ziffer 42. Dazu gefiören die Anträge C 79 bis C 84. Wortmeldungen 
liegen nicht vor. Wir stimmen ab. Wer für den Antrag der Antragskommission ist, den 
bitte icti um das Kartenzeichen. - Gegenprobe! - Danke. Enthaltungen? - Einstim­
mig so beschlossen. 

Wir kommen zur Ziffer 43. Dazu gehören die Anträge C 85 und C 86. Wortmeldungen 
liegen nicht vor. Wir stimmen ab. Wer fijr den Antrag der Antragskommission ist, den 
bitte ich um das Kartenzeichen. - Danke. Gegenprobe! - Enthaltungen? - Einstim­
mig so beschlossen. 

Wir kommen zur Ziffer 44. Dazu gehören die Anträge C 87 bis C 90. Ebenso sollen 
die Anträge C 91 bis C 95 im Zusammenhang mit dieser Ziffer behandelt werden. 
Hierzu liegen zwei Wortmeldungen vor. Das Wort hat Herr Dr. Becker. 

Dr. Karl Becker: Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich spreche zu 
Antrag C 90. 

Unser Vorsitzender Helmut Kohl hat gestern in seiner Grundsatzrede einige Worte 
zur Eigenverantwortung gesagt. "Kein Bürger" - so steht es in seinem Manuskript -
"darf aus der Eigenverantwortung entlassen werden. Das gilt auch für das Gesund­
heitswesen". Und wenig später: "In unserem Gesundheitssystem hat heute niemand 
ein ernsthaftes Interesse an Sparsamkeit. Nur über eine sozial zumutbare Eigenbe­
teiligung an den Krankheitskosten können wir dem einzelnen wieder bewußt 
machen, daß in einer Solidargemeinschaft jeder zur Mitverantwortung aufgerufen 
ist". 

Meine Damen und Herren, die verantwortete Freiheit gilt auch im Umgang mit der 
Gesundheit und mit der Krankheit. Das gilt für alle, ob Leistungserbringer oder Lei-
stungsnehmer. Jedoch dürfen wir es nicht nur bei Worten belassen; denn der Bürger 
wird uns danach messen, wie wir handeln, und nicht allein nach unseren Worten. 
Nur das Handeln wird Vertrauen schaffen. Nur so werden wir die Mehrheit erreichen, 
die wir brauchen, um unsere Politik durchzusetzen. 

Die Bürger wissen, daß unser soziales Netz in einer Zeit der knappen Kassen - und 
sie werden noch sehr lange knapp sein - nur durch Opfer und auch Einsparungen 
zu sichern ist. Sie sind dazu auch bereit, meine Damen und Herren; denn sie haben 
erkannt, daß hier und da die Grenze des Begriffs Soziales zu weit geht, wie Gerhard 
Stoltenberg das heute morgen in seinem Grundsatzreferat ausdrückte. 

Darum beantragt die Bundesmittelstandsvereinigung, aus Antrag C 90 die beiden 
ersten Sätze zu übernehmen, die lauten: 

Um bei der gesetzlichen Krankenversicherung weiter steigende Beitragssätze, 
und damit einen weiteren Anstieg der Gesamtabgabenlast zu vermeiden, sind 
einschneidende Maßnahmen nötig. Nur eine direkte finanzielle Mitverantwor­
tung des einzelnen für seine Gesundheit im Krankheitsfalle kann dazu führen, 
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daß wirkungsvoll und langfristig eine Entlastung der Solidargemeinschaft er­
reicht wird. 

Ich bitte um Ihre Zustimmung. 

(Beifall) 

Frau Qudruin SSietiiler, Tagungspräsidium: Vielen Dank. Herr Späth, bitte. 

Lothair SpäSh: Meine Freunde! Es Ist eigentlich schade, daß wir eine so schwierige 
Geschichte erst zu dieser Zeit diskutieren können. Wir sollten bei der Abstimmung 
trotzdem zwei Dinge berIJcksichtigen. Ich will das hier wenigstens für das Protokoll 
festhalten, ohne jetzt noch einmal auf die ganzen Anträge einzugehen, die wir ge­
stellt haben; 

Wir halten zwei Dinge fest; Erstens. Ich halte es für ungenügend, wenn man im 
Antrag nur darauf hinweist, daß ausschließlich Leistung und Gegenleistung das Prin­
zip etwa bei der Rentenversicherung seien. Wenn nicht klargestellt wird, daß der 
Drei-Generationen-Vertrag einbezogen wird und beispielsweise die Leistung, die 
die Mutter durch die Erziehung der Rentenversicherungsbeitragszahler von morgen 
erbringt, genauso berücksichtigt werden muß wie der Beitrag, den zwei Berufstätige 
leisten, dann wäre das eine fatale Entscheidung - im Hinblick auf all das, was wir 
bisher dazu erzählt haben. Das heißt, ich möchte gern, daß klargestellt wird, daß die 
jetzige Fassung der Antragskommission so zu verstehen ist Sonst könnte ich dieser 
Konzeption nicht zustimmen, weil sie das ganz wichtige Anliegen der Einbeziehung 
der Mutter in die Rentenversicherung nicht berücksichtigt 

Das muß einfach erwähnt werden. Wir können nicht einfach darüberspringen; denn 
man wird uns eines Tages daran messen, was wir auf unseren Parteitagen aus unse­
ren Grundsatzaussagen gemacht haben. 

Das zweite: So ein einfacher Satz wie, die Lösung der Finanzprobleme müsse auf 
der Ausgabenseite erfolgen, klingt für mich so ein bißchen wie: Im Winter ist es er­
fahrungsgemäß kälter als im Sommer. Wir haben mit unserem Antrag C 92 präzise 
gesagt was geschehen muß, nämlich daß alle Transferleistungen des Staates da­
raufhin überprüft werden müssen, wem sie zugute kommen, und daß dort das 
Solidaritäts- und Subsidiaritätsprinzip, wie wir es diskutieren, durchgesetzt werden 
muß. 

Deshalb bitte ich, den Antrag C 92 wenigstens getrennt zu behandeln - ohne aller­
dings den Antrag der Antragskommission abzulehnen. 

Ich bin der Meinung, daß wir der Antragskommission dann zustimmen können, wenn 
eine Klarstellung zum ersten Punkt erfolgt und der Antrag C 92 zur Einarbeitung in 
die Fassung überwiesen wird. Sonst könnte ich dem Antrag der Antragskommission 
nicht zustimmen. 

(Beifall) 

Gudran StäaWer, Tagungspräsidium: Vielen Dank. Darf ich nun den Herrn Fink von 
der Antragskommissio bitten? -
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UM Fink, Antragskommission: Die Antragsl<ommission hat sich in ihren Beratungen 
sehr ausführlich mit dem Antrag des Landesverbandes Baden-Württemberg befaßt 
und dabei insbesondere auf eines aufmerl<sam gemacht - so ist die jetzige Fassung 
der Antragskommission zustandegekommen - : In den Transferleistungen sind sämt­
liche sozialen Leistungen, aber auch andere Transferleistungen des Staates enthal­
ten. Es muß eine deutliche Unterscheidung gemacht werden - und so ist es auch im 
Antrag der Antragskommission geschehen - zwischen den Fürsorgeleistungen, den 
Versorgungsleistungen und den Versicherungsleistungen. Ich glaube, daß der 
Antrag des Landesverbandes Baden-Württemberg insofern in der Fassung der An­
tragskommission berücksichtigt ist 

Hinsichtlich des zweiten Punkfes, den Ministerpräsident Späth angesprochen hat, 
nämlich ob mit dieser Fassung die Leistung der Hausfrau und Mutter im Rahmen 
des Drei-Generationen-Vertrages hinreichend berücksichtigt ist, kann ich darauf hin­
weisen, daß dies in der Ziffer 47, also an einer späteren Stelle, geschieht und inso­
fern auch die Klarstellung in dem Sinne, wie Ministerpräsident Späth es angespro­
chen hat, erfolgt ist. 

Zum Antrag der Mittelstandsvereinigung: Auch darüber hat sich die Antragskommis­
sion lange Gedanken gemacht, besonders unter Berücksichtigung des Gesicht­
spunktes, daß für die angesichts des Kostenanstiegs im Bereich der gesetzlichen 
Krankenversicherung notwendige Konsolidierung eine ganze Fülle von Maßnahmen 
notwendig sind. Neben den Formen der Selbstbeteiligung, wie sie schon bisher im 
Rahmen der gesetzlichen Krankenversicherung Platz greifen, sind weitere Maßnah­
men auf der Angebotsseite notwendig sowie Maßnahmen, die bereits im gesundheit­
spolitischen Programm der CDU in Länge und Breite dargestellt worden sind. 

Aus diesem Grund empfiehlt die Antragskommission, beim jetzigen Textvorschlag 
der Antragskommission zu bleiben. 

Gudrun Stiehler, Tagungspräsidium: Vielen Dank. 
Ich darf nun über die Ziffer 44 abstimmen lassen. Wer für den Antrag der Antrags­
kommission ist, den bitte ich um das Kartenzeichen. - Gegenprobe! - Enthaltungen? 
- Die Mehrheit war für die Annahme. 

(Widerspruch) 

- Das Präsidium ist sich einig, daß das die Mehrheit war. 

Wir kommen dann zur Ziffer 45. Hierzu gehören die Anträge C 91 bis C 95, die bereits 
bei Ziffer 44 behandelt wurden. Wir brauchen deshalb über Ziffer 45 nicht mehr ab­
stimmen zu lassen. 

Wir kommen daher zu Ziffer 46. Dazu gehört der Antrag C 96. 

Es liegen keine Wortmeldungen vor. 

Ich lasse abstimmen. Wer für die Annahme der Empfehlung der Antragskommission 
ist, den bitte ich um das Kartenzeichen. - Gegenprobe! - Einstimmig so beschlossen. 

Wir kommen dann zu Ziffer 47. Dazu gehören die Anträge C 97 bis C 102. 
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Mir liegt eine Wortmeldung vor. Ich darf Herrn Schmelter, Rheinland, bitten. - Er ist 
nicht im Saal. 

(Zuruf: Doch! -Weiterer Zuruf: Er zieht zurück!) 

- Er hat seine Wortmeldung zurückgezogen. 

Wir stimmen dann über den Antrag der Antragskommission ab. Wer für den Antrag 
der Antragskommission ist, den bitte ich um das Kartenzeichen. - Gegenprobe! - Ein­
stimmig so beschlossen. 

Damit ist über das Kapitel C abgestimmt. 

Ich darf jetzt Herrn Dr. Kohl das Wort geben. Bitte schön. 

Dr. Helmut Kohl, Vorsitzender der CDU: Meine Damen und Herren! Meine lieben 
Freunde! Angesichts der Geschäftslage habe ich den dringenden Wunsch, daß wir 
jetzt ganz konzentriert arbeiten und das nächste Kapitel unbedingt noch heute 
abend oder heute nacht abschließen. 

(Beifall) 

Ich muß darauf bestehen, daß wir morgen gegen 12.00 Uhr die Beratung des Leitan­
trages abschließen können; denn wir wollen den Parteitag - wir haben noch zwei, 
drei kleine Satzungsänderungen, die hoffentlich keine großen Probleme aufwerfen -
um 13.00 Uhr abschließen. 

Ich fände es unwürdig, wenn morgen am Ende des Parteitages ein Großteil vor 
allem der süddeutschen Delegierten abgereist wäre - wofür ich Verständnis habe, 
da sie auf 13.00 Uhr eingerichtet sind. Deswegen mein Appell, ohne die Diskussions­
lust jetzt abwürgen zu wollen, hier konzentriert zu arbeiten. Ich sage das deswegen, 
weil dieses Kapitel jetzt abgeschlossen ist. 

Ich finde, der eine oder andere Grabenkampf, den ich eben beobachtet habe, der 
seit Jahren währt, hätte nicht auch noch hier fortgesetzt werden müssen, zumal sich 
die Matadore schon oft genug in der Arena begegnet sind und sich noch häufig be­
gegnen werden, so Gott will. 

(Beifall) 

Mein herzlicher Wunsch also: daß wir jetzt bei diesem wichtigen Kapitel konzentriert 
zur Sache arbeiten, damit wir dann morgen früh die beiden anderen Kapitel abschlie­
ßen können. 

Gerhard Rflayer-Vorfelder, Tagungspräsidium: Meine Damen und Herren, liebe 
Parteifreunde, das Tagungspräsidium hofft, daß den Worten des Bundesvorsitzen­
den Taten folgen. • 

Wir kommen nun zu dem Kapitel "Der Jugend in Bildung und Beruf neue Bildung­
schancen schaffen". 
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Das Wort hat zunächst Herr Ministerpräsident Albrecht zur Berichterstattung über 
das Forum. 

Dr. Ernst Albrecht: Meine sehr verehrten Damen und Herren! Liebe Parteifreunde! 
Wir haben ein ausgesprochen interessantes Forum gehabt. Wir haben vier Stunden 
diskutiert. Es gab 41 Beiträge, davon über 60 % Beiträge von unseren jungen 
Gästen. 

Ich möchte eine Bemerkung in diesem Zusammenhang machen, die Sie verstehen 
werden: Als ich dann auf mein Zimmer kam, schaltete ich den Norddeutschen Rund­
funk an. Da hörte ich einen Bericht, in dem es hieß, daß in diesem Forum im wesentli­
chen die Kultusminister unter sich diskutiert hätten und die jungen Gäste nicht zu 
Worte gekommen wäre 

(Pfiffe und Pfui-Rufe) 

und daß man einen neuen Kongreß beschlossen hätte. 

Dort würden sie vielleicht besser zu Wort komnmen. Ich will hier ganz deutlich 
sagen - das sage ich hier auch als Ministerpräsident von Niedersachsen -: Dies ist 
genau die Art der Manipulation der Wahrheit, die zu der Krise des Norddeutschen 
Rundfunks geführt hat. 

(Beifall) 

Deshalb lege ich Wert auf die Feststellung, daß 41 unserer Gäste zu Wort gekom­
men sind; ihr Anteil an der Aussprache war höher als 60 %. Es gab demgegenüber 
nur vier Interventionen unserer Kultusminister, wobei ich Frau Laurien als Berichter­
statterin nicht einbeziehe. Ich will deutlich sagen: Diesen Vorwurf mache Ich dem 
Redakteur, Herrn Wolfgramm, nicht dem Norddeutschen Rundfunk. Herr Wolfgramm 
war nur wenige Minuten da. Es war aber auch ein Fernsehteam des Norddeutschen 
Rundfunks da, das unsere Diskussion drei Stunden lang verfolgt hat und die wesent­
lichen Beiträge aufgenommen hat. Ich bin sicher, daß dieses Fernsehteam objektiv 
und wahrheitsgemäß berichten wird. 

(Beifall) 

Nun zum Verlauf der Diskussion. Wir haben kaum über die Schulorganisation ge­
sprochen. Dies war Absicht, denn viele waren der Meinung, daß wir die Diskussion 
über die Schulorganisation nun seit über 10 Jahren führen und daß es jetzt in erster 
Linie darauf ankommt, sich zu fragen, was in der Schule eigentlich inhaltlich ge­
schieht, welche Bildungsinhalte unseren Kindern vermittelt werden, worauf hin 
unsere Kinder - wenn überhaupt - in der Schule erzogen werden. Ich will allerdings 
nicht verheimlichen, daß es hier auch Widerspruch gab und von manchen gesagt 
wurde, daß für die Linken Schulorganisation und Bildungsinhalte nicht getrennt 
werden könnten. Tatsache ist aber, daß wir dann sehr intensiv über die Bildungsziele 
und die Erziehungsziele gesprochen haben. Es wurde gesagt, in der Schule muß 
wieder mehr einübendes Lernen stattfinden. Es wurde gesagt, unsere Kinder 
müssen wieder lernen zu lernen; das sei wichtiger als der einzelne Wissensstoff. Es 
wurde gesagt, daß neben dem Kopf auch Herz und Hand, wie Pestalozzi es gesagt 
hätte, in.den Mittelpunkt der Erziehung gestellt werden müssen. 
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Von dort sind wir dann EU der Frage gekommen, wie man denn in der Schule erzie­
hen kann, wenn der Wertekonsens in der Gesellschaft so relativ begrenzt geworden 
ist. Wir waren einig, daß Schule nicht parteiisch sein soll, daß man schon auf die ver­
schiedenartigen Auffassungen der Eltern in unserer pluralistischen Gesellschaft 
Rücksicht nehmen muß. Dennoch waren wir der Meinung, daß das IVlinimum, das 
sich im Leitantrag findet, wo von Gemeinsinn, Solidarität und Verantwortungsbe­
wußtsein gesprochen wird, doch zu gering ist und daß es sich zumindest lohnt, dar­
über zu reden und darüber nachzudenken, ob man den Grundkonsens, der Gegen­
stand der Erziehung in der Schule sein kann, nicht etwas weiter fassen könnte. 
Unsere hessischen Freunde haben einen Antrag hierzu vorgelegt, in dem auch Tole­
ranz, Rechtlichkeit, Wahrhaftigkeit und Nächstenliebe hingewiesen wird. Ich persön­
lich bin der Meinung, daß der Parteitag diesen Antrag annehmen könnte. 

(Beifall) 

Es ist bedauert worden, daß das Christentum als Wertfundament nicht stärker als Er­
ziehungsziel in der Schule herausgestellt wird. Es wurde das Beispiel des Religion­
sunterrichtes genannt. Hierbei wurde deutlich - ich erwähne dies deshalb, weil sich 
das generell gezeigt hat -, daß es keinen Zweck hat, zu verordnen, daß Religionsun­
terricht stattfindet, wenn diejenigen - zum Teil gilt das auch für die Pfarrer -, die den 
Religionsunterricht geben, ihn im wesentlichen als Sozialkundeunterricht begreifen. 

(Beifall) 

Mit anderen Worten: Man kann Schule eben nicht ohne die Lehrer machen. Jeder 
von uns, der mit Schulpolitik zu tun gehabt hat, weiß, wie fundamental wichtig es ist, 
daß wir Bewußtseinsbildung vor allem bei den Lehrern zu betreiben versuchen, 
denn die Lehrer bestimmen das, was Schulalltag ist. Wir waren, glaube ich, auch 
darin einig, daß man solche Erziehungsziele, solche Wertinhalte nicht von oben her 
verordnen kann, sondern daß wir in der offenen Gesellschaft versuchen müssen, zu­
nächst das Gespräch über die pädagogischen Fragen und die pädagogischen Ziele 
wieder in Gang zu bringen. 

Wir haben einige Bemerkungen zur reformierten Oberstufe gehört, ohne daß über 
dieses Thema ausgiebig diskutiert worden ist. Ich will eine dieser Bemerkungen auf­
nehmen, weil ich weiß, daß sie viele unserer Freunde beschäftigt. Es ist beklagt 
worden, daß es zur Zeit nicht möglich ist. Deutsch und Geschichte gleichzeitig als 
Leistungsfächer zu wählen. Ich glaube, daß es sich in der Tat lohnt, darüber nachzu­
denken, ob das so sein muß. 

(Zustimmung) 

Wir haben uns dann auch ausführlich mit dem Stellenwert beschäftigt, der der mehr 
praxisbezogenen Bildung und Ausbildung zukommt, in diesem Zusammenhang ins­
besondere mit dem eigenständigen Stellenwert der Hauptschule und der beruflichen 
Bildung. Es bestand Einigkeit, daß gerade die Hauptschule und die berufliche Bild­
ung Gefahr laufen, in unserer Gesellschaft unterbewertet zu werden. Es ist aber 
auch deutlich geworden, daß die Schwierigkeiten beginnen, wenn man die Frage 
stellt: Was tun? Wir wurden zunächst darauf hingewiesen, daß man, wenn man 
einen solchen Zustand beklagt, dementsprechend handeln muß und daß es damit 
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nicht vereinbar ist, etwa die Altersgrenze im öffentlichen Dienst, oberhalb deren der 
Nichtakademiker in den höheren Dienst aufsteigen kann, die früher bei 40 Jahren 
gelegen hat, sogar noch auf 50 Jahre heraufzusetzen. Unsere Kultusminister haben 
uns gesagt, daß sie nicht in der Lage sind, das Problem allein zu lösen, weil es in der 
Gesamtorganisation und -einstellung unserer Gesellschaft begrijndet sei. Wenn wir 
uns fragen, warum immer mehr Eltern ihr Kind unbedingt auf das Gymnasium schic­
ken wollen, so lautet die Antwort darauf doch: Weil sie bessere Lebenschcncen und 
Einkommenschancen für ihr Kind sehen. Wer es deshalb mit der Frage ernst meint, 
wie wir den praxisbezogenen Ausbildungswegen wieder mehr Gewicht und Anzie­
hungskraft geben können, der muß sich die Frage stellen, ob es nicht notwendig ist, 
das Einkommen in den nichtakademischen Berufen, relativ gesprochen, näher an 
das Einkommen heranzuführen, das man durch einen akademischen Beruf erwer­
ben kann. 

(Zustimmung) 

Jeder von uns weiß, wie heikel das ist. Jeder von uns weiß, welche Fragen sich stel­
len, wenn man damit Ernst machen will, z. B. im öffentlichen Dienst. Trotzdem war 
deutlich zu spüren, daß zumindest in dem Forum die Bereitschaft bestand, diesem 
Thema nicht auszuweichen. 

Es ist ein Zweites gesagt worden - dies ist ebenso wichtig -: Wenn wir damit Ernst 
machen wollen, daß die Hauptschule und die berufliche Bildung wieder attraktiv 
werden sollen, muß gewährleistet sein, daß niemand, der diesen Weg beschreitet, in 
seinem Leben vor eine Mauer rennt. Dann muß die Möglichkeit gegeben sein, auf­
grund von Bewährung und Fähigkeit durchzusteigen. Ich will es einmal in der 
Sprache des öffentlichen Dienstes sagen: Wer Hauptschüler ist, muß, wenn er 
etwas leistet, wenn er die Fähigkeiten unter Beweis stellt, auch die Möglichkeit 
haben, Staatssekretär zu werden. Er darf nicht noch nach 20 Jahren daran erinnert 
werden, daß er nur den Hauptschulabschluß gemacht hat. 

(Beifall) 

Das nächste Thema - das will ich auch nicht verschweigen - war die Schülermitve­
rantwortung. Dies müssen wir wissen: Alle Redner der jungen Generation haben uns 
gesagt, daß sie nicht zufrieden sind mit dem, was heute als Schülermitverantwortung 
praktiziert wird. Frau Laurien hat es in die Formel gekleidet, daß es nicht ausreicht, 
Schülermitverantwortung bei der Organisation von Schulfesten zu haben. Vielmehr 
müßte Schülermitverantwortung dann auch im Schulalltag gelten. 

(Beifall) 

Ich meine in der Tat, daß die Union - das gilt auch für unsere Bundesländer - darüber 
wird man nachdenken müssen, ob es richtig ist, eine solche Institution wie die Schü­
lermitverantwortung zu haben, wenn damit keine wirkliche Mitverantwortung verbun­
den ist. Ich will nicht verschweigen, daß von einem unserer Kultusminister, der pro-
noncierte Formulierungen liebt, gesagt worden ist, die Schülervertretung sei nur der 
Kampfplatz linker Ideologen. Natürlich hat dies gewaltigen Widerspruch im Forum 
geerntet. Wir sind in diesem Zusammenhang darauf hingewiesen worden, daß die 
Tatsache, daß so viele linke Schüler gerade in den Gremien der Schülermitverant­
wortung vertreten sind, auch damit zusammenhängt, daß es für die meisten Schüler 
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nicht interessant ist, etwa Klassensprecher zu sein. Polemisch formuliert: Wenn die 
Funktion des Klassensprechers im wesentlichen die ist, am Ende der Stunde die 
Tafel abputzen zu dürfen, melden sich eben nicht viele für diese Aufgaben. 

Ich will als letztes sagen, daß uns viele der jungen Leute gesagt haben, wir sollten 
weniger Angst vor den Schülerzeitungen haben und auch hier etwas mehr Großzü­
gigkeit, Selbstsicherheit und Gelassenheit an den Tag legen. 

(Beifall) 

Wir haben eine interessante Diskussion zum Problem der Ausländerkinder gehabt. 
Ich will aus Gründen der Zeitknappheit jetzt nicht im einzelnen darüber referieren, 
sondern nur mitteilen, daß die Anregung gemacht worden Ist, man sollte sich einmal 
auf einem besonderen Kongreß ausführlich und in Ruhe über die Probleme unserer 
Ausländerkinder unterhalten. 

(Zustimmung) 

Damit komme ich zu der Bemerkung, die unsere Kultusminister gemacht haben: Wir 
dürfen als Gesellschaft die Schule auch nicht überfordern. Die Schule, so haben sie 
gesagt, kann nicht die Defizite der Nation ausgleichen. Es wird beklagt, daß in der 
Schule heute weniger als in früheren Zeiten geleistet wird. Man hat uns zu Recht 
gesagt: Wenn sich eine ganze Gesellschaft auf weniger Leistung einstellt, wenn sie 
zur 35-Stunden-Woche übergeht, wenn sie immer mehr zur Freizeitgesellschaft 
wird, wenn sie in der Zerstreuung durch Fernsehen, andere Medien und all das lebt, 
was uns heute an Möglichkeiten zur Verfügung steht, wenn Teile dieser Gesellschaft 
eine ganz gezielte Kampagne gegen die Leistung und die Leistungsgesellschaft 
führen, dann darf man nicht erwarten, daß dies ohne Rückwirkungen auch auf die 
Leistungen in der Schule selber bleibt. 

Wenn eine Gesellschaft insgesamt weniger religiös ist, atheistischer wird, dann darf 
man sich nicht wundern, daß das auch in der Schule so ist und daß die Schule das 
religiöse Defizit und das Sinndefizit nicht decken kann. 

Wenn die Eltern ihren Kindern nicht mehr sagen, was Vaterland ist und es ihnen 
nicht existeniell vorleben, dann darf man nicht glauben, daß die Lehrer den Kindern 
in der Schule beibringen könnten, was Vaterland ist 

(Beifall) 

Ich glaube, wir sollten dies beherzigen. Die Schule kann nicht wesentlich besser 
sein, als die Gesellschaft insgesamt ist. 

(Beifall) 

Das letzte Thema - es ist ein wichtiges Thema unseres Leitantrages - ist die Abkür­
zung der Schul- und Studienzeiten. Wir haben das nicht sehr ausführlich behandelt. 
Frau Laurien hat gesagt, sie sei gegen eine kurzatmige Verkürzung der Unterrichts­
und Ausbildungszeiten. Es komme darauf an, zunächst die Inhalte zu ordnen und 
dann die Zeit abzukürzen. Sie meinte, man sollte mehr Möglichkeiten für individuelle 
Lösungen schaffen, d.h. diejenigen, die schneller lernen und arbeiten könnten, sollte 
schneller den Abschluß machen können. 
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Meine Damen und Herren, hiermit möchte ich den Bericht beenden. 

Ich bitte das Tagungspräsidium, mir zu gestatten, daß ich jetzt noch ganz l<urz -
danach bin ich fertig - meinen eigenen, persönlichen Diskussionsbeitrag zu diesem 
Punkt einbringe. 

Für mich ist die Frage der Verkürzung dcer Ausbildungszeiten nicht eine schulprak­
tische Frage. Wir sprechen in unserem Leitantrag ja nicht über Sonderschulen, 
Hauptschulen, Realschulen, Berufsschulen, sondern über Gymnasium und 
Universität. 

Ich will ganz deutlich sagen, daß für mich hier ein anderer Gesichtspunkt ent­
scheidend ist. Wir haben einige Jahre lang unbesehen geglaubt - zumindest viele 
von uns -, daß eine Verlängerung der Ausbildungszeit einen pädagogischen, gesell­
schaftlichen Fortschritt darstellt. Ich behaupte heute: Dies ist ein Irrtum. 

(Beifall) 

Wir wundern uns heute über die wachsende Aggressivität in Teilen unserer Jugend, 
gerade der studentischen Jugend. Natürlich hat eine solche Aggressivität nicht nur 
eine, sondern mehrere Ursachen. Aber ich behaupte; Eine der wesentlichen Ursa­
chen ist, daß die jungen Menschen heute zu spät in die wirkliche Verantwortung 
kommen, 

(Beifall) 

daß sie zu lange in der Position des rezeptiv Lernenden gehalten werden. Das Lie­
blingswort der jungen Generation, das an den Universitäten meistbenutzte Wort, ist 
'Frust". Meine Damen und Herren, Frustation muß entstehen, wenn man gerade in 
der Lebenszeit, wo man die größten Kräfte hat - zwischen 20 und 35 Jahren -, nir­
gendwo zeigen kann, was in einem steckt, nirgendwo mitgestalten kann, nirgendwo 
Verantwortung für sich und andere wirklich trägt, sondern immer noch die Schulbank 
drückt. 

Deshalb bin ich der Meinung, wir wären gut beraten, hier den Versuch zu machen, 
die Ausbildungszeiten wieder abzukürzen. Wir wollen die Menschen nicht zwingen, 
in kürzerer Zeit zur Schule zu gehen und zu studieren, aber wir wollen ihnen die Mö­
glichkeit dazu geben. Wir wollen es der großen Menge der Abiturienten und Studen­
ten ermöglichen, ihre Ausbildungszeit zu verkürzen und dadurch früher in die Verant­
wortung zu kommen. 

Das wollte ich gesagt haben, weil dies für meine eigene Stimmabgabe zu dem 
Thema der Verkürzung das Entscheidende ist. Wenn dies das Entscheidende ist, 
dann kann man meinetwegen gern lange darüber diskutieren, wie man das am rich­
tigsten macht und in weichen Fristen man es richtig macht. Mir kommt es darauf an, 
daß in Zukunft früher, als es heute der Fall ist, junge Menschen aus dem Getto der 
Universität herauskommen und in die wirkliche Verantwortung für Gesellschaft und 
ihr eigenes Leben gestellt werden. 

(Beifall) 
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Qorhard Mayec-Vorfeldeir, Tagungspräsdidium: Ich danke Herrn Ministerpräsident 
Albrecht für seinen umfassenden Bericht und seine Stellungnahme zu dem Punkt, 
den wir noch beraten werden. 

Wir kommen nun zu den allgemeinen Anträgen zu dem Kapitel "Der Jugend in Bild­
ung und Beruf neue Zukunftschancen schaffen". 

Eine kurze Zwischenbemerkung für die Fußfallfreunde: Hamburg hat 2 : 0 gewon­
nen, Bayern 5 : 1 ; Frankfurt spielt noch; Kaiserslautern ist zweiter. Bei Kaiserslautern 
weiß ich das Ergebnis nicht. Aber das erhöht die Spannung. 

Aber nun zu den allgemeinen Anträgen. Sie sehen die Empfehlungen der Antrags­
kommission in der rechten Spalte der Seite 95. 

Wortmeldungen liegen zu diesem Bereich nicht vor Ich frage die Antragskommis­
sion, ob sie das Wort will. - Das ist nicht der Fall. 

Wir schreiten zur Abstimmung. Wer für die Empfehlung der Antragskommission ist, 
den bitte ich um das Kartenzeichen . - Wer ist dagegen? - Enthaltungen? - Einstim­
mig so angenommen. 

Wir kommen zur Ziffer 48. Dazu gehören die Anträge G 19, G 20, G 22, G 24 bis G 26 
und D 177, der Ihnen vorliegt. - Es liegt keine Wortmeldung vor Die Antragskommis­
sion hat das Wort nicht gewünscht. 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer für die Empfehlung der Antragskommission ist, 
den bitte ich um das Handzeichen. - Gegenprobe! - Enthaltungen? - Einstimmig 
angenommen. 

Wir kommen zu Ziffer 49. Dazu gehören die Anträge D 11, D 12, Ziffern 2, 3 und 5, D 
16, D 26, D 28 bis D 31. D 33 bis D 35, D 178 und D 185. Es liegt eine Wortmeldung 
vor: Frau Wex, Rheinland, spricht zu Antrag D 26. 

Frau Dr. Msiga W®Ä, Bonn: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die Antrags­
kommission hat am Ende ihrer Empfehlung geschrieben, daß soundso viele Anträge, 
darunter auch dcer Antrag D 26, für erledigt erklärt werden könnten. Die Frauenverei­
nigung ist nicht dieser Meinung. Wir sind der Überzeugung, daß die Erziehungsziele, 
über die gesprochen worden ist, und die Begriffe, zu denen wir uns Im Sinne der Ver­
wirklichung dieser Ziele bekennen, nur in dem Antrag der Frauenvereinigung ge­
nannt worden sind, weil darin nämlich die Frage der Toleranz steht. 

Wir sind der Meinung, daß junge Menschen immer öfter nach dem Sinn ihres 
Lebens fragen. Das Bildungsleben hat hauptsächlich bürokratisch-institutionell rea­
giert. Die jetzige Formulierung der Antragskommission verweist auf den Grundkon­
sens in der Verfassung, ohne zu sagen, welche Werte dort angesprochen sind. Es ist 
aber zu vermuten, daß die zugrunde liegenden Werte von den Verfassungsgebern 
als ein selbstverständlicherer Grundkonsens formuliert werden konnte, als es bei 
den jungen Menschen heute vorausgesetzt werden kann. 

Wir sind in Konsequenz unserer Diskussion hier der Meinung, daß die Diskussion 
über die Veränderung der Verfassungswirklichkeit jetzt auch hinsichtlich der Akzep-
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tanz dieser Werte stattfinden muß. Ob und wie sich die Wertediskussion geändert 
hat, kann sich nur in der Diskussion mit den jungen IVlenschen ergeben. Dabei bin 
ich der Meinung, daß sich die Ziele gar nicht so sehr verändert haben wie die Mö­
glichkeit, einen anderen Weg zur Verwirklichung dieser Ziele zu gehen. 

Das Gespräch hierüber muß beginnen. Wenn ich erst dann begonnen hätte, mit 
meinen Kindern zu sprechen, als sie angefangen haben zu widersprechen, so bin 
ich überzeugt, daß der Faden des Gesprächs dünner gewesen wäre. In der Familie 
machen die Kinder nämlich die ersten Erfahrungen, was Freiheit bedeutet, aber 
auch, was es bedeutet, etwas freiheitlich und vor allem auch friedlich durchzusetzen. 

In allen Anträgen und auch in den Empfehlungen der Antragskommission fehlen z. B. 
die Begriffe "Autorität" und "Vorbild". Bei allen Fragen, die sich ergeben, darf eines, 
meine ich, nicht geschehen. Das größte Vergehen jungen Menschen gegenüber ist, 
Autorität zu verweigern. Autorität ist überholbar, und Autorität ist etwas ganz anderes 
als autoritär. Die Autorität, die wir meinen, ist die inhaltliche Autorität, die darin be­
steht, daß man auch mal zugibt, daß man über bestimmte schwierige Fragen dieser 
Welt nicht alleine schon deswegen alles weiß, weil man älter und älter ist. Diese 
Form von Autorität ist keine inhaltliche. 

Gerhard Rflayeir-Vorfeldeir, Tagungspräsidium: Liebe Frau Wex, ich bitte, zum 
Schluß zu kommen; wir haben eine Beschränkung der Redezeit auf drei Minuten. 

(Beifall) 

Frau Dr. M®lga We«: Ich bin der Meinung, daß wir die Frage der Autorität hier hin­
einbringen müssen, vor allen Dingen auch die Frage des Vorbilds. Man kann nicht 
immer von jungen Menschen etwas verlangen, wenn man nicht auch von selten der 
Eltern und derer, die dafür verantwortlich sind, sich zum Vorbild bekennt. 

Wir möchten aber, daß der Antrag D 26 angenommen wird zur Ergänzung der inhalt­
lichen Begriffsbestimmung und nicht nur der Ziele. 

Gerhard iWayer-Vorfelder, Tagungspräsidium: Für die Antragskommission spricht 
Herr Meyer. 

Gerhard Meyer, Antragskommission: Meine Damen und Herren! 
Liebe Frau Wex, ich darf Ihnen sagen, daß wir von der Antragskommission den 
Antrag der Frauenvereinigung in den wesentlichen Punkten bereits angenommen 
haben. Ich darf auf den Initiativantrag D 178 der Delegierten Dr. Dregger, Dr. Wall­
mann und H. Wagner verweisen, wo die Begriffe, die Sie soeben "eingeklagt" haben, 
enthalten sind. Wir haben nur vorgeschlagen, das Wort "Rechtlichkeit" durch das 
Wort "Rechtsstaatsbewußtsein' zu ersetzen. Das heißt also, neben den zusätzlich 
aufgenommenen Grundwerten wie Gemeinsinn, Solidarität, Verantwortungsbewußt­
sein außerdem auch noch Toleranz, Rechtsstaatsbewußtsein, Wahrhaftigkeit und 
Nächstenliebe aufgenommen werden sollen. 

Ich darf außerdem darauf verweisen, daß der Initiativantrag D 185 der Delegierten 
Benedix-Engler, Dr. Stoltenberg usw. angenommen wurde, so daß Ihre Bedenken im 
großen und ganzen ausgeräumt sind. Ich empfehle die Annahme in der von der An­
tragskommission vorgeschlagenen Fassung. 
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Gerhard Mayer-Vorfelder, Tagungspräsidium: Es liegen keine weiteren Wortmeld­
ungen vor. Wir kommen zur Abstimmung. Wer für die Empfehlung der Antragskom­
mission ist, den bitte ich um ein Handzeichen. - Gegenprobe! - Enthaltungen? - Bei 
einigen wenigen Gegenstimmen und Enthaltungen angenommen. 

Wir kommen nun zur Ziffer 50. Dazu gehören die Anträge D 2 zu Ziffer 59 a, D 10, D 
11, D 12, D 13, D 36 bis D 44 und D 179. 

Zu Ziffer 50 hat sich Herr Sälzer, Hessen, zu Wort gemeldet. - Das Verfahren ist 
immer so, daß zunächst, wenn es gewünscht wird, die Antragsbegründung erfolgt 
und dann die Antragskommission das Wort erhält. 

Bernhard Sälzer: Herr Vorsitzender, meine sehr verehrten Damen und Herren! Uns 
kommt es mit unserem Antrag darauf an, eine Klärung des jetzt vorliegenden Textes 
durch die Antragskommission zu erhalten. 

In der Zwischenzeit haben, wie manche von Ihnen vielleicht wissen, die Fraktions­
vorsitzenden in Berlin einstimmig eine Weiterführung dieses Ansatzes zu den Ab­
schlüssen der integrierten Gesamtschulen beschlossen. Wir sähen es gern, wenn 
die hier vorgelegten Formulierungen der Antragskommission so verstanden würden, 
daß die Beschlüsse der Fraktionsvorsitzendenkonferenz die Richtlinie für unser wei­
teres gemeinsames Handeln auf Bundesebene darstellen könnten. Und wir gehen si­
cherlich nicht falsch in der Hoffnung und Annahme, daß unsere Kultusminister bei 
diesen wichtigen Abschlüssen, die dann in der Kultusministerkonferenz bevorstehen 
werden, mit ihren jeweiligen Landttagsfraktionen eine Übereinstimmung erzielen 
werden. 

Wenn dieses von der Antragskommission so gesehen und getragen werden kann, 
wäre unser Antrag D 179 hinfällig. Sollte dies anders verstanden werden, würden wir 
auf der Behandlung unseres Antrages bestehen müssen. 

Gerhard Mayer-Vorfelder, Tagungspräsidium: Vielen Dank, Herr Sälzer. - Das 
Wort hat Herr Panther, Baden-Würrtemberg. 

Klaus Panther: Ich habe nur einen redaktionellen Verbesserungsvorschlag. Man 
sollte in dem Antrag das Wort 'Berufsschulen' durch die Worte "berufliche Schulen" 
ersetzen. Wir haben die Kategorie "berufliche Schulen", die alle beruflichen Schular­
ten umfaßt. Ich würde vorschlagen, hier eine einheitliche Terminologie zu 
verwenden. 

Gerhard Mayer-Vorfelder, Tagungspräsidium: Es liegen keine weiteren Wortmeld­
ungen zu Ziffer 50 vor Das Wort hat Herr Pfeifer für die Antragskommission. 

Anton Pfeifer, Antragskommission: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Das, 
was Herr Panther vorgeschlagen hat, kann man machen. Das ist eine redaktionelle 
Änderung. 

Ich möchte aber noch etwas zu dem Initiativantrag D 179 sagen, den Herr Sälzer 
hier begründet hat. Herr Sälzer, hier hat mich die Antragskommission beauftragt, fol­
gendes vorzutragen. 

202 



Der Antrag des Bundesvorstandes bekennt sich in Ziffer 50 zum gegliederten Schul­
wesen. Er stellt darüber hinaus fest, daß die Einführung der Gesamtschule als Regel­
schule für uns nicht in Betracht kommt, also die Geamtschule nicht serientaugllch 
ist. Diese Grundposition muß, wie Sie sagen, in der Tat auch Konsequenzen für die 
Frage der Anerkennung der Gesamtschulabschlüsse haben. Für die Anerkennung 
der Gesamtschulabschlüsse müssen dort, wo Gesamtschulen bestehen, die Anfor­
derungen des gegliederten Schulwesens der Maßstab sein, und zwar sowohl hin­
sichtlich des fachlichen Angebots als auch hinsichtlich der Leistungsanforderungen, 
die in der Gesamtschule gestellt werden. Dies steht in der neuen, in der umformulier­
ten Ziffer 50, wie sie Ihnen die Antragskommission vorgeschlagen hat. 

Diese Neufassung der Ziffer 50 muß in der praktischen Politik dazu führen - das ist 
jedenfalls die Auffassung der Antragskommission -, daß wir als Voraussetzung für 
die Anerkennung von Gesamtschulabschlüssen eine innere Differenzierung der Ge­
samtschule verlangen. Dabei ist für die Antragskommission der Beschluß der Frak­
tionsvorsitzendenkonferenz vom 28. Oktober 1981 richtungsweisend, in dem es u.a. 
heißt - ich darf das kurz zitieren -: 

Diese Differenzierung findet auf drei Leistungsebenen statt, weil sonst die Ver­
gleichbarkeit mit den Leistungsniveaus der gegliederten Schulen, Hauptschu­
le, Realschule und Gymnasium, nicht möglich ist. Ausnahmsweise kann auf 
zwei Leistungsebenen differenziert werden, wenn die integrierte Gesamtschu­
le nur den Haupt- und Realschulabschluß vermittelt. 

Die Antragskommission ist der Meinung, daß mit i;(ieser Maßgabe der Antrag D 179 
berücksichtigt ist. Ich möchte Sie dringend bitten, dem zuzustimmen, damit wir hier 
nicht noch zu später Stunde eine, wie ich meine, relativ überflüssige Gesamtschul­
debatte bekommen. 

(Beifall) 

Gerhard Mayer-Vorfetder, Tagungspräsidium: Meine Damen und Herren, es hat 
sich jetzt noch Herr Remmers allgemein gemeldet. Herr Remmers, ich möchte Sie 
darauf hinweisen, daß vorhin keine Wortmeldung mehr zu dieser Ziffer vorlag und 
deshalb die Rednerliste geschlossen wurde und die Antragskommission das Wort 
erhielL Deshalb kann ich Sie zu dieser Ziffer nicht mehr zulassen. 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer für den Antrag der Antragskommission ist, den 
bitte ich um ein Handzeichen. - Gegenprobe! - Enthaltungen? - Bei einigen Gegen­
stimmen und Enthaltungen so angenommen. 

Wir kommen nun zu Ziffer 51 mit den Anträgen D 1, D 11, D 45 bis D 47 und D 186. 
Es liegt eine Wortmeldung vor von Herrn Ernst Kiel, Rheinland. 

Ich darf dann Graf von Waldburg-Zeil bitten, sich als zweiter Redner bereitzuhalten. 

Ernst Kiel: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Liebe Freunde! Ich 
spreche zum Initiativantrag D 186 und damit zum Stichwort 'Gleichwertigkeit von all­
gemeiner und beruflicher Bildung", einer Formulierung, die leider zum Schlagwort er­
starrt ist und bei der es auch nach den Intentionen des Forums I denkbar wäre, 
etwas konkreter zu sein, eine Forderung, der wir uns stellen müssen. Die jetzt von 
der Antragskommission vorgeschlagene nähere Definition und Beschreibung im 
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Sinne einer gesellschaftlichen Anerkennung bringt nicht mehr Klarheit. Bei der Aner­
kennung von inn beruflichen Bildungswesen erworbenen Abschlüssen wäre es aber 
durchaus möglich, eine Gleichwertigkeit besser zu praktizieren als in der Vergan­
genheit. Dem dient dieser Antrag. Es darf in der Zukunft nicht mehr so sein, daß wir 
bei der Anerkennung von Abschlüssen immer nur Stundentafeln und Lehrinhalte wie 
Erbsen nebeneinanderlegen und vergleichen. Entscheidend für die Abschlüsse ist 
das erreichte Bildungsniveau. Das sollten wir endlich einmal tun, dann werden auch 
die Chancen unserer ehemaligen Hauptschüler, Sonderschüler, Realschüler und 
auch der Gymnasiasten in der beruflichen Bildung besser sein, nicht nur über eine 
mögliche veränderte Gehaltsregelung. - Ich danke Ihnen. 

Geirtaird ßflaysir-Vorfelldsir, Tagungspräsidium: Besten Dank. - Graf Waldburg-Zeil 
bitte. Als nächster soll sich dann Herr Lemper, Rheinland, bereithalten. 

von Walldbuirg»Z©ll: Herr Vorsitzender! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Zu den Zukunftschancen der jungen Generation, über die wir hier mit 
diskutieren, gehört in erster Linie ein reich gegliedertes Schulwesen. Hierhergehört 
unser besonders reich gegliedertes berufliches Bildungswesen. Die wichtigste Be­
standsgarantie für diese reiche Gliederung ist aber die Gleichwertigkeit. Wenn wir 
verschiedene Schularten haben, so müssen sie im Endeffekt gleichwertig sein. 

Dies hat im vorliegenden Initiativantrag D 186 auch ganz praktische schulpolitische 
Auswirkungen. Wenn wir nicht wollen, daß der Trend zum Gymnasium weiter anhält, 
wenn wir nicht wollen, daß die junge Generation weiter in die Sackgasse der akade­
mischen Ausbildung hineinläuft, dann müssen wir es den Eltern erleichtern, indem 
wir die Durchlässigkeit bei allen Schularten offenhalten. Es ist doch einfach unmög­
lich, daß umgekehrt einer, der die Gesellenprüfung oder gar die Meisterprüfung hat, 
auf dem komplizierten Umweg über die Abendrealschule erst Voraussetzungen er­
werben muß, die er im Grunde längst hat. Wenn Bedenken bestehen, daß dann noch 
mehr Leute weiter in die verkehrte Richtung gehen könnten, so sind diese Bedenken 
falsch. Wer einmal den Weg der beruflichen Bildung gemacht hat, wird auch wissen, 
welchen Wert er damit erworben hat. 

(Beifall) 

Goirlhiaird IMs5fsir-Vorf®0itä®r, Tagungspräsidium: Vielen Dank, Graf Waldburg-Zeil. 
Herr Lemper bitte. 

LoHlhiair-TIliieosiloir Lotsapsir: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Ich bitte, 
dem Antrag der Antragskommission nicht zu folgen, sondern den vorliegenden Initia­
tivantrag zu unterstützen. Ich möchte das mit wenigen Worten noch einmal begrün­
den. 

Was wir hier ansprechen, ist ein grundsätzliches bildungspolitisches Problem. Wir 
müssen in der Tat dafür sorgen, daß die Sackgassen, die unser schulisches Ausbil­
dungssystem schafft, verschwinden und daß die Scheinattraktivität des schulischen 
Ausbildungswesens in der Tat einmal zur Disposition gestellt wird. Es kommt darauf 
an, daß jungen Menschen, die sich für eine berufliche Bildung entscheiden, das 
Gefühl gegeben wird, daß sie Möglichkeiten der weiteren beruflichen Qualifikation, 
der beruflichen Chancen haben. Das erreichen wir durch die Annahme des Antrages 

""'''• (Beifall) 
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Herr Remmers hat eben das Beispiel eines Hauptschülers und Staatssekretärs ge­
liefert. Nun ist das natürlich ein Beispiel, das in der Realität sicher ziemlichen Selten­
heitswert hat. Es gäbe aber andere Möglichkeiten, einmal einen Hauptschüler zu mo­
tivieren, tatsächlich einen qualifizierten Hauptschulabschluß zu machen, dann eine 
berufliche Lehre zu machen, anschließend eine Meisterprüfung und möglicherweise 
mit der Meisterprüfung die Qualifikation der fachgebundenen Hochschulreife zu be-
kommen,um sich dann auf diesem Weg von der Schule zum Beruf weiter qualifizie­
ren zu können. Das ist das Entscheidende des Antrags D 186,und der ist durch die 
Antragskommission nicht erledigt. 

Lassen Sie mich in diesem Zusammenhang einen zweiten Punkt ansprechen und 
begründen. Wenn wir heute von dem Widerspruch sprechen, von der Erhöhung des 
Leistungsstresses auf der einen und der Verminderung der Leistung auf der anderen 
Seite, dann hängt das in der Tat auch mit der Eindimensionalität eines falsch ver­
standenen Begriffes von Chancengleichheit zusammen. Dieser Begriff darf eben 
nicht nur auf Schule konzentriert werden. Wir müssen vielmehr den Zusammenhang 
von Bildung und Beruf stärker darstellen, und den stärken wir, wenn wir dem Antrag 
D 186 folgen statt der Empfehlung der Antragskommission. 

(Beifall) 

Geirhaireä Mayer-Vorfelder, Tagungspräsidium: Vielen Dank, Herr Lemper. - Für die 
Antragskommission Herr Meyer 

Gerhard Meyer, Antragskommission: Meine Damen und Herren! Bei so viel sach­
kundigem Engagement konnte auch die Antragskommission nicht widerstehen. Wir 
schlagen vor, daß der Initiativantrag D 186 mit seinem ersten Satz aufgenommen 
wird. Der zweite Satz ist lediglich eine Erklärung zum ersten Satz. Damit wird auch 
dem Anliegen der Antragsteller, Graf Waldburg-Zeil usw., Rechnung getragen. 

Gerhard EWayer-Vorfelder, Tagungspräsidium: Vielen Dank. - Sie haben das 
Votum der Antragskommission verstanden. Satz 1 des Initiativantrages wird 
übernommen. 

Ich komme zur Abstimmung. Wer diesem Votum folgen will, den bitte ich um das 
Handzeichen. - Gegenprobe! - Enthaltungen? - Bei einigen wenigen Gegenstimmen 
so angenommen. 

Wir kommen zu Ziffer 52. Dazu gehören die Anträge D 11, D 17 und D 50 bis D 58. 
Es hat sich Herr Rainer Mainusch, Braunschweig, gemeldet. Ist Herr Mainusch im 
Saal? - Er ist nicht im Saal. Wünscht die Antragskommission das Wort? - Bitte schön. 

Gerhard Meyer, Antragskommission: Ich möchte nur darauf hinweisen, daß wir hier 
zweimal abstimmen lassen müssen, weil die Antragskommission folgenden Be­
schluß vorschlägt: "Der Bundesvorstand wird beauftragt, bis zum Herbst 1982 kon­
krete Vorstellungen zur Reform des Zulassungsverfahrens zum Hochschulstudium 
zu erarbeiten." 

Ich wollte nur, daß das nicht untergeht. 
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Gerhard Mayer-VorJelcäer, Tagungspräsidium: Sie haben es gehört. Wir kommen 
zur Abstimmung über den allgemeinen Vorschlag der Antragskommission. Wer 
diesem Votum folgt, den bitte ich um ein Handzeichen. - Gegenprobe. - Enthaltun­
gen? - Bei einer Enthaltung so angenommen. 

Wir kommen zur Abstimmung über den zweiten Teil des Votums der Antragskom­
mission. Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich um das Handzeichen. - Gegenprobe! 
- Enthaltungen? - Einstimmig angenommen. 

Wir kommen zu Ziffer 53 mit den Anträgenm D 11, D 59 bis D 67. Eine Wortmeldung 
liegt nicht vor. Die Antragskommission wünscht das Wort gleichfalls nicht. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Empfehlung der Antragskommission. Wer für 
das Votum der Antragskommission ist, den bitte ich um ein Handzeichen. - Gegen­
probe! - Enthaltungen? - Einstimmig angenommen. 

Zum Aufruf kommt Ziffer 54 mit den Anträgen D 11, D 17, D 21, D 23, D 68 bis D 76 
und D 180. Zu Ziffer 54 hat sich HerrMinisterRemmers gemeldet. Bitteschön! 

Werner Remmers: Herr Vorsitzender! tVleine Damen und Herren! Ich möchte bei 
dieser Gelegenheit und speziell zu diesem Antrag eigentlich nur dies sagen: Unser 
ganzes Bemühen in der Schulpolitik müßte sich meiner Ansicht nach sehr viel stär­
ker, als wir es vorhin bei einigen Anträgen auch schon getan haben, auf die eigentli­
chen, auf die, wie ich gerne sage, kleinen Fragen der Schule, auf die Fragen des 
Schullebens richten. 

(Zustimmung) 

Eines macht mir in unseren Schulen Sorge, und deswegen haben wir z.B. dieses - si­
cherlich utopische - Wort von der "erlaßfreien Schule" in die Welt gesetzt. Das, 
worauf es ankommt, ist, in der Schule dafür zu sorgen, daß Schule mehr ist als die 
Aneinanderreihung von Fachstunden im Sinne von "Klingeln, Stunde, Klingeln, 
Pause, Klingeln, Stunde, Klingeln, Pause". 

(Beifall) 

Das, was ich so sehr befürchte - und deswegen meine ich, wir müssen uns auf den 
Schulalltag konzentrieren, auf das Schulleben, auf das entsprechende Freigeben 
von Räumen, in denen sich das auch vollziehen kann -, erwächst daraus, daß ich 
meine: Wir ersticken dieses Schulleben mit zuviel Reglement, wir ersticken oder ver­
hindern dieses wirkliche Schulleben zum Teil auch dadurch, daß wir dauernd durch 
unsere Ängste im Hinblick auf bestimmte ideologische Überlagerungen, die ich na­
türlich auch sehe, übersehen, daß die eigentliche Gefahr für unsere Schule das Ab­
gleiten des Schulalltags in Unterrichtsroutine ist, in ein einfaches Ablaufen, wie ich 
es vorhin darzustellen versucht habe. 

Deswegen bin ich für die erweiterte und ausführlichere ursprüngliche Antragsfas­
sung und gegen diese knappe Zusammendrängung der Antragskommission. Denn 
damit wird die eigentliche Problematik, die Fülle dieser Problematik im Sinne des 
Schullebens, wie ich es hier zu charakterisieren versucht habe, nicht zum Ausdruck 
gebracht. 

(Zustimmung) 
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Gerhard Mayer-Vorfelder, Tagungspräsidium: Vielen Dank, Herr Remmers! - Jetzt 
Christian Wulff, Niedersachsen! 

Christian Wulff: Meine sehr verehrten Damen und Herren, lassen Sie mich fol­
gendes sagen. Wenn ich sehe, mit welcher Vorfreude viele Erstkläßler die Schule be­
treten, so frage ich mich, wer sich das Recht nimmt, sie so zu enttäuschen. - Dieser 
Satz stammt von einem Hauptschüler und verweist, glaube ich, auf jenes Problem, 
das Herr Minister Remmers hier angesprochen hat, daß es uns als Union doch 
darum gehen muß, die wirklichen Fragen der Inhaltlichen Gestaltung von Schule an­
zusprechen und damit auch mutig denen entgegenzutreten, die durch immer mehr 
Reglementierung, durch immer mehr Erlasse immer mehr Freiräume einengen 
wollen. 

Der Umkehrschluß heißt aber, daß man sich dann auch für Freiraume, für Selbstge­
staltung, für Selbstverantwortung auch schon Schülern einsetzt und diese Ziffer 
nicht so allgemein wie hier formuliert, woran zwar nichts falsch ist; aber etwas, was 
nicht falsch ist, muß ja noch lange nicht richtig sein. 

(Zustimmung) 

Deshalb möchte ich Sie bitten, dem Antrag D 17 zu Ziffer 59 a und b, der hier - bei 
Ziffer 54 - behandelt werden sollte, zuzustimmen. Ich glaube, das ist richtig, gerade 
auch für die jetzt nicht mehr anwesenden jüngeren Teilnehmer an diesem Parteitag; 
es ist richtig, daß die Union zeigt, daß man sich mit Mut dafür ausspricht, auch be­
reits Jüngeren Verantwortung zu übertragen. Jüngere bereits an demokratisches En­
gagement heranzuführen. 

Lassen Sie mich schließen mit einem Hinweis, Herr Präsident Mayer-Vorfelder Sie 
haben sich im Forum deshalb etwas den Unmut der jungen Leute zugezogen, weil 
Sie die Ablehnung von mehr Mitbestimmungsrechten damit begründeten, dort seien 
die Mehrheitsverhältnisse außerordentlich ungünstig, und deshalb sei dies mehr als 
suspekt und eventuell nicht zu befürworten. 

Herr Mayer-Vorfelder, ich nehme an, daß Sie, wenn der VFB Stuttgart auf einem Ab­
stiegsplatz steht, auch nicht die Auflösung der Bundesliga fordern werden, 

(Zustimmung) 

sondern sich wahrscheinlich für Verstärkungen, für mehr Engagement, für mehr Ein­
satz einsetzen werden. Ich meine, die Union sollte sich an den Schulen vor Ort für 
mehr Einsatz z.B. in Form der Schüler-Union einsetzen. - Danke schön. 

(Beifall) 

Gerhard Mayer-Vorfelder, Tagungspräsidium: Vielen Dank, Herr Wulff! Als amtie­
render Tagungspräsident will ich es mir jetzt versagen, die Diskussion von heute 
morgen fortzusetzen, nachdem mir dort durch eine Geschäftsordnungsdebatte eine 
direkte Erwiderung unmöglich gemacht worden ist 

Es liegt keine weitere Wortmeldung vor. Für die Antragskommission Herr Meyer, 
bitte. 
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(Ssrhaima ßflsysf, Antragskommission: Meine Damen und Herren, diese Ziffer 54 ist 
zugegebenermaßen nicfit sehr umfangreich, aber meiner Meinung nach ist alles, 
was hier von Herrn Minister Remmers und von Herrn Wulff eingebracht w/urde, in 
dieser Ziffer enthalten. 

Ich darf noch darauf hinweisen, daß der Initiativantrag D 180 der Delegierten 
Dr.Dregger, Dr.Wallmann, Wagner und weiterer Delegierter in Abänderung des 
Ihnen vorgelegten Votums der Antragskommission wie folgt behandelt werden soll: 

Die Antragskommission empfiehlt Annahme des Antrages D 180,1 .Satz. 

Wir sind der Meinung, daß damit Satz 2 des Antrages D 180 als erledigt betrachtet 
werden kann. Ansonsten empfehlen wir Annahme, wie wir es vorgeschlagen haben. 

©sirlhifflirjä Rflayer-Vorfeljäsir, Tagungspräsidium: Wir kommen zur Abstimmung. Wer 
dem Votum der Antragskommission zustimmt, den bitte ich um ein Handzeichen. -
Gegenprobe! - Enthaltungen? - Das erste war eindeutig die Mehrheit. Damit ist dem 
Antrag der Antragskommission gefolgt worden. 

Wir kommen zu Ziffer 55. Dazu gehören die Anträge D 77 bis D 84. Wortmeldungen 
liegen nicht vor. Die Antragskommission hat gleichfalls das Wort nicht gewünscht. 

Wir kommen zur Abstimmung über das Votum der Antragskommission. Wer dafür 
ist, den bitte ich um ein Handzeichen. - Gegenprobe! - Enthaltungen? - Einstimmig 
angenommen. 

Zum Aufruf kommt Ziffer 56. Dazu gehören die Anträge D 7, D 27, D 32, D 85 bis D 
98 und D I 83. 

Zu Wort gemeldet haben sich 4 Delegierte. Zuerst spricht Johannes Weberling, 
RCDS. 

Jotommss Woberling: Meine Damen und Herren, bei dieser Ziffer frage ich mich 
ein bißchen, ob die CDU nicht das Augenmaß verliert. Denn wir stellen doch fest, 
daß man sich an den Universitäten und den Schulen über die Überfrachtung von 
Studien- und Lehrplänen mit Recht aufregt und daß man sich trotzdem an den Uni­
versitäten über den Niveauverlust der Gymnasien beklagt. Ich weiß aus meiner eige­
nen Schulzeit in Hessen, daß man in Hessen sogar die Möglichkeit geschaffen hat, 
14 Jahre zur Schule zu gehen. Ich frage mich, ob es da realistisch ist, wenn wir als 
CDU 12 Jahre fordern. 

Wir haben seit mehreren Jahren Studienreformkommissionen, die sehr sinnvoll ar­
beiten. Ist es nicht besser, diese Studienreformkommissionen zu forcieren, damit 
eben die Lehr- und Studienpläne entrümpelt werden? Wäre es nicht vielleicht auch 
sinnvoll, daß man, wie es in der reformierten Oberstufe vorgesehen ist, individuell 
zwischen dem ersten und dem zweiten Halbjahr des 13.Schuljahres unterscheidet? 

Meine Damen und Herren, Sie machen hier einen Jugendparteitag, und Jugendliche 
können durchaus unterscheiden, ob eine Forderung realistisch oder so ein kleines 
bißchen utopisch ist. Ich möchte Sie ganz herzlich darum bitten, daß Sie hier einem 
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realistischen Änderungsantrag zustimmen, und zwar dem Antrag D 97 der Jungen 
Union, Darin ist an sich das Individuelle, von dem auch Ministerpräsident Albrecht 
gesprochen hat, enthalten. Deswegen bin ich für die Annahme des Antrages D 97 
und entgegen dem Votum der Antragskommission für eine Änderung von D 85. 

(Zustimmung) 

Gerhard Mayer-Vorfelder, Tagungspräsidium: Das Wort hat Herr Dr. Gölter. 

Dr. Georg Gölter: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich möchte ebenfalls 
gegen den Vorschlag der Antragskommission sprechen, und zwar gegen den zwei­
ten Satz der Ziffer 56, in dem es heißt, daß sich die Union auf dieser Grundlage bis 
zum Ende der 8oer Jahre für eine Verkürzung der gymnasialen Schulzeit auf 12 
Jahre ausspricht. 

(Zustimmung) 

Ich möchte das ganz kurz begründen. Meine Damen und Herren, das Ziel des Gym­
nasiums ist nach wie vor die Studierfähigkeit. Die Möglichkeit des Gymnasiums, 
diese Studiertähigkeit in ausreichendem Umfange zu vermitteln, wird heute von 
vielen bezweifelt und in Frage gestellt. Dies ist ja auch Teil der Korrekturbemühun­
gen in vielen Ländern, beispielsweise in Baden-Württemberg oder jetzt auch in 
Rheinland-Pfalz. 

Meine Damen und Herren, wenn ich hierauf hinweise, plädiere ich nicht gegen den 
Gedanken der Verkürzung der Ausbildungszeiten, aber ich meine, daß eine so wei­
treichende Frage wie die der Verkürzung von 13 auf 12 Jahre von der Union auf 
einem Parteitg nicht ohne eine ausreichende und gründliche Prüfung beschlossen 
werden kann. 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, wenn diese Prüfung zu dem Ergebnis führen sollte, daß 
12 Jahre nicht ausreichen, wir aber trotzdem 12 Jahre einführen: Kommen wir dann 
zur Einrichtung von Prosemestern? So etwas könnte an unseren Hochschulen über­
haupt nicht durchgeführt werden. Oder kommen wir dann zu dem unsinnigen Instru­
ment der Hochschuleingangsprüfung, wo wir dann den Multiple-choice-Prüfungen 
mit ihrer Abhak- und Ankreuz-Mentalität auch in den Hochschulen eine weitere der­
artige Prüfung an die Seite stellen würden? 
Deshalb plädiere ich sehr dafür, daß wir hier die Sachfrage in den Vordergrund stel­
len. Ich halte es auch durchaus für möglich, daß der Bundesvorstand einen Prü­
fungsauftrag an den Bundeskulturausschuß usw. gibt, sich dann seine Meinung 
bildet und ein Votum für den nächsten oder den übernächsten Parteitag einbringt -
im Interesse einer Sachgerechtigkeit bei diesem Thema. Hier dürfen nicht die 
Schwierigkeiten im Vordergrund stehen, die dabei vielleicht auftreten, sondern es 
geht darum, was wirklich richtig ist. Ich finde, in einer solchen Frage sollten wir nicht 
ohne eine gründlichere Diskussion jetzt springen und vielleicht zu kurz springen. 
Deshalb plädiere ich für die Übernahme des Satzes aus dem Antrag des Landesver­
bands Rheinland-Pfalz - Antrag D 87 -, der lautet: "Deshalb wird die CDU prüfen, ob 
die gymnasiale Schulzeit Ende dieses Jahrzehnts auf 12 Jahre verkürzt werden 

^"""•" (Beifall) 
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Ole von Beust, Tagunspräsidium: Danke schön. Das Wort hat Herr Kiel. 

Ernst Kiel: Herr Vorsitzender! Meine lieben Freunde! Keiner der Anträge dieses 
großartigen Papiers des Bundesvorstands hat an der Basis soviel Verwirrung ausge­
löst wie diese Ziffer, die auch von der Presse entsprechend kommentiert worden ist. 

Leider wird in dieser Ziffer die gymnasiale Bildung und die berufliche Bildung in ein 
Junktim gebracht. Der Text läßt es zu, daß man den Wunsch nach Verkürzung auf 
beide Teile bezieht, und dann wird es gefährlich. Ich spreche also insbesondere zum 
letzten Satz dieser Ziffer. Wir miJssen doch wohl erkennen, daß die Anforderungen 
an die berufliche Bildung nicht kleiner geworden sind, sondern ständig steigen. Das 
ist richtig so. Wir brauchen bessere Facharbeiter, bessere Kaufmannsgehilfen, be­
ssere Gesellen. Die Berufswelt stellt diese Anforderungen. Es istjetzt bereitsein Ver­
teilungskampf natürlicher Art ausgebrochen um die quantitativen Anteile an der Ge­
samtstundenzahl zwischen Betrieb und Schule. Der Betrieb fordert mit Recht seinen 
zeitlichen Anteil an der fachlichen Ausbildung und die Schule auch den ihrigen. Hier 
überhaupt den Gedanken zu erwägen, diesem Personenkreis eine drei- oder dreieln-
halbjährige Ausbildungszelt etwa noch verkürzen zu wollen, halte ich für schädlich. 

Was die Individuelle, von Frau Dr. Laurien angesprochene Verkürzung anbetrifft, so 
läßt das Berufsbildungsgesetz dieses jederzeit zu, und viele unserer Schüler, die mit 
großem Elan und viel Ehrgeiz antreten, haben die Chance - auch ohne daß wir es for­
dern, das ist schon Realität -, ihre Ausbildungszeit zu verkürzen. 

Lassen Sie mich in bezug auf die Ausbildungszeit auch noch sagen, daß insbe­
sondere die schwach begabten Schüler und unsere ausländischen Jugendlichen -
die halte ich nicht für schwach begabt, sondern für gehandicapt -, nicht kürzere Zeit, 
sondern längere Zeit brauchen, um zum erstrebten Bildungsziel zu kommen. 

Meine letzte Anmerkung: Was in diesem letzten Satz der Ziffer 56 In bezug auf eine 
weitere Zersplitterung in Teilabschlüsse steht, paralysiert meines Erachtens die be­
rufliche Bildung, die jetzt schon darunter leidet, daß sie in zu kurzen Abständen 
immer wieder mit Prüfungen unterbrochen wird. Bitte, helfen Sie mit, daß hier nicht 
eine Überforderung des Schülers eintritt. 

Ich schließe mich vollinhaltlich dem Vorschlag der Mittelstandsverelnigung an -
Antrag D 98 -, diesen letzten Satz ersatzlos zu streichen. 

Ole von Beust, Tagungspräsidium: Danke schön. Das Wort hat jetzt Herr Möltgen. 

Klaus Möltgen: Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich weiß, 
daß unser Bundesvorsitzender ein glühender Anhänger der Verkürzung von Ausbil­
dungszeiten Ist, und in dieser Frage hat er völlig recht. Nur, wenn wir jetzt, nachdem 
wir ungefähr alle Probleme Im Schulbereich so durcheinandergebracht haben, daß 
selbst Schulpolltiker nicht mehr wissen, wo es lang geht, auch noch in dem Bereich, 
der uns in etwa nahesteht, nämlich am Gymnasium, zu stricken anfangen, dann wird 
es ganz chaotisch. Ich bin der Meinung, daß wir a'm Gymnasium eine Ausbildungs­
zeit von neun Jahren brauchen, und zwar - Ich kann das als jemand, der aus 
Nordrheln-Westfalen kommt, sagen; ich hätte mich hier fast schon in Rheinland-
Pfalz gefühlt, Herr Gölter - als organisatorische und pädagogische Einheit; "pädago-

210 



gisch" allein reicht hier nicht. Also, wenn wir jetzt auch noch in diesem gymnasialen 
Bereich anfangen herumzuturnen, dann versteht uns überhaupt keiner mehr. 

Ich bin der Meinung, daß wir dieser Verkürzung der gymnasialen Schulzeit nicht zu­
stimmen sollten. Wir sollten daher diesen Satz streichen und allenfalls das tragen, 
was Rheinland-Pfalz will: daß ein Prüfungsauftrag ergeht. Das Ist aber das äußerste, 
zu dem man sich bereitfinden kann. 

Eine solche Verkürzung war mal sinnvoll, als wir acht Jahre Volksschule, zehn Jahre 
Mittelschule und 12 Jahre Gymnasium hatten. Nachdem jetzt die Hauptschule auf 
zehn Jahre angehoben worden ist, würde eine Verkürzung auf 12 Jahre beim Gym­
nasium bedeuten, daß wir dann direkt den nivellierenden Sozialismus einführen 
können. 

(Beifall) 

Ole von Beust, Tagungspräsidium: Danke schön. Das Wort hat Herr Lemper. - Er 
ist offensichtlich nicht da. Dann hat Herr Mayer-Vorfelder das Wort. 

Gerhard Mayer-Vorfelder: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Liebe Partei­
freunde! Ich kann nur dringend warnen, diesen dritten Satz hier stehenzulassen. Wer 
wie wir in Baden-Württemberg nur an die Korrektur der reformierten Oberstufe her­
angeht, braucht eine Vorlaufszeit von zwei Jahren. Das heißt, 1986 werden die 
ersten Abiturienten nach der Korrektur das Abitur machen. Kaum haben wir dies 
durchgezogen, müßten wir sofort vollkommen umkrempeln - mit Auswirkungen in 
alle Bereiche des gegliederten Schulwesens hinein. 

Ich möchte auch darauf hinweisen, daß es absolut inkonsequent wäre, wenn man, 
nachdem man sich auch in den CDU-regierten Ländern gegen Regelstudienzeiten 
mit Sanktionen ausgesprochen und diese Regelung wieder rückgängig gemacht 
hat, nun einen ganz anderen Ansatzpunkt schaffen würde, der weitaus schlechter 
ist, als wenn man die Regelstudienzeit beibehalten hätte. Wer mit den Rektoren der 
Universitäten spricht, hört die Klagen darüber, daß die Universitäten Immer mehr zu 
Nachhilfeinstitutionen der Gymnasien werden. Mit der hier vorliegenden Forderung 
würden wir dem falschen Gebäude einen weiteren Stein hinzufügen. 

Deshalb bitte Ich dringend darum, dem Petitum von Herrn Gölter zu folgen und 
diesen Satz 3 zu streichen. 

(Beifall) 

Ole von Beust, Tagungspräsidium: Herr Göhner. 

Dr. Reinhard Göhner: Meine Damen und Herren! Ich möchte auf den Antrag des 
Landesverbands Westfalen-Lippe hinweisen, der sich nicht nur auf die hier schon 
hinreichend begründete Streichung des dritten Satzes in der Fasssung der Antrags­
kommission bezieht, sondern auch auf die Aussage zum zehnten Pflichtschuljahr 

Wir sind uns darin einig - und das ist auch der Vorschlag der Antragskommission -, 
aufzunehmen, daß wir ein zehntes Pflichtschuljahr an der Hauptschule ablehnen. 
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Aber wir sollten zum Ausdruck bringen, daß wir das, was eigentlich übereinstimmend 
von den Bildungspolitikern der Union der verschiedenen Länder gewünscht wird, 
nämlich das Angebot eines zehnten Schuljahres an jedem Hauptschulstandort, be­
fürworten, also ein freiwilliges Angebot für jeden Schüler, der prüfen können soll, ob 
er dieses zehnte Schuljahr an der Hauptschule absolvieren, ob er Möglichkeiten im 
beruflichen Schulwesen nutzen oder direkt eine Lehre beginnen will. Ich meine, es 
wäre richtig, auch in diesem Bereich eine Wahlfreiheit für den einzelnen Schüler 
vorzusehen. 

Ich bitte Sie daher, den Antrag D 88 mit aufzunehmen. 

(Beifall) 

Ole von Seust, Tagungspräsidium: Frau Senator Laurien, bitte, danach Herr Pfeifer 

Frau Dr. Î lanna Renate Laurien: Meine Damen und Herren! Wir werden ja zur Ab­
stimmung über diesen Antrag kommen. Ich möchte das, was die Vorredner gesagt 
haben, unterstützen, fürchte aber, daß uns dann nur übrig bleibt, den Gedanken 
einer Abkürzung auf allen Ausbildungswegen zu streichen, und das würde ich be­
dauern. Denn dann läuft die Abstimmungsmaschinerie: Zuerst wird über den Antrag 
der Antragskommission abgestimmt, und der wird abgeschmettert oder angenom­
men. Wenn er angenommen ist, stehen wir mit den Festlegungen da. 

Ich möchte deshalb hier ein satzungsmäßig vielleicht nicht ganz richtiges Verfahren 
vorschlagen. Wir haben den Antrag der Antragskommission, der den Grundgedan­
ken vertritt, den wir als Union bejahen, daß wir uns nämlich für die Verkürzung über­
langer Ausbildungszeiten einsetzen. Diesen Satz möchte ich gern retten, und ich 
möchte auch den Satz retten, daß eine vernünftige Relation zwischen Schuldauer 
und Lerninhalten das bildungspolitische Ziel sein sollte. 

(Beifall) 

Ich möchte die ungute Festlegung auf zwölf Jahre Gymnasium gestrichen haben, 
was dann auch noch zu einer Konfusion im berufsbildenden Bereich führt. Da 
manchmal weniger mehr ist, schlage ich vor, daß wir uns auf die Sätze beschränken, 
die hier am Anfang stehen. Wir sollten den Gymnasiumssatz streichen und den dick­
gedruckten Satz bewahren, den ich für ganz wichtig halte: "Probleme des Arbeits­
marktes können nicht durch eine Verlängerung der Schul- und Ausbildungszeit 
gelöst werden." Zum zehnten Pflichtschuljahr haben wir in all unseren Grundsatzpro­
grammen tausendfach nein zum Pflichtschuljahr und ja zum Angebotsjahr gesagt, 
so daß es sogar entbehrlich ist, daß wir uns hier dazu äußern. 

(Beifall) 

Ole von Beust, Tagungspräsidium: Frau Laurien, so verlockend es ist, Ihrem Vor­
schlag zu folgen, so sind wir doch daran gehalten, zunächst einmal die Vorschläge 
der Antragskommission zur Abstimmung zu stellen; die dann, falls der Antrag nicht 
die Mehrheit findet, Ihre Ideen sicherlich tatkräftig beherzigen wird. Da bin ich ganz 
sicher. 

Als nächster hat Herr Pfeifer das Wort. Ihm folgt Ministerpräsident Dr. Albrecht. 
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Anton Pfeifer, Reutlingen: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Ich 
möchte für den Antrag der Antragskommission sprechen und mich zunächst auf all 
das beziehen, was Herr Ministerpräsident Albrecht bereits zur Verkürzung der Aus­
bildungszeit gesagt hat. 

Zwei Bemerkungen möchte ich vorwegschicken. Ich sehe nicht ein, warum das, was 
in den 70er Jahren möglich gewesen ist, nämlich das zwölfjährige Gymnasium, 
unter Berücksichtigung der Kurzschuljahre, nicht auch in den 90er Jahren möglich 
sein soll. Mir hat noch niemand erklären können, warum z.B. Schüler in Salzburg 
nach zwölf Jahren zum Abitur kommen und dazu jenseits der Grenze, beispielweise 
in Freilassing, 13 Jahre dazu brauchen. Aber das ist jetzt nicht der entscheidende 
Punkt. 

Für mich ist folgender Punkt entscheidend. Ich kenne kein Land, in welchem Akade­
miker so wie bei uns erst mit dem 29., 30., oder 31. Lebensjahr in den Beruf gehen. 

(Beifall) 

Das ist nicht gut für diese jungen Mitbürger; denn das bedeutet, daß sie einen we­
sentlichen Teil ihrer kreativen Lebensphase zwischen dem 25. und 50. Lebensjahr 
nicht in der Verantwortung für den Beruf, in der Verantwortung für die Familie und in 
der Verantwortung für den Staat, sondern in einer Ausbildungssituation verbringen. 
Daraus kommt soviel Frustriertheit, wie wir sie heute bei der jungen Generation 
feststellen. 

(Beifall) 

Ich komme zu einem zweiten Punkt Nach meiner Überzeugung kommen viele Pro­
bleme, die junge Menschen heute haben, auch daher, daß wir die Jugendphase 
durch überlange Ausbildungszeiten künstlich verlängert haben. Davon müssen wir 
endlich einmal runterkommen. Vor diesem Hintergrund können wir nicht sagen, daß 
es die Studienreform leisten soll und daß sozusagen für die Dauer der gymnasialen 
Schulzeit ein Schutzzaun, ein Tabu erntwickelt wird, sondern es muß auch möglich 
sein, daß man sich Gedanken darüber macht, ob man das Gymnasium als Einheit -
das haben wir soeben beschlossen - nicht so konzipieren kann, daß es in der Regel 
auch von einem durchschnittlich begabten Gymnasiasten in zwölf Jahren absolviert 
werden kann. Zur Zeit sind das 2 %. Ich bin absolut sicher, daß wir, wenn wir das 
Gymnasium als Einheit neu konzipieren und neu inhaltlich ausgestalten, durchaus 
auch hier zu einer Verkürzung um ein Jahr kommen könnten. Ich glaube, das liegt im 
Interesse der jungen Generation, und deswegen sollten wir hier auch einen solche 
Beschluß fassen. 

(Beifall) 

Ole von Beust, Tagungspräsidium: Herr Dr. Albrecht, bitte. 

Dr. Ernst Älbrecht: Ich muß mich leider doch noch einmal zu Wort melden. Ich 
w_ r̂de versuchen, meine Wortmeldung so kurz wie möglich zu halten. Ich habe mir 
schon vorgestellt daß wir hier die Krone der Kultusminister gegen uns haben 
würden. Ich bin in dieses Forum gegangen, weil ich mich als. nichtprofession^ller 
Bildungspolitiker in die Diskussion einmischen wollte. 

(Beifall) 
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Ich will dies deutlich sagen, meine lieben Freunde. Es ist hier gesagt worden, daß 
das dazu führen würde, daß die Schüler unzulänglich vorgebildet auf die Universität 
kämen, womöglich Eingangsprüfungen machen müßten und ähnliches. Wie erklären 
es uns unsere Kultusminister, daß in Frankreich zwölf Jahre gelten? Niemand kann 
behaupten, daß der französische Abiturient weniger als der deutsche Abiturient 
wüßte. 

(Beifall) 

In England Ist es dasselbe. Auch bei den Schulen der Europäischen Gemeinschaft 
ist es dasselbe. Meine eigenen Kinder sind auf diese Schule gegangen, und sie 
wissen nach zwölf Schuljahren in Mathematik und Naturwissenschaften mehr als 
bei uns nach 13 Schuljahren. Wenn das so ist, so sollten wir einmal darüber nach­
denken, wie wir die zwölf Jahre intensiver und besser nutzen können. Dann kommen 
wir nämlich auch in zwölf Jahren zu dem Resultat, zu dem wir heute in 13 Jahren 
kommen. 

Weiter ist gesagt worden, das gehe nicht, weil dann der Abstand zur Hauptschule 
verschwinde. Das Gymnasium muß doch soundsoviel mehr Unterricht als die Haupt-
schule bieten. Ich bin nicht dieser Meinung. Ich bin der Meinung, daß in der Tat eine 
gewisse berechtigte Kritik darin bestand, daß diejenigen, die auf die Hauptschule 
gehen, etwas zu wenig Bildungsniveau mit ins Leben genommen haben. Wenn sich 
das ein bißchen angleicht und die Hauptschüler nicht mehr wie früher acht, sondern 
dann neun Schuljahre haben, während die Gymnasiasten zwölf Schuljahre haben, 
so sehe ich das als gesellschaftlichen Fortschritt und nicht als den Untergang des 
Gymansiumsan. 

(Beifall) 

Es ist auf die Universität hingewiesen und gesagt worden, daß die Regelstudienzeit 
von uns gerade wieder abgeschafft worden sei. Das hat mit der Regelstudienzeit 
nichts zu tun; denn da ging es um die Frage, wann man gewisse Konsequenzen 
daraus zieht, daß jemand zu lange studiert. Mir geht es um ganz etwas anderes, näm­
lich daß die Studienreform dazu benutzt wird, einen Abschluß in kürzerer Zeit an der 
Universität möglich zu machen. Dazu möchte ich folgendes deutlich sagen. Als ich 
Volkswirtschaft studierte, konnte man seinen Abschluß in sechs Semestern 
machen. Ich habe das in fünf Semestern gemacht, aber in sechs war es allemal zu 
machen. Es ist einfach nicht wahr, daß die volkswirtschaftliche, die nationalökono­
mische Wissenschaft seitdem solche gewaltigen Fortschritte gemacht hat, daß man 
heute neun Semester für das braucht, was man damals in sechs Semestern ge­
macht hat. 

(Beifall) 

Da gibt es noch viel Ballastwissen. Es besteht nur folgendes Problem. Wenn man 
die Professoren bittet, im Zuge der Studienreform Stoff hinauszuwerfen, so kommt 
jeder mit seinem Fach und seiner Spezialität und sagt: Mein Fach ist ganz besonders 
wichtig. Auf diese Weise droht die Studienreform zu scheitern. Ich kann nur das wie­
derholen, was auch unser Freund Pfeifer gesagt hat. Wenn wir die Menschen 30 
Jahre lang auf der Schulbank halten - das ist die Hälfte ihres aktiven Lebens -, dann 
müssen wir erstens befürchten, daß sie für das eigentliche aktive Leben untüchtig 
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werden. Zweitens wiederhole ich noch einmal das, was ich vorhin gesagt habe. Ich 
bin der Auffassung, daß der Frust und die Aggressivität, die daraus entstehen, we­
sentlich mit durch zu lange Ausbildungszeiten verursacht werden. 

(Beifall) 

Ole von Beust, Tagungspräsidium: Bitte, Frau Benedix-Engler. 

Frau Ursula Benedix-Engler: Meine Damen und Herren! Ich muß noch einmal in 
diese Kerbe hauen und fürdie Antragskommission für die Reduzierung der Schulzeit 
sprechen. Das Problem hat zwei Aspekte, und ich meine, jeder Aspsekt ist genauso 
wichtig wie der andere. Der eine Aspekt ist, daß wir die Schulzeit für die Abiturienten 
verlängert haben und die Professoren sagen: Die Vorbildung für das Studium ist 
schlechter geworden. Wir haben die Schulzeit für die Hauptschüler verlängert, und 
die Betriebe sagen uns, daß die Vorbildung schlechter geworden ist. Ich meine, wir 
hören ständig von der Schulmüdigkeit und davon, daß die Motivation mit der Länge 
abnimmt und nicht zunimmt. Damit nimmt auch die Effektivität der schulischen Bild­
ung ab. 

Der zweite Aspekt, den Dr. Albrecht sehr betont hat, wird von mir seit langem vertre­
ten. Dieser Aspekt wird heute von allen Psychologen bestätigt. Es wird heute allgem­
ein gefragt: Woher kommen die vielen Aggresionen, Depressionen, Resginationen, 
die wir heute mir Recht beklagen? Die kommen daher, daß die Schere zwischen der 
intellektuellen Möglichkeit und Ausbildung und der Verantwortung, die Jugendliche 
habe, immer weiter auseinander klafft. Diese Spannweite muß sich negativ auswir­
ken. Ich sage immer: In einem Alter, in dem Alexanderder Große sein Lebenswerk, 
vollendet hatte, geht heute ein normal akademisch Ausgebildeter in die Verantwor­
tung. Dies kann keine gesunde Entwicklung sein. Da müssen wir, die CDU, ein Zei­
chen setzen. 

(Beifall) 

Ole von Beust, Tagungspräsidium: Danke schön. Herr Dr.Kohl hat das Wort. 

Dr. Helmut Kohl, Vorsitzender der CDU: Meine Damen und Herren! Für mich ist es 
nicht unbedingt ein Maßstab, daß Alexander der Große zu diesem Zeitpunkt bereits 
sein Lebenswerk vollendet hat. 

Es ist keine fixe Idee — ich bin hier angesprochen worden -, die ich hier vertrete. Ich 
glaube, wer aufmerksam ins Leben hineinschaut, kann alle Argumente, die Ernst Al­
brecht und andere hier vorgetragen haben, nur unterstreichen. 

Ich habe mich zu Wort gemeldet, um vor allem eines auszuräumen. Hier geht es 
doch nicht — wie ich aus Wort und Schrift entnehme; gerade in diesem Zusammen­
hang haben mich viele Briefe erreicht — um die Zerstörung einer intakten Schulform. 
Das ist doch wirklicher Unsinn-

Hier geht es darum, daß wir uns nüchtern befragen: Muß die Bundesrepublik 
Deutichland in ihren Ausbildungszeiten Spitzenreiter in der Welt sein? Dies bezweif­
le ich. Ist dies vernünftig in einem Augenblick, in dem wir das Volljährigkeitsdatum 
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nach unter gezogen haben, in denen die Akzelierationsprozesse bei jungen Leuten, 
was das Lebensalter betrifft, sich ebenfalls nach vorne geschoben haben, in dem 
sich vieles in dieser Richtung bewegt. 

Der Antrag der Antragskommission ist doch nun wirklich so leger gefaßt, daß jeder 
Kultusminister, der einigermaßen vernünftig plant, in einer Absprache mit seinen Kol­
legen im Laufe dieses Jahrzehnts, liebe Freunde, zu vernünftigen Lösungen 
kommen kann. 

Ich muß Ihnen sagen: Ich verstehe nicht recht, daß wir überhaupt mit schulorganisa­
torischen Problemen, die ich sehe, die ich nicht gering achte, womöglich eine so 
grundsätzliche Position wieder in die 90er Jahre verschieben! Deswegen ist mein 
persönliches Votum ganz eindeutig auf der Seite der Antragskommission, die ganz 
gewiß nicht hier die schärfste Lösung, sonderri eine Lösung des Ausgleichs gesucht 
hat Aber wenn wir etwas bewegen wollen, dann müssen wir uns auch etwas 
zutrauen. 

(Beifall) 

Ole won Beust, Tagungspräsidium: Das Wort hat Herr Panther. 

Klaus Panthef: Herr Vorsitzender, meine Damen und Herren I Ich habe heute 
morgen den Eindruck gehabt, daß mein Kultusminister von Baden-Württemberg zu 
schlecht weggekommen ist Ich kann ihm nur bescheinigen, daß er ein sehr toleran­
ter Minister ist; er ist auch dann torerant wenn einer seiner Schulleiter — der ich jetzt 
bin — eine andere f\/leinung in einer sehr wichtigen Frage hat; man kann immer noch 
nach vielen Jahren Freunde — von unterschiedlicher Meinung — sein. 

Ich möchte nur folgendes sagen: Heute morgen ist das einfach nicht ganz 
hingekommen. 

Ich möchte das unterstützen, was von Herrn Kohl und anderen gesagt worden ist Es 
gibt in Deutschland eine viel zu wenig bekannte Einrichtung, des Internationale Col­
lege. Da können Schüler aus der ganzen Welt - nach zehn Jahren - hingehen. Auch 
die deutschen Schüler können hingehen. Nur können die Deutschen wegen der 
Rechtsvorschriften erst nach elf Jahren hingehen, weil eben elf plus zwei dreizehn 
gibt Bei den anderen geht das nach zehn plus zwei Jahren. Da lernen also Chinesen, 
Japaner, Inder in einer Schule denselben Stoft Die Deutschen auch. Kommen sie 
zurück, werden sie deswegen anerkannt weil sie eben elf deutsche Jahre vorher 
haben. 

Ein anderes Paradoxon! Wir haben in München und noch in anderen Städten ameri­
kanische Schulen. In diese amerikanischen Schulen gehen deutsche Schüler von 
der vierten Klasse an. Nach der Klasse 12 machen die ihr Abitur. Der deutsche Schü­
ler muß noch ein 13. Schuljahr machen, und der amerikanische Schüler geht auf die 
Universität Ein Jahr später treffen die sich wieder. Obwohl der deutsche Schüler 
schon in der Klasse 12 begabter war, hat er zwei Semester Verlust 

Das heißt also: Die Studierfähigkeit die hier von Ihnen, sehr verehrter Herr Kultusmi­
nister Gölter, angefordert worden ist ist wirklich bestätigt Die haben die Studierfä-
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higkeit. Nur: In Deutschland darf nicht sein, was man eben nicht erlaubt. Das ist es 
eben. 

(Beifall) 

Wir haben im Landtag von Baden-Württemberg bereits im Jahre 1970 beschlossen, 
daß die Schulzeit verkijrzt werden kann. 

Und noch ein letztes Beispiel: Unsere Freunde in Bayern. Die Bayern hatten das 
Abitur nach zwölf Jahren bis 1954 - nicht bis 1945, bis 1954! Und alle diese Leute 
sind hochbegabte Leute geworden. Unter anderem hat unser Freund Franz Josef 
Strauß — zwar vorher — das Abitur auch nach nur zwölf Jahren gemacht 

Ich bitte daher um Annahme dieses Antrages. 

(Beifall) 

Ole von Beust, Tagungspräsidium: Danke schön, Herr Panther. 

Meine Damen und Herren, eine Anmerkung. Sie haben vielleicht schon gesehen: 
Der junge Tag ist schon angebrochen. Von daher möchte ich Sie darauf aufmerksam 
machen, daß Sie nicht unbedingt die drei Minuten ausnützen müssen, sondern es 
auch kürzer machen können. Machen Sie von diesem Angebot bitte reichlich 
Gebrauch. 

Herr Lemper als nächster bitte. 

Lothar-Theodor Lemper: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Wenn wir 
den dritten Satz dieses Antrages ablehnen würden und anschließend dem Antrag D 
99 zustimmen würden, dann würden wir uns in einem Widerspruch befinden, vor 
dem ich Sie doch warnen möchte. 
In dem Antrag D 99 heißt es nämlich: 

Es kann nicht bei einer Entwicklung bleiben, daß Schüler immer mehr lernen 
müssen — man müßte dann sagen: 
... auch immer länger lernen müssen — und dennoch immer weniger wissen. 

Das ist nach meinem Dafürhalten das eigentliche Problem. Ich halte es für eine un­
zutreffende Schlußfolgerung, aus der Länge der Schulzeit die Studierfähigkeit des 
Schülers herleiten zu wollen. 

(Beifall) 

Das ist aus folgendem Grunde eine falsche Schlußfolgerung: Wenn wir die Studier­
fähigkeit der heutigen Gymnasiasten bestreiten, dann müßte - nach der Logik der 
Wortbeiträge einiger Kultusminister — die Schlußfolgerung sein, die Schulzeit des 
Gymnasiums noch zu verlängern. Das kann doch wohl niht richtig sein. 

Meine Damen und Herren, die Frage der Studierfähigkeit liegt auf einem völlig ander­
en Gebiet. Es geht nämlich um die Frage, ob wir uns wirklich wieder in unserem 
Schulwesen zu dem Prinzip der fördernden Auslesen bekenne, ob wir wirklich 
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wieder zur Profilierung unseres unterschiedlich gegliederten Schulwesensbeitragen, 
und ob wir wirklich wieder Begabung zur Grundlage der Chancengleichheit 
machen. Das ist nämlich das eigentliche Problem. 
Wenn wir diese Problem nicht so lösen, dann lösen wir es auch niht mit einer Verlän­
gerung der Schulzeit. 

Nun hat Frau Laurien gesagt: Ja, ja, wir sind ja alle dafür, daß wir verkürzen; aber 
bitte, gebt uns noch Zeit, daß wir darüber konkret nachdenken können. - tvteine 
Damen und Herren, diese Zeit haben wir lange genug gehabt. Die Folgerung, daß 
die Schulzeit und die Studienzeit verkürzt werden müssen, gibt es in dieser Partei 
schon seit einige Jahren. 

Ich bin der fvleinung, dieser Bundesparteitag ist nicht dazu da, sozusagen Anträge 
und Überlegungen wiederum zu vertagen. Er muß vielmehr in der Erkenntnis der 
Richtigkeit eines solchen Antrages heute sagen, daß die Schulzeit verkürzt werden 
muß. Dann zwingen wir das Gymnasium, einmal darüber nachzudenken, ob es nicht 
auch zu einer Entlastung einiger Fächer und zu einer Stratfung des Inhalts kommen 
kann. Dann setzen wir nämlich auch Akzente für die Studienzeit. Von daher bin ich 
der Meinung, daß wir heute diese konkrete Entscheidung auch treffen sollten. 

r 
(Beifall) 

Ol© von Beus, Tagungspräsidium: Zur allgemeinen Beruhigung: Es gibt noch eine 
Wortmeldung, bevor die Antragskommission das Wort hat. Das Wort hat jetzt Herr 
Ringwald. 

Rudolf üfingwald: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich möchte noch mal 
den Vorschlag von Frau Laurien unterstützen. Der erste Satz sagt aus, daß die CDU 
sich für eine Verkürzung einsetzt. Der zweite Satz bringt die vernünftige Relation zwi­
schen Schuldauer und Lerninhalt. Das ist der wichtigste Satz. Er geht auf einen 
Antrag des Kreisverbandes Emmendingen zurück, 
dem ich angehöre. 

(Heiterkeit und Zurufe) 

Die Festschreibung auf die zwölf Jahre ist meiner Ansicht nach heute falsch. 

Bezüglich einer vernünftigen Relation zwischen Schuldauer und Lerninhalt muß 
man sich erst einmal Gedanken machen, was man verstärkt noch im Gymnasium 
drinlassen will und wo man abspecken könnte. — Das zu diesem Punkt. 

Zur Frage der Studierfähigkeit: Ich kann die Professoren und die Rektoren der deut­
schen Universitäten sehr gut verstehen, wenn sie sagen, heute fehle es an einigen 
Punkten. Wer wie ich selber in der Ausbildung an einer Universität steht, wird das 
merken. Heute muß man einem, der anfängt, Wirtschaftswissenschaft zu studieren, 
in den ersten zwei Semestern noch Differenzieren beibringen, damit er ein Optimie­
rungsproblem lösen kann. 

Deshalb bin ich für die Streichung des dritten Satzes. Die ganzen Überlegungen 
können wir mit den ersten zwei Sätzen völlig abdecken. 
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Herr Ministerpräsident Albrecht, man l<ann auch heute noch nach sieben Semestern 
Voll<swirtschaftsstuclium abschließen. Ich habe das nämlich auch gemacht. -
Danke schön. 

(Beifall) 

Ole von Beust, Tagungspräsidium: FiJr die Antragskommission Frau Dr. Wilms 
bitte. 

Dr. Dorothee Wilms, Antragskommission: Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Es gibt hier drei Punkte aus der Ziffer 56, die andiskutiert worden sind. 

Der erste Punkt betrifft 3: Verkürzung der gymnasialen Schulzeit. Die Antragskom­
mission sieht angesichts der Diskussionslage keinen Anlaß, von ihrem Vorschlag 
abzugehen. 

Ich möchte auch darauf aufmerksam machen, daß Satz 2 in enger Relation zu Satz 3 
steht. Hier ist nämlich die Verknüpfung zwischen Schuldauer und Lerninhalten voll 
hergestellt worden. Ich halte das für existentiell. Ich bitte allerdings den Herrn Präsi­
denten, über Satz 3 getrennt abzustimmen. 

Zweitens ist von einem Redner darauf hingewiesen worden, daß man den Satz be­
züglich des 10. Jahres an der Hauptschule um die Fassung Westfalen-Lippe erwei­
tern soll. Meine Damen und Herren, ich mache darauf aufmerksam, daß es eine 
Grundaussage der Union hierzu gibt Wir lehnen ein 10. Plichtschuljahr an Haupt­
schulen ab. Das impliziert, daß viele andere Formen eines freiwilligen 10. Jahres an 
Hauptschulen möglich sind. Wir sollten uns nicht auf eine ganz bestimmte Form ver­
steifen, weil das in den verschiedenen Bundesländern höchst unterschiedlich aus­
sieht. Ich plädiere also auch in diesem Punkt für die Fassung der 
Antragskommission. 

Drittens. Hauptsächlich Herr Kiel hat zu dem Passus der beruflichen Bildung Stel­
lung genommen. Im Text des Bundesvorstandsund der Antragskommission ist auf 
Differenzierungsmöglichkeiten im Blick auf die Dauer hingewiesen worden. Meine 
Damen und Herren, auch hier sieht die Antragskommission keine Veranlassung, von 
ihrem Vorschlag abzuweichen. Ich möchte darauf hinweisen, daß es sich auch in Zu­
kunft lohnen wird, im Bereich der beruflichen Bildung über eine flexiblere Dauer und 
über flexiblere Abschlußformen nachzudenken. Das sollte der Antrag beinhalten. 
Daher möchte ich bei der Fassung der Antragskommission bleiben. 

Ole von Beust, Tagungspräsidium: Danke schön. 
Es ist folgender Vorschlag zur Abstimmung gemacht worden. Zunächst sollen wir 
über den Vorschlag der Antragskommission mit Ausnahme des wohl am meisten 
umstrittenen Satzes 3 abstimmen. Gibt es hiergegen Widerspruch? - Da sich Wider­
spruch erhebt, stimmen wir zunächst über den gesamten Antrag ab, d.h. wir verfah­
ren so wie bisher. Ich darf zunächst fragen: Wer für den Antrag der Antragskommis­
sion ist, den bitte ich um das Kartenzeichen. - Danke schön. Gegenprobe! - Enthalt­
ungen? - Das erste war eindeutig die Mehrheit Damit ist der Empfehlung der An­
tragskommission gefolgt. 
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Wir kommen zur Ziffer 57. Dazu gehören die Anträge D 11 Ziffern 1,3,6,8,10 und 13 
erster Satz, D 12 Antrag 6, D 17 zu Ziffer 59 c und D 99 bis D 105. Dazu liegen keine 
Wortmeldungen vor. Wir kommen damit zur Abstimmung. Wer den Empfehlungen 
der Antragskommission folgen will, den bitte ich um das Handzeichen. - Gegenpro­
be! - Enthaltungen? - Einstimmig so beschlossen. 

Wir kommen zur Ziffer 58. Das sind die Anträge D 106 und D 109. Dazu liegen eben­
falls keine Wortmeldungen vor Wer der Empfehlung der Antragskommission folgen 
will, den bitte ich um das Handzeichen. - Gegenprobe! - Enthaltungen? - Einstimmig 
so beschlossen. 

Wir kommen zur Ziffer 59. Dazu gehören die Anträge D 6, D 110 bis D 120 und D 
181. Dazu liegt eine Wortmeldung vor Bitte Herr Wiesmann, Westfalen-Lippe. 

(SsrünEiriil Wüosmann: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die Antragskom­
mission hat alle Änderungsanträge zur Ziffer 59 abgelehnt. Ein großer Teil dieser An­
träge hat Satz 3 der Ziffer 59 zum Gegenstand. Ich meine, das völlig zu Recht. 

Herr l\/linisterpräsident Albrecht hat zwar eben die Absicht bekundet, einen Sonder­
kongreß zur Bildung ausländischer Kinder durchzuführen. Das sollte uns aber nicht 
daran hindern, in den nicht umstrittenen Fragen schon hier unmißverständliche Aus­
sagen zu machen. Ich bin der Meinung, Satz 3 der Ziffer 59 genügt diesem Anspruch 
nicht, weil seine Formulierung nicht geeignet ist, das Mißverständnis auszuschlie­
ßen, hier werde zum Nachteil der ausländischen Kinder ein Unterschied zwischen 
Schülern gemacht. Ich meine, daß den schwerwiegenden Problemen, die mit großen 
Ausländeranteilen in deutschen Schulklassen verbunden sind, die ausgewogene 
Formulierung des Antrages D 113 des Landesverbandes Westfalen-Lippe eher ge­
recht wird. Sie gibt Mißverständnissen keinen Raum. 

Weiterhin meine ich, die Frage der Bewahrung der nationalen und kulturellen Identi­
tät ist so gravierend, daß wir sie hier nicht unerwähnt lassen können. Ich bitte Sie 
daher, Satz 3 der Ziffer 59 in der Formulierung der Anfragskommission durch den 
Satz 3 des Antrages D 115 des Kreisverbandes Borken und die Formulierung des 
Antrages D 113 des Landesverbandes Westfalen-Lippe zu ersetzen, und zwar in 
dieser Reihenfolge. 

Ol© von ISeiast, Tagungspräsidium: Ich habe eine weitere Wortmeldung hierzu vor­
liegen. Bitte Herr Mihm, Hessen. 

©emhard Mhm: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich plädiere für den Ini­
tiativantrag 181 der CDU Hessen und bitte Sie, diesen Initiativantrag entgegen dem 
Votum der Antragskommission anzunehmen. 

Wenn ich Ihnen diesen Vorschlag mache, so spreche ich mit keinem Wort etwa 
gegen die Idee, demnächst auf einem speziellen Kongreß alle Fragen umfassend zu 
erörtern, die mit der schulischen Betreuung ausländischer Kinder zusammenhän­
gen. Wir meinen allerdings, daß eine Aussage im Sinne unseres Initiativantrages 
schon jetzt möglich ist, weil sie sachgerecht ist, und zwar aus folgenden Gründen. 

Erstens. Die CDU ist die Partei des Elternrechtes. Die CDU ist die Partei der Wahlfrei­
heit. Wenn wir das deutschen Bürgern zubilligen, sollten wir das ebenso den auslän-
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dischen Einwohnern unseres Landes zubilligen, deren Kinder unsere Scliulen 
besuctien. 

(Vereinzelter Beifall) 

Wir sollten ganz praktisch einen Weg beschreiten, der uns aus der Unverbindlichkeit 
von Sonntagsreden herausführt, in denen ja immer wieder gesagt wird: Integration 
ja. Germanisierung nein. 

Zweitens. Die CDU ist die Partei eines hochdifferenzierten Schulsystems, weil sie er­
kennt, daß unser Leben hochdifferenziert ist. Das gilt insbsondere auch hinsichtlich 
unseres ausländischen Bevölkerungsanteils. Den Ausländer gibt es nicht. Da gibt es 
vielfältige Unterschiede, was die ethnische Herkunft, das kulturelle Selbstverständ­
nis, die Verweildauer und insbesondere - da überschneiden sich diese beiden Ge­
sichtspunkte - die Zukunftsabsichten der Familien anlangt So wahr ist es ja nicht, 
daß die zweite Generation der Ausländer hier bleibt Sehen Sie sich einmal die Stati­
stiken etwa über die Rückwanderung griechischer Familien und ihrer Kinder in das 
Herkunftsland an. 

Drittens. Ivleine Damen und Herren, es hat überhaupt nichts mit Ausländerfeindlich­
keit zu tun - ich spreche aus der eigenen Erfahrung eines Schuldezernenten in 
Frankfurt mit sehr hoher Konzentration ausländischer Schülerinnen und Schüler -, 
wenn man feststellt, daß die undifferenzierte Aufnahme deutscher und ausländi­
scher Kinder in die Regelklassen sehr häufig dazu führt, daß der sogenannte Integra-
tionsprozeS vollzogen wird auf Kosten und auf dem Rücken der deutschen Kinder 
und ihrer Eltern und zum Nachteil der Ausländer. 

Deshalb ein Ja zu unserem Initiativantrag. 

(Beifall) 

Ole von Beust, Tagungspräsidium: Frau Senatorin Laurien. 

Frau Dr. Hanna Renate Laurien: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Nie­
mand wid den Anträgen des Landesverbandes Westfalen-Lippe bzw. des Kreisver­
bandes Borken widersprechen, wenn dort gesagt wird, wir sollten nicht nur von den 
deutschen Kindern, sondern auch von den ausländischen reden. Aber wenn Sie den 
hessischen Initiativantrag unterstützen, muß ich Sie fragen; Wissen Sie, was Sie 
damit beschließen würden? fvieine Damen und Herren, darin steht, als Alternative 
zum Besuch deutscher Regelklassen sollten zweisprachige Klassen angeboten 
werden. Verzeihen Sie, aber das bedeutet, daß wir uns in Kreuzberg, in Wedding und 
in Tiergarten ein türkisches Getto schaffen, von dem wir bald erschlagen werden. 

(Vereinzelter Beifall) 

Was ist denn gemeint, meine Damen und Herren? Natürlich richten wir für Ausländer 
besondere Klassen ein. Natürlich gibt es Angebote in der Muttersprache. Aber wer 
darauf vertraut, daß die Rückkehr zu einem Nationalitätenschulwesen die Lösung 
wäre - das ist Nostalgie -, wird sich amerikanische Probleme einhandeln, die uns 
eines Tages erschlagen werden. 

(Vereinzelter Beifall) 
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Deshalb muß Integration unser Ziel für denjenigen sein, der hier auf Dauer lebt. 

Wenn ich dann hier "zweisprachig' lese, muß ich Ihnen sagen: Das sind doch nicht 
Kinder aus Studienratsehen, wo die Eltern eine Doppelsprachigkeit mit ihren Kindern 
führen können. Die Realität ist, daß dann die Umgangssprache dieser Kinder Tür­
kisch ist und sie bestenfalls acht Stunden Deutschunterricht haben. Damit werden 
sie unfähig, eine Berufsbildung bei uns abzuschließen. Und wir schaffen uns einen 
sozialen Sprengstoff, den wir dann nicht mehr bewältigen können. 

Deshalb bitte ich darum, den Antrag des Bundesvorstands anzunehmen, von mir 
aus getrost auch den von Westfalen-Lippe, der lautet: 

Die Schulorganisation muß so angelegt sein, daß ausländische und deutsche 
Schüler sich nicht gegenseitig in ihren Ausbildungsmöglichkeiten behindern. 

Ahnen Sie eigentlich, was Sie sagen, wenn Sie den hessischen Initiativantrag beja­
hen? Da steht: 

Die Muttersprache des ausländischen Schülers ist grundsätzlich in allen Schu­
larten als gleichwertiger Ersatz für die erste Fremdsprache anzuerkennen. 

Verzeihen Sie, ich sage mit Nachdruck ja dazu - und das machen wir auch schon -, 
daß man kleine Türken in der Hauptschule nicht zwingt, neben dem Deutschen noch 
Englisch zu lernen. Das kann er mit Türkisch als Fremdsprache machen oder ohne. 
Aber wollen Sie denn wirklich, daß ein Realschulabschluß ausschließlich mit der 
Fremdsprache Türkisch erworben werden kann? Wollen Sie, daß das Abitur - wer 
soll es angesichts des Leistungsvergleichs denn abnehmen? - mit Türkisch und 
dann vielleicht einer einzigen weiteren westlichen Fremdsprache abgelegt werden 
kann? 

Ich habe mich in der Kultusminiterkonferenz dafür eingesetzt, daß die Rahmen­
ordnung diese Möglichkeit zuläßt. Aber jedes Land muß darüber nach seinen Gege­
benheiten entscheiden können. Ein Parteitag kann jedoch nicht festsetzen, welche 
Fremdsprache Voraussetzung für den Realschulabschluß ist. 

Ole von Beust, Tagungspräsidium: Für die Antragskommission Frau Benedix-
Engler. 

Frau Ursula Senedix-Engler, Antragskommission: Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die Antragskommission hat wahrscheinlich über keine Ziffer so lange 
diskutiert wie über diese. Innerhalb der Diskussion wurde deutlich, wie gewichtig 
diese hier angesprochenen Fragen in den einzelnen Anträgen sind, aber auch, wie 
kompliziert sie sind und wie differenziert sie deshalb beurteilt werden müssen. 

Es konnte hier keine Einigung erzielt werden. Das Pro und Contra wurde abgewogen. 
Deshalb entstand hier schon der Vorschlag, sehr schnell einen Kongreß oder eine 
Fachtagung anzustreben, die sich ausschließlich mit den Ausbildungschancen für 
die Kinder ausländischer Mitbürger befaßt. 
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Im Forum vorhin wurde die l<omplizierte Situation in ätinliclier Weise deutlich, Frau 
Laurien hat noch einmal klargestellt, um wie viele Probleme differenzierter Art es 
sich in der Praxis handelt. 

Ich glaube, wir würden dem Anliegen, das wir alle ganz dick unterstreichen, sehr 
wenig genügen, wenn wir jetzt einige von diesen Thesen - ich könnte alle aufführen, 
die wir für wichtig halten - hineinnähmen, ohne sie ausdiskutiert zu haben, und die 
anderen vielleicht draußen ließen 

Bitte folgen Sie der AntragskommissionI Mit diesen Globalformulierungen haben wir 
zunächst einmal die Richtung angezeigt, und in dieser Fachtagung werden wir diese 
Fragen dann so lösen, daß wir damit bestehen können. 

Ole von Beust, Tagungspräsidium: Danke schön. 
Wir kommen dann zur Abstimmung. Wer den Empfehlungen der Antragskommission 
zustimmt, den bitte ich um das Kartenzeichen. - Die Gegenprobe. - Das Erste war 
eindeutig die Mehrheit. 

Wir kommen dann zu Ziffer 60. Dazu gehören die Anträge D 12 (Ziffer 1) und D 121 
bIsD 131. 

Es liegt eine Wortmeldung dazu vor. Herr Möltgen aus dem Rheinland, bitte. 

Klaus Möltgen: Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich darf 
Sie auf den Antrag D 128 des Kreisverbandes Mülheim a. d. Ruhr, auf der Seite 125, 
hinweisen. Die Antragskommission ist den Intentionen des Antrages in gewisser 
Weise schon gefolgt, indem sie schreibt, daß alle Ausbildungsgänge, für die ohne 
ausreichende Begründung ein mittlerer Bildungsabschluß oder das Abitur als Ein­
gangsvoraussetzung gefordert werden, wieder für Hauptschulabgänger geöffnet 
werden sollen. 

Nur, ich bin der Meinung, meine sehr verehrten Damen und Herren, daß wir in den 
CDU/CSU-regierten Ländern im öffentlichen Bereich damit anfangen sollten. Von 
welchem Handwerksmeister, von welchem Freiberufler, von welchen Industrieberei­
chen sollen wir denn diese Initiativen erwarten, wenn nicht der öffentliche Dienst in 
dieser Weise mal Vorreiter ist? Sonst geht der öffentliche Dienst umgekehrt vor und 
verlangt für jeden bei ihm Beschäftigten, insbesondere die Beamten, einen riesigen 
Bildungsapparat, damit diese die Eingangsvoraussetzungen erfüllen können. Es 
kann nicht nur gesagt werden, die Wirtschaft müsse das alles lösen. 

Deswegen schlage ich vor, daß wir in die Vorlage der Antragskommission hinter 
"...oder das Abitur als Eingangsvoraussetzung" den Zusatz "...insbesondere in Ausbil­
dungsbereichen des öffentlichen Dienstes" einsetzen. Auf diese Weise können wir 
deutlich machen, daß wir den öffentlichen Dienst hier als Vorreiter sehen, um auf 
diesem Felde wieder in Dimensionen praktischen Handelns zu kommen. 

Ole von Beust, Tagungspräsidium: Danke schön. 
Meine Damen und Herren, von hier oben ist zu sehen, daß einige Delegierte langsam 
ihr Sitzfleisch im Stich läßt. Deshalb die herzliche Bitte, eisern durchzuhalten, damit-
wir den Punkt heute noch abhandeln können, um dann auch morgen in der Zeit blei­
ben zu können. 
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Als nächste für die Antragskommission Frau Dr. Wilms, bitte. 

IFirau IDir. Dorothee Wilms, Antragskommission: Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Lieber Kollege Möltgen, Sie haben natürlich in der Sache recht. Aber ich 
bitte doch, den Formulierungen der Antragskommission hier zuzustimmen; denn 
wenn wir das mit dem öffentlichen Dienst hier einführten, wäre sofort die gesamte 
Frage des Laufbahnrechts angesprochen. Das ist an sich ein wichtiges Thema für 
uns, aber ein Thema, das, wie ich glaube, umfassender angesprochen werde muß -
'muß', betone ich -, das wir hier aber nicht mit so einer kleinen Formulierung 
hineinbekommen. 

Ich bitte nochmals um Zustimmung für den Text der Antragskommission. 

Ole von Beust, Tagungspräsidium: Wir kommen dann zur Abstimmung. Wer der 
Empfehlung der Antragskommission folgen möchte, den bitte ich um das Kartenzei­
chen. - Die Gegenprobe! - Das ist mit Mehrheit so beschlossen. 

Wir kommen dann zu Ziffer 61. Dazu gehören die Anträge D 1 (1. Absatz), D 7 (zu 
Ziffer 63 a),D 15, D 18, D 132 bis 138, D 150 und D 184. 

Die erste Wortmeldung dazu stammt von Herrn Kiel aus dem Rheinland. 

EmsS IXisl: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Ohne Zweifel hat die Fas­
sung der Antragskommission wesentliche Vorzüge gegenüber der Ursprungsfas­
sung des Bundesvorstandes. Hier ist - das ist richtig - vieles von dem eingeflossen, 
was in Einzelanträgen angeklungen ist. Aber das ganze Ding hat immer noch einen 
Dollpunkt - wie sollte es anders sein. Der betrifft die berufliche Grundbildung. 

Herr Kultusminister Dr. Remmers hat heute morgen im Forum I unter großem Beifall 
aller Anwesenden darauf abgehoben, daß wir uns nicht zum Kulturföderalismus, und 
damit zur Verantwortlichkeit in den einzelnen Ländern bekennen können, ohne hin­
zunehmen, daß das keinen Einheitsbrei bedeuten darf, sondern eben auch die Aner­
kenntnis von Unterschieden von Land zu Land. 

Dann müssen wir feststellen, daß es ein Faktum ist, daß sowohl in CDU-regierten 
Ländern als auch in anderen diese beiden Einrichtungen - das Berufsgrundbildungs­
jahr in der einen oder in der anderen Form - gleichwertig nebeneinanderstehen. 

Mir scheint die Junge Union mit ihrem Antrag D 138 den Nagel auf den Kopf getrof­
fen zu haben. Sie hat dies so konzipiert. Was jetzt mit dem Initiativantrag D 184 ver­
sucht wird, ist, diesen Gedanken noch einmal zum Tragen zu bringen. 

Die von der Antragskommission vorgelegte Formulierung zum Initiativantrag D 184 
hilft dem Übel nicht ab. 

Ich wünschte mir, daß der Antrag der Jungen Union in der Vorlage der Antragskom­
mission Berücksichtigung gefunden hätte. Geschieht das nicht, werden wir dort, wo 
den jungen Menschen keine Alternative zur Verfügung steht, denjenigen negativ 

• qualifizieren, der, nach unserem Urteil, das Berufsgrundbildungsjahr der Klasse zwei 
und nicht der ersten Klasse besucht. 
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Frau Rflargarete Verstegen, Tagungspräsidium: Das Wort hat jetzt Herr Reul. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich darf noch einmal herzlich darum 
bitten, die drei Minuten nicht, auszunutzen; denn es gibt noch zahlreiche 
Wortmeldungen. 

Herbert Reul: Ich bitte um Ihre Aufmerksamkeit und, obwohl es schon so spät ist, 
auch darum, dem Vorschlag der Antragskommission nicht zuzustimmen, sondern 
diesen Vorschlag abzulehnen. Im übrigen scheint mir auch das Verfahren durchaus 
interessant zu sein. So wurden z.B. Änderungsanträge des Kreisverbandes 
Rheinisch-Bergischer-Kreis, in denen auf Probleme hingewiesen wurde, von der An­
tragskommission abgeschmettert. Wenn aber kurzfristig Initiativanträge zurh selben 
Thema gestellt wurden, wurde ihre Berücksichtigung zumindest erwogen; sie 
wurden aber auch nicht ernsthaft zur Annahme empfohlen. Ich kann hier nur dem zu­
stimmen, was Herr Kiel gerade vorgetragen hat. Es muß hier in diesem Punkt deut­
lich werden, daß von der Union die Alternativmöglichkeit, die offene Wahlmöglichkeit 
zwischen rein schulischen Formen des Berufsgrundbildungsjahres und kooperati­
ven Formen des Grundbildungsjahres für die Schüler eröffnet werden soll. Wir 
haben in allen Bereichen als CDU immer deutlich gemacht, daß wir hier Alternativen, 
Offenheit, Wahlmöglichkeiten einräumen wollen, daß wir also nicht wie die SPD eine 
einseitige Festlegung auf eine dieser beiden Formen wollen. Deswegen bitte ich Sie 
dringend, dem Vorschlag der Antragskommission nicht zuzustimmen, sondern statt­
dessen den Änderungsanträgen aus dem Rheinisch-Bergischen-Kreis, von der 
Jungen Union und vom Landesverband Niedersachsen, die dasselbe meinen, zuzu­
stimmen. Ich möchte für den Rheinisch-Bergischen-Kreis das unterstützen, was 
Herr Kiel gesagt hat. Bei der Formulierung sollte der Antrag der Jungen Union zu­
grunde gelegt werden. 

(Beifall) 

Frau Margarete Verstegen, Tagungspräsidium: Für die Antragskonnmission hat 
Frau Dr. Wilms das Wort. 

Frau Dr. Dorothee Wilms, Antragskommission: Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! Die Antragskommission hat sich sehr ausführlich mit dem Initiativantrag 
D 184 von Herrn Remmers und anderen befaßt. Nehmen Sie ihn bitte einmal zur 
Hand. Wir machen Ihnen einen Vorschlag, der, glaube ich, sowohl den Intentionen 
des Bundesvorstandes wie den Intentionen von'Niedersachsen, der Jungen Union 
und anderen sehr nahekommt. Wir schlagen Ihnen vor, zur Frage des Berufsgrund­
bildungsjahres folgende Formulierung anzunehmen: 

Das Berufsgrundbildungsjahr in Schule und Betrieb (sog. "kooperatives Grund­
bildungsjahr") ist dem schulischen Berufsgrundbildungsjahr dort vorzuziehen, 
wo die organisatorischen und pädagogischen Voraussetzungen dafür 
vorliegen. 

Dieses ist eine Formulierung, die auch den Gegebenheiten von heute und von 
morgen angesichts der Arbeitsmarktsituation, der Ausbildungssituation und der fi­
nanziellen Situation in Schule und Betrieb gerecht wird. Ich bitte, auch einmal den 
Realitäten ins Auge zu blicken und nicht nur Utopien - auch in finanzieller Hinsicht -
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nachzujagen. Ich bitte, diesem Vorschlag der Antragskommission zuzustimmen. 

(Beifall) 

Frau Margarete Versiegen, Tagungspräsidium: Ich stelle damit den Vorschlag der 
Antragskommission zur Abstimmung. Wer dem Vorschlag folgen will, den bitte ich 
um das Kartenzeichen. - Danke schön. Wer ist dagegen? - Einige Gegenstimmen. 
Wer enthält sich der Stimme? - MH großer Mehrheit angenommen. 

Ich rufe die Ziffer 62 auf. Dazu gehören die Anträge D 2 (zu Ziffer 54 a), D 10 (zu 
Ziffer 54 a), D 11 (Ziffer 7), D 139 bis D 146 sowie D 182. Als erster hat Herr Pott das 
Wort. 

Peter Pott: Guten Morgen, meine Damen und Herren! 

(Heiterkeit) 

Lassen Sie mich für die Junge Union ganz kurz Stellung nehmen. Ich möchte das, 
was wir im Hinblick auf die gymnasiale Oberstufe wollen, ganz klar vorweg sagen. 
Die Junge Union möchte - dies wird, glaube ich, auch von dem getragen, was sehr 
viele Schüler möchten - ein Bekenntnis der Union zur gymnasialen Oberstufe, zur 
Reform, so wie sie jetzt ist. Zur Begründung sei dies gesagt. Die gymnasiale Ober­
stufe ist in den Bundesländern zwar schon seit längerer Zeit eingeführt, aber doch in 
zu großer Unterschiedlichkeit, um jetzt letztendlich ein genaues Urteil über die gym­
nasiale Oberstufe fällen zu können. Deshalb treten wir für das ein, was im Kommis­
sionsbericht unter Frau Dr. Laurien und Herrn Pfeifer entwickelt worden ist. Dort 
steht der Satz: 

Die Einführung der reformierten Oberstufe hat sich im ganzen bewährt. Die 
Schulen haben bei der Durchführung dieser Reform eine wertvolle und zusätz­
liche Arbeit geleistet. Allerdings sind Korrekturen notwendig, um erkennbare 
Mängel zu beheben. 

Wir würden uns sehr freuen, wenn wir in der Aussage des Papleres - dies ist die In­
tention unseres Antrages - wieder zu einer solchen Formulierung zurückfänden. Ich 
möchte Sie recht herzlich dazu aufrufen, dazu Ihren Beitrag zu leisten. 

Noch kurz eine letzte Bemerkung. Wir haben in den vergangenen Tagen immer 
wieder das mangelnde Geschichtsbewußtsein vieler junger Bürger beklagt. Wenn 
man aber für mehr Geschichte in der Schule eintritt, müßte es auch, wie ich meine, 
ein Akt der Redlichkeit der Union sein, endlich zu ermöglichen, daß ein Schüler bei­
spielsweise Deutsch und Geschichte als Leistungskurs wählen kann, was er in 
vielen Bundesländern bis jetzt nicht konnte. Ich glaube, das wäre ein echter und rich­
tiger Beitrag im Hinblick auf Wertvermittlung, auf Geschichtsvermittlung für die 
junge Generation. 

(Beifall) 

Frau Margarete Verstegen, Tagungspräsidium: Weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor. Für die Antragskommission erteile ich Frau Dr. Wilma das Wort. 
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Frau Dr. Dorothee Wilms, Antragskommission: Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! Mein verehirter Vorredner hat leider ijberhaupt nicht auf irgendeinen 
Antrag Bezug genommen, sondern nur auf einen Kommissionsbericht, der jetzt hier 
in der Verhandlung - leider, so füge ich hinzu, da ich an seiner Erarbeitung mitgewirkt 
habe - keine Rolle mehr spielt. Insofern kann ich seinem Petitum nicht stattgeben. 
Ich möchte für die Fassung der Antragskommission plädieren, zumal wir meinen, 
verehrter Herr Vorredner Pott, daß Ihrem Anliegen, daß man bei der reformierten 
Oberstufe im Prinzip bleiben sollte, aber bestimmte Korrekturen vornehmen sollte, 
durch diese Fassung Rechnung getragen wird. 

Frau Margarete Versiegen, Tagungspräsidium: Vielen Dank, Frau Vl/ilms! Ich 
stelle den Vorschlag der Antragskommission zur Abstimmung. Wer dem Vorschlag 
die Zustimmung gibt, den bitte ich um das Kartenzeichen. - Danke sehr. Wer ist da­
gegen? - Wer enthält sich der Stimme? - Einstimmig angenommen. 

Ich rufe die Ziffer 63 auf. Dazu gehören die Anträge D 7 (zu Ziffer 60 a), D 12 (Ziffer 
7), D 27, D 48, D 147 bis 149, D 151 und 152. - Wortmeldungen liegen nicht vor. Die 
Antragskommission verzichtet auf eine Stellungnahme. 

Wer der Empfehlung der Antragskommission folgen will, den bitte ich um ein Hand­
zeichen. - Danke schön. Wer ist dagegen? - Wer enthält sich der Stimme? - Einstim­
mig angenommen. 

Ich rufe die Ziffer 64 auf. Dazu hat Frau Knipper, Hamburg, das Wort. 

Frau Ingeborg Knipper: Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Wir haben 
eben die Ziffer 50 angenommen, in der es um die Struktur des Schulwesens geht. In 
dieser Ziffer 50 wird auch eine Aussage zur Gesamtschule gemacht. Ich meine, man 
kann diese Aussage so zusammenfassen, daß wir die Gesamtschule zwar nicht pro­
pagieren, daß wir sie jedoch dort, wo sie existiert, akzeptieren. Zu dieser Ziffer 50 
paßt, wie ich meine, nun das nicht mehr, was hier im zweiten Abschnitt zur Lehre­
rausbildung gesagt wird. Dort heißt es nämlich, daß die Lehrerausbildung so gestal­
tet sein muß, daß sie dem gegliederten Schulwesen entspricht. 

Ich möchte sehr herzlich darum bitten, diesen Satz zu ändern und wie folgt zu 
formulieren: 

Die Lehrerausbildung muß so gestaltet sein, daß den unterschiedlichen Aufga­
ben durch unterschiedliche Vorbereitung entsprochen werden kann. 

Frau Margarete Verstegen, Tagungspräsidium: Vielen Dank, Frau Knipper. Für die 
Antragskommission hat Frau Dr. Wilms das Wort. 

Frau Dr. Dorothee Wilms, Antragskommission: Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! Ich muß meiner Vorrednerin leider widersprechen. Wir haben nämlich 
eben die Ziffer 50 in der ganz klaren Intention angenommen, daß eine Gesamtschule 
auch dort, wo sie existiert und wir sie quasi tolerieren, in ihrem ganzen Aufbau und in 
ihren Abschlüssen dem gegliederten Schulwesen zu entsprechen hat. Insofern ist 
dieser Passus über die Lehrerausbildung sehr wohl richtig. Ich bitte Sie herzlich, 
diesem Text und der Empfehlung der Antragskommission zu folgen. 

(Beifall) 
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Frau Margarete Versiegen, Tagungspräsidium: Vielen Dank, Frau Wilms. Ich 
stelle den Vorschlag der Antragskommission zur Abstimmung. Wer ihm die Zustim­
mung gibt, den bitte ich um das Kartenzeichen. - Danke schön. Wer ist dagegen? 
Wer enthält sich der Stimme? - Bei einigen Gegenstimmen angenommen. 

Ich rufe die Ziffer 65 auf. Hierzu liegen keine Wortmeldungen vor. Ich stelle Ziffer 65 
zur Abstimmung. Wer der Ziffer 65 zustimmt, den bitte ich um das Kartenzeichen. -
Wer ist dagegen? - Wer enthält sich der Stimme? - Einstimmig angenommen. 

Ich rufe die Ziffer 66 auf. Hierzu hat sich Herr Wulff zu Wort gemeldet. Ich erteile 
Herrn Wulff das Wort. 

- Herr Wulff verzichtet. Dann Herr Reul, bitte. 

Herbert Reul, Leichlingen: Ich darf Sie noch einmal kurz bitten, bei Ziffer 66 zwe\ 
Änderungen zu berücksichtigen, die in den Änderungsanträgen D 165 des 
Rheinisch-Bergischen Kreises und D 166 der Jungen Union enthalten sind. 

Erstens. Im ersten Satz müßte deutlich werden, daß Schule und Lehrer nicht nur 
Eltern und dem Staat gegenüber verantvi/ortlich sind, sondern daß auch der Schüler 
in der Schule eine ganz wichtige Rolle spielt, daß im Ivlittelpunkt schulischen Tuns 
auch der Schüler stehen muß. Dann muß der Schüler als Tatbestand hier als dritte 
Größe aufgeführt weren. Daher die dringende Bitte, den Schüler hier einzubeziehen 
und dem Antrag der Jungen Union zu folgen. 

Zweitens wird hier von dem pädagogischen Freiraum für den Lehrer gesprochen. 
Das ist eine ganz wichtige Sache, die ich begrüße. Ich halte es auch für richtig, daß 
das für alle Lehrer gilt. Nur, wenn dann in dem Text der Antragskommission von qua­
lifizierten Lehrern gesprochen wird, dann ist das eine Scheinheiligkeit. Ich kann 
doch nicht den Anspruch erheben, daß nur qualifizierte Lehrer pädagogischen Frei­
raum haben sollen. Das würde ja bedeuten, daß man irgendwelche staatlichen Kon­
trollmechanismen oder Prüfungsverfahren eintreten lassen muß, um festzustellen, 
wer qualifiziert ist, wer also den pädagogischen Freiraum kriegt. Vielleicht kann man 
zu diesem Zweck auch einen Erlaß machen, der regelt, unter welchen Bedingungen 
wer in der Lage ist und qualifiziert ist, die pädagogische Freiheit des Lehrers in An­
spruch zu nehmen. 

Ich bitte die Antragskommission also dringend, den Begriff "qualifizierte" in diesem 
Zusammenhang zu streichen. 

(Beifall) 

Frau Margarete Versiegen, Tagungspräsidium: Danke schön. Für die Antragskom­
mission spricht Frau Dr. Wilms. 

Frau Dr. Dorothe© Wilms, Antragskommission:'Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! Ich möchte doch für den Text der Antragskommission plädieren, weil 
ich meine, es ist richtig, wenn wir sagen: Lehrer sind bei der Erfüllung ihrer Aufgaben 
gleichermaßen den Eltern wie der staatlichen Gemeinschaft verantwortlich; denn 

228 



das Verhältnis zwischen Lehrer und Schüler ist ein anderes, es hat eine andere Qua­
lität und eine andere Ebene. Wir können es hier nicht hineinnehmen und etwa mit 
Eltern und staatlicher Gemeinschaft gleichstellen. Dies würde zu einer Verwirrung 
beitragen. Man müßte hier eine völlig andere Formulierung bringen. Aber, ich glaube, 
dafür reicht heute abend die Zeit nicht mehr. In diesen Satz kann man es unserer 
Meinung nach nicht hineinbringen. 

Dann zu Ihrem Monitum, das nur qualifizierte Lehrer den pädagogischen Freiraum 
haben sollen. Hier ist doch wohl gemeint - das erscheint auch einleuchtend -, daß 
der ausgebildete, sozusagen fertige Lehrer den pädagogischen Freiraum hat und 
daß man hier wirklich die Qualität des Lehrers mit dem pädagogischen Freiraum in 
eine enge Beziehung setzt Dies scheint uns unbedingt notwendig zu sein. 

Wir meinen, daß wir bei dem Text bleiben sollten. 

Frau Margareie Versiegen, Tagungspräsidium: Vielen Dank, Frau Wilms. 

Ich stelle den Vorschlag der Antragskommission zur Abstimmung. Wer ihm zustim­
men will, den bitte ich um das Kartenzeichen. - Wer ist dagegen? - Wer enthält 
sich? — Bei einigen Gegenstimmen wird dem Vorschlag der Antragskommission 
gefolgt. 

Zu Ziffer 67 liegen keine Wortmeldungen vor. Ich stelle den Antrag zur Abstimmung. 
Wer zustimmt, den bitte ich um das Kartenzeichen. — Wer ist dagegen? — Wer ent­
hält sich? — Einstimmig angenommen. 

Ich rufe Ziffer 68 auf und erteile Herrn Weberling das Wort. 

Johannes Weberling, Bonn: Meine Damen und Herren! Zu Antrag D 170, der jetzt 
Beratungsgrundlage ist, schlägt der RCDS mit Unterstützung von vielen Delegierten 
des Parteitages einen kleinen Zusatz vor. Nach dem Satz 'Deshalb ist es wichtig, 
daß dem Studenten genügend Freiraum zu eigenverantwortlichem Handeln in der 
Hochschule zur Verfügung steht." wollen wir den Satz eingeschoben haben: "Dazu 
dienen insbesondere auch die Organe der verfaßten Studentenschaft.". 

Ich möchte unseren Wunsch zu dieser Einfügung kurz begründen. Es ist notwendig, 
daß man in der Ausbildung zum mündigen Staatsbürger herangezogen wird. Dazu 
dient in der Schule die Schülermitverwaltung. Das steht erfreulicherweise in dem 
Antrag drin. An den Hochschulen gibt es dafür die verfaßte Studentenschaft. Das 
steht noch nicht drin, wir hätten es aber gern drin. Man kann darüber reden - ich 
weiß das durchaus -, daß die verfaßte Studentenschaft hier und da mißbraucht wird. 
Allerdings kann man diesen Mißbrauch verhindern, indem man z.B. für eine sinnvolle 
Rechtsaufsicht oder eine Finanzaufsicht sorgt. Falls diese Aufsicht nicht klappt, 
dann gibt es auch noch eine Möglichkeit Aber der Grundsatz der verfaßten Studen­
tenschaft ist dadurch nicht irgenwie angetastet Der Mißbrauch rechtfertigt die Ab­
schaffung der verfaßten Studentschaft in einigen Ländern nicht. 

Ich möchte dazu eine kleine Geschichte erzählen. 

(Unruhe) 
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In Baden-Württemberg gibt es eine Hochschulstadt: Mannheim. In Mannheim ist vor 
kurzer Zeit ein Asta gewählt worden. Dort gab es neun Wahlgänge. Dann wurde 
gelost; das steht im Gesetz. Jetzt hat der RCDS die erfreuliche Aufgabe, zusammen 
mit Kommunisten im Asta zu sitzen. Ich möchte freundlichst darauf hinweisen: 
Wenn Sie das wollen, dann stimen Sie der Empfehlung der Antragskommission zu. 
Wenn Sie das nicht wollen, dann muß ich Ihnen eine zweite Geschichte erzählen. 
Gucken Sie einmal nach Berlin. Sehen Sie sich die dortige Regierung, die FiJhrungs-
spitze an. Da sehe ich Leute wie Diepgen, wie Lummer, wie Wohlrabe. Das sind alles 
Leute, die aus der verfaßten Studentenschaft herausgegangen sind. 

Meine Damen und Herren, deshalb bitte ich Sie um Zustimmung zu dem Antrag des 
RCDS. 

(Beifall) 

Frau Margarete Versiegen, Tagungspräsidium: Vielen Dank. Das Wort hat Herr 
Köppinger. 

Dr. Peter Hubert Köppinger, Königswinter: Liebe Parteifreunde! Ich bin nicht Mit­
glied des RCDS und bin schon viele Jahre weg von der Universität. Trotzdem 
möchte ich einige Worte hierzu sagen. 

Ich möchte Sie ganz herzlich bitten, dem Initiativantrag des RCDS D 187 zuzustim­
men, und zwar aus zwei Gründen. 

Erstens. Die verfaßte Studentenschaft ist ein eingeführtes Organ der Selbstverwal­
tung, genauer gesagt: Sie entspricht gerade dem, was wir fordern, nämlich dem Sub-
sidiariätsprinzip. Wir können doch nicht auf einer Tagung das Subsidiaritätsprinzip, 
in den Mittelpunkt stellen und, ohne daß wir eine Alternative zu bieten hätten, einen 
solchen Antrag zur Nutzung der verfaßten Studentenschaft als eines solchen Selbst­
verwaltungsorgans ablehnen. 

Zweitens. Es hat sich gezeigt, daß der RCDS dort, wo er ernsthaft und ohne Konkur­
renz aus dem eigenen Lager antritt, gute Chancen hat, zusammen mit anderen de­
mokratischen Organisationen Mehrheiten zu bekommen. Wenn wir hier durch die 
Ablehnung eines solchen Initiativantrags zeigen, daß wir letztlich die Abschaffung 
der studentischen Selbstverwaltung befürworten, dann werden wir dem RCDS und 
auch der Union an den Hochschulen sehr schaden. 

Ich bitte Sie daher herzlich, diesem Initiativantrag zuzustimmen. 

Frau Margarete Verstegen, Tagungspräsidium: Danke schön. Ich erteile das Wort 
Herrn Dr. Scheuer. 

Dr. Gerhart Scheuer, Schriesheim: Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! 
Ich möchte ganz kurz gegen diesen Antrag sprechen. 

Es gibt in Baden-Württemberg nicht nur die eine Hochschulstadt Mannheim. Es gibt 
mindestens 20 Hochschulstädte, davon neun Universitätsstädte. Wir haben festge­
stellt, daß der Mißbrauch, der eben genannt wurde, nicht da und dort aufgetreten ist. 
Ich bin der Sache einmal nachgegangen. Wir haben festgestellt, daß überall da, wo 
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der RCDS nicht die Führung des Asta hat — das ist in verhältnismäßig wenigen 
Fällen so -, die studentischen Gelder mißbraucht worden sind. Das war nicht nur 
dann und wann so, sondern regelmäßig; Jahr für Jahr wurde Mißbrauch mit diesem 
Recht der verfaßten Studentenschaft getrieben. 

Meine Damen und Herren, es ist nicht eine Frage der Mitbestimmung an der Univer­
sität. Denn mitbestimmt wird dort, wo die Entscheidungen fallen. Das sind die Grem­
ien der Universität: Verwaltungsrat, Senat, großer Senat. Dort sind die Studenten ver­
treten. Das hat mit dieser Frage gar nichts zu tun. 

Es ist auch keine Frage des Tragens von Verantwortung, wie hier gesagt wurde, des 
Einübens von staatsbürgerlicher Verantwortung. Denn in dem Studentenpartement, 
dem Organ der verfaßten Studentenschaft, fallen die Beschlüsse immer als die Addi­
tion aller Wünsche. Und man muß nicht verantworten, was da gefordert wird. Andere 
müssen es bezahlen. Das haben wir in all den Jahren festgestellt. 

Es ist auch nicht eine Frage der politischen Freiheit, sondern hier wird dem Studen­
ten vom Gesetz ein politischer Vormund vor die Nase gesetzt, der mit seinem Geld 
für ihn Politik macht. 

Es wurde die Vorstellung geäußert, man könne durch Rechtsaufsicht das politische 
Mandat, das durch das Gesetz nicht gegeben wird, sich aber angemaßt wird, verhin­
dern. Das haben wir viele Jahre versucht. Mir haben Direktoren berichtet, mit wel­
chen Schwierigkeiten da zu kämpfen war. 

Immer neue Prozesse! Meine Damen und Herren, wenn Sie das wieder haben 
wollen, dann folgen Sie diesem Antrag. 

Ich darf Sie noch an eines erinnern. Wie es im VDS aussieht, davon hat der RCDS 
doch eine ganze Menge feststellen können. Dieser VDS, wie er heute aussieht, ist 
das Ergebnis der verfaßten Studentenschaft in den deutschen Hochschulen. Wollen 
Sie das noch einmal unterstützen? 

Meine Damen und Herren, ich bitte Sie: Folgen Sie der Empfehlung der Antragskom­
mission, und lehnen Sie diesen Initiativantrag ab! 

Margarete Versiegen, Tagungspräsidium: Vielen Dank. - Die letzte Wortmeldung 
ist von Herrn Lemper; ich erteile ihm das Wort. 

Lothar Lemper: Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren! Ich bitte um Entschul­
digung, daß ich Sie noch aufhalte. Ich habe mir hier auch schon die Rüge der Kultus­
minister zugezogen. Dennoch möchte ich den Antrag des RCDS unterstützen. 

(Beifall) 

Ich möchte das vor allen Dingen auch deshalb tun, weil es nicht angeht, daß wir hier 
die Aufgabe des RCDS verbal umschreiben, ihm dann aber die Strukturen, in denen 
er wirken kann, wegnehmen. 

Wenn mein Vorredner gesagt hat, daß die verfaßte Studentenschaft im Hinblick auf 
die von ihr wahrzunehmenden Aufgaben ihre Kompetenz überschreitet, dann hat er 
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damit seinen Wissenschaftsminister im Lande Baden-Württemberg kritisiert, der 
dann die verfaßte Studentensctiaft offensichtlicfi nictit hiinreichiend l<ontrolliert tiat. 
Nur aus der Tatsache, daß die verfaßte Studentenschaft im Einzelfall ihre Kompetenz 
überschreitet, die Schlußfolgerung zu ziehen, man müsse sie jetzt ganz abschaffen, 
das ist nach meinem Dafürhalten eine auch die Struktur der Hochschule und die be­
sondere Funktion der Studentenschaft in der Hochschule berührende Sache. 

Die Inanspruchnahme des politischen fvlandates ist natürlich im Hinblick auf die ver­
faßte Studentenschaft nicht möglich. Das sollten wir in aller Deutlichkeit sagen. Ich 
kann nicht auf der einen Seite das Recht einer körperschaftlichen Organisation für 
mich beanspruchen und auf der anderen Seite gleichzeitig auch das politische 
Mandat. Das geht natürlich nicht. Wenn wir den Antrag des RCDS unterstützen, bitte 
ich allerdings, ausdrücklich in den Antrag hineinzuschreiben, daß das politische 
Mandat nicht möglich ist. 

Ansonsten, meine Damen und Herren, sollten wir aus der Tatsache gewisser Fehlleit­
ungen und der Tatsache, daß der RCDS nicht überall vertreten ist, nicht die Schluß­
folgerung ziehen, wir müßten das Ding jetzt abschaffen. Dann kommen Sie zu einer 
völlig anderen und nach meinem Dafürhalten nicht mehr kontrollierbaren Politisie­
rung der Hochschule, und das wollen wir sicherlich auch nicht. 

Margarete Versiegen, Tagungspräsidium: Vielen Dank, Herr Lemper. - Inzwi­
schen ist noch eine Wortmeldung eingegangen. Ich erteile Herrn Mayer-Vorfelder 
das Wort. 

Gerhard Mayer-VorJelder: Frau Präsident! Meine Damen und Herren! 
Es nimmt mich wunder, wie hier argumentiert wird. Wenn wir hier immer für die Frei­
heit, auch für die Freiheit der Entscheidung des einzelnen eintreten, wende ich mich 
doch mit Entschiedenheit dagegen, daß mit Zwangsmitgliedschaft und Zwangsab­
gaben etwas finanziert wird, was den Mißbrauch geradezu herausfordert. Es wider­
spricht unserem Gedanken der Wahrung der freiheitlichen Entscheidung, mit 
Zwangsmitgliedschaften zu arbeiten. 

(Beifall) 

Margarete Verstegen, Tagungspräsidium: Vielen Dank. — Das Wort für die An­
tragskommission hat Herr Pfeifer 

Änton PVeiJer, Antragskommission: Frau Präsident! Meine Damen und Herren! Icn 
möchte für die Antragskommission vorschlagen, in die Ziffer 68 folgenden Satz ein­
zufügen: 

Dazu müssen auch die Organe der verfaßten Studentenschaften dienen. 

Dies besagt natürlich: in den Ländern, in denen verfaßte Studentenschaften beste­
hen. Ich möchte darum bitten, uns für heute auf eine solche Formulierung zu verstän­
digen und jetzt nicht sozusagen über die Frage abzustimmen: verfaßte Studenten­
schaften in allen Ländern, ja oder nein. Ich bin der Meinung, man kann diese Frage 
gar nicht definitiv entscheiden, ohne beispielsweise auch das Problem der Auswir­
kungen der Gruppenuniversität zu diskutieren. Auch bin ich der Meinung, daß das, 
was Herr Mayer-Vorfelder angesprochen hat, nämlich das Thema Zwangsmitglied-
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Schaft und Zwangsbeitrag, dann hier ebenfalls im Detail ausdiskutiert werden sollte, 
ebenso die innere Ausgestaltung einer solchen Körperschaft des Öffentlichen 
Rechts. 

Ich meine deshalb, daß eine Formulierung, wie sie die Antragskommission hier vor­
geschlagen hat, für die Länder, in denen wir die verfaßte Studentenschaft - auch 
mit Zustimmung der CDU in den Landtagen - haben, gilt, daß das aber nicht besagt, 
daß die Länder, die aus Gründen, die sich auch sehen lassen können, einen anderen 
Weg gehen wollen, jetzt hieran gehindert werden. Das ist der Vorschlag, den die An­
tragskommission Ihnen machen möchte. 

Margarete Verstegen, Tagungspräsidium: Vielen Dank, Herr Pfeifer 

Ich stelle jetzt den Antrag in der Fassung der Antragskommission zur Abstimmung. 
V^er diesem Antrag seine Zustimmung gibt, den bitte ich um das Kartenzeichen. -
Danke schön. Wer ist dagegen? - Wer enthält sich? — Mit großer Mehrheit ange­
nommen. 

(Beifall) 

Ich rufe die Ziffer 69 auf. Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich darf diejenigen, die 
dem Antrag zustimmen, um das Kartenzeichen bitten. — Wer ist dagegen? — Wer 
enthält sich? - Einstimmig angenommen. 

Ich rufe die Ziffer 70 auf. Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich stelle den Antrag zur 
Abstimmung. Wer dem Antrag zustimmt, den bitte ich um das Kartenzeichen. -
Danke schön. Wer ist dagegen? - Wer enthält sich? - Einstimmig angenommen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich darf mich jetzt im Namen des Präsidi­
ums bei Ihnen, die Sie bis jetzt ausgehalten haben, ganz herzlich bedanken, daß Sie 
hiergeblieben sind. Darüber hinaus darf ich Sie bitten, den Delegierten, die Sie unter 
Umständen noch im Hotel sehen, mitzuteilen, daß der Parteitag morgen pünktlich 
um 9.00 Uhr beginnt. 

Ich schließe die heutige Sitzung des Parteitages und berufe ihn für heute pünklich 
um 9.00 Uhr wieder ein. Ich weiß, daß Sie da sein werden. Sagen Sie es aber auch 
den anderen. Herzlichen Dank! 

(Schluß: 1.07 Uhr) 
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Donnerstag, 5. November 1981 
Dritter Verhandlungstag 

Beginn: 9.05 Uhr 

Dr. Horst Waffenschmidt, Tagungspräsidium: Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Liebe Parteifreunde! Ich bin der Auffassung, wir sollten alle die belohnen, 
die pünktlich hier sind, und deshalb wollen wir jetzt anfangen. 

(Beifall) 

Ich eröffne die 4. Plenarsitzung unseres Parteitages und wünsche uns auch für 
diesen letzten Tag unseres Parteitages viel Erfolg. Ich darf zu Beginn unserer Ver­
handlungen, wie das auch gestern schon der Fall war, einige Geburtstagsglück­
wünsche aussprechen. Wir haben die große Freude, daß wir heute unserem Freund 
Norbert Kuhr zur Vollendung des 40. Lebensjahres sehr herzlich gratulieren dürfen. 
Herzlichen Glückwunsch zum 40. Geburtstag. 

(Beifall) 

Ich beglückwünsche weiter zu seinem heutigen Geburtstag den Bundes­
tagskollegen Dr. Herbert Czaja vom Landesverband Baden-Württemberg. Herzli­
chen Glückwunsch! Er kommt gerade in den Saal. 

(Beifall) 

Wir wünschen ihm für das neue Lebensjahr viel Glück und Erfolg. 

Dann ist mir eben noch mitgeteilt worden, daß wir ein weiteres Geburtstagskind 
haben. Ich darf in Ihrer aller Namen sehr herzlich Frau Dr. Brigitte Jancke von der 
CDU Niedersachsen gratulieren. Auch ihr viel Glück im neuen Lebensjahr. Alles, 
alles Gute! 

(Beifall) 

Diesen Geburtstagskindern wird ebenfalls das in diesen Tagen erschienene Buch 
"Die CDU - Portrait einer Volkspartei" unseres Parteivorsitzenden Helmut Kohl über­
reicht werden. Ich nehme an, daß wir unseren Parteifreunden damit eine kleine 
Freude machen können. 

Meine lieben Freunde, ich darf dann den Punkt 12 der Tagesordnung aufrufen: 

Fortsetzung der Beratung und Verabschiedung des Leitantrages des 
Bundesvorstandes 

Wir werden uns heute morgen zunächst mit dem Kapitel "Unser Ziel: Eine men­
schliche und überschaubare Ordnung in Staat und Gesellschaft' beschäftigen. Das 
ist die Thematik, die im Forum 3 unseres Parteitages behandelt wurde. Wir hören 
dazu zunächst den Bericht. Ich gebe das Wort unserem Freund Norbert Blüm zur 
Berichterstattung vom Forum 3 "Mit der Jugend für eine Gesellschaft mit menschli­
chem Gesicht'. 
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Dr. Morbert Blüm: Meine lieben Parteifreunde! Meine Damen und Herren! Ich be­
richte aus dem Forum 3 °Mit der Jugend für eine Gesellschaft mit menschlichem Ge­
sicht", wobei ich meine Aufgabe nicht betrachte, hier als Protokollant aufzutreten. 
Ich wollte vielmehr einige Beobachtungen, Fragen, Stimmungen und Meinungen 
vom Forum ins Plenum transportieren. 

Gesprochen haben über 40 Jugendliche. Unter diesen war rund ein Viertel Partei­
tagsdelegierte. Von den im Saal anwesenden Teilnehmern des Forums gehörte min­
destens ein Drittel weder der CDU noch der Jungen Union noch dem RCDS noch 
der Schülerunion an. Soweit unsere sozusagen buchhalterischen Voraussetzungen 
des Forums. 

Ich möchte drei Beobachtungen, möglicherweise ganz subjektiv, voranschieben: 

Erstens. Es ist in diesen vier Stunden, in denen wir diskutiert haben, kein einziges 
Mal geschrien worden. Ich frage Sie und mich, meine Damen und Herren: Warum 
endet der Protest auf der Straße häufig im Geschrei, und warum sind gestern so ge­
lassen auch höchst unterschiedliche, auch höchst unangenehme Meinungen disku­
tiert worden? Möglicherweise hängt das damit zusammen, daß die Delegierten des 
Parteitags wie die Jugendlichen zuhören konnten. Vielleicht gehört zu einer neuen 
politischen Kultur Zuhörenkönnen. 

(Beifall) 

Ich möchte den Delegierten dafür ausdrücklich meinen Dank, meine Anerkennung 
aussprechen. Dieser Parteitag hat sich als ein Parteitag gezeigt, der bereit war 
zuzuhören. 

Die zweite Beobachtung. In all den Diskussionen ist kein einziges Mal das Bedürfnis 
nach der großen ideologischen Welterklärung aufgetaucht. Auch das ist ein Unter­
schied zu dem Protest am Ende der 60er Jahre. Die großen Totalerklärer waren of­
fenbar überhaupt nicht gefragt. Die Mehrzahl der jugendlichen Delegierten beschäf­
tigte sich mit konkreten, mit ganz hautnahen Problemen. Das betrachte ich als einen 
Fortschritt, wobei ich hinzufüge, daß dies auch eine Gefahr beinhaltet, denn der Ab­
schied von der Theorie kann auch in einer ganz privaten Weinerlichkeit enden. 

Das Dritte. Zunehmende Bedeutung für die Bewertung politischer Parteien erhalten 
Stilfragen. Unsere programmatischen Bekenntnisse zur Liberalität und zur Toleranz 
werden an ihrer innerparteilichen Praxis gemessen. °An ihren Früchten sollt ihr sie 
erkennen", das könnte sozusagen der Maßstab sein, nach dem uns viele bewerten. 

Es ist davon gesprochen worden, wie sich Aufsichtsräte in Wohnungsbaugesell­
schaften, die der CDU angehören, verhalten. Dies entscheidet möglicherweise über 
die Zustimmung zu unserer Wohnungsbaupolitik nicht weniger als große wohnungs­
baupolitische Programme. 

(Beifall) 

Die Beispiele wurden fortgeführt aus allen Gremien und allen Verbänden. 

236 



Wie verhalten sich die Unionspartelen - auch das war eine Frage, über die ich fairer­
weise berichten muß - gegenijber IVlitgliedern, die von der 'Parteilinie" abweichen? 
Der Name Mechtersheimer ist in diesem Zusammenhang mehrmals erwähnt 
worden. Ich will ohne Bewertung sagen, die CDU/CSU muß wissen, daß eine große 
Zahl von Jugendlichen diesem Fall große Aufmerksamkeit schenkt und an seiner 
Entscheidung über unser Maß an Toleranz und Liberalität nachdenkt. 

(Beifall) 

Ein weiterer Punkt. Ämterhäufung und Machtverfilzung wurden als die häufigsten 
Methoden der Abschottung der Parteien gegenüber neuen Leuten und neuen Ideen 
genannt. Es sollte über Formen - das war ein Vorschlag, der mehrfach gemacht 
wurde — nachgedacht werden, wie in den Parteien das Delegationsprinzip zugun­
sten der Mitgliederentscheidung auch bei der Kandidatenaufstellung verwirklicht 
werden kann. 

Worum ging es in unserem Arbeitskreis, in unserem Forum? Im Mittelpunkt sowohl 
des Referates von Herrn Professor Biedenkopf, wie der Diskussion stand das Subsi-
diaritätsprinzip. Ich zitiere aus dem Referat von Herrn Biedenkopf: 

Die Gesellschaft nach dem Subsidiaritätsprinzip gestalten heißt, sie dem Men­
schen als zur Verantwortung für sich und den nächsten berufenen Wesen 
gemäß zu gestalten. 

Professor Biedenkopf hat sich in der Erläuterung und Erklärung des Subsidiarität-
sprinzips auf die Natur des Menschen berufen, hat betont, daß das Subsidiarität­
sprinzip der Natur des Menschen entspricht, und hat es als Gliederungsprinzip der 
Gesellschaft und des Staates beschrieben. Auf eine kurze Formel gebracht, heißt es: 
Vorfahrt für die jeweils kleinere Gemeinschaft. 

In der Diskussion wurde eingewandt und auch akzeptiert, das "Subsidiarität" nie nur 
- gewissermaßen nackt und bloß - "Selbsthilfe" heißen kann, sondern auch "Hilfe 
zur Selbsthilfe" heißen muß, daß wir nicht die Welt in Fallgruben einteilen und die iso­
lierten Gruppen in der Falle sitzenlassen können, sondern auch Leitern zur Verfü­
gung stellen müssen, die man dann allerdings selbst benutzen muß, um 
herauszusteigen. 

Mehrere Diskussionsteilnehmer verdeutlichten das Prinzip der Subsidiarität am Bei­
spiel der Familie. 

Der CDU wurde entgegengehalten, daß sie nicht immer der kleineren Einheit den 
Vorzug gegeben hätte, weder beim Schulbau noch bei Wohnungsbau noch bei den 
Verwaltungsreformen. 

Es wurde bemängelt, der Leitantrag sage zur Jugendarbeit wenig aus, und die Ju-
gendareit leide unter zunehmendem Entzug staatlicher Mittel. 

(Vereinzelt Zustimmung) 

Dem programmatischen CDU-Bekenntnis zu freien Trägern und Selbsthilfegruppen 
müsse die Praxis folgen. Die Praxis ist eingefordert worden, wobei eingestanden 
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wurde, daß das leichter gesagt als getan ist. Denn es gibt natürlich auch abschrec­
kende Beispiele von Selbsthilfegruppen. Aber durch den Mißbrauch eines Prinzips 
wird ja das Prinzip nicht ungültig. Und Freiheit wie Spontanität haben es so an sich, 
daß sie weniger berechenbar sind. Der Vorsitzende der Kommunalpolitischen Verei­
nigung, der jetzt amtierende Tagungspräsident, hat jedenfalls von selten der Kom­
munalpolitischen Vereinigung ausdrücklich noch einmal die Förderung der freien 
Träger und der Selbsthilfegruppen unterstrichen. 

Kontrovers ist das Thema "Hausbesetzungen" diskutiert worden. 

Ich will nicht auf die vielen Einzelheiten eingehen, sondern die Stimmung vieler Ju­
gendlicher — Angst, Sehnsucht, Erwartung - durch einen Diskussionsbeitrag wie­
dergeben, den ich wörtlich zitiere und der die Stimmung möglicherweise viel besser 
trifft als meine Interpretation. Eine junge Diskussionsteilnehmerin sagte: 

Menschlich kann doch die Gesellschaft erst dann wieder sein, wenn der ein­
zelne Mensch sich einem anderen zuwendet, wenn nicht ein anonymes büro­
kratisches System für womöglich die eigenen Eltern sorgt oder für den Bruder, 
sondern wenn die Fmilie wieder Mittelpunkt auch der Vorsorge wird Warum 
eigentlich entfernt man den Staat, wenn man ihn schon will und braucht, 
immer weiter von den Bürgern? Daß wir jungen Menschen ihn dann immer 
mehr nur als einen Kühlschrank, als ein feindseliges, kaltes, unmenschliches 
Gebilde ansehen, kann doch nicht verwunderlich sein. Viele Ältere schütteln 
den Kopf und empören sich, wenn wir von "Bullen" reden. Aber wer hat denn 
die Polizei weggeführt von den Bürgern, von jungen Menschen, daß sie zu 
einem Zerrbild geworden ist? Wo ist denn der Schutzmann an der Ecke, der 
die Leute kennt, zu dem die Kinder hinlaufen? Sie, die CDU, haben doch auch 
mitgewirkt, daß Jugendliche eine Prämie erhalten, wenn sie aus dem Elternh­
aus gehen, und dann gibt es auf einmal eine Wohnungsnot, weil die so BAföG-
Prämiierten am elterlichen Wohnort noch eine eigene Bude haben müssen. 
Wenn die Politik es also fördert, daß sich der junge Mensch an einfachsten 
Konflikten zu Hause durch Absondern, durch Zurückziehen in den Eigennutz 
entziehen kann, warum sollte er dann auf einmel Verantwortung übernehmen 
wollen? 

(Zustimmung) 

Ich habe dieses Zitat nur deshalb wiedergegeben, weil ich glaube, daß die junge Ge­
neration von uns nicht anpasserisches Reden nach dem Munde haben will, sondern 
von uns schon erwartet, auch gefordert zu werden. 

Professor Biedenkopf hat die Entscheidung für das Subsidiaritätsprinzip mit der Er-
hard'schen Entscheidung für dieMarktwirtschaft verglichen. Beide Entscheidungen 
gehen von einem Zutrauen zu den Betroffenen aus und von der Einsicht, daß der 
Staat und seine Zuteilungsbehörden es nicht besser wissen als die Bürger selber 
Von diesem optimistischen Zutrauen muß eine christlich-demokratische Politik ge­
tragen werden. 

Meine Damen und Herren, auch gestern in der Diskussion ist mir deutlich geworden, 
daß die Union mit dem Subsidiaritäsprinzip eine ungeheure Chance hat, der Sehn­
sucht und der Hoffnung auch der jungen Generation entgegenzukommen, einer 
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Sehnsucht und Hoffnung, die nicht durch die Anonymität von Großgebilden befrie­
digt wird, sondern sich an einem Leben in überschaubaren Gemeinschaften 
orientiert. 

(Zustimmung) 

Ich glaube, daß die großen kollektivistischen Ideen die Bedürfnisse nach Heimat, 
Nachbarschaft und Familie nicht befriedigen können, und daß deshalb die CDU of­
fensiv eine große Chance hat, ihre Ideen auch in der jungen Generation zur Zustim­
mung zu bringen. 

Das Subsidiaritätsprinzip ist eine Bedingung nicht nur der Menschlichkeit, sondern 
auch der Funktionalität. Die großen Massenorganisationen, auch der Staat, können 
nicht ohne Gliederung funktionieren. Wir brauchen auch eine Entlastung des 
Staates von vielen Konflikten; wir brauchen geradezu die Dezentralisierung der 
Konflikte. 

Nun noch zwei kritische Anmerkungen und Anregungen, Zunächst: Die Partei möge 
es beim Gespräch mit der Jugend nicht mit einem Parteitag bewenden lassen, son­
dern in den Orts- und Kreisparteien sollte das Vorbild dieses Bundesparteitages 
nachgeahmt werden. 

(Beifall) 

Zum Zweiten: Das Thema "Jugend und Familie" sollte mit seiner Behandlung im Leit­
antrag nicht sein Ende finden. Der Leitantrag kann nur als eine Etappe verstanden 
werden. Wir sollten gerade dem Thema "Familie" einen eigenen Kongreß widmen. 

(Zustimmung) 

Meinen Bericht möchte ich mit einer kritischen Rückfrage - auch an unsere jugend­
lichen Gäste — beenden. Ich glaube nicht, daß der Streit zwischen uns und vielen 
von ihnen — "die Jugend" gibt es ja nicht - um die Frage "Freiheit, ja oder nein?" 
geht. Freiheit wollen alle. Viel eher ist die Frage entscheidungsreif: welche Freiheit 
denn? Freiheit, nur das zu tun, was einem Spaß macht, eine Selbstverwirklichung 
nur in egoistischen Dimensionen, das kann nicht unsere Freiheit sein! Dies ist auch 
nicht die Freiheit, die Glück bringt, sondern sehr viel eher die, die zur Enttäuschung 
führt. Deshalb müßte es, glaube ich, unser Bemühen sein, Frieheit wieder in den Zu­
sammenhang mit Bindung, mit Verantwortung zu bringen. Auch hier: Wo gäbe es 
eine bessere Trainingsstätte, Rücksicht nehmen, opfern, hüten und verzichten zu 
lernen, als die Familie? Deshalb glaube ich, daß sich das Schicksal der Freiheit 
auch am Schicksal der Familie entscheidet. 

(Beifall) 

Dr. Horst Waffenschmidt, Tagungspräsidium: Meine lieben Freunde, wir danken 
Norbert Blüm für seinen Bericht aus dem Forum III und möchten allen, die dort mit­
gearbeitet haben, herzlich danken. 

Ich rufe nunmehr das Kapitel "Eine menschliche und überschaubare Ordnung in 
Staat und Gesellschaft" mit den dazu gehörenden Anträgen auf. Zunächst wollen wir 
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die allgemeinen Anträge zu diesem Kapitel behandeln. Das beginnt in dem Ihnen 
vorliegenden Antragsheft auf S. 137. 

Ich möchte also, Ihr Einverständnis voraussetzend, jetzt die allgemeinen Anträge zu 
diesem gesamten Kapitel aufrufen. 

Sie W/erden sich daran erinnern, daß wir gestern aus vorangegangenen Kapiteln 
einige Anträge diesem Kapitel überwiesen haben. Es handelt sich um die Anträge D 
5, D 9, D 14, E 1 und E 3 bis E 7. Das ist alles auf den Seiten 137,138 und 139 nach­
zulesen. Dort finden Sie auch die Empfehlungen der Antragskommission zu diesen 
Anträgen, den allgemeinen Anträgen zu diesem Kapitel. 

Zu diesem Bereich hat sich Herr Georg Schäfer vom Landesverband Rheinland zu 
Wort gemeldet. Ich erteile ihm das Wort. — Herr Schäfer ist leider nicht im Saal. 

Wünscht die Antragskommission das Wort zu ihren Empfehlungen? - Das ist nicht 
der Fall. 

Meine lieben Freunde, Sie sehen die umfangreiche Vorschlagsliste zu den Anträgen, 
die alle die Bezüge aufnimmt, die wir gestern diesem Kapitel zugewiesen haben. 
Ganz besonders möchte ich noch einmal auf den die Jugend betreffenden Abschnitt 
auf den Seiten 138 und 139 hinweisen, den wir gestern zur Behandlung hierhin über­
wiesen haben. 

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Dann kommen wir zur Abstimmung über 
die Empfehlungen der Antragskommission. Wer ihnen zustimmen will, den bitte ich 
um ein Handzeichen. - Wer will dagegen stimmen? - Eine Gegenstimme. Wer will 
sich der Stimme enthalten? - Eine Enthaltung. Dann darf ich feststellen, daß die Em­
pfehlungen der Antragskommission zu diesem Bereich bei einer Gegenstimme und 
einer Enthaltung angenommen sind. 

Dann rufe ich die Ziffer 71 auf. Dazu gehören die Anträge E 8 zur neuen Ziffer 78 a 
und E 9 bis E 12. Wortmeldugen zu dieser Ziffer liegen nicht vor. 

Wünscht die Antragskommission noch einmal ihre Empfehlung zu begründen? -
Das ist nicht der Fall. 

Dann lasse ich über die Empfehlung der Antragskommission abstimmen. Wer zuzu­
stimmen wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — Wer möchte dagegen stim­
men? - Keine Gegenstimme. Wer will sich der Stimme enthalten? - Auch keine Ent­
haltung. Dann ist die Empfehlung der Antragskommission hierzu einstimmig 
angenommen. 

Ich rufe Ziffer 72 auf. Dazu gehören die Anträge E 13 bis E 15. Wortmeldunen hierzu 
liegen nicht vor. 

Wünscht die Antragskommission noch das Wort? — Das ist nicht der Fall. 

Dann darf ich das zur Abstimmung stellen. Wer den Empfehlungen der Antragskom­
mission zustimmen will, den bitte ich um ein Handzeichen. — Die Gegenprobe! -
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Keine Gegenstimmen. Enthaltungen? — Auch die Empfehlungen zu dieser Ziffer 
sind einstimmig angenommen. 

Ich rufe die Ziffer 73 auf.'Dazu gehören die Anträge E 16 bis E 18. Hierzu gibt es eine 
Wortmeldung von unserem Freund Wolfgang Vogt, Landesverband Rheinland. Ich 
erteile ihm das Wort. 

Wolfgang Vogt: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich möchte Sie bitten, 
nicht, wie es die Antragskommission empfiehlt, den Antrag E 16, sondern den Antrag 
E 18 anzunehmen. Zur Begründung möchte ich nur wenige Bemerkungen machen. 

Aus dem Bericht, den Norbert Blüm vorhin gegeben hat, ist zu ersehen, daß auch in 
dem Forum III deutlich wurde, daß Größe kein Maßstab für Fortschritt ist. Die Lahn­
stadt oder das Aachener Klinikum hatten schon ausgedient und waren verworfen, 
bevor sie vollendet waren. Die kleinere Gemeinschaft, wofür das Sinnbild die Familie 
ist, ist das dem Menschen Gemäße. Deshalb sollten wir, wenn wir die subsidiäre Ge­
sellschaft wollen, ganz ausdrücklich von der Familie sprechen. 

Ich meine auch, daß es ein Widersinn sozialistischen, aber auch liberalistischen 
Denkens ist, wenn heute die Familie abgeschrieben wird und gleichzeitig andere Le­
bensformen, die an die Stelle der Familie treten sollen, vorgeschlagen werden. Viele 
suchen Hingabe, Zuneigung, Geborgenheit. Unsere Antwort auf diese Suche sollte 
die Aufwertung der Familie sein. 

Ein Drittes. Tugenden, auf die eine menschliche Gesellschaft angewiesen ist, wie To­
leranz, Rücksichtnahme und Ertragen des anderen, können in der kleineren Gemein­
schaft erfahren und gelebt werden. 

Deshalb sollten wir in dieser Ziffer den Text des Antrags E 16 durch den des Antrags 
E 18 ersetzen. Zwar steht in der von der Antragskommission empfohlenen Fassung 
nichts Falsches und sehr viel Richtiges, doch kann der von der Antragskommission 
empfohlene Text durch Annahme des Antrags E 18 noch besser werden. 

Dr. Horst Waffenschmidt, Tagungspräsidium: Herzlichen Dank unserem Freund 
Wolfgang Vogt. Weitere Wortmeldungen hierzu liegen nicht vor. Dann gebe ich das 
Wort Herrn Dr. Jung als Sprecher der Antragskommission. 

Dr. Franz-Josef Jung, Antragskommission: Herr Vorsitzender! Meine sehr verehr­
ten Damen und Herren! Die Antragskommission - die übrigens heute nacht bis halb 
vier getagt h a t -

(Beifall) 

ist der Auffassung, daß das Anliegen, das die Sozialausschüsse mit in die Diskussion 
einbringen, in der von ihr empfohlenen Neuformulierung berücksichtigt ist. Wenn Sie 
sich nämlich die Neuformulierung auf Seite 141 im Übergang zu Seite 142 ansehen, 
dann werden Sie feststellen, daß hier genau die Frage der kleineren Einheiten mit 
einbezogen worden ist. 

Zweitens ist das, was hier zum Bereich der Familie diskutiert wurde, in dem zur An-
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nähme empfohlenen Text, und zwar bei den allgemeinen Anträgen, über die wir 
vorher abgestimmt haben, ebenfalls mit berijcksichtigt. 

Da also das Anliegen, das hier vorgetragen worden ist, in der veränderten Fassung 
der Vorlage mit berücksichtigt ist, empfiehlt Ihnen die Antragskommission diese zur 
Annahme. Ich bitte um Ihre Zustimmung. 

Dr. Horst Waffenschmidt, Tagungspräsidium: Herzlichen Dank, Herr Dr. Jung, für 
die Antragskommission. Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Wir kommen zur Abstimmung. Ich stelle zunächst die Empfehlung der Antragskom­
mission zur Abstimmung. Sie finden die Formulierung auf den Seiten 141 und 142 in 
der rechten Spalte. Wer dem zuzustimmen wünscht, was die Antragskommission 
vorschlägt, den bitte ich um ein Handzeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Das 
Präsidium ist der Meinung, daß das erstere die Mehrheit war. Dann darf ich feststel­
len, daß die Empfehlung der Antragskommission angenommen ist. Ich will aber 
noch die Enthaltungen registrieren. Gibt es Enthaltungen? - Eine Enthaltung. Die 
Empfehlung der Antragskommission Ist also angenommen. 

Ich rufe die Ziffer 74 auf. Dazu gehören die Anträge E 19 bis E 22. Wortmeldugen 
dazu liegen nicht vor. 

Wünscht die Antragskommisson das Wort? - Das ist nicht der Fall. Dann stelle ich 
die Empfehlung der Antragskommission, wie sie ausgedruckt ist, zur Abstimmung. 
Wer Ziffer 74 in dieser Fassung zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein Handzei­
chen. - Ich bitte um die Gegenprobe. - Enthaltungen? - Dann darf ich feststellen, 
daß dies einstimmig so beschlossen ist. 

Ich rufe die Ziffer 75 auf. Dazu gehören die Anträge E 23 bis E 24. Der Antrag E 25 
wurde zurückgezogen. Wortmeldungen liegen nicht vor. Wünscht die Antragskom-
missjon noch das Wort? — Das ist nicht der Fall. 

Dann stelle ich das zur Abstimmung. Wer der Antragstellung der Antragskommission 
zustimmen will, den bitte ich um ein Handzeichen. - Herzlichen Dank. Gegenprobe! 
— Enthaltungen? — Dann ist dies einstimmig so angenommen. 

Liebe Freunde, wir kommen dann zu Ziffer 76. Dazu gehören die Anträge E 26 und E 
27. Wortmeldungen liegen nicht vor. Wünscht die Antragskommission zu sprechen? 
- Auch das ist nicht der Fall. 

Dann kommen wir zur Abstimmung. Wer der Ziffer 76 in der Fassung der Antrags­
kommission zustimmen will, den bitte ich um das Handzeichen. — Danke schön. Wer 
ist dagegen? - Keiner. Damit ist die Ziffer 76 angenommen. 

Ich rufe Ziffer 77 auf. Dazu gehören die Anträge E 2, E 8, zur neuen Ziffer 72 B, und 
die Anträge E 28 und E 29. Bitte schlagen Sie jetzt Seite 143 in Ihrem Heft auf. Da 
sehen Sie die Formulierungen. Wortmeldungen liegen nicht vor. Wünscht die An­
tragskommission zu sprechen? - Auch das ist nicht der Fall. 
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Dann kommen wir zur Abstimmung. Wer der Ziffer 77 in der vorgescfilagenen Fas­
sung seine Zustimmung geben möchite, den bitte ich um das Handzeicfien. - Danke 
scfiön. Wer ist dagegen? — 1 Gegenstimme. Enthialtungen? - Ich sehe keine. Damit 
ist die Ziffer 77 angenommen. 

Ich rufe Ziffer 78 auf. Dazu gehören die Anträge E 30 bis E 32. Die Formulierungen 
finden Sie auf Seit 144 des Antragsheftes. Es gibt keine Wortmeldungen. Auch die 
Antragskommission beabsichtigt nicht, dazu Stellung zu nehmen. 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer der Ziffer 78 in der vorgeschlagenen Fassung 
der Antragskommission zustimmen will, den bitte Ich um das Handzeichen. — Danke 
schön. Wer ist dagegen? — Niemand. Wer enthält sich der Stimme? — Offenbar 
keiner. Damit ist die Ziffer 78 einstimmig angenommen. 

Wir kommen nun zu Ziffer 79. Dazu gehört der Antrag E 33. Sie finden die Formulie­
rung auf Seite 144. Es gibt keine Wortmeldungen. Auch die Antragskommission will 
nicht sprechen. 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer der Ziffer 79 in der von der Antragskommission 
vorgeschlagenen Fassung zustimmen will, den bitte ich um das Handzeichen. -
Danke schön. Wer ist dagegen? - Ich sehe keine Gegenstimme. Wer enthält sich? 
— Auch keiner. Damit ist die Ziffer 79 einstimmig angenommen. 

Ich rufe die Ziffer 80 auf. Dazu gehören die Anträge E 34 bis E 36. Sie finden die For­
mulierung auf Seite 144. 

Bitte, Herr Warnke. 

Rudolf Warnke: Meine Damen und Herren! Liebe Parteifreunde! Gestern wurde der 
Antrag der Jungen Union auf ein eigenständiges Jugendkapitel abgelehnt. Wir 
wollen dabei anerkennen, daß sich die Antragskommission der großartigen Arbeit 
unterzogen hat — wir sehen das auf den Seiten 138 und 139 - , einen.eigenen Ab­
schnitt zur Jugendarbeit und zur Jugendpolitik einzufügen. Da Jugendarbeit für uns 
auf dem Parteitag von zentraler Bedeutung ist, möchten wir hier noch einmal den 
Antrag einbringen, daß ein eigener Punkt F auf den Seiten 138/139 eingefügt wird, 
daß Jugendarbeit für die Union eigenständiger Bildungs- und Sozialisationsbereich 
ist, der die gegenwärtige pädagogische Akzentsetzung enthält, wie wir als Union 
den Jugendverbänden entgegentreten wollen, welchen Sinn wir in der Jugendarbeit 
in unserer Zeit sehen wollen. Den Antrag haben wir von den Seiten 20 I 1 und 22 IV 
1 zusammengestellt, wo wir uns dankenswerterweise mit der Antragskommission 
haben einigen können. 

Insofern wären wir als Junge Union damit zufrieden, daß die Antragskommission 
und die Parteileitung ihren Akzent mit uns auf die Jugendarbeit setzen wollen. Wir 
wollen als Junge Union gemeinsam mit der Partei, gemeinsam mit dem Bundesfa­
chausschuß Jugend weiter an der Jugendpolitik arbeiten. Ich glaube, dann geht es 
mit der jugendpolitischen Diskussion voran, und hier wird ein wesentlicher Ansatz 
gelegt. 
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Dr. Morst Waffenschmidt, Tagungspräsidium: Ich möchte Sie noch einmal fragen, 
welche Formulierung Sie an welche Stelle gesetzt haben möchten. - Die Antrags­
kommission nimmt dazu Stellung. 

Dr. Franz-Josef Jung, Antragskommission: Herr Vorsitzender! Meine sehr verehr­
ten Damen und Herren! Nachdem wir bereits gestern abend diese Diskussion ge­
führt haben, ist die Antragskommission der Auffassung, wie Sie das auch in der Vor­
lage sehen, daß hier ein neuer Abschnitt über die Jugendarbeit in das Kapitel E ein­
gefügt werden sollte. Wir sind der Meinung, daß dieser Zusatz, der jetzt auf Seite 20 
unten unter der Überschrift "Jugendarbeit in der modernen Gesellschaft" steht, daß 
die Ziffer 1 nun als neue Ziffer F in den Antrag eingefügt werden sollte, was die An­
tragskommission hier bereits in der veränderten Fassung vorgeschlagen hat. Es 
geht also darum, die Ziffer F auf Seite 139 in der geänderten Vorlage der Antrags­
kommission zu ergänzen. Wir meinen, daß damit dem Anliegen, hier auch die Ju­
gendarbeit und die Freizeitarbeit mit anzusprechen, Genüge getan ist. Wir haben ge­
stern ebenfalls beschlossen, im Bereich des Bundesausschusses noch die Detailtra­
gen, nämlich die Fragen der detaillierten Ausgestaltung des Antrags A 7 der Jungen 
Union zu erörtern und zu diskutieren und hiermit ebenfalls die Zukunftskommission 
zu beauftragen. Deshalb schlägt die Antragskommission Ihnen vor, diesen neuen 
Abschnitt mit dem Bereich von Seite 20 mit einer Ziffer F zu ergänzen. Damit wäre 
dem Anliegen Rechnung getragen, und die anderen detaillierten Erörterungen 
würden im Bundesausschuß und im Bereich der Zukunftskommission vorgenommen 
werden. Ich bitte insofern um Zustimmung für die Antragskommission. 

Dr. Morst Waffenschmidt, Tagungspräsidium: Diese Ziffer F soll also die gleiche 
Formulierung wie 1. auf Seite 20 haben. Ist jetzt klar, was vorgeschlagen worden 
i s t ? -

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Dann kommen wir zur Abstimmung über 
den Antrag der Antragskommission, der sich in diesem Teil mit dem Antrag des Pe­
tenten deckt. Wer dafür ist, den bitte ich um das Handzeichen. - Danke schön. Wer 
ist dagegen? - Keiner. Wer enthält sich der Stimme? - Auch keiner. Damit ist das 
einstimmig angenommen. 

Wir müssen jetzt noch über den Punkt 80 abstimmen; denn es ging jetzt um eine 
Einfügung nach Ziffer 79. Wird das Wort gewünscht? — 
Das ist nicht der Fall. 

Wer dem Punkt 80 zustimmen will, den bitte ich um das Handzeichen. - Danke 
schön. Wer ist dagegen? - 1 Gegenstimme. Wer enthält sich? - Keiner. Damit ist 
der Punkt 80 angenommen. 

Wir kommen zu Ziffer 81. Dazu gehören die Anträge E 37 und E 38. Sie finden die 
Empfehlungen der Antragskommission auf Seite 145. Es gibt keine Wortmeldungen. 
Auch die Antragskommission will nicht mehr sprechen. 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer für die Ziffer 81 in der von der Antraskommission 
vorgeschlagenen Fassung ist, den bitte ich um das Handzeichen. — Danke schön. 
Wer ist dagegen? - Eine Gegenstimme. Wer enthält sich? — Niemand. Damit ist die 
Ziffer 81 angenommen. 
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Wir kommen zur Ziffer 82. Dazu gehiören die Anträge E 39 und E 40 auf Seite 146 
der Antragsbroschüre. 

Hier hat sich Frau Bertram-IVlayer zu Wort gemeldet. 

Christine Bertram-iVlayer: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die Antrags-
l<ommission empfiehlt hier die Annahme der Formulierung des Bundesvorstandes. 
Leider, so glaube ich, meine Damen und Herren, spricht aus dem letzten Satz der 
Formulierung, der ja auch der letzte Satz des gesamten Leitantrages ist, zu wenig 
Vertrauen in die Fähigkeit der jungen Generation, ihre Zukunft zu meistern. Nachdem 
wir lange mit der Jugend hier diskutiert haben, sollte man nicht im letzten Satz eines 
Leitantrages mit Worten belegen, daß man fürchtet, sie könne resignieren oder 
flüchten. 

(Beifall) 

Deshalb wünscht sich der Kreisverband Bonn hier eine positivere, eine zukunftswei­
sende Formulierung. Wir wollen, daß dieser Antrag mit Zuversicht und Hoffnung 
endet, so, wie auch der Generalsekretär es bei seiner Einbringung des Leitantrages 
formuliert hat. Ich möchte die letzten Sätze des Herrn Generalsekretärs nochmals zi­
tieren; er sagte: 

Deshalb sollten von hier auf heute eine Zuversicht, eine neuer Glaube und ein 
neuer Wille zur Tat ausgehen. Wir, die CDU, lassen uns von jungen Menschen 
herausfordern, und wir fordern sie heraus. Kauert nicht in den bequemen Ni­
schen des privaten Glücks und der Resignation, sondern kommt und arbeitet 
mit am Aufbau einer besseren Welt 

Ein solcher positiver Aufruf an die Jugend, glaube ich, sollte auch unseren Leitantrag 
beschließen. Der Kreisverband Bonn schlägt in dem Antrag E 40 eine solche Formu­
lierung vor. Ich bitte Sie, dem Änderungsantrag zuzustimmen. 

(Beifall) 

Peter Lorenz, Tagungspräsidium: Vielen Dank. Wer möchte für die Antragskommis­
sion sprechen? - Bitte, Frau Karwatzki. 

Irmgard Karwatzki, Antragskommission: Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Die Antragskommission ist lernfähig und lernwillig. Wir haben uns überzeugen 
lassen und stimmen dem Antrag des Kreisverbandes Bonn zu. Ich bitte Sie um 
Zustimmung. 

(Beifall) 

Peter Lorenz, Tagungspräsidium: Wir haben also jetzt einen gemeinsamen Antrag 
der Antragskommission und des Kreisverbandes Bonn. Weitere Wortmeldungen 
liegen nicht vor 

Wer der jetzt in Übereinstimmung vorgeschlagenen Fassung der Ziffer 82 zustim­
men will, den bitte ich um das Handzeichen. - Danke schön. Wer ist dagegen? -
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Niemand. Wer enthält sich? -
Eine Enthaltung, Damit ist auch die Ziffer 82 erledigt. 

Damit kommen wir zu einem anderen Kapitel unseres Leitantrages. 

Dr. Bernhard Vogel, Tagungspräsidium: Meine Damen und Herren, ich rufe den Ab­
schnitt "Frieden und Freiheit sichern" auf. Das sind die Anträge unter B, beginnend 
auf Seite 30 Ihres Antragbuches. Zu den allgemeinen Anträgen zu diesem Kapitel 
gehören die Anträge B 1 c, d und f, B 2 c, e, f, g, h, B 3 bis B 7, B 9 a, B 9 b und B 10. 

Ich rufe die Ziffer 2 im Leitantrag mit den zugehörigen Anträgen auf. Es liegt eine 
Wortmeldung von Herrn Martin, Rheinland-Pfalz vor. Herr Martin, ich darf Sie bitten. 

Albrecht Martin: Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Liebe 
Freunde! Wir haben bei der Diskussion am gestrigen Tag zu diesem Thema wohl 
eines gemerkt: daß derjenige, der sich um Frieden und Freiheit müht und eine Partei, 
die diese beiden Ziele als die entscheidenden in den Mittelpunkt ihrer Politik setzen 
will, dabei Abschied nehmen von einem Denken gleichsam in einzelnen Fächern. 
Abschied nehmen von einem Denken in politischen Einzelaufgaben. Wir meinen, 
daß, wenn man zu diesen beiden entscheidenden Grundfragen Stellung bezieht, 
auch deutlich werden muß, daß hier der Bürger in seinem ganzen Engagement und 
seinem Verhältnis zu seinem Staat angesprochen werden muß, der mit der Rechts­
ordnung auch dessen eigene Rechte und Freiheiten sichert. Wir haben dann von 
einem Staat zu sprechen, dessen Aufgabe nicht in einzelne Ressorts aufzugliedern 
ist. Da, wo Frieden und Freiheit zur Diskussion stehen, sind heute für uns der innere 
und der äußere Frieden gefragt, die Rechtsordnung und ihr Schutz aber genauso 
wie unser Engagement für die Dritte Welt. 

Der Antrag des Landesverbandes Rheinland-Pfalz, der vor einiger Zeit - unter Mit­
wirkung des Landesvorstandes der Jungen Union Rheinland-Pfalz - einstimmig ver­
abschiedet worden ist, versucht, die Frage nach Frieden und Freiheit in einer in sich 
geschlossenen Konzeption zu formulieren. Er liegt Ihnen als Alternativvorschlag zu 
den Ziffer 02 bis 05 und 08 und 09 des Leitantrages vor. Das heißt, meine Damen 
und Herren: Ich spreche hier nicht für diese oder jene Korrektur des Antrags der An­
tragskommission, sondern für die Ersetzung der von mir soeben genannten Ziffern 
der Fassung der Antragskomission durch den Antrag des Landesverbandes 
Rheinland-Pfalz. 

Sollte- was wir nicht hoffen - es Ihnen als unmöglich erscheinen, dieser Gesamtkon­
zeption zu folgen, so meinen wir, daß doch mindestens zwei Gesichtspunkte stärker 
in die Formulierungen eingefügt werden müßten. Wir halten es für dringend notwen­
dig, deutlich zu machen, daß unser Eintreten für Frieden und Freiheit die entschlos­
sene Auseinandersetzung mit allen totalitären Bewegungen in dieser Zeit zur Vor­
aussetzung hat sowie das harte Abgrenzen gegenüber jedem Versuch, hier um 
eines lieben Friedens willen Dinge zu harmonisieren, die von ihrem Wesen her 
unsere klare Stellungnahme erfordern. 

Deshalb unser ersatzweise vorgebrachter Antrag, dann wenigstens die Nr. 6 des An­
trages des Landesverbandes Rheinland-Pfalz an den Beschlußantrag der Antrags­
kommission zu Ziffer 02 anzufügen ebenso wie den ersten Spiegelstrich in Ziffer 10 
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des Antrages von Rheinland-Pfalz und schließlich die Ziffer 9 des Antrages von 
Rheinland-Pfalz an die Ziffer 09 der Fassung der Antragskommission anzuschließen. 
— Vielen Dank. 

(Beifall) 

Dr. Bernhard Vogel, Tagungspräsidium: Vielen Dank, Herr Martin. Das Wort hat 
Kurt Biedenkopf. 

Prof. Dr. Kurt Biedenkopf: Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Ich habe mich zu der Ziffer 2 zu Wort gemeldet, w/eil ich ebenso wie mein 
Herr Vorredner durch unsere Veranstaltung am gestrigen Nachmittag erneut eine 
Bestätigung dafür bekommen habe, daß wir vor zwei Aufgaben stehen: Einmal vor 
der Aufgabe, die unsere Politik in den letzten Jahren gekennzeichnet hat, durch das 
Streben nach einem vereinigten Europa und die Erhaltung sowie den Ausbau des At­
lantischen Bündnisses unsere Freiheit und unseren Frieden zu verteidigen. Und 
damit zugleich die Grundlagen aufrechtzuerhalten, die uns in die Lage versetzen, 
eine der wichtigsten — wenn nicht überhaupt die wichtigste — Aufgaben unseres 
Landes eines Tages einzulösen: den Auftrag unserer Verfassung zur Wiedervereini­
gung. Aber sowohl die Rede unseres Freundes Richard von Weizsäcker wie vor 
allem auch die Diskussionsbeiträge der jungen Leute gestern nachmittag haben mir 
eines erneut deutlich gemacht, und mich — wenn ich das so persönlich sagen darf -
auch in meiner eigenen Überzeugung bestätigt: daß die Grenzsituation, von der 
auch Richard von Weizsäcker gesprochen hat, eine Situation ist, die wir zu irgendei­
nem Zeitpunkt überwinden müssen. Die Überwindung dieser Grenzsituation ist 
unser politischer Auftrag. 

Richard von Weizsäcker hat diese Situation noch einmal beschrieben. Man kann es 
nicht besser zusammenfassen, als er es in einem einzigen Absatz seiner Rede getan 
hat. Er hat - ich darf zitieren - gesagt: 

Die gegenseitige Abschreckung sichert den Frieden, indem sie die Vernich­
tung dessen anzudrohen vermag, was sie schützen soll, nämlich Leben über­
haupt. Wirksam ist die Abschreckung nur, wenn sie fähig ist, diese Drohung 
wahr zu machen. Aber ausführen kann sie die Drohung nur um den Preis der 
Selbstvernichtung. 

Richard von Weizsäcker fährt dann mit dem Satz fort: 

Innerlich verarbeitet und akzeptiert haben die meisten Menschen dieses para­
doxe Denksystem nie. 

(Vereinzelter Beifall) 

Es ist meine Überzeugung, daß man es auch nie verarbeiten kann. 

(Beifall) 

Richard von Weizsäcker fährt fort - und das scheint mir der entscheidende Schlüs-. 
sei für unsere Diskussion gerade mit der jüngeren Generation zu sein - , daß die Un­
fähigkeit, eine solche Situation zu verstehen, durch die Erfahrung ersetzt worden sei, 
daß sie den Frieden bewirke. Nun haben wir in anderen Zusammenhängen schon oft 

247 



festgestellt: man kann Erfahrungen, die man über einen längeren Zeitraum gemacht 
hat, nicht ohne weiteres auf die nächste Generation weitergeben. Vielmehr muß jede 
Generation ihre Erfahrungen neu sammeln. Wenn das aber so Ist, dann ist zwar für 
uns, die Älteren, die diese Erfahrungen gemacht haben, die Erträglichkeit der Grenz­
situation erklärbar, aber nicht für die Jüngeren. 

Deshalb sind gestern nachmittag auch eine Fülle von Fragen gestellt worden, die 
ich nicht wiederholen will. Aber es sind Fragen, meine Freunde, die immerhin so weit 
gehen wie die; Werden die Amerikaner in den nächsten 30 Jahren eigentlich noch 
hier sein? Was rechtfertigt es eigentlich anzunehmen, daß unsere amerikanischen 
Verbündeten auch in den nächsten 20, 30 Jahren die Bereitschaft, ihre Städte zer­
stören zu lassen, als Beweis dafür anbieten werden, daß sie Europa verteidigen 
wollen? Und vieles mehr. 

Ich bin der Auffassung, daß wir der Partei und ihrer Führung neben den Beschlüssen, 
die wir bei der Beratung des Kapitels 1 fassen werden, auch einen Auttrag geben 
müssen, Der Bundesvorstand hat beschlossen, sich am 14. Dezember 1981 mit 
diesen Fragen zu befassen. Im Zusammenhang mit diesen Fragen möchte ich drei 
Punkte vortragen. Ich glaube, daß wir zu Ihnen eine Antwort brauchen, wenn wir in 
der Lage sein wollen, der jüngeren Generation, die wir gestern haben zu Wort 
kommen lassen, die Fortdauer des gegenwärtigen Systems plausibel zu machen. 

Der erste Punkt: In den Diskussionsbeiträgen vorgestern, aber auch gestern ist die-
Sorge geäußert worden, die Frage nach einer dauerhaften Friedenslösung in 
Europa, jetzt gestellt, könnte bedeuten, daß wir das Atlantische Bündnis in Frage 
stellen. Ich möchte die Union davor warnen, sich durch dieses Argument von der 
Suche nach neuen Antworten abhalten zu lassen. Wir stellen nicht das gegenwärtige 
atlantische System in Frage, wenn wir darum ringen, eine dauerhafte Alternative zu 
finden, die uns weniger als die gegenwärtige Praxis, mit ihrer friedensstiftenden Er­
fahrung, in die Grenzsituation führt. 

(Beifall) 

Wir suchen nach Alternativen, aber damit stellen wir das, was ist, nicht in Frage. 

Manfred Wörner hat uns In seiner eindrucksvollen Rede vorgestern vor Augen ge­
führt, daß die Menschheit auf Dauer mit der Kenntnis ihrer Fähigkeit zur Selbstzer­
störung leben muß. Aber auch er hat durch seine Forderung nach Abrüstung — die er 
nie stellen würde, wenn er sie theoretisch für unmöglich hielte — signalisiert, daß er 
eine Chance sieht, diese Abrüstung eines Tages durchzuführen. Wir bezeichnen 
diese Abrüstung in unserem Leitantrag als die vordringlichste außenpolitische Auf­
gabe überhaupt. 

(Beifall) 

Diese Fragen stellen heißt, zweitens, aber auch nicht, unsere amerikanischen 
Freunde im Bündnis zu verunsichern oder gar zu signalisieren, daß wir uns aus 
diesem Bündnis oder aus der atomaren Abschreckung ausklinken wollen, die uns 
den Frieden hier und heute sichert. Sie sagt etwas ganz anderes. Sie sagt, daß wir es 
mit der eigenen Verantwortung Europas für seinen Frieden ernst nehmen. 

(Vereinzelter Beifall) 
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Sie sagt das, was auch im Leitantrag steht: Dazu möchte ich Ihre Aufmerl<samkeit, 
meine Damen und Herren, für die folgende Diskussion darauf richten, daß der Leit­
antrag des Bundesvorstands in der Fassung der Antragskommission selbst eine 
Reihe von sehr ernsthaften Fragen an das Atlantische Bündnis enthält. 

So heißt es im Leitantrag, daß eine Reihe von w/esteuropäischen Ländern am politi­
schen Willen zu fehlen scheine, die Notwendigkeiten des Bündnisses gegen innen­
politische Interessen durchzusetzen. So heißt es im Leitantrag, die Europäer müßten 
im Altantischen Bündnis eine eigene Rolle übernehmen, Mitverantwortung tragen, 
wenn des Bündnis in Zukunft eine echte Partnerschaft sein solle. Gleichzeitig heißt 
es in dem Leitantrag aber auch, daß unser nationales Interesse durch das Atlan­
tische Bündnis gewahrt wird. 

Wir haben in dem Leitantrag also selbst festgestellt, daß es innerhalb des Bündnis­
ses zwei Punkte gibt, deren Veränderung nicht alieine in unserer Macht stehL Wir 
müssen deshalb auf das Bündnis einwirken, wir müssen, mit anderen Worten, 
außenpolitisch tätig werden, um das Bündnis auch in Zukunft zu sichern. 

Damit komme ich zum dritten Punkt. Meine Damen und Herren: Wir haben Europa in 
dem Leitantrag eine entscheidende Aufgabe zugewiesen. Diese entscheidende Auf­
gabe, die wir als eine Vision bezeichnen, der wir grenzüberschreitende Kraft zubilli­
gen, ist die der Friedenssicherung in Europa, ist die eines Friedens in Freiheit. 

Damit möchte ich zu einer Frage kommen, die ein junger Mann gestern aufgeworfen 
hat und die ich für ganz elementar halte. Dieser junge Mann hat die Frage gestellt: 
Was versteht ihr eigentlich unter Gleichgewicht? Was ist denn das Gleichgewicht, 
das angestrebt wird? Ist es ein reines Gleichgewicht der Waffen oder ist es - wie er 
meinte — ein Gleichgewicht der Verletzbarkeit? Oder — was ich hinzufügen möchte 
Welche Rolle spielt in diesem Gleichgewicht die politische Entwicklung Europas, 
die politische Entwicklung auch jenseits von Mauer und Stacheldraht? 

Es ist meine Überzeugung, daß wir eine dauerhafte Friedensordnung in Europa nur 
dann werden verwirklichen können, wenn wir uns erneut mit der Frage nach der Be­
deutung dieses Gleichgewichts befassen. Wir müssen uns erneut mit der Frage be­
fassen, wie wir dieses Gleichgewicht eigentlich bestimmen. Wenn wir in dieses 
Gleichgewicht, das den Frieden in Europa sichern soll - und dort ist nach unserem 
Leitantrag der Frieden während der letzten 35 Jahre gesichert gewesen, nicht in der 
ganzen Welt - , alle Ungleichgewichtsprobleme auf der Welt einbeziehen, dann 
werden wir ein für die europäische Friedensordnung stabilisierendes Gleichgewicht 
auf die Dauer nie bekommen. Es sei denn, wir erklären ein Weltgleichgewicht zur 
Voraussetzung für ein europäisches Gleichgewicht Aber wir sind doch gerade 
daran interessiert, die Konfrontation in der Welt aufzulösen, nicht auf Dauer 
festzuschreiben. 

Dies sind eine Reihe von Fragen, meine Damen und Herren. Ich habe sie in einem 
Aufsatz aufgeworfen. Ich habe mich gestern in dieser Fragestellung voll bestätigt 
gefunden. 

(Beifall) 
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Ich meine, wir müssen es uns alle zur Aufgabe machen, an diesen Fragen weiter­
zuarbeiten. Wir wollen mit diesem Parteitag einen neuen Anfang machen. Wir haben 
einen neuen Anfang gemacht. Wir haben einen neuen Anfang gemacht in unserer 
Politik, wir haben einen neuen Anfang gemacht in der Entschlossenheit, für unser 
Land eine Wende herbeizuführen. Und ich glaube, wir haben vor allem auch einen 
neuen Anfang gemacht im Dialog mit der Jugend. 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich zum Abschluß sagen: Es ist für mich ein 
gutes Omen, daß dieser Dialog auf unserem 30. Parteitag stattgefunden hat. 30 
Jahre, das ist die Spanne einer Generation, die die Erfahrung der vorherigen braucht, 
aber auch ihre eigenen Erfahrungen sammeln muß. 

Wir haben in der Nachkriegszeit schon oft diskutiert, auch über atomare Bewaff­
nung. Aber die jungen Menschen, die gestern hier aufgetreten sind, bringen eine 
neue Qualität in diese Diskussion. Sie bringen eine neue Qualität in diese Diskus­
sion, weil sie sich mit unseren Erfahrungen auseinandersetzen und selbst noch 
keine eigenen Erfahrungen haben. Und dies ist ein entscheidender Unterschied zu 
der Diskussion der Jahre 1955 bis 1957. 

Wir müssen — und ich glaube, daß das Schicksal unseres Landes ganz wesentlich 
davon mitentschieden wird — dieser jungen Generation klarmachen: Bei aller Be­
währung des Gegebenen entspricht unsere Entschlossenheit, einen neuen Weg zu 
suchen, der Entschlossenheit dieser Jugend, sich nicht auf Dauer in der Grenzsitua­
tion gefangen und festhalten zu lassen, von der Richard von Weizsäcker sagte, daß 
sie auf Dauer niemand verstehen könne. 

Deshalb laßt uns gemeinsam an der Lösung dieser großen Aufgabe arbeiten! 

(Beifall) 

Dr. Bernhard Vogel, Tagungspräsidium: Vielen Dank, Kurt Biedenkopf. 
Das Wort für die Antragskommission hat Herr Dr. Mertes. 

Dr. Alois Mertes, Antragskommission: Meine Damen und Herren! Als rheinland-
pfälzischer Delegierter stehe ich zu jedem Wort dieses Antrags B 12. Ich konnte 
mich aber dem Argument der Kollegen in der Antragskommission nicht verschlie­
ßen, daß dieser Antrag in seiner Länge das System des Leitantrages sprengen 
würde. Wir haben daraufhin einige Änderungen angebracht, die ich in einem Initiati­
vantrag B 158 - e r liegt Ihnen vor —eingebracht habe, vor allen Dingen in dem Satz: 

Alles politische Handeln muß auf die Verwirklichung von Menschenwürde, Ge­
rechtigkeit und Frieden ausgerichtet sein. 

Wir haben darüber auch im Lichte des Antrags von Rheinland-Pfalz diskutiert 

Ich möchte Sie auf Seite 2 des Initiativantrages aufmerksam machen - zunächst 
hatte es in Nr. 2 des Antrags B 12 geheißen: 

Alles politische Handeln muß auf die Sicherung des Friedens ausgerichtet 
sein-, 
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wo es jetzt heißt: 

Alles politische Handeln muß auf die Verwirklichung der Grundwerte Freiheit, 
Solidarität und Gerechtigkeit und damit auf die Sicherung des Friedens ausge­
richtet sein. 

Alles andere bleibt dann. 

Weiterhin möchte ich darauf hinweisen, daß wir eine zusätzliche Änderung einge­
bracht haben, nämlich, daß die Abschreckung nicht nur der Verhinderung des Krie­
ges, sondern auch einer erpresserischen Drohung diene. 

Ich bitte Sie namens der Antragskommission, der Ziffer 02 in der Ihnen jetzt vorlie­
genden Form zuzustimmen. 

Dr. Bernhard Vogel, Tagungspräsidium: Vielen Dank, Herr Kollege Mertes. 

Herr Martin, ist damit Ihr Antrag erledigt? — Bitte schön, Herr Martin. 

Albrecht Martin, Bad Kreuznach: Es Ist nicht zu verkennen, daß ein voller Ersatz 
von insgesamt sechs Ziffern durch unseren Antrag hier schwer durchzudrücken 
wäre. Aber ich meine, daß vor allen Dingen Nr. 6 unseres rheinland-pfälzischen An­
trages, in der diese Notwendigkeit der geistigen Auseinandersetzung mit dem totali­
tären Denken als wesentliches Element der Friedenssicherung bezeichnet wird, an 
die Ziffer 02, des Antrags der Antragskommission, angefügt werden sollte. 

(Beifall) 

Dr. Bernhard Vogel, Tagungspräsidium: Meine Damen und Herren, wir haben zu­
nächst keine weiteren Wortmeldungen vorliegen. 

Ich komme zuerst noch einmal auf die allgemeinen Anträge zurück, die im Sinne der 
Antragskommission erledigt werden sollen. 

Hier liegt noch eine Wortmeldung von Herrn Dr. Huck. Wird die aufrechterhalten? — 
Bitte schön. 

Dr. Bernd Huck: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich hätte mich gefreut, 
wenn Professor Biedenkopf im Rahmen seiner Ausführungen auch zum Antrag B 1 
des Landesverbandes Westfalen konkret Stellung genommen hätte. Ich finde den 
Antrag gut. Der Kreisverband Bielefeld hat sich in ähnlicher Weise geäußert -
Antrag B 2 - und die Junge Union wiederum in ähnlicher Weise in Antrag B 9. 

Bevor ich inhaltlich etwas sage, möchte ich das Tagungspräsidium bitten, darauf zu 
achten, daß bei den Anträgen B 1, B 2 und B 9 zu unterschiedlichen Abschnitten des 
Kapitels Frieden Stellung genommen wird und daher, meines Erachtens, nicht pau­
schal über diese drei Anträge abgestimmt werden kann, sondern bezogen jeweils 
auf die einzelnen Abschnitte abzustimmen ist, wie es im übrigen auch bei anderen 
Ergänzungs- und Änderungsanträgen der Fall ist. 
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Meine Damen und Herren, kurz eines zur Begründung: Wir haben gestern nachmit­
tag hier im Forum "Für Frieden und Freiheit" sehr ausführlich und, Gott sei Danl<, 
auch mit großer Präsens dem zugehört, was von den jugendlichen Gästen hier 
gesagt worden ist. Es war ja kein Dialog - wir haben zugehört - , der Dialog fehlte, 
die Zeit dafür fehlte. Aber da wurde auch deutlich, daß wir uns ein Säumnis vorhalten 
müssen - ich beziehe da die Junge Union uneingeschränkt mit ein - , das sich auf 
die ganzen letzten Jahre bezieht, daß wir zwar immer an den Frieden gedacht 
haben, aber nur von der Bundeswehr, von der NATO, von Waffensystemen und Waf­
fengerassel gesprochen 

(Beifall) 

und es eben versäumt haben, den Frieden als Ziel unseres politischen Handelns in 
Art und Sprache derartig zu artikulieren, daß die Jugendlichen und die Sensiblen 
dieses Ziel des Friedens auch heraushören — und nicht in erster Linie das Waffen­
rasseln, das man uns so schnell unterstellt -

(Beifall) 

und unsere moralisch christlichen Argumente, unsere Gewissensentscheidung, 
wenn wir für diese Politik plädieren; denn auch wir nehmen für uns in Anspruch, auf 
Grund des Gewissens und moralischer Argumente zu entscheiden, wenn wir eine 
Entscheidung treffen, wie wir das tun. 

(Beifall) 

Der Parteivorsitzende hat in seiner Rede vorgestern davon gesprochen, die CDU 
hätte seit Jahren die geistige Führung inne. Das mag uneingeschränkt so sein, 
sofern wir im stillen Kämmerlein sitzen. Ich bezweifle aber manchmal, daß in der öf­
fentlichen Diskussion deutlich wird, daß wir wirklich die moralische und die geistige 
Führung haben. 

(Beifall) 

Die SPD/FDP-Koalition hat es verstanden, seit 1969 die Außen- und Sicherheitspoli­
tik mit dem Begriff der Entspannungspolitik zu belegen, ohne daß wir einen Kontra­
punkt dazu geschaffen hätten. Es handelt sich bei diesem Begriff um einen mißver­
ständlichen Begriff, der, wie wir später feststellen konnten, in der Tat auch miß­
braucht worden ist, in der ersten Linie vom Osten, allerdings auch von Politikern hier 
in der Bundesrepublik Deutschland. Wir hatten keinen Kontrapunkt. Jetzt haben wir 
die Friedensbewegung, und wir haben ebenfalls keinen Kontrapunkt. Wir stehen da, 
bevor die Demonstration in Bonn stattfindet, und argumentieren formal darüber, 
wessen Parteimitgliedsgefolgschaft denn wohl an so einer Demo teilnehmen dürfe 
und wessen Gefolgschaft wohl nicht daran teilnehmen dürfe. 

(Beifall) 

Ich finde, das ist eine schrecklich formale Diskussion. 

Wir als CDU haben nicht deutlich gemacht, daß wir in der Tat, wie ich es eingangs 
sagte, moralische Gewissensentscheidungen vertreten, die uns bewegen, eine Poli-
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tik des Friedens, wie wir sie auffassen, zu verfolgen. Daher - damit nnöchte icli 
schließen — geht es uns darum, bei der Ausformulierung dieses Kapitels über den 
Frieden in der Art der Formulierung und im Umfang der Formulierung deutlich zu 
machen, daß dies für uns ein besonderes Anliegen ist. Dies sollte nicht nur verbal in 
der Form deutlich gemacht werden, daß es hier heute auf dem Parteitag abgehakt 
wird. Vielmehr sollte dies auch in unserem Leitantrag, den wir nachher beschließen, 
deutlich zum Ausdruck kommen, mit dem die Kreisverbände arbeiten können und 
mit dem sich die Kreisverbände in der Diskussion auseinandersetzen können. 

(Beifall) 

De. Bernhard Vogel, Tagungspräsidium: Vielen Dank, Herr Dr. Huck. Ihr erstes An­
liegen ist von der Antragskommission selbstverständlich berücksichtigt worden. 
Wenn Anträge sich auf unterschiedliche Ziffern beziehen, so wird das bei der Be­
handlung der jeweiligen Ziffern berücksichtigt. 

Jetzt hat der Herr Dr. Mertes von der Antragskommission das Wort. 

Dr. Alois Mertes, Antragskommission: Es ist falsch, wenn mein Vorredner sagt, daß 
wir das Friedensthema nicht genügend dargestellt haben. Wir hatten in den letzten 
12 Jahren allerdings eine Situation, in der Freiheit von Frieden abgetrennt worden ist. 

(Beifall) 

Wir sind die einzige Partei, die die ganzen 12 Jahre über immer gesagt hat: Frieden 
und Freiheit. Dessen werden sich die Menschen jetzt wieder bewußt. 

(Beifall) 

Im letzten Bundestagswahlkampf gab es ein Plakat, auf dem es hieß: Die CDU ist für 
Frieden und Freiheit. Das Wort "und" war unterstrichen. 

Wir haben jetzt, da die Enttäuschungen im Zusammenhang mit der Entspannung 
groß sind, eine Situation, in der die Doppelung der Begriffe "Frieden und Freiheit' 
wieder in den Vordergrund tritt. Dem tragen wir mit dem, was wir sagen, voll 
Rechnung. 

Ein Zweites. Wir haben uns in all diesen Jahren - in dieser Hinsicht ist vielleicht 
etwas nachzuholen — immer zum Bereich der Abrüstung geäußert. Als der Atomwaf­
fensperrvertrag unerzeichnet werden sollte, haben wir gefordert: Warum verlangt 
die Bundesregierung von den Großmächten jetzt nicht auch ihrerseits eine Abrüs­
tung? Ich kann Ihnen zahlreiche Beispiele nennen. Der Kollege Todenhöfer hat 
Ihnen eine Dokumentation vorgelegt. Der Unterschied war immer deutlich: Die 
Linken in der SPD sind für Abrüstung schlechthin; wir sind für Abrüstung mit Sicher­
heit. Abrüstung ist kein Wert in sich. Militärische Macht ist kein Wert in sich. Beide 
sind Instrumente der Friedenssicherung. Dem tragen unsere Texte in vollem 
Umfang Rechnung. Wir können doch nicht die Länge der einzelnen Punkte in dem 
Leitantrag als Kriterium nehmen. 

Drittens. Wir haben schließlich noch unser Grundsatzprogramm. Dieser Leitantrag 
löst doch nicht das Grundsatzprogramm ab. Vor jedem Gedanken, der in diesem 
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Leitantrag steht, steht doch das Grundsatzprogramm sozusagenwie der Violin­
schlüssel vor der Notenlinie, der alles erläutert und auch alles im einzelnen begrün­
det. Werten wir unser Grundsatzprogramm doch nicht durch eine falsche Anreiche­
rung des Leitantrages ab. 

Verehrter Herr Kollege Martin, ich bitte Sie, sich doch einmal die Ziffer 5 anzusehen. 
Dort wird im Leitantrag doch ganz und gar auf Ihren Gedanken eingegangen. Wir 
haben diesen Gedanken sogar noch verstärkt. Dort heißt es: 'Die CDU ist Partei der 
Freiheit". Wir sagen nicht, daß die CDU d i e Partei der Freiheit ist; als allein seligma­
chend stellen wir uns nicht hin. Es heißt weiter: 

Sie weiß, daß der Gegensatz von Freiheit und Diktatur die eigentliche Ursache 
der Spannung zwischen Ost und West ist. Dies bestimmt die geistige und poli­
tische Auseinandersetzung im geteilten Europa und damit auch im geteilten 
Deutschland. Diese Auseinandersetzung wird auch im Rahmen der "Politik 
friedlicher Koexistenz"... mit unverminderter Intensität geführt. 

Ich finde, daß Ziffer 5 Ihrem Gedanken, den ich voll unterstreiche — das wissen Sie 
— und auch in der Öffentlichkeit vertrete, voll gerecht wird. Denken Sie immer an das 
Problem der Kürze. Wenn wir längere Texte zu Papier bringen, werden sie unter Um­
ständen weniger wirksam. Ich plädiere also dafür, daß Sie in der Ziffer 5 die richtigen 
Gedanken von Herrn Martin für berücksichtigt erachten. 

Nun noch zu den Ausführungen von Herrn Professor Biedenkopf. Ich nehme die 
Fragen, die er aufgeworfen hat, und die Motive, die ihn bewegt haben, sehr ernst und 
würdige sie positiv. Ich habe in einem Aufsatz in derselben Zeitung, der heute oder 
morgen erscheint, dargelegt — und deshalb kann ich mich hier kurz fassen —, wo ich 
die Bedenken im Zusammenhang mit einer bestimmten Form der Fragestellung, mit 
einer bestimmten Form des Rückgangs des Konsenses sehe. Ich will das bei dieser 
Gelegenheit jetzt aber nicht vertiefen, sondern will nur meinerseits auf den Antwor­
taufsatz hinweisen. 

(Beifall) 

Dr. Bernhard Vogel, Tagungspräsidium: Vielen Dank, Herr Mertes.lch möchte jetzt 
folgendermaßen verfahren. Ich rufe zunächst die allgemeinen Anträge zu diesem 
ganzen Kapitel auf. Die von der Antragskommission zur Annahme empfohlene Fas­
sung liegt Ihnen vor. Ich lasse darüber abstimmen, ob dieser Fassung Zustimmun er­
teilt wird. Wer zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen. - Danke schön. Wer 
stimmt dagegen? - Danke schön. Wer enthält sich der Stimme? - Bei einigen Ge­
genstimmen und wenigen Enthaltungen ist über die allgemeinen Anträge im Sinne 
der Empfehlung der Antragskommission beschlossen worden. 

Ich rufe jetzt Ziffer 2 auf. Hierzu liegt Initiativantrag B 158 vor, zu dem Herr Dr. Mertes 
gerade gesprochen hat. Ich lasse erst über die Empfehlung der Antragskommission 
zu Initiativantrag B 158 abstimmen. Danach lasse ich darüber abstimmen, ob die Nr. 
6 aus dem Antrag B 12 des Landesverbandes Rheinland-Pfalz angefügt werden soll 
oder nicht. 

Ich rufe zunächst den Initiativantrag B 158 auf. Wer ihm im Sinne der Empfehlung 
der Antragskommission zustimmen möchte, den bitte ich um das Handzeichen. -
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Danke schön. Wer ist dagegen? - Einige Gegenstimmen. Wer enthält sich der 
Stimme? Bei einigen Gegenstimmen Ist es so beschlossen. 

Jetzt lasse ich über den Antrag abstimmen, Nr. 6 aus dem Antrag B 12 des Landes­
verbandes Rheinland-Pfalz anzufügen. Wer diesem Antrag zustimmen möchte, den 
bitte ich um das Handzeichen. - Danke schön. Wer ist dagegen? - Wer enthält sich 
der Stimme? — Bei einigen Enthaltungen ist es so beschlossen. Nr 6 aus dem 
Antrag B 12 wird dem Initiativantrag B 158 angefügt. 

Ich rufe Ziffer 3 auf. Dazu gehören die Anträge B 22 bis B 32. Wortmeldungen liegen 
dazu nicht vor Wünscht die Antragskommission trotzdem das Wort? — Bitte schön, 
Herr Dr Mertes. 

Dr. Alois Mertes, Antragskommission: Meine Damen und Herren! Von der Antrags­
kommission sind die zusätzlichen Anträge berücksichtigt worden. Sie finden diese 
Berücksichtigung in den zusätzlichen Texten, die Ihnen die Antragskommission vo-
gelegt hat. 

Schließlich noch eine Kleinigkeit: Das Atlantische Bündnis ist eine Institution. 
Schreiben Sie den Begriff "Atlantisches Bündnis" in den beiden Abschnitten, in 
denen er steht, deshalb bitte groß. 

Dr. Bernhard Vogel, Tagungspräsidium: Ich bedanke mich für den Hinweis und 
lasse über Ziffer 3 in der Fassung der Antragskommission abstimmen. Wer zustim­
men möchte, den bitte ich um das Handzeichen. — Danke schön. Wer möchte dage-
genstimmen? - Danke schön. Wer möchte sich der Stimme enthalten? - Wenn ich 
es richtig überblicke, wurde einstimmig so beschlossen. 

Ich rufe Ziffer 4 auf. Dazu gehören die Anträge B 8, B 33 bis B 36 und der Initiativan­
trag B 156. Das Wort hat Herr Hupka. 

Dr. Herbert Hupka: Meine Damen und Herren! Dieser Antrag, den wir eingebracht 
haben, der die Nummer B 156 trägt, soll nur eine Klarstellung sein, vielleicht auch 
eine Richtigstellung. 

Gestern vor 25 Jahren war der Einmarsch der Roten Armee in Budapest. In unsere 
Erwägungen sollten wir außerdem immer einbeziehen, was sich im August 1968 in 
der Tschechoslowakei abgespielt hat. Ich greife das Wort unseres Vorsitzenden 
Helmut Kohl auf, der mit Recht gesagt hat: Für uns sind Frieden und Freiheit iden­
tisch. Deswegen können wir nicht ohne weiteres von Frieden in Europa sprechen, 
wenn Teile Europas in Unfreiheit leben. Darum diese Ergänzung, mit der wir uns be­
züglich unserer Position auf das Einschränken, was wir in Westeuropa erreicht 
haben. Zugleich werden unsere Bundesgenossen erwähnt. Das alles ist natürlich 
nicht nur ein Verdienst der CDU/CSU, sondern ein Verdienst von uns allen, die wir zu­
sammen mit unseren Bundesgenossen für die Freiheit streiten. 

Ich bitte daher, diese etwas klarstellende Formulierung anzunehmen. 

Dr. Bernhard Vogel, Tagungspräsidium: Danke schön. Das Wort hat die 
Antragskommission. 
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Df. Alois Mertss, Antragskommission: Meine verehrten Kollegen! Wir haben den In­
itiativantrag 156 in dieser Nacht sorgfältig besprochen und sind zu dem Ergebnis ge­
kommen, daß es bei der bisherigen Fassung bleiben sollte. 

Herr Kollege Hupka, Sie erinnern zu Recht daran, daß wir die Politik mit den Bündni­
spartnern gemacht haben, Aber bezüglich der innerdeutschen und innenpolitischen 
Belange haben wir diese Politik im Deutschen Bundestag durchgesetzt. Darauf be­
zieht sich das. Es ist ja eine Politik des Bündnises mit den westeuropäischen Staaten 
und mit den Vereinigten Staaten von Amerika. Aber wir haben die innenpolitische 
Durchsetzung aus unserer Kraft als CDU/CSU - teilweise mit der FDP - vollzogen. 
Man kann also auch inhaltlich nicht sagen, CDU und CSU hätten gemeinsam mit 
den Bündnispartnern der Bundesrepublik Deutschland eine Politik durchgesetzt. 

Worauf die Kollegen der Antragskommission immer wieder hingewiesen haben, ist 
dies: Uns liegt daran, in einer sehr knappen Sprache zu betonen, was wir im Bereich 
des Friedens nachweisbar geleistet haben. Diese knappe Sprache finden Sie in dem 
Ihnen vorliegenden Text. Er ist erweitert worden um den Absatz: 

Für die CDU ist Friedenspolitik mehr als die Verhinderung des Krieges. Frieden 
ohne Gerechtigkeit ist ebensowenig denkbar wie Frieden ohne Freiheit. 

Das gibt genau dem Gedanken recht, den Sie eben hervorgehoben haben, als Sie 
auf die Vorgänge von 1968 in der Tschechoslowakei hinwiesen. 

Wir haben sorgfältig abgewogen und sind zu dem Ergebnis gekommen: Wir sollten 
den Ihnen vorliegenden Text — er steht rechts — übernehmen. Ich bitte, ihm 
zuzustimmen. 

Dr. Bernhaird Vogel, Tagungspräsidium: Vielen Dank, Herr Dr. Mertes. Weitere 
Wortmeldungen zu Ziffer 4 liegen nicht vor. 

Ich lasse über die Fassung der Antragskommission abstimmen. Wer dieser Fassung 
zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen. - Wer möchte ablehnen? - Wer 
möchte sich enthalten? - Bei einigen Gegenstimmen und wenigen Enthaltungen ist 
Ziffer 4 so beschlossen. 

Ich rufe Ziffer 5 auf. Dazu gehören die Anträge B 1 e, B 2 d und insoweit B 9 a, außer­
dem B 37 bis B 41 undB 159. 

Wortmeldungen zu Ziffer 5 liegen nicht vor. — Aber die Antragskommission wünscht 
das Wort. Bitte schön. 

Dr. Alois [Wertes, Antragskommission: Wir schulden Ihnen eine Erklärung dafür, 
daß der neue Text das Wort "vom Osten" streicht. Angesichts der Ereignisse in 
Polen, angesichts unseres Wissens über die Haltung unserer Landsleute in der DDR 
und der Menschen in der CSSR sollten wir den Begriff 'vom Osten" in seiner pau­
schalen Form nicht übernehmen. 

(Beifall) 
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Wir meinen hier alle diejenigen Machthaber, die die Politik friedlicher Koexistenz ver­
stehen. Die Streichung des Wortes "vom Osten" ist Ausdruck unseres Respekts vor 
dem Freiheitswillen und der Nichtakzeptierung der dortigen Systeme durch ihre 
Menschen. 

(Beifall) 

Dr. Bernhard Vogel, Tagungspräsidium: Vielen Dank. Weitere Wortmeldungen zu 
Ziffer 5 liegen nicht vor. 

Ich lasse über den Vorschlag der Antragskommission abstimmen. Wer zustimmen 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. - Wer möchte dagegen stimmen? -
Wer möchte sich enthalten? — Nach meinem Überblick ist bei einer Gegenstimme 
so beschlossen. 

Ich rufe Ziffer 6 auf. Dazu gehören die Anträge B 42 bis B 48. Um dasWort hat Herr 
Buchkremer vom Landesverband Rheinland gebeten. 

Hermann-Josef Buchkremer: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich 
nehme zu dem Antrag B 48 auf Seite 45 des Antragshefts Stellung. Der erste Satz 
der Empfehlung der Antragskommission lautet: 'Die CDU setzt unbeirrt auf die frie­
denstiftende Kraft Europas." Für mich fängt Europa am Atlantik in Portugal an und 
hört am Ural auf. Ich glaube nicht, daß wir einen Teil Europas, z.B. die Sowjetunion -
was ihre Regierung anbelangt - , als "friedenstiftende Kraft" bezeichnen dürfen. 

Aus dem Grunde glaube ich dem Antrag B 48 nachgeben zu sollen, der sagt: 'Die 
CDU setzt unbeirrt auf die friedenstiftende Kraft des freien Europa." Wenn wir 
"Europa" synonym nur für den freien Teil setzen, erkennen wir nicht an, daß Europa 
auch aus einem anderen Teil besteht, der sich mit diesem Europabegriff ganz sicher 
nicht abfinden würde. 

Ich bitte die Antragskommission, eine Änderung in diesem Sinne vorzunehmen. 

Dr. Bernhard Vogel, Tagungspräsidium: Vielen Dank. Das Wort hat Herr Dr Mertes 
für die Antragskommission. 

Dr. Alois Mertes, Antragskommission: Wir waren uns in der Antragskommission 
darüber im klaren, daß der Begriff "Europa" sehr verschieden verstanden wird. Wenn 
wir z.B. die Einigung Europas verlangen, sagen wir auch nicht "Einigung West­
europas". Wir meinen damit aber Immer das, was heute das freie Europa ist. So ist es 
auch mit dem Begriff "Europäische Union". Der Gedanke, den wir meinen, steckt be­
reits in dem Begriff "Europäische Union". 

Zweitens ist folgendes zu sagen. Was den Osten angeht, so gibt es zwei verschie­
dene Begriffe von Europa. Die einen sagen: Europa ist das Europa bis zur polnisch­
russischen Grenze, jenes Europa, das durch den römischen Katholizismus, den Pro­
testantismus, die Aufklärung und durch das moderne freiheitliche Denken geprägt 
ist; dahinter beginnt das byzantinisch-russisch-orthodoxe Europa, das ein anderes 
geistiges Gesicht hat. 
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Es gibt in der Tat eine legitime Disl<ussion über das, was Europa ist. Wir meinen hiier 
aber die Idee Europa überhaupt und schließen damit die mitteleuropäischen Nach­
barn nicht aus. 

Infolgedessen finden wir, daß der Satz "Die CDU setzt unbeirrt auf die friedenstif­
tende Kraft Europas." so richtig ist. Alle Einwände hiergegen sind in der Antragskom­
mission sorgfältig bedacht worden. Wir wissen, daß wir das, was wir wollen, zur Zeit 
nur im freien Europa machen können. Daß wir aber das andere Europa nicht aus­
schließen, ergibt sich aus unserem Grundsatzprogramm, ergibt sich aus anderen 
Texten des Leitantrages und aus der gesamten Politik, die wir seit 30 Jahren führen. 

Ich bitte, dem Text In der Fassung zuzustimmen, wie sie die Antragskommission vor­
gelegt hat. 

Dr. ISernhard Vogel, Tagungspräsidlum: Vielen Dank. Sie haben Rede und Gegen­
rede gehört. Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Ich lasse über Ziffer 6 in der Fassung der Antragskommission abstimmen. Wer zu­
stimmen möchte, den bitte ich um das Handzeichen. - Wer möchte ablehnen? -
Wer möchte sich enthalten? — Bei wenigen Gegenstimmen und einigen wenigen 
Enthaltungen ist Ziffer 6 so beschlossen. 

Ich rufe Ziffer 7 auf. Dazu gehören die Anträge B 49 bis B 51, B 53, B 54 und B 160. 
Es liegen zwei Wortmeldungen vor. Erst spricht Herr Köppinger, nach ihm Herr Halft. 

Charly Halft: Ich heiße Halft. Herr Köppinger kommt möglicherweise nachher. Wir 
haben uns abgesprochen; das geht bei Rheinländern so. 

Ich spreche zu Antrag B 53 und gebe die Begründung für die CDA. 

Die Antragskommission hat vorgeschlagen, Ziffer 7 umfassende Friedensinitiativen 
zu nennen, die alle Möglichkelten an den übergeordneten Zielen der Sicherheit aus­
richten. Die CDA schlägt in Antrag B 53 vor: "übergeordnetes Ziel des Friedens in 
Freiheit". Wenn Sie diese beiden Ausdrücke nebeneinandersehen, dann stellen Sie 
sehr schnell fest, daß das, worüber wir in diesen Tagen in Hamburg geredet haben, 
Frieden in Freiheit ist. Es ist nicht einzusehen, warum wir diesen Ausdruck dann 
nicht auch in der Ziffer entsprechend umsetzen. 

Sicherheitspolitik ist eine unzulässige Verkürzung, auch nach alledem, was hier 
gesagt worden ist und was wir gestern von den Gastdelegierten gehört haben. 

Insofern ist es nur logisch, daß man dann auch diesen Begriff "Frieden in Freiheit", 
von dem allüberall geredet wird und der auch auf unsere Grundwerte ausgerichtet 
ist, in dieser Ziffer 7 niederlegt und so nach außen hin deutlich dokumentiert, was 
das direkte Ziel unserer Arbeit, unserer Politik Ist. Daher Annahme des Antrages B . 
53 der Sozialausschüsse! 

Dr. Bernhard Vogel, Tagungspräsidium: Vielen Dank, Herr Halft. Ich wollte Sie 
nicht unterbrechen, aber das Präsidium bleibt dabei, selber die Reihenfolge, In der 
die Wortmeldungen abgewickelt werden, festzulegen. 
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Wünscht jetzt Herr Köppinger noch das Wort? — Das scheint nicht der Fall zu sein. 
Dann spricht jetzt die Antragskommission, Herr Dr. Mertes. 

Dr. Alois Mertes, Antragskommission: Das Anliegen der CDA-Sozialausschüsse ist 
berechtigt, gerade unter den Eindrücken des gestrigen Tages. Die Antragskommis­
sion schlägt Ihnen vor, diesem Gedanken Rechnung zu tragen. Der Text heißt dann 
wie folgt: 

Wir rufen unsere Partner im Atlantischen Bündnis 

- nicht: "in der NATO", denn dazu gehört Frankreich nicht -

und der Europäischen Gemeinschaft zu einer umfassenden Friedensinitiative 
auf, die alle außenpolitischen Möglichkeiten zur Förderung friedlicher Zusam­
menarbeit ausschöpft, aufeinander abstimmt und an 

- jetzt kommt das Anliegen der Sozialausschüsse -

dem übergeordneten Ziel der Sicherung des Friedens in Freiheit ausrichtet. 

Damit ist Ihrem Gedanken voll Rechnung getragen: "...dem übergeordneten Ziel" -
in der Einzahl — "der Sicherung des Friedens in Freiheit". 

Dr. Bernhard Vogel, Tagungspräsidium: Sie haben diese Formulierung gehört. -
Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Ich lasse über den Vorschlag der Antragskommission in der soeben formulierten 
Fassung abstimmen. Wer zustimmen möchte, den bitte ich um das Handzeichen. -
Danke schön. Wer möchte dagegen stimmen? — Danke schön. Wer möchte sich 
enthalten? — Bei 1 Enthaltung ist damit so beschlossen. 

Ich rufe die Ziffer 8 auf. Hierzu hat sich HerrWülfing gemeldet. 

(Zuruf) 

- Es kann auch eine Dame sein; das ist hieraus nicht genau zu ersehen 

(Zuruf: Zu Ziffer 9!) 

- Nein, auf der Wortmeldung steht: "Ziffer 08"! - Sie w/ollen aber nicht zu Ziffer 08 
sprechen? Das vereinfacht die Sache. 

Zu Ziffer 8 gehören die Anträge B 55 bis B 59. Wer der Fassung der Antragskommis­
sion zustimmen möchte, den bitte ich um das Handzeichen. — Danke schön. Wer 
möchte dagegen stimmen? - Danke schön. Wer möchte sich enthalten? - Bei we­
nigen Gegenstimmen und 1 Enthaltung ist Ziffer 8 so beschlossen. 

Ich rufe Ziffer 9 auf. Dazu gehören die Anträge B 1 b, B 2 b und B 9 a, B 60 bis B 68, B 
161 bisB 168. Hierzu hat jetzt Frau Wülfing das Wort. 

(Zuruf: Ich ziehe zurück!) 
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- Sie zieht zurück. - Weitere Wortmeldungen zur Ziffer 9 liegen nicht vor. - Die An­
tragskommission wünscht das Wort? - Bitte! 

Dr. Alois Mertes, Antragskommission: Meine Damen und Herren, wir haben jetzt 
den Begriff 'Verbundenheit und Achtung' eingesetzt. 'Respekt und Achtung' ist das­
selbe. Wir glauben, daß damit auch dem Antrag B 168 Rechnung getragen worden 
ist. Wir empfehlen also den in dieser Nacht beschlossenen Wortlaut der Antrags­
kommission zur Annahme. 

Dr. Bernhard Vogel, Tagungspräsidium: Danke schön. Wird das Wort gewünscht? 
- Das ist nicht der Fall. 

Dann lasse ich über die Ziffer 9 in der Fassung der Antragskommission abstimmen. 
Wer zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen. - Danke schön. Wer ist dagegen? 
- Danke schön. Wer enthält sich? - Bei 1 Gegenstimme und 1 Enthaltung ist Ziffer 
9 so beschlossen. 

Ich rufe die Ziffer 10 auf. Dazu gehören die Anträge B 69 bis B 74 und B 162. Wortmel­
dungen liegen nicht vor. 

Ich lasse über die Fassung der Antragskommission abstimmen. Wer zustimmt, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Danke schön. Wer stimmt dagegen? — Wer enthält 
sich? — Ohne Gegenstimmen bei wenigen Enthaltungen so bechlossen. 

Ich rufe Ziffer 11 auf. Dazu gehören die Anträge B 52, B 75 bis B 77. Wortmeldungen 
liegen nicht vor. 

Ich lasse über die Fassung der Antragskommission abstimmen. Wer möchte ihr zu­
stimmen? — Danke schön. Wer möchte dagegen stimmen? — Danke schön. Wer 
möchte sich enthalten? - Soweit ich sehe, einstimmig angenommen. 

Ich rufe Ziffer 12 auf. Dazu gehören die Anträge B 78 bis B 81 und B 163. - Die An­
tragskommission wünscht das Wort. - Bitte Herr Dr. Mertes. 

Dr. Alois ßflertes, Antragskommission: Meine Damen und Herren, wir haben diesen 
Text heute nacht noch einmal besprochen und sind zu dem Ergebnis gekommen, 
daß etwas, was eigentlich selbstverständlich ist, nämlich der Vorrang der Sicherheit, 
auch in Fragen der Abrüstung Berücksichtigung in unserem Wortlaut finden muß. 
Deshalb bleibt es bei diesem Text. Setzen Sie dann aber nach den Worten 'auf 
einem möglichst niedrigen Niveau' einen Gedankenstrich, und fügen Sie dann an: 
"unter der Voraussetzung unverminderter Sicherheit'. 

Dr. Bernhard Vogel, Tagungspräsidium: Danke schön. Wortmeldungen liegen 
nicht vor. 

Ich lasse über die Fassung der Antragskommission zu Ziffer 12 mit der soeben 
mündlich vorgetragenen Ergänzung abstimmen. VVer zustimmen möchte, den bitte 
ich um das Handzeichen. - Danke schön. Wer möchte dagegen stimmen? — 
Danke. Wer möchte sich enthalten? - Dann ist Ziffer 12 einstimmig so beschlossen. 
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Ich rufe Ziffer 13 auf. Dazu gehören die Anträge B 82 bis B 90, B 164 und B 169. 
Wortmeldungen liegen nicht vor. — Die Antragskonnmission wünscht das Wort nicht. 

Ich lasse über die Fassung der Antragskommission abstimmen. Wer zustimmen 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. - Danke schön. Wer möchte dagegen 
stimmen? — Wer möchte sich enthalten? — Ziffer 13 ist einstimmig so beschlossen. 

Ich rufe Ziffer 14 auf. Dazu gehören die Anträge B 91 bis B 101, B 154 und B 157. -
Das Wort hat der Delegierte Jäger aus dem Landesverband Baden-Württemberg. 

Dr. Claus Jäger: Herr Präsident! Meine lieben Parteifreunde! Der im Entwurf des 
Bundesvorstands vorgeschlagene Punkt zum Thema Deutschlandpolitik ist nach 
Auffassung zahlreicher Delegierter und vieler Landesverbände, die ja dazu ergän­
zende Vorschläge eingereicht haben, etwas zu dürftig und zu knapp ausgefallen. 
Deshalb hat die Arbeitsgruppe unserer Fraktion, die diesen Bereich ja nun als ihr tä­
gliches Brot zu bearbeiten hat, unter Vorsitz unseres Kollegen Lorenz einen Antrag 
eingereicht, den Antrag B 157, den Sie vor sich haben. 

In diesem Antrag haben wir versucht, in einer knappen Zusammenstellung die wich­
tigsten Aussagen, die die CDU bereits in ihrem Grundsatzprogramm getroffen hat, 
für die Zwecke dieses Leitantrages und dieses heute zu beschließende Papieres 
zusammenzufassen. 

Dieser in sich geschlossene und in seiner Diktion zusammenfassende Antrag ist 
nun von der Antragskommission, offensichtlich unter Einbeziehung einiger anderer 
Texte und Textfassungen, in einer Form vorgelegt worden, die doch zu ganz erhebli­
chen Bedenken Anlaß gibt So stehen z.B. im ersten Teil dessen, was die Antrags­
kommission auf der Rückseite dieses Papiers vorschlägt, das Sie alle vor sich 
haben, einige Sätze, die wir so unter gar keinen Umständen beschließen können. 

Da heißt es z.B., daß wir für die Wiederherstellung der nationalen Einheit im euro­
päischen Rahmen eintreten. Meine Damen und Herren, das paßt doch überhaupt 
nicht zu den Aussagen der Union. Wir treten für die Wiederherstellung der staatli­
chen Einheit ein und haben immer erklärt, die nationale Einheit unseres deutschen 
Volkes hat auch die Besetzung durch die Sowjetunion nicht zerstören können. Die 
besteht nach wie vor, und an der halten wir fest. Wenn wir aber hier sagen, wir 
wollen sie erst wiede herstellen, dann ist das eine Aussage, die in dieser Form zumin­
dest sehr mißverständlich ist. 

Das gleiche gilt für die nächste Zeile. Da heißt es, diese Wiederherstellung müsse 
ein vitales Element der Politik bleiben. Meine Damen und Herren, wir kritisieren doch 
- an der Spitze unserer Fraktionsvorsitzender Helmut Kohl und viele andere unserer 
Redner - in den letzten Monaten und Jahren, daß diese Frage leider kein vitales Ele­
ment in der Politik der gegenwärtigen Bundesregierung mehr gewesen ist. Diese Po­
litik hat nicht den Stellenwert gehabt, den sie eigentlich haben muß. Wenn das so ist, 
würde eine solche Aussage, wenn wir das so beschließen, meine lieben Partei­
freunde, von Herrn Minister Franke oder vom Bundeskanzler uns demnächst in einer 
der nächsten Bundestagsdebatten geradezu genüßlich um die Ohren geschlagen 
werden. Meine lieben Parteifreunde, so kann dieser Text nicht bleiben. 
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Um nun aber nicht einfach durch Ausradieren solcher unmöglicher Sätze die Dinge 
zu komplizieren, möchte ich Ihnen vorschlagen, daß wir den Text so, wie er in Antrag 
B 157 von der Arbeitsgruppe der CDU/CSU-Bundestagsfraktion erarbeitet worden 
ist, geschlossen übernehmen, und zwar als Text für Ziffer 14. Das hätte zugleich den 
Vorteil, daß eine ganz wichtige Sache, die auch im Vorschlag der Antragskommis­
sion steht, mit drin wäre, nämlich das Postulat, daß die deutsche Frage offen ist und 
offengehalten werden muß. Das, meine lieben Freunde, ist ein Kernsatz unserer 
Deutschlandpolitik. Wenn wir überhaupt zu diesem Thema etwas sagen, dann darf 
ein solcher Satz nicht fehlen. Im Vorschlag der Antragskommission fehlt er aber. In 
dem Vorschlag, den wir gemacht haben - der Kollege Lorenz und die anderen Un­
terzeichner —, ist er enthalten. 

Deswegen habe ich die herzliche Bitte an die Antragskommission, die heute bereits 
durch den Mund eines ihrer Mitglieder erklärt hat, daß sie lernfähig und auch bereit 
sei, sich besseren Argumenten zu öffnen, sich unserem Vorschlag anzuschließen 
und den Text des Antrages B 157 als neue Ziffer 14 zu übernehmen und auf diese 
Weise eine Fassung für unser Programm vorzusehen, mit der wir uns draußen auch 
wirklich zeigen können. - Herzlichen Dank. 

(Beifall) 

Dr. Bernhard Vogel, Tagungspräsidium: Vielen Dank.- Das Wort für die Antrags­
kommission hat Herr Dr. Mertes. 

Dr. Alois Mertes, Antragskommission: Herr Kollege Jäger, ich habe in dieser Nacht 
oft auch Lernfähigkeit beweisen müssen, und ich bitte Sie um ein Gleichgewicht der 
Lernfähigkeit, 

(Beifall) 

und zwar unter folgenden Gesichtspunkten: Der veränderte Text der Antragskom­
mission sagt ganz eindeutig: 'Trotz Teilung bestehen Deutschland und das 
deutsche Volk als Einheit fort...". Der Begriff Deutschland ist doch der Begriff unseres 
Verfassungsrechtes, den Sie eben angesprochen haben. Es heißt dann weiter: 
"...und mit ihm sein Recht auf Selbstbestimmung. Die Aussage des Deutschlandver­
trages, daß eine frei vereinbarte friedensvertragliche Regelung ein wesentliches Ziel 
der gemeinsamen westlichen Politik ist, bleibt gültig...". Das sagt sehr, sehr viel Ich 
habe immer wieder auf die Bedeutung des Deutschlandvertrages hingewiesen, weil 
doch das Offensein der deutschen Frage nicht nur von unserem Willen her, sondern 
sogar vom Völkerrecht her ausdrücklich bestätigt wird. 

Bitte, meine Kollegen vom innerdeutschen Ausschuß, dem ich ja auch angehöre, Sie 
wissen, wie sehr ich das immer wieder vertrete. Das steht im Grundsatzprogramm. 
Ich weiß nicht, ob die vierfache, fünffache, zwanzigfache Wiederholung einer Sache 
nicht unter Umständen auch einmal einer Sache schaden kann. Der Text der An­
tragskommission wird allen Gesichtspunkten, die Sie hier zu Recht vorgetragen 
haben, nach meiner festen Überzeugung gerecht. 

Im übrigen noch folgendes zu Punkt 2 des Initiativantrages B 157: Ich halte Ab­
schnitt 2 für sehr wichtig und auch für sehr richtig. Er wird später unter Ziffer 22 des 
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Leitantrages berücksichtigt, wo wir von der Bedeutung der Verträge mit den Staaten 
des Ostens und dem innerdeutschen Grundvertrag sprechen, daß sie völl<errechtlich 
und verfassungsrechtlich korrekt ausgelegt und dann politisch genutzt werden 
müssen, Dort ist diesem Anliegen Rechnung getragen. 

Wir finden in der Antragskommission, daß die Punkte 3 und 4 des Initiativantrages B 
157 sehr gut sind, und haben sie voll übernommen. In dem Abschnitt "Beziehungen 
zu denjenigen Staaten... "haben wir an einer Stelle das Wort 'auch" eingefügt. Ich 
mache Sie darauf aufmerksam, es heißt jetzt: 'Beziehungen zu denjenigen Staaten 
und politischen Kräften, welche die deutsche Teilung gegen den Willen des deut­
schen Volkes aufrechterhalten, bejaht die CDU auch, um den Frieden zu wahren, die 
Lebensfähigkeit...". Hier ist eine Enumeration vorgenommen, die nicht ganz komplett 
ist. Hier sind zwar die wichtigsten Gründe für diese unsere Beziehungen genannt, 
aber das Wort "auch" zeigt, daß wir auch an wirtschaftliche Kooperation, an kulturelle 
Kooperation und ähnliches denken. 

Deshalb: Punkt 1 ist nach unserer Auffassung durch die Gesamtanlage, durch das 
Grundsatzprogramm, durch alles, was wir ständig sagen, vollauf gedeckt. Punkt 2 
wird in Ziffer 22 des Leitantrages Rechnung getragen. Die Punkte 3 und 4 haben wir 
voll, wie es die Kollegen wünschen, übernommen mit dem Zusatzwort "auch". 

Ich bitte, der Ziffer Inder Ihnen jetzt vorliegenden Form zuzustimmen. 

Dr. Bernhard Vogel, Tagungspräsidium: Danke schön. - Das Wort hat der Kollege 
Lorenz. 

Peter Lorenz: Liebe Freunde! Ich weiß nicht, ob sie unserem Antrag, die ursprüng­
liche Fassung des Antrages B 157 zu beschließen, zustimmen. Deshalb möchte ich 
jetzt schon sagen, lieber Kollege Mertes, nach meiner Auffassung geht es überhaupt 
nicht, daß wir das Verlangen nach Wiederherstellung der nationalen Einheit so ste­
henlassen. Wir sind der Auffassung, es gibt eine deutsche Nation. Das heutige Pro­
blem ist, daß diese eine deutsche Nation eines Tages auch wieder in einem deut­
schen Staat zusammenleben können muß, was heute leider nicht der Fall ist. Aus 
dem Grunde würde ich sagen, wenn Sie das schon so haben wollen, würde ich zu­
mindest sagen: "...Wiederherstellung der deutschen Einheit im europäischen 
Rahmen muß ein vitales Element der deutschen Politik sein." Wenn Sie damit einver­
standen sind, möchte ich bitten, das zum Ausdruck zu bringen. 

Dr. Bernhard Vogel, Tagungspräsidium: Das Wort hat der Herr Jäger. 

Claus Jäger: Ich höre eben, meine Damen und Herren, daß die Antragskommission 
mit diesem Vorschlag des Kollegen Lorenz einverstanden ist: Ich würde mich, um 
die Diskussion nicht zu verlängern, ebenfalls damit einverstanden erklären, damit 
die Sache wenigstens nicht auf diese Weise gegen uns verwendet werden kann. 

Dr. Bernhard Vogel, Tagungspräsidium: Möchte es die Antragskommission beim 
Kopfnicken bewenden lassen? Ist damit eine einvernehmliche Lösung gefunden? -
Ich bedanke mich und lasse über diese Fassung der Antragskommsisslon abstim­
men. Wer dem zustimmen möchte, den bitte ich um das Handzeichen. — Wer 
möchfe dagegen stimmen? — Wer möchte sich enthalten? — Dann ist Ziffer 14 ein­
stimmig so beschlossen. 
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Ich übergebe an Herrn Kollegen Neumann. 

Bernd Neumann, Tagungspräsidium; Meine Damen und Herren, ich rufe Ziffer 15 
auf. Dazu liegt eine Wortmeldung von Herrn Dr. Köhler, Landesverband Hannover, 
vor. 

Dr. Volkmar Köhler: Herr Präsident! Meine lieben Parteifreunde! Zu dem Kapitel 
'Entwicklungspolitik" des Leitantrages möchte ich kurz zw êi Aspekte beleuchten. 
Zum ersten faßt der Leitantrag in wenigen Paragraphen den gesamten Bogen ent­
wicklungspolitischer Aspekte zusammen, von der selbstverständlichen humanitären 
Hilfe und brüderlichen Solidarität über die Frage der Menschenrechte, der Demokra­
tiepolitik bis hin zu der Frage der Wahrnehmung legitimer Eigeniriteressen deutscher 
Politik und zur Frage der langfristigen friedenssichernden Wirkung der Zusammen­
arbeit mit der Dritten Well Es ist ganz klar, daß es nur möglich ist, dies so zu kompri­
mieren, wenn man Sätze wagt, die geeignet sind, ein Eigenleben zu entfalten. Einer 
dieser Sätze steht am Ende der Ziffer 15: 

Wir müssen anders leben, damit andere überleben. 

Ich weiß, daß dieser Satz im Vorfeld dieses Parteitages zu einigen Diskussionen ge­
führt hat und möchte ihn deswegen mit einem Zitat interpretieren. Der Weihbischof 
von Lima, German Schmitz, hat vor einiger Zeit bei einem Deutschlandbesuch 
gesagt: 

Ein Ausweg — das wäre auf längere Sicht hin eine ganz neue Gewissensbil­
dung. In den entwickelten Ländern muß man verstehen lernen, daß man nicht 
länger in Reichtum und Konsum leben kann, sondern vielmehr in einer ange­
messenen Bescheidenheit. Diese Werte müssen in eine neue internationale 
Ordnung eingebracht werden, damit eine größere soziale Ausgeglichenheit 
zwischen den Ländern und Völkern entsteht. 

Eine Gleichheit ist damit nicht verlangt; sie wäre auch sinnlos. Ein Land hat 
vielleicht bessere Bedingungen als ein anderes, daher ist ein totaler Ausgleich 
ein Traum, der nicht zu erreichen ist. Aber nach einer gerechteren Verteilung 
der Güter müßte jeder streben, auch wenn das bedeuten würde, daß ich in 
meinem Leben manches aufgeben muß, was für mich sehr bequem ist und 
mir Freude macht. Aber dadurch, daß ich diese Bequemlichkeit aufgebe, weiß 
ich, daß ein anderer zwar nicht unbedingt bequem, aber menschlicher leben 
wird und daß ein anderer vielleicht etwas mehr Freude am Leben haben wird. 
Das ist die große Gewissensbildung, die Bereitschaft, neue Wege im eigenen 
Land zu suchen. 

Nehmen wir diesen Satz unseres Leitantrages als einen moralischen Satz, nehmen 
wir ihn als eine beständige Erschütterung unseres Gewissens im politischen und tä­
glichen Handeln. Und, meine Freunde, sprechen wir an dieser Stelle bitte nicht nur 
von Geld, wie es zum Teil auch gestern auf diesem Parteitag geschehen ist! Spre­
chen wir auch von der menschlichen Einsatzbereitschaft, die in Wirklichkeit - und 
damit spreche ich gerade unsere jungen Freunde an - die brüderliche Solidarität 
stiftet, die wir gegenüber der Dritten Welt brauchen. 
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Eines, meine Freunde, ist dieser Satz nicht: Es ist l<ein ökonomischer Satz. Vor 
diesem Mißverständnis sollten wir uns allerdings hüten. Ich möchte nicht, daß wir 
uns in der Friedensdiskussion von Erhard Eppler distanzieren, nur um Gefhr zu 
laufen, daß wir in der entwicklungspolitischen Diskussion plötzlich mit ihm in einem 
Topf landen. Dies sollte uns nicht widerfahren. 

Der zweite Aspekt, den ich kurz erwähnen möchte, knüpft an dem Antrag B 153 ver­
schiedener Freunde der Jungen Union an. Anhand dieses Antrages möchte ich 
einige Aspekte noch kurz präzisieren. 

Der Antrag fordert, 

- die 'humanitäre Basishilfe"... jedem Staat, unabhängig von dessen politischer 
Struktur, zu gewähren; 

Darüber kann man miteinander diskutieren, aber ich wäre sehr dankbar, wenn wir 
uns darin einig wären, daß nicht nur die politische Struktur des Empfängerlandes 
von Wichtigkeit ist, sondern auch und vor allem die Frage, ob in diesem Lande ga­
rantiert ist, daß die humanitäre Hilfe wirklich in die Hände der notleidenden Men­
schen kommt und nicht bei einem Regierungssystem hängenbleibt, das sich um die 
wahren Interessen der Menschen nicht sonderlich schert. 

(Zustimmung) 

Weiter wird gefordert, daß "die elementaren Menschenrechte und Grundfreiheiten" 
sowie "die Regeln des internationalen Völkerrechts" zu einem Maßstab der Vergabe 
von Entwicklungshilfe gemacht werden sollen. In der Tat, meine Freunde: Es kann 
nicht unser Ziel sein, angesichts der Not der Welt ein sozialistisches Verteilungssy­
stem zu konstituieren, das eine permanente Subvention des Übels darstellt und mö­
glicherweise die Untätigkeit von Regierungen in dieser Frage noch belohnt. Unsere 
Hilfe muß darauf konzentriert sein, daß sie den Selbstbehauptungswillen und die Ei­
geninitiative der Menschen freizusetzen geeignet ist und unterstützt. Das heißt aber 
auch, daß eben gerade diese Selbstbestimmung der Menschen, ihr freier Wille 
sowie ihre wirtschaftliche und auch politische Eigenentscheidung Kriterien für die 
Qualität eines Entwicklungsprozesses sein müssen. Ich gehe davon aus, daß für uns 
in der Entwicklungspolitik bei der Schwerpunktbildung solche Überlegungen ent­
scheidender Ausgangspunkt für die Mittelvergabe sein sollten. Die Reformwilligkeit 
von Staaten - das bedeutet übrigens nicht nur wirtschaftliche Freiheit, sondern be­
deutet in einem sehr starken Maße auch die Bereitschaft, die ländlichen Räume zu 
entwickeln, nicht nur die hauptstädtischen Massen zu subventionieren, sondern 
auch den Bauern auf dem Lande Freiheit zur wirtschaftlichen Entwicklung zu geben 

(Zustimmung) 

sollte ein Kriterium für die Vergabe unserer Entwicklungshilfe sein. Damit habe ich 
auch gleich gesagt, daß hier nicht nur der Gesichtspunkt einer freiheitlichen Wirt­
schaftsordnung neben der demokratiepolitischen Komponente wichtig ist sondern 
auch und gerade die agrarische Entwicklung. 
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Ein Letztes: Die Junge Union bzw. die Delegierten, die in ilirem Namen sprechen, for­
dern hier, daß wir uns auf Länder konzentrieren, "die sich in ihrer Außen- und Bündni­
spolitik nicht bewußt in die globale Strategie der Sowjetunion einordnen". Meine 
Freunde, ich habe nichts gegen diesen Satz, aber warum so defensiv? Lassen Sie 
uns doch sagen, daß wir wahre Selbstbestimmung, daß wir freiheitliche Ordnung in 
dieser Welt unterstützen wollen, ohne daß wir danach fragen, ob sie sich diesem 
oder jenem anlehnen. Sind wir eigentlich so verzagt, anzunehmen, daß sich Staaten 
der Dritten Welt, die wirklich ihre Freiheit behaupten wollen, im Osten anlehnen 
könnten? 

(Vereinzelt Zustimmung) 

Sie kijnnten sich doch wohl nur dem Lager der Freiheit gegenüber freundlich verhal­
ten! Dort, wo sich Selbstbestimmung, Freiheit, Gerechtigkeit und Menschenwürde in 
der Dritten Welt vollziehen, sind in Wahrheit auch unsere Interessen gewahrt. So 
sollten wir unsere Unterstützung konzentrieren. - Ich danke Ihnen, Herr Präsident. 

(Beifall) 

Bernd Neumann, Tagungspräsidium: Vielen Dank! - Für die Antragskommission 
Herr Dr. Mertes! 

Dr. Alois Mertes, Antragskommission: Ich möchte nur darauf hinweisen, daß die 
Gedanken der Jungen Union in hohem Maße sowohl in die Ziffer 15 als auch in die 
Ziffer 16 übernommen worden sind. Ich unterstreiche aber die Gedanken, die der 
Herr Kollege Köhler hier vorgetragen hat, und unterstreiche vor allem die Interpreta­
tion, die er dem Satz "Wir müssen anders leben, damit andere überleben." gegeben 
hat. 

Ich empfehle Annahme in der vorliegenden Form. 

Bernd Neumann, Tagungspräsidium: Meine Damen und Herren, ich lasse über die 
Ziffer 15 in der von der Antragskommission vorgeschlagenen Form abstimmen. Wer 
für diese Fassung ist, den bitte ich um ein Handzeichen. - Danke. Wer ist dagegen? 
- Enthaltungen? - Bei 2 Enthaltungen ist diese Ziffer angenommen. 

Ich mache darauf aufmerksam, daß wir ab jetzt auf eine Richtredezeit von drei Minu­
ten achten werden. Ich bitte die nachfolgenden Redner, sich daran zu halten. 

Ich rufe Ziffer 16 auf. Dazu gehören die Anträge B 9 c, B 106 bis 110 und B 153. Zu 
Wort gemeldet hat sich Herr Kropp, Landesverband Westfalen. Bitte! 

Thomas Kropp: Herr Präsident! Meine lieben Parteifreunde! Bevor ich den Antrag 
der Jungen Union begründe, möchte ich noch zwei Aspekte grundsätzlich anspre­
chen, was mir gestern auf Grund der Systematik des Debattenablaufs leider nicht 
vergönnt war. 

Gestern hat der Regierende Bürgermeister von Berlin hier ein sehr beeindruckendes 
Referat zur Diskussion über Frieden und Freiheit gehalten. Ich habe nur eines ver­
mißt: Neben den vier Thesen, die Herr von Weizsäcker angesprochen hat, hätte ich 
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eine fünfte erwartet, nämlich die These, die Frieden und Freiheit im Nord-
Süd-Konflil<t anspricht und die Frieden und Freiheit den Stellenwert gibt, den die 
Dritte Welt braucht. Die ganze gestrige Diskussion, die sich um wichtige Fragen — 
Atomraketen in Europa, Rüstungsfragen in Ost und West — gedreht hat, hat für mich 
den Aspekt des Friedens und der Freiheit für die Dritte Welt und der Solidarität mit 
ihr etwas verkümmern lassen. 

(Zustimmung) 

Ich denke, hier hat die CDU heute morgen bei der Beratung dieses Antrages einen 
Nachholbedarf, und deswegen darf ich jetzt zu diesem Antrag sprechen. 

Die Antragskommission empfiehlt, den ersten Teil anzunehmen. Ich sage gleich, daß 
wir es als grundlegend ansehen, daß die Basishilfe für alle Länder geleistet wird, 
gleichgültig, welche politische Struktur sie haben. Denn, meine Damen und Herren, 
was kann der Indio, der Bergarbeiter in Bolivien dafür, daß er seit Jahrzehnten von 
einer faschistischen Diktatur ausgebeutet wird, und was kann der vietnamesische 
Bauer dafür, daß er von einer grausamen kommunistischen Diktatur geknebelt wird? 

(Beifall) 

Unser Anliegen ist: Wir wollen den Menschen helfen und — wie Dr. Köhler es eben 
gesagt hat - nicht den Regierenden. 

Der zweite Teil hat, wie ich aus der Antragskommission gehört habe, zum Teil zu Miß­
verständnissen geführt. Ich möchte nur einen Aspekt beleuchten; Selbstverständlich 
geht es der Jungen Union nicht darum, für alle Entwicklungsländer die Soziale Markt­
wirtschaft als Grundbedingung zu fordern. Wir haben gestern über die Bedeutung 
der Sozialen Marktwirtschaft gesprochen. 

Wir haben auch als Junge Union in unserem entwicklungspolitischen Programm, 
das wir vor wenigen Tagen auf dem Deutschlandtag beschlossen haben, gesagt, 
daß die Soziale Marktwirtschaft als internationale Soziale Marktwirtschaft einen drit­
ten Weg zwischen neuer Weltwirtschaftsordnung planwirtschaftlichen Charakters 
und dem Laissez-faire-Kapitalismus des vorigen Jahrhunderts darstellen könnte. 
Wir meinen, hier muß als ein dritter Weg die Soziale Marktwirtschaft als Ziel anvisiert 
werden, nicht als Grundbedingung. 

Aber meine Damen und Herren, um es kurz zu machen: Wir würden uns mit der Em­
pfehlung der Antragskommission einverstanden erklären und würden uns freuen, 
wenn Sie diesem Antrag zustimmen könnten. 

Ein letztes, das mir jetzt durch den Sin geht: Ich meine, wir sollten unsere Aufgaben 
hier heute nicht nur darin verstehen, daß wir Entwicklungshilfepolitik in der Form 
machen, daß wir einen neuen Antrag beschließen, nachdem wir in Mannheim ein Ar­
beitsprogramm beschlossen haben, sondern wir sollten von diesem Parteitag in die 
Kreisverbände zurückgehen und dieses Arbeitsprogramm umsetzen. Beispielsweise 
macht der Landesveband Baden-Württemberg hier mit konkreter Projektarbeit Bie-
spielhaftes. Ich fordere Sie alle auf, in der konkreten täglichen Arbeit Ihrer Kreisver­
bände das Gleiche zu tun. - Vielen Dank. 

(Beifall) 
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Bemtä Meumann, Tagungspräsidium: Als nächster hat das Wort Herr Buchl<remer, 
Landesverband Rheinland. 

Hsirmann-Josef iSuchkremsr: Herr Präsident! IVIeine Damen und Herren! Ich bin 
der Meinung, daß der Initiativantrag, der uns vorliegt, in seiner vollen Konsequenz 
übernommen werden sollte. Wir sind der Überzeugung, daß die Soziale Marktw îrt-
schaft bei uns Hervorragendes getan hat und daß sie noch Hervorragendes leisten 
soll. Wenn wir den Entwicklungsländern helfen wollen, dann halte ich das Predigen 
für die Soziale Marktwirtschaft nicht für einen Eingriff in ihre kulturellen Eigenheiten. 
Wir sollten dies als Hilfe zur Selbsthilfe so nach außen hin formulieren. Es gibt 
andere Gruppen in unserer Gesellschaft, die wollen ihr Weltbild nach außen bringen. 
Ich will mein Weltbild nicht nach außen bringen als Zwang, sondern als eine Mö­
glichkeit, wie wir Hilfe zur Selbsthilfe verstehen. Ich glaube, nur mit der Hilfe an der 
Basis, der sogenannten Basishilfe, haben wir für die Dritte und Vierte Welt nicht ge­
nügend getan. 

Bernd Nsumann, Tagungspräsidium: Für die Antragskommission spricht Herr Dr. 
Mertes. 

Dr. Alois Mertes, Antragskommission: Ich verrate Ihnen kein Geheimnis, wenn ich 
Ihnen sage, daß wir gestern in der Antragskommission ursprünglich die Absicht 
hatten, den Initiativantrag ganz zu übernehmen. Es folgte dann aber eine sehr einge­
hende Diskussion - es war die längste Diskussion bei den noch eingegangenen An­
trägen - und sind zu folgendem Ergebnis gekommen. Sowohl der Duktus wie die 
Länge wie auch gewisse inhaltliche Probleme - etwa zu dem Satz "Die Grundsätze 
der Sozialen Marktwirtschaft ..." haben uns veranlaßt, darauf hinzuweisen, daß 
unsere Grundsätze für diesen Bereich sowohl im Grundsatzprogramm wie im Ent­
wicklungspolitischen Programm vollkommen klar dargelegt sind, und aus Gründen 
der Systematik des Leitantrages nur einen - allerdings sehr, sehr wichtigen - Satz 
aus diesem Initiativantrag zur Übernahme zu empfehlen, nämlich den Satz: 

Die "humanitäre Basishilfe" (Hunger- und Katastrophenhilfe) ist jedem Staat, 
unabhängig von dessen politischer Struktur, zu gewähren. 

In der Tat, was kann der einzelne in Bolivien oder in einem kommunistischen Staat 
Europas oder Asiens dafür, daß es dort ein System totalitärer oder autoritärer Natur 
gibt. 

Ich bitte deshalb, den von uns vorgelegten Text unter Hinzufügung des Satzes, den 
ich eben zitiert habe, anzunehmen. 

Bernd Meumann, Tagungspräsidium: Meine Damen und Herren, ich lasse über 
Ziffer 16 in der eben von Herrn Dr. Mertes vorgetragenen Formulierung abstimmen. 
Wer dafür ist, den bitte ich um ein Handzeichen. - Wer ist dagegen? - Enthaltun­
gen? - Bei einigen Enthaltungen ist diese Ziffer mit großer Mehrheit angenommen. 

Ich rufe Ziffer 17 auf. Dazu gehören die Anträge B 1 d und B 111 bis B 117. Wort­
meldungen dazu liegen nicht vor. 

Ich lasse über Ziffer 17 abstimmen. Wer für die Ziffer 17 in der von der Antragskom-
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mission empfohlenen Fassung ist, den bitte ich um ein Handzeichen. — Ich bitte um 
die Gegenprobe. - Enthaltungen? - Diese Ziffer ist einstimmig angenommen. 

Ich rufe Ziffer 18 auf. Dazu gehören die Anträge B 118 und B 120. Auch hierzu liegen 
Wortmeldungen nicht vor. 

Ich lasse über die Empfehlung der Antragskommission abstimmen. Wer dafür ist, 
den bitte ich um ein Handzeichen. - Wer ist dagegen? - Wer enthält sich der 
Stimme? - Diese Ziffer ist bei zwei Enthaltungen angenommen. 

Ich rufe Ziffer 19 auf. Dazu gehören die Anträge B 121 bis B 126. Dazu liegt eine 
Wortmeldung von Frau Renate Sommer, Landesverband Rheinland, vor. 

Renate Sommer: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der Kreisverband Mül­
heim hat beantragt, folgenden Satz anzufügen: 

Die CDU tritt aktiv für die Menschenrechte in aller Welt ein und unterstützt die 
Arbeit der Internationalen Gesellschaft für Menschenrechte und von amnesty 
international. 

Diesen Antrag hat die Antragskommission zur Ablehnung empfohlen. Warum, das 
we\ß ich nicht ganz genau. Es könnte sein, daß dieser Passus an der Stelle vielleicht 
nicht ganz richtig stehen würde. Dies wäre aber der einzige Grund, den ich akzeptie­
ren könnte. 

Es könnte aber auch sein - und das vermute ich fast - , daß der Begriff amnesty in­
ternational immer noch ein Reizwort für die CDU ist, 

(Beifall) 

obwohl eine ganze Reihe von CDU-Mitgliedern dort mitarbeiten. 

Es wird sehr oft gesagt, amnesty international sei linkslastig und sehe die Men­
schenrechtsverletzungen eher im Bereich von Rechtsdiktaturen bzw. Militärdiktatu­
ren, aber nicht so in kommunistischen. Das mag vielleicht zutreffen. Nur, ändern 
können wir dies nicht durch Kritik und Ablehnung, sondern nur, indem wir in dieser 
Organisation mitmachen. 

(Beifall) 

Gestern haben viele junge Leute hier beklagt, daß die CDU zuwenig offen, zuwenig 
tolerant usw. sei. Es sind wohl auch gerade diese Berührungsängste und Abwehrme­
chanismen, die das Verhältnis der Jugend zur CDU oft so schwierig machen. 

Wer für Frieden und Freiheit eintritt, muß der nicht auch für die politischen Gefange­
nen eintreten, gleichgültig, ob sie unter einer kommunistischen Diktatur oder einer 
Militärdiktatur leiden? 

(Beifall) 
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Ich möchte gerade unsere jungen Menschen auffordern, aber auch uns alle, daß wir 
uns aktiv für die Menschenrechte der politischen Gefangenen einsetzen. Und damit 
wir ein Zeichen setzen, wie ernst es uns damit ist, sollten wir diesen Antrag 
annehmen. 

(Beifall) 

Bernd Neumann, Tagungspräsidium; Das Wort für die Antragskommission hat Herr 
Dr. Mertes. 

Dr. Alois Mertes, Antragskommission: Die Antragskommission ist der Auffassung, 
daß diesem Begehren entsprochen werden sollte. Wir sind also für die Aufnahme 
dieses Textes. 

(Beifall) 

Ich habe nur Probleme damit, daß der Einsatz für die Menschenrechte in Ziffer 19, 
im Zusammenhang mit den Rüstungsexporten, angesprochen werden soll. Vielleicht 
sind Sie damit einverstanden, daß wir uns, wenn wir diesen Text übernehmen, über­
legen, wohin er nach der Systematik des Leitansatzes paßt. Ich möchte dann aller­
dings folgende Fassung vorschlagen: 

Die CDU tritt aktiv für die Menschenrechte in aller Welt ein. Deshalb unter­
stützt sie auch die Arbelt der Internationalen Gesellschaft für Menschenrechte 
und von amnesty international. 

Denn das kann ja nicht die einzige Form unserer Unterstützung von Arbeiten auf 
diesem Gebiet sein. 

(Zustimmung) 

Bernd Neumann, Tagungspräsidium: Meine Damen und Herren, ich komme zur Ab­
stimmung über Ziffer 19 einschließlich der Übernahme des soeben von Herrn Dr. 
Mertes Im Namen der Antragskommission vorgeschlagenen Textes. Wer dafür ist, 
den bitte ich um ein Handzeichen. - Gegenprobe! - Enthaltungen? - Bei einer Ent­
haltung angenommen. 

Ich rufe Ziffer 20 auf. Dazu gehören die Anträge B 127 bis B 131 sowie B 165. Dazu 
liegt eine Wortmeldung von Herrn Buchkremer, Rheinland, vor. 

Hermann-Josef Buchkremer: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich 
möchte mich auf den Antrag der Ost- und Mitteldeutschen Vereinigung beziehen. In 
der Empfehlung der Antragskommission sreht, daß die Länder Osteuropas und die 
Sowjetunion in Sicherheit und Frieden leben wollen. Ich persönlich bin der Meinung, 
daß sie auch In Freiheit leben möchten. Ich habe mir dieses Papier durchgelesen 
und an keiner Stelle gefunden, daß wir dieses Recht auch den Völkern des Ostens 
zugestehen. Wir haben unter der Ziffer 15 erwähnt, daß es unsere christliche Näch­
stenliebe für die Dritte und Vierte Welt gibt. Nirgendwo steht, daß diese christliche 
Nächstenliebe auch der Zweiten Welt gilt. Ich bin der Meinung, wir sollten analog zur 
Dritten und Vierten Welt auch unsere Mitbürger, unsere christlichen Brüder oder 
unsere nichtchristlichen Brüder in den Ländern jenseits der Mauer und des Sta-
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cheldrahts nicht vergessen. Ich bin also der Meinung, daß unsere christliche Näch­
stenliebe auch der Zweiten Welt gilt, und zwar nicht den Regierungen, sondern der 
Bevölkerung. 

(Beifall) 

Weiter steht unter Ziffer 16, daß wir für die Unabhängigkeit und Freiheit der Dritten 
und Vierten Welt sind. Ich habe dies nirgendwo für die Zweite Welt gefunden. Es 
würde mich traurig machen, wenn ich mit einem aus der Bevölkerung dieser Länder 
sprechen würde und ihm sagen müßte, daß die CDU nur für die Sicherheit und den 
Frieden da ist. Wir haben als Thema für unsere Tagung: "Frieden und Freiheit". Mein 
Gott, wem wollen wir die denn an erster Stelle geben, wenn es nicht die Zweite Welt 
ist. Aus diesem Grund bitte ich, das Wort Frieden auch für die Zweite Welt mit in 
unsere Unterlagen zu übernehmen. Ich danke Ihnen. 

Bernd Neumann, Tagungspräsidium: Für die Antragskommission hat Herr Dr. 
Mertes das Wort. 

Dr. Alois Mertes, Antragskommission: Herr Buchkremer hat recht. Ich schlage des­
halb vor, daß wir den Text wie folgt formulieren:"... von Todesopfern bringen mußten, 
in Sicherheit, Frieden und Freiheit leben wollen". Herr Buchkremer, außerdem wird 
im weiteren Text ein bestimmtes Menschenrecht, nämlich das Selbstbestimmungs­
recht anderer Völker, noch einmal erwähnt. Durch die Übernahme Ihres Vorschlags, 
"Freiheit" auch für die Menschen der Zweiten Welt zu fordern und durch die Erwäh­
nung des Selbstbestimmungsrechts wird Ihrem legitimen Anliegen meines Erach-
tens Rechnung getragen. 

Bei der Gelegenheit will ich auch noch sagen, warum wir im letzten Satz einen klei­
nen Zusatz eingefügt haben. Bisher hieß der Text der Antragskommission "Die CDU 
fordert die Sowjetunion auf, auf Gewalt zu verzichten". Das ist zu knapp. Angesichts 
der Ereignisse in Afghanistan und um Polen herum wollten wir das im Sinne der 
Sprache des Völkerrechts präzisieren. Es heißt jetzt: "Die CDU fordert die Sowjetu­
nion auf, auf jede Androhung und Anwendung von Gewalt zur Durchsetzung politi­
scher Ziele zu verzichten, das Sicherheitsinteresse, das Selbstbestimmungsrecht 
anderer Völker zu achten". In dieser Form ist, glaube ich, allen Gesichtspunkten, die 
in diesem Zusammenhang vorgetragen worden sind, voll Rechnung getragen. 

Bernd Neumann, Tagungspräsidium: Ich lasse über den Vorschlag von Herrn Dr. 
Mertes, den Vorschlag der Antragskommission, abstimmen. Wer für diesen Vor­
schlag, bezogen auf die Ziffer 20, ist, den bitte ich um ein Handzeichen. - Danke. -
Wer ist dagegen? - Enthaltungen? - Die Ziffer 20 ist einstimmig angenommen. 

Ich rufe die Ziffer 21 auf. Daszu gehören die Anträge B 132 bis B 134 und B 166. 

Der Kollege Sauer vom Landesverband Braunschweig hat sich zu Wort gemeldet. 

Helmut Sauer: Herr Tagungspräsident! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Ich 
möchte eine redaktionelle Änderung beantragen. Beim Antrag 132 bzw. beim Initiati­
vantrag B 166 lautet der Satz 3: "Das bedingt, daß wir die politischen Ziele und 
Motive unserer Gesprächs- und Verhandlungspartner in der Sowjetunion und in Ost­
europa verstehen, auch wenn wir mit ihnen nicht einverstanden sind". Liebe Partei-
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freunde, "verstehen" heißt doch im Grunde genommen, Verständnis zu haben. Ich 
habe kein Verständnis für die sowjetische Deutschlandpolitik. 

(Beifall) 

Ich habe kein Verständnis für die Unrechtsgrenzen in Deutschland. 
Ich habe kein Verständnis für die iVlauer in Berlin. Im Klartext heißt doch diese For­
mulierung der Antragskommission, daß wir z. B. auch die völkerrechtswidrige Beset­
zung Afghanistans, die Sowjetpolitik in Afrika oder im Jemen als politisches Ziel "ver­
stehen". Ich meine, dieser Unsinn darf hier nicht stehen bleiben. Ich beantrage, das 
Wort "verstehen" durch "erkennen" zu ersetzen und den anschließenden Halbsatz zu 
streichen. Danke schön, 

Bernd Weumann, Tagungspräsidium: Das Wort hat Herr Dr. Mertes für die 
Antragskommission. 

Df. Alois Mertes, Antragskommission: Herr Kollege Sauer, ich habe in einem 
kurzen Beitrag auf diesem Parteitag einmal gesagt: Ich verstehe die jungen Men­
schen; aber Verständnis ist nicht gleich Einverständnis. Ich persönlich bin der Auf­
fassung, daß man dieses Nachvollziehen der Denkvoraussetzungen des Gegners in 
der Außenpolitik in der Tat akzeptieren muß. Ich gebe gern zu, daß das Wort "verste­
hen" in der deutschen Sprache so etwas nach sympathischem Verstehen klingt. 
Aber das "verstehen" heißt hier nicht irgendeine Sympathiebekundung, sondern es 
geht um das Verstehen der Denkweise eines anderen. Es wäre eine schlechte 
deutsche Außenpolitik, wenn ich nicht nachvollziehen kann, wie die Denkvoraussetz­
ungen meiner Gegner in Moskau und in Ost-Berlin sind. 

(Beifall) 

Ich bin deshalb dafür, daß man das versteht. Anschließend steht da ausdrücklich:"..., 
auch wenn wir mit ihnen nicht einverstanden sind". Ich möchte sogar sagen: auch 
wenn wir sogar dagegen sind. Das wird darin zum Ausdruck gebracht. Auch in den 
Diskussionen draußen ist das immer wieder so gesagt worden. Ich versuche, die ge­
fährliche sowjetische Politik zu erläutern, indem ich zunächst einmal verstehe, wie 
die Sowjets es meinen. Dadurch werden sie so gefährlich. Wenn ich das nicht nach­
vollziehe, mache ich keine gute Außenpolitik. Deshalb bleibe ich dabei zu sagen: 
Wir müssen die Ziele und Motive - man kann die ideologischen Voraussetzungen 
noch hinzufügen - verstehen, auch wenn wir dagegen sind. 

(Beifall) 

Im übrigen muß ich noch hinzufügen, daß der nächste Satz lautet: "Das heißt aber 
auch, daß wir sie nicht über unsere eigene Politik im unklaren lassen". Von mir aus 
könnte man noch hinzufügen, daß auch sie Verständnis für unsere Voraussetzungen 
oder unsere Politik mitbringen müssen. Ist das eine akzeptable Formel? - Gut. Um 
dem Gedanken des Kollegen Sauer, den ich verstehe, Rechnung zu tragen, schlage 
ich vor zu formulieren: "Das heißt aber auch, daß wir sie nicht über unsere eigene Po­
litik um unklaren lassen und daß wir ihr Verständnis für unsere Haltung ebenfalls 
erwarten. 
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Bernd Neumann, Tagungspräsidium: Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
beziehe den letzten Vorschlag von Herrn Dr. Mertes mit in die Abstimmung ein. 

Herr Dr. Mertes hat noch einmal das Wort. 

Dr. Alois Mertes, Antragskommission: Ein politischer Hinweis: Wir haben die 
Worte 'europäische Interessen' gestrichen und die Worte 'Gedanken- und Informa­
tionsaustausch" durch das Wort "Dialog" ersetzt, weil wir nicht nur einen Gedanken-
und Informationsaustausch wollen, sondern weil wir auch überzeugen wollen. Des­
halb ist das Wort "Dialog" in diesem Fall nicht nur das modischere, sondern auch in 
der Sache das bessere Wort. Der Satz ist auch deshalb notwendig, um das Bewußt­
sein für gemeinsame europäische Interessen wachsen zu lassen. Es könnte mißver­
standen werden, daß das Interessen seien, die einerseits hinsichtlich der Europäer 
und der Sowjetunion und andererseits hinsichtlich der Vereinigten Staaten abgeson­
dert seien. Daher genügt es zu sagen: Gemeinsame Interessen und.Aufgaben, die 
es natürlich auch im Verhältnis zur Sowjetunion gibt. 

Bernd Neumann, Tagungspräsidium: Sie haben gehört, was Herr Dr. Mertes zum 
Schluß fürdie Antragskommission vorgeschlagen hat. Diese Vorschläge beziehe ich 
ein und lasse über den Vorschlag der Antragskommission insgesamt abstimmen. 
Wer für den Vorschlag der Antragskommission in Ziffer 21 ist, den bitte ich um ein 
Handzeichen. - Danke. Wer ist dagegen? - Wer enthält sich? - Bei einigen Gegen­
stimmen und einigen Enthaltungen ist die Ziffer 21 angenommen. 

Zwischendurch möchte ich Ihnen eine weitere erfolgreiche Meldung durchgeben 
Nachdem unsere Freunde in Niedersachen u. a. den Oberbürgermeister in Braun­
schweig, Salzgitter und, wie wir gestern gehört haben, in Osnabrück stellen, ist ge­
stern abend auch in Wilhelmshaven einer unserer Freunde zum Oberbürgermeister 
gewählt worden. Herzlichen Glückwunsch an die Freunde in Niedersachsen. 

(Beifall) 

Ich rufe Ziffer 22 auf. Dazu gehören die Anträge B 135 bis B 139 und B 167 Wort­
meldungen dazu gibt es nicht. 

Deshalb lasse ich über den Vorschlag der Antragskommission zu Ziffer 22 abstim­
men. Wer für den Vorschlag der Antragskommission ist, den bitte ich um ein Hand­
zeichen. - Wer ist dagegen? - Wer enthält sich? - Bei wenigen Gegenstimmen 
und Enthaltungen ist die Ziffer 22 angenommen. 

Ich rufe die Ziffer 23 auf. Dazu gehören die Anträge B 140 bis B 143 und der Antrag 
B 155. Hierzu liegen keine Wortmeldungen vor. 

Ich lasse über den Vorschlag der Antragskommission zu Ziffer 23 abstimmen. Wer 
dafür ist, den bitte ich um ein Handzeichen. - Danke. Wer ist dagegen? - Wer ent­
hält sich? - Die Ziffer 23 ist einstimmig angenommen worden. 

Ich rufe die Ziffer 24 auf. Dazu gehören die Anträge B 144 bis B 146. Auch hierzu 
liegen keine Wortmeldungen vor. 
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Ich lasse über den Vorschlag der Antragskommission zu Ziffer 24 abstimmen. Wer 
dafür ist, den bitte ich um ein Handzeichen. - Danke. Wer ist dagegen? - Wer ent­
hält sich? — Die Ziffer 24 ist damit einstimmig angenommen worden. 

Ich komme zur letzten Ziffer der heutigen Beratung, was den Leitantrag des CDU-
Bundesvorstandes angeht; das ist die Ziffer 25. Dazu gehören die Anträge B 147 bis 
B 152. Hierzu gibt es ebenfalls keine Wortmeldungen, 

Ich lasse über die Ziffer 25 in der von der Antragskommission vorgeschlagenen Fas­
sung abstimmen. Wer dafür ist, den bitte ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! -
Enthaltungen? - Auch diese Ziffer ist einstimmig angenommen worden. 

Meine Damen und Herren, damit sind die Beratungen zum Leitantrag des Bundes­
vorstandes abgeschlossen. Wir haben sehr ausführlich über die verschiedenen An­
träge diskutiert, und wir haben die einzelnen Kapitel jeweils mit großer Mehrheit be­
schlossen. Ich möchte jetzt zum Abschluß den gesamten Leitantrag, der ja in einigen 
Punkten durch Ihre Anträge geändert worden ist, zur Abstimmung stellen. 

Es steht also zur Abstimmung der Leitantrag des CDU-Bundesvorstandes in der in­
zwischen von Ihnen mit großer Mehrheit in Einzelabstimmungen beschlossenen 
Fassung. Wer für den Leitantrag ist, den bitte ich, seine Stimmkarte zu erheben. — 
Danke. Wer ist dagegen? - Wer enthält sich? - Meine Damen und Herren, bei einer 
Gegenstimme und zwei Enthaltungen ist der Leitantrag mit großer Mehrheit ange­
nommen worden. 

(Beifall) 

Ich rufe nun den Punkt 13 der Tagesordnung auf: 
Nachwahl eines stellvertretenden Mitgliedes des Bundespartelgerichts 
der CDU bis zum 6.11.1984 

Dazu haben Sie eine Vorlage mit der Überschrift "Vorlage zu Tagesordnungspunkt 
12". Diese '12" muß in "13' geändert werden. Der Bundesvorstand schlägt die Nach­
wahl eines stellvertretenden Mitgliedes des CDU-Bundesparteigerichtes vor, und 
zwar Herrn Karl-Heinz Keller, Präsident des Oberlandesgerichtes Karlsruhe. Wort­
meldungen hierzu liegen nicht vor. 

Ich lasse deshalb über den Vorschlag des Bundesvorstandes abstimmen. Wer für 
diesen Vorschlag ist, den bitte ich um ein Handzeichen. — Danke. Wer ist dagegen? 
- Wer enthält sich? - Damit ist dem Vorschlag des Bundesvorstandes zu Tagesord­
nungspunkt 13 einstimmig Rechnung getragen worden. 

Ich übergebe nun das Tagungspräsidium an Jürgen Echternach. 

Jürgen Echternach, Tagungspräsidium: Liebe Parteifreunde, wir haben die große 
Freude, in unserer Mitte die Generalsekretärin der Weltunion der christlich demokra­
tischen Frauen, Frau Charlotte Fera, begrüßen zu können. Wir freuen uns sehr, liebe 
Frau Fera, daß Sie nach einem schweren Unfall wieder genesen sind und heute er­
stmals an den Beratungen des Parteitages teilnehmen können. Herzlich willkommen. 

(Beifall) 
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Meine Damen und Herren, wir kommen nunmehr zu Punkt 14 der Tagesordnung: 

Anträge zur Satzungsänderung 

Ich rufe den Antrag F 01 mit der neuen Empfehlung auf, die die Antragskommission 
zu diesem Antrag gegeben hat. Darf ich fragen, ob dazu das Wort gewünscht wird. -
Das ist nicht der Fall. — Das Wort wird auch von der Antragskommission nicht 
gewünscht. 

Wer dem Antrag in der Fassung der Antragskommission zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Handzeichen. - Vielen Dank. Ich bitte um die Gegenprobe. - Das 
ist offenbar einstimmig so beschlossen worden. 

Ich rufe den Antrag F 2, Initiativantrag des Bundesvorstandes, auf. Liegen dazu Wort­
meldungen vor? - Das ist nicht der Fall. 

Dann bitte ich die Delegierten, die diesem Antrag zustimmen wollen, um das Erhe­
ben der Stimmkarte. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Ich stelle fest, daß auch 
dieser Antrag einstimmig angenommen worden ist. 

Dann rufe ich den Initiativantrag des Bundesvorstandes F 3 auf. Wird dazu das Wort 
gewünscht? — Das ist nicht der Fall. 

Dann bitte ich die Delegierten um das Erheben der Stimmkarte, wenn sie diesem 
Antrag des Bundesvorstandes zustimmen wollen. - Vielen Dank. Möchte jemand 
gegen den Antrag stimmen? - Ich sehe keine Gegenstimmen. Dann ist dieser 
Antrag offenbar auch einstimmig beschlossen worden. 

Dann rufe ich den Antrag F 4 des Bundesvorstandes auf. Wortmeldungen? - Nicht 
der Fall. 

Dann bitte ich die Delegierten, die diesem Initiativantrag des Bundesvorstandes zu­
stimmen wollen, um das Erheben der Stimmkarte. - Vielen Dank. Ich bitte um die 
Gegenprobe. — Es möchte niemand dagegen stimmen. — Dann ist auch dieser 
Antrag einstimmig beschlossen worden. 

Damit kommen wir zu den sontigen Anträgen. 

Ich übergebe jetzt die Leitung an Herrn Dübel. 

Siegfried Dübel, Tagungspräsidium: Ich rufe Puni<t 15 der Tagesordnung auf: 

Sonstige Anträge. 

Antrag G 01! Die Antragskommission empfiehlt Annahme. Wird das Wort ge­
wünscht? — Das ist nicht der Fall. 

Dann kommen wir zur Abstimmung. Wer für den Antrag der Antragskommission ist, 
den bitte ich um das Handzeichen. - Ich bitte um die Gegenprobe. - Einstimmung 
angenommen. 
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Ich rufe den Antrag G 02 auf. Die Antragskommission empfiehlt Überweisung. -
Wortmeldungen? - Eine Wortmeldung: Antragsteller zur Begründung. 

Josef Merkel: Meine Damen und Herren, ich bitte Sie, diesen Antrag nicht zu über­
weisen — und damit eine Beerdigung erster Klasse vorzunehmen - , sondern den 
Antrag anzunehmen. Es geht hier nicht darum, den Bundesausschuß anders zusam­
menzusetzen, sondern es geht nur darum, daß mindestens einmal im Jahr auch die 
Kreisverbände die Möglichkeit haben, anstehende Fragen mit dem zweithöchsten 
Organ der Bundespartei zu diskutieren. Das allein ist unser Anliegen. Deswegen 
bitte ich Sie um Zustimmung. 

(Beifall) 

Siegfried Dübei, Tagungspräsidium: Der Bundesparteivorsitzende hat das Wort. 

Dr. Helmut Kohl, Vorsitzender der CDU: Meine Damen und Herren! Liebe Freunde! 
Ich bin grundsätzlich für den Antrag, was seine Intention betrifft. Ich schlage aber 
vor, die beiden Dinge aus satzungsrechtlichen Gründen voneinander zu trennen. 

Wir müssen bei unseren regulären Bundesausschußsitzungen bleiben. Dazu brau­
chen wir einmal im Jahr die Konferenz der Kreisvorsit?enden. Ich plädiere also für 
beides, aber ich bin dagegen, daß wir das miteinander verbinden und zu einem Re­
gelfall machen. In einem Ausnahmefall kann man das durchaus tun. Ansonsten 
müssen wir die satzungsmäßige Ordnung beibehalten, da wir im anderen Fall die 
Satzung als Ganzes noch einmal überdenken müßten. 

Herr Vorsitzender, zweitens möchte ich, wenn Sie damit einverstanden sind - dann 
brauche ich nicht noch einmal ans Pult - , folgendes sagen. Wir haben eben Satz­
ungsänderungen beschlossen, die in die Organisationsstruktur eingreifen. Ich bitte 
um Ihre Zustimmung, daß wir § 31 - er regelt die Einberufung des Bundesparteiaus-
schusses — in diesem Jahr ausnahmsweise so auslegen, nicht noch eine Bunde-
sausschußsitzung durchzuführen. Im Regelfall führen wir einen Parteitag und zwei 
Bundesausschußsitzungen durch. In diesem Jahr sind es zwei Parteitage. Ich 
möchte daher die Dezember-Sitzung des Bundesausschusses ausfallen lassen. 

(Beifall) 

Siegfriecä Dübel, Tagungspräsidium: Das Wort hat Herr öttinger. 

GynSher ÖtSinger: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich möchte in Erwide­
rung auf den Bundesvorsitzenden deutlich machen, daß mit dem Antrag - so die In­
tention der Antragsteller - keine Änderung der Parteisatzung angestrebt wird. Viel­
mehr soll damit eine politische Aufforderung an den Bundesvorstand bzw. den Bun-
desparteiausschuß dahin gehend ausgesprochen werden, einmal im Jahr die Kreis­
vorsitzenden nach Bonn zu einer gemeinsamen Besprechung, zu einer gemeinsa­
men Sitzung mit dem Bundesausschuß einzuladen. Damit wird die bisherige Rege­
lung, wie sie in der Satzung niedergelegt ist, in keiner Weise angetastet. Insofern ist 
das Argument von Herrn Dr. Kohl nicht stichhaltig. 

Ich bitte Sie, dem Antrag G 02 des Kreisverbandes Zollern-Alb zuzustimmen, der es 
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ermöglichen könnte, eine stärkere Anbindung der Parteibasis an die Entscheidungen 
der bundespolitischen Gremien, der Bundes-CDU zu erreichen. 

(Beifall) 

Siegfried Dübel, Tagungspräsidium: Das Wort hat der Generalsekretär 

Dl-. Meiner Geißler, Generalsekretär der CDU: Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Dem Antrag kann man doch zustimmen, wenn man sagt: Der Bundesvor­
stand wird aufgefordert, mindestens einmal im Jahr die Kreisvorsitzenden einzula­
den. Was nicht geht, ist die institutionelle Verbindung mit der Sitzung des Bunde-
sparteiausschusses. Aber das hat Helmut Kohl vorhin schon gesagt. Es entfiele also 
die Formulierung "zu einer Sitzung des Bundesausschusses". Es bleibt dann der von 
mir eben angeregte Satz. Ich bitte, so zu beschließen. 

Siegfried Dübel, Tagungspräsidium: Meine Damen und Herren, Sie haben den Vor­
schlag des Generalsekretärs gehört. Ich lasse über diesen Vorschlag abstimmen 
Wer für die Annahme des Antrages G 02 in der abgewandelten Form ist, den bitte 
ich um das Kartenzeichen. - Danke sehr. Ich bitte um die Gegenprobe. — Stimmen­
thaltungen? - Die abgewandelte Form des Antrages G 02 ist einstimmig 
angenommen. 

Ich rufe den Antrag G 03 auf. Die Antragskommission empfiehlt Annahme in der aus­
gedruckten Fassung. Wird dazu das Wort gewünscht? - Das ist nicht der Fall. Dann 
lasse ich über den Antrag abstimmen. Wer der Empfehlung der Antragskommission 
folgt, den bitte ich um das Handzeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe! - Stimmen­
thaltungen? — Ich stelle wiederum einstimmige Annahme fest. 

Ich rufe den Antrag G 04 auf. Die Antragskommission empfiehlt Annahme in der aus­
gedruckten Form. Wird das Wort gewünscht? - Das ist nicht der Fall. Dann kommen 
wir zur Abstimmung. Wer der Empfehlung der Antragskommission folgt, den bitte ich 
um das Handzeichen. - Ich bitte um die Gegenprobe. - Enthaltungen? - Erneut ein­
stimmige Annahme. 

Ich rufe den Antrag G 05 auf. Es wird Annahme empfohlen. Wird das Wort ge­
wünscht? — Das ist nicht der Fall. Wir kommen zur Abstimmung. Wer für die Annah­
me des Antrages G 05 ist, den bitte ich um das Kartenzeichen. — Ich bitte um die Ge­
genprobe. - Stimmenthaltungen? - Bei einigen Enthaltungen einstimmig 
angenommen. 

Ich rufe den Antrag G 06 in Verbindung mit dem Antrag G 24 auf. Die Antragskom­
mission empfiehlt die neben dem Antrag G 24 ausgedruckte Form. Wird dazu das 
Wort gewünscht? - Das ist nicht der Fall. Wer für die Annahme des Antrages in der 
von der Antragskommission empfohlenen Fassung ist, den bitte ich um das Karten­
zeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Stimmenthaltungen? - ich stelle erneut 
einstimmige Annahme fest. 

Ich rufe den Antrag G 07 auf. Es wird Überweisung an den Bundesvorstand empfoh­
len. Wird das Wort gewünscht? - Das ist nicht der Fall. Dann kommen wir zur Ab­
stimmung. Wer der Empfehlung der Antragskommission zuzustimmen wünscht, den 
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bitte ich um das Kartenzeichen. - Ich bitte um die Gegenprobe. - Stimmenthaltun­
gen? — Einstimmig so beschlossen. 

Der Antrag G 08 ist erledigt. Der Ordnung halber lasse ich aber gleichwohl noch 
einmal über die Erledigung abstimmen. Wer dafür ist, den Antrag G 08 als erledigt zu 
erklären, den bitte ich um das Handzeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe! — Stim­
menthaltungen? — Einstimmig so beschlossen. 

Ich rufe den Antrag G 09 auf. Es wird Annahme empfohlen. Wird dazu das Wort ge­
wünscht? — Das ist nicht der Fall. Dann komme ich zur Abstimmung. Wer für die An­
nahme des Antrages G 09 ist, den bitte ich um das Handzeichen. - Ich bitte um die 
Gegenprobe. — Stimmenthaltungen? - Ich stelle erneut einstimmige Annahme fest. 

Ich rufe den Antrag G 10 auf. Es wird Überweisung an die CDU/CSU-
Bundestagsfraktion empfohlen. Wird das Wort gewünscht? - Das ist nicht der Fall. 
Dann kommen wir zur Abstimmung. Wer der Überweisung zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um das Handzeichen. - Ich bitte um die Gegenprobe. - Stimmenthalt­
ungen? - Damit ist einstimmig so beschlossen. 

Ich rufe den Antrag G 11 auf. Es wird Annahme empfohlen. Wird das Wort ge­
wünscht? — Das ist nicht der Fall. Dann kommen wir zur Abstimmung. Wer für die 
Annahme des Antrages G 11 ist, den bitte ich um das Kartenzeichen. Ich bitte um 
die Gegenprobe. — Stimmenthaltungen? - Ich stelle erneut einstimmige Annahme 
fest. 

Ich rufe den Antrag G 12 in Verbindung mit dem Antrag G 25 auf. Hierzu liegt eine 
Wortmeldung von Herrn Heintze, Landesverband Westfalen, vor. 

Bernd Heintze: Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Liebe 
Parteifreunde! Im Jahr 1973 haben wir in diesem Hause über diese Problematik dis­
kutiert, zu einer Zeit, als sie in aller Iviunde war Der Kreisverband Unna schlägt vor, 
diese Problematik heute, acht Jahre danach, noch einmal aufzugreifen. Wir wollen 
diesen Platz besetzen, bevor uns wieder jemand anders die Butter vom Brot nimmt. 
In den letzten Monaten haben wir ja gesehen, daß die CDU immer wieder versucht, 
dort die Plätze zu besetzen, wo die Diskussion plötzlich in Gang kommt. Gestern 
abend ist in einer Sendung mit dem Titel "Die CDU läuft immer hinterher" darüber in 
treffender Weise diskutiert worden. 

Ich meine, wir sollten nicht diejenigen sein, die immer erst dann über ein Thema dis­
kutieren, wenn es in aller Munde ist, sondern wir sollten auch einmal versuchen, 
vorab in die Diskussion über solche Themen einzutreten. 

Ich bin durchaus der Meinung, daß der Bundesvorstand nicht in der Lage sein kann, 
uns schon ein Konzept vorzulegen, das den weiteren Weg festschreibt, den wir ver­
folgen sollten. Aber ich frage mich, warum hier und heute nicht darüber gesprochen 
werden kann, was hinsichtlich dieser Problematik in den letzten acht Jahren gesche­
hen ist. Mir kann doch keiner erzählen, daß hier nicht Leute sitzen, die uns dazu 
etwas sagen könnten. Ich fordere im Namen des Kreisverbandes Unna - und hof­
fentlich auch in Ihrem Namen - , daß dazu heute etwas gesagt wird. 
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Ich bin damit einverstanden, daß die Ziffer 2 unseres Antrages an den Bundesvor­
stand überwiesen wird. 

(Beifall) 

Siegfried Dübei, Tagungspräsidium: Für die Antragskommission, Herr Vogel. 

Friedrich Vogel, Antragskommission: Einverstanden! 

Siegfried Dübel, Tagungspräsidium: Die Antragskommission ist mit diesem Vor-
schilag einverstanden. 

Ich) lasse über den modifizierten Vorschlag abstimmen und bitte diejenigen, die zu­
stimmen wollen, um das Handzeichen, — Ich bitte um die Gegenprobe. - Stimmen­
thaltungen? — Damit ist dieser Antrag in der modifizierten Form einstimmig 
angenommen. 

Ich rufe den Antrag G 13 auf. Es wird Überweisung an die Bundestagsfraktion und 
die EVP-Fraktion im Europäischen Parlament empfohlen. 

Es hat sich Herr Dr. Franz, Landesverband Rheinland, zu Wort gemeldet. 

Dr. Otmar Franz, Mülheim: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Uns allen ist 
klar, daß die Energieprobleme für uns in Europa in den 80er und 90er Jahren die zen­
tralen Probleme sein werden. Wenn wir nicht ausreichend Energie zu tragbaren 
Kosten zur Verfügung haben, werden die Arbeitslosenzahlen sprunghaft in die Höhe 
gehen, und wir werden unsere Stabilität und unser soziales Netz nicht erhalten 
können. 

(Vereinzelte Zustimmung) 

Meine Damen und Herren, wir benötigen für die Energieversorgung jede Energie­
quelle, die verfügbar ist, und wir müssen jede Energieeinsparmöglichkeit nutzen, die 
vorstellbar ist. 

Dafür sind erhebliche Forschungen und Investitionen nötig, die national nicht finan­
zierbar sind. Wir müssen zu einer europäischen Energiepolitik, zu einer Koordinie­
rung mit unseren Nachbarn kommen, um mit Hilfe des Binnenmarktes von 270 Mil­
lionen Menschen das Potential zu schaffen, um die entsprechenden Forschungen 
und Investitionen sowohl im Hinblick auf die Kohleveredelung als auch auf andere 
Energiesparten und die Energieeinsparung zu ermöglichen. 

Wie mit Mitgliedern der Antragskommission besprochen, möchte ich Sie bitte, 
diesem Antrag des Landesverbandes Rheinland, den dieser auf dem letzten Lande­
sparteitag einstimmig beschlossen hat, im Grundsatz zuzustimmen. Eine Überwei­
sung alleine reicht uns nicht - Auf der anderen Seite ist klar, daß auf diesem Bunde­
sparteitag nicht alle Fragen im einzelnen ausdiskutiert werden können. Deswegen 
nochmals mein Petitum: Stimmen Sie diesem Antrag im Grundsatz zu! — Danke 
schön, 

(Vereinzelter Beifall) 
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Siegfried Döbei, Tagungspräsidium: Das Wort für die Antragskommission hat Herr 
Vogel. 

Friedrich Vogei, Antragsl<ommission: Meine Damen und Herren! Die Antragskom­
mission empfiehlt, entgegen dem ausgedruckten Vorschlag, Annahme im Grundsatz 
und Überweisung an die CDU/CSU-Bundestagsfraktion und die EVP-Fraktion im 
Europäischen Parlament. 

Es gibt eine Reihe von Einzelheiten, die eine längere Diskussion erfordern würden. 
Deshalb ist dieses Verfahren mit den Antragstellern abgesprochen worden. Sie sind 
damit einverstanden, wenn der Parteitag den Antrag im Grundsatz annimmt und ihn 
im übrigen überweist. 

Siesfried Dübei, Tagungspräsidium: Meine Freunde! Sie haben die Empfehlung 
von Herrn Vogel gehört. 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer für die Empfehlung der Antragskommission ist, 
den bitte ich um das Handzeichen. - Ich bitte um die Gegenprobe. - Stimmenthalt­
ungen? - Bei einer Stimmenthaltung ist damit so beschlossen. 

Ich rufe den Antrag G 14 auf. Die Antragskommission empfiehlt Annahme. 

Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Ich komme zur Abstimmung. Wer für Annahme des Antrages ist, den bitte ich um 
das Handzeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Stimmenthaltungen? — Bei 
einer Gegenstimme angenommen. 

Ich rufe den Antrag G 15 auf. Es wird Überweisung an den Bundesvorstand 
vorgeschlagen. 

Wird das Wort gewünscht? - Das ist nicht der Fall. 

Dann kommen wir zur Abstimmung. Wer für die Annahme des Antrages G 15 ist, den 
bitte ich um das Handzeichen. - Ich bitte um die Gegenprobe. - Stimmenthaltun­
gen? - ich stelle einstimmig Annahme fest. 

ich rufe den Antrag G 16 auf. Es wird Ablehnung empfohlen, soweit nicht durch Be­
schlußfassung zum Leitantrag erledigt. 

Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Empfehlung der Antragskommission, den 
Antrag abzulehnen. Ich bitte diejenigen, die für den Vorschlag der Antragskommis­
sion sind, um das Handzeichen. — 

Ich bitte um die Gegenprobe. - Stimmenthaltungen? -

Eine Stimmenthaltung. Der Antrag ist damit, entsprechend der Empfehlung der An­
tragskommission, abgelehnt. 
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Ich rufe den Antrag G 17 auf. Es wird Überweisung an den Bundesvorstand 
vorgeschlagen. 

Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer für die Überweisung an den Bundesvorstand ist, 
den bitte ich um das Handzeichen. - Ich bitte um die Gegenprobe. - Stimmenthalt­
ungen? - Somit ist einstimmig so beschlossen. 

Meine Freunde, ich rufe jetzt die Anträge G 18 bis G 20 auf, die zusammen behandelt 
werden sollen, und weise auf die neue Empfehlung der Antragskommission hin, die 
Ihnen in einer Tischvorlage zugegangen ist. 

Zur Begründung des Antrages G 20 Herr Göhner, Westfalen. 

Reinhard Göhner, Westfalen: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Gestern 
hier im Forum haben eine Reihe unserer jugendlichen Gäste auf die unerträgliche Si­
tuation hingewiesen, daß wir seit Jahren auf eine Novellierung des Wehrdienstge­
setzes warten. 

(Beifall) 

Seit die Regierungsparteien SPD und FDP die Verfassungswidrigkeit ihres Postkar­
tenverfahrens bescheinigt bekommen haben, blockieren sie jegliche Regelung auf 
diesem Gebiet. Deshalb sollten wir als Union im Interesse der Betroffenen initiativ 
werden. 

(Beifall) 

Das Ziel unseres Antrages, der drei hier vorliegenden Anträge, und auch der Empfeh­
lung der Antragskommission ist letztlich, durch eine Neugestaltung des Zivildienstes 
- an Stelle des bisherigen Anerkennungsverfahrens - das Grundrecht der Verwei­
gerung aus Gewissensgründen zu gewährleisten. 

Meine Damen und Herren, Helmut Kohl hat vorgestern hier darauf hingewiesen, daß 
wir als Union es gewesen sind, die dafür gesorgt haben, daß das Recht der Verwei­
gerung des Wehrdienstes aus Gewissensgründen ein Verfassungsrecht, ein Grund­
recht, geworden ist. Deshalb sind gerade wir in besonderer Weise gefordert, eine Re­
gelung zu finden, die dieses Grundrecht sicherstellt, besser sicherstellt als das un­
geeignete und unwürdige Anerkennungsverfahren heute. 

(Beifall) 

Wir dürfen uns nicht mit dem Tatbestand abfinden, daß heute derjenige anerkannter 
Wehrdienstverweigerer werden kann, der rhetorisch besonders begabt ist und des­
halb vor dem Prüfungsausschuß bestehen kann, oder der, der in der Lage ist, das 
Verwaltungsgericht anzurufen. In drei Vierteln aller Fälle, in denen das Verwaltungs­
gericht entscheidet, bekommt der seine Glaubwürdigkeit bescheinigt. Dann hat er 
möglicherweise die Chance, einen Dienst zu leisten, der für ihn bequemer ist als der 
Wehrdienst. 
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Deshalb sagen wir: Wenn wir den Zivildienst so ausgestalten könnten, daß die Mehr­
belastungen, die der Wehrdienstleistende im Unterschied zum Ersatzdienstleisten­
den hat, durch eine Verlängerung des Ersatzdienstes gegenüber dem Wehrdienst 
um sechs Monate ausgeglichen würden, dann zeigte derjenige, der bereit wäre, sich 
dieser Mehrbelastung zu unterziehen, die Bereitschaft, für sein Gewissen diese 
Mehrbelastung in Kauf zu nehmen. Er bietet damit ein Indiz dafür, daß er aus Gewis­
sensgründen die Verweigerung wählt. 

Wir sind uns darüber im klaren, daß Voraussetzung dieser Regelung sein muß, daß 
wir mehr Ersatzdienstplätze haben, damit jeder, der den Wehrdienst verweigert, 
auch unverzüglich seinen Ersatzdienst leisten muß, meine Damen und Herren. 

(Beifall) 

Wir sind dafür, den Grundsatz der allgemeinen Wehrpflicht zu erhalten, aber wir 
müssen ein Verfahren finden, das auch junge Leute verstehen. Sie dürfen nicht, wie 
das heute der Fall ist, den Eindruck haben, daß derjenige, der das Abitur hat bzw. 
das Gymnasium besucht, in dieser Frage privilegiert ist, weil er - vielleicht - gelernt 
hat, sich etwas geschickter auszudrücken, weil er in der Lage ist, sich in diesem Prü­
fungsausschuß durchzumogeln. 

Wie kommt es denn eigentlich - das darf uns doch nicht gleichgültig lassen —, daß 
bei den Gymnasiasten der prozentuale Anteil derjenigen, die als Wehrdienstverwei­
gerer anerkannt werden, sehr viel höher ist als bei den Hauptschülern? Das ist doch 
ein Zustand, über den man einmal nachdenken muß und den wir durch unsere Neu­
gestaltung des Zividienstes ändern wollen. 

Meine Damen und Herren, die jungen Leute warten seit Jahren auf eine Neurege­
lung. Wir meinen, daß wir als Opposition aufgerufen wären, über den Bundesrat und 
über den Bundestag eine Neuregelung anzustoßen, damit diejenigen, die bereit sind, 
sich für unseren Staat einzusetzen und den Wehrdienst zu leisten, auch das Gefühl 
haben können, daß diejenigen, die einen anderen Dienst leisten wollen, zu diesem 
Dienst auch wirklich herangezogen werden und sich nicht drücken können. Auch 
dieses ist Gegenstand des Antrages. Ich bitte Sie sehr herzlich um Zustimmung zu 
diesem Antrag. 

Siegfried Dübel, Tagungspräsidium: Das Wort hat Herr Perschau, Landesverband 
Hamburg. 

Martmut Perschau: Meine Damen und Herren! Ich will es kurz machen. Ich warne 
vor einem solchen Beschluß, weil er weiter nichts als ein opportunistischer Entla­
stungsbeschluß ist. 

(Beifall) 

Wir wissen genau, daß wir einen solchen Beschluß faktisch nicht umsetzen können. 
Wir haben im letzten Jahr 54 000 Kriegsdienstverweigerer gehabt. Wir haben 35 
000 Ersatzdienstplätze, von denen wir die Hälfte nicht besetzen können, weil die 
Träger das nicht akzeptieren. Wir wissen, daß es kaum möglich ist, bei einer Verlän­
gerung der Ersatzdienstzeiten eine so große Ausweitung der Zahl der Ersatzdienst­
plätze zu realisieren, daß wir eine solche Entscheidung wirklich faktisch umsetzen 
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können. Ich warne etwas davor, Beschlüsse zu fassen, die uns gewissermaßen ir­
gendwann einholen, wenn wir sie wirklich umsetzen wollen. Deshalb hoffe ich, daß, 
wenn dieser Antrag an die Bundestagsfraktion überwiesen wird, die Fragen der reali­
stischen Umsetzung wirklich nüchtern geprüft werden. Wir dürfen in der jungen Ge­
neration nicht bestimmte Erwartungen wecken und uns nicht kurzfristig an einer Ar­
gumentationsfront entlasten, an der wir In Zukunft dann sehr viel härter neu belastet 
werden. Dies würde das Problem für uns insgesamt nicht erleichtern, sondern wahr­
scheinlich verschärfen. 

(Beifall) 

Siegfried Dübei, Tagungspräsidium: Der Bundesvorsitzende hat um das Wort 
gebeten. 

Dr. Helmut Kohl, Vorsitzender der CDU: fvleine Damen und Herren! Ich will hier zu­
nächst sagen, daß ich den vorliegenden Antrag nachdrücklich unterstütze. 

(Beifall) 

Ich will dies auch begründen. 

Ich habe großen Respekt vor der Meinung unseres Kollegen und meines Freundes 
Perschau. Er Ist ein fvlann, der wie jeder von uns, seine Erfahrungen hat. Dennoch 
sage ich entschieden, lieber Freund Perschau: Für mich ist dieser Antrag kein Akt 
des Opportunismus. Ich spreche hier, damit jeder weiß, was meine Meinung Ist. 

(Beifall) 

Ich halte den jetzigen Zustand für völlig unerträglich. 

(Beifall) 

Es ist wahr — wir alle tun uns dabei auch relativ leicht —, daß wir sagen können: Wir 
haben ja keine Mehrheit im Bundestag; deswegen kommt nichts zustande. — Junge 
Mitbürger werden uns das nicht abnehmen. Ihre Eltern werden uns das auch nicht 
abnehmen. Wenn wir, was ich sehr hoffe, - gerade nach der Debatte des gestrigen 
Tages —, über den inneren Zustand der Bundeswehr stärker diskutieren, wenn wir 
also nicht nur über die strategischen Fragen, sondern auch darüber diskutieren, wie 
es eigentlich wirklich aussieht in der Bundeswehr: 

- wie das Befinden der Soldaten ist, 
-was sie denken, 
-für was sie eintreten, 

dann muß auch an dieser Frage, die eine moralische ist, gearbeitet werden. Ich bin 
mir über die Ausgangsposition im klaren. Ich führe im Bundestag die Minderheit. Die 
Minderheit hat aber nicht das Recht, in einer moralischen Frage mit der Begründung, 
daß ja die anderen die Mehrheit hätten, beiseitezutreten. Wir müssen vielmehr versu­
chen, andere zu überzeugen. 

(Beifall) 
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Meine Freunde, wir haben das ja auch immer wieder versucht. Im letzten Bundestag, 
der mit der Wahl 1980 zu Ende ging, hat es eine interfraktionelle Kommission gege­
ben. Es gab viele Vorarbeiten. Diese Vorarbeiten zogen sich über Jahre hin. Am 
Ende sind wir aber gescheitert. Es gab auch im Lager der SPD durchaus vernünftige 
Stimmen. Unter anderen ist hier auch der jetzige Bundesverteidigungsminister zu 
nennen. Er hat sich aber gegenüber den Linken in seiner eigenen Partei nicht 
durchgesetzt. 

(Zustimmung) 

Meine Freunde, wenn Sie das in der Diskussion mit jungen Leuten sagen, ist das 
eine resignierende Argumentation. Für mich ist folgendes ganz klar. Dies sage ich, 
damit meine persönliche Position für jeden Delegierten verständlich ist. In diesem 
Antrag steht — das ist für mich die Ausgangsposition —, daß wir am System nichts 
verändern, wenn nicht gewährleistet ist, daß der Ersatzdienst auch tatsächlich gelei­
stet wird. 

(Beifall) 

Meine Freunde, das ist jetzt, unter den gegebenen Verhältnissen beinahe utopisch. 
Aber jetzt frage ich Sie; Wollen wir, wenn wir an die Regierung kommen, sagen, auf 
dem Parteitag in Hamburg seien wir in der Sache schon in der Debatte gescheitert? 
Wir müssen uns, wenn wir überhaupt weiterkommen wollen, zutrauen, diese Frage 
zu lösen. 

(Beifall) 

Deshalb bitte ich um die Annahme des Antrages. Ich hatte zu Beginn schon die An­
tragsteller gebeten, so zu formulieren, daß es niht nach Besserwisserei klingt. Wir 
brauchen die anderen Fraktionen. Es gibt in der deutschen Politik nur noch wenig 
Gemeinsamkeit. Es gibt viel streitige Auseinandersetzung, die sein muß. Deshalb ist 
es vielleicht doch noch eines Versuchs wert, ausgehend von der Grundüberzeugung 
von christlichen Demokraten ein Angebot zu machen und zu sagen: Leute, laßt uns 
noch einmal zusammensetzen, und zwar um der jungen Generation willen, damit 
junge Leute in den Schulen nicht daran verzweifeln, daß diejenigen, die ihren Dienst 
tun, als die Dummen und diejenigen, die sich drücken, als die Cleveren und Ge­
schickten angesehen werden. 

(Beifall) 

Natürlich weiß ich - das muß man offen aussprechen - , daß die Chance uns durch­
zusetzen, nicht über 50 % einzuschätzen ist, sondern realistischerweise relativ 
gering bemessen werden muß. Dennoch bin ich für diesen Antrag. Es muß versucht 
werden, hier etwas zu bewegen, und zwar in der richtigen Richtung, so daß auch 
junge leute davon überzeugt werden können. Helfen Sie mit! Stimmen Sie dem 
Antrag zu! 

(Anhaltender Beifall) 
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Siegfried Dijbel, Tagungspräsidium: Meine Freunde, es liegen hierzu noch sieben 
Wortmeldungen vor. Ich möchte nach den Ausführungen unseres Freundes Kohl 
fragen, ob die Wortmeldungen alle aufrechterhalten werden oder ob wir bereits zur 
Abstimmung kommen können. Möchte jemand von denjenigen, die sich zu Wort ge­
meldet haben, seine Wortmeldung aufrechterhalten. - Das ist nicht der Fall. 

(Widerspruch) 

Dann hat jetzt Herr Vogel für die Antragskommission das Wort. 

Friedrich Vogel, Antragskommission: Meine Damen und Herren! Nach den Ausfüh­
rungen des Parteivorsitzenden fällt es mir leicht, Ihnen den Vorschlag der Antrags­
kommission noch einmal in einigen knappen Sätzen zu erläutern. Ich möchte Ihnen 
sagen, daß sich die Antragskommission sehr intensiv mit den Anträgen G 18 bis G 
20 befaßt hat und daß sie auch sehr intensiv mit den Antragstellern darüber gespro­
chen hat. 

Ausgangspunkt der Überlegungen war, daß es absolut unbefriedigend ist, wie das 
Verfahren heute abläuft und wie der tatsächliche Zustand ist. Wir waren der Auffas­
sung, daß der Versuch gemacht werden muß, dieses Problem auf dem Wege zu 
lösen, den das Bundesverfassungsgericht gewiesen hat. Das Bundesverfassungs­
gericht hat gefordert, daß eine ausreichende Probe im Hinblick auf die Ernsthaftig­
keit der Gewissensentscheidung vorgenommen werden muß. Es sieht diese darin, 
wenn, wie es hier vorgeschlagen worden ist, der Ersatzdienst entsprechend verlän­
gert wird. Voraussetzung ist, daß diejenigen, die sich für den Ersatzdienst entschei­
den, von der sicheren Erwartung ausgehen müssen, daß der Ersatzdienst auch tat­
sächlich abgeleistet wird. Auf diesen Satz legt die Antragskommission besonderen 
Wert. Ich bitte Sie, dem Vorshiag der Antragskommission zuzustimmen. 

(Beifall) 

Siegfried Dübel, Tagungspräsidium: Meine Freunde, es werden doch noch Wort­
meldungen aufrechterhalten. Das Wort hat Herr Berger. 

Markus Berger: Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich 
möchte mich nicht gegen den Vorschlag der Antragskommission aussprechen, aber 
noch einmal betonen - das tue ich als einer, der bei der NichtVerabschiedung der 
beiden letzten Novellen im Deutschen Bundestag vor einem Jahr für die Fraktion ge­
sprochen hat - , daß die Christlich Demokratische Union selbstverständlich die 
Partei der Wehrpflicht bleiben muß, und daß für uns die Wehrpflicht deswegen zu­
nächst als die kollektiv notwendige Pflicht den absoluten Vorrang hat. 

(Beifall) 

Ich möchte zum zweiten betonen - das möchte ich auch all denen sagen, die aus 
ihrer Gewissensnot heraus einen Antrag auf Verweigerung des Kriegsdienstes stel­
len —, daß man sich bewußt sein muß, daß dieses, wie ich meine, wichtigste Frei­
heitsrecht unserer Verfassung nur so lange gewährleistet bleiben kann, wie andere 
in unserer Gesellschaft genau zu dem Beitrag für das Ganze bereit sind, den die Ver­
weigerer nicht leisten können. 

(Beifall) 
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Ich möchte darauf aufmerksam machen, daß das Bundesverfassungsgericht, als es 
in seiner Entscheidung im April 1978 eine Alternative zu den bisherigen und, wie es 
gesagt hat, verfassungsgemäßen Verfahren aufgewiesen hat, von einem Grund­
wehrdienst von 15 f\/lonaten ausging und in diesem Zusammenhang das Angebot 
gemacht hat, an dessen Stelle als einzige Probe auf die Ernsthaftigkeit der Gewis­
sensentscheidung einen Ersatzdienst von 24 Monaten als Möglichkeit einzuführen. 

Wir sollten auch wissen, daß der Bundesverteidigungsminister, als er nach dem 
Scheitern der beiden letzten Novellen den Versuchen aller Fraktionen des Bundes­
tages, zu einer Einigung zu kommen, nicht nachkam, von sich aus den Vorschlag ge­
macht hat, einen Ersatzdienst von 18 Monaten einzuführen, der sofort den wütenden 
Protest nicht nur der Linken und der Jusos, sondern nahezu seiner gesamten Partei 
bekommen hat. 

Dies führe ich aus, um damit deutlich zu machen, welche Skepsis ich hege, daß wir 
den Weg gehen können, den wir jetzt versuchen. Aber ich habe mit Befriedigung zur 
Kenntnis genommen, daß sowohl für den Parteivorsitzenden wie auch für die An­
tragskommission und auch vom Antragsteller her diese letzte Voraussetzung, näm­
lich, daß alle, die nicht Wehrdienst leisten, den Ersatzdienst leisten müssen, als eine 
Conditio sine qua non akzeptiert wird. Unter dieser Voraussetzung, so meine ich, 
kann man auch aus der Sicht der Bundestagsfraktion heute hier zustimmen. 

Ich bin froh, daß es sich nicht mehr um den ursprünglichen Antrag handelt, sondern 
daß die ursprüngliche Fassung in einer, wie wir hörten, sehr intensiven Beratung 
heute Nacht qualitativ so verbessert werden konnte. 

Siegfried Dübei, Tagungspräsidium: Das Präsidium hat den Eindruck gewonnen, 
daß in der Diskussion alle wesentlichen Argumente pro und kontra vorgetragen 
worden sind. 

(Beifall) 

- Herr Wörner hält seine Wortmeldung aufrecht. Er hat das Wort. 

Dr. Manfred Wörner: Ich verstehe angesichts der fortgeschrittenen Zeit zwar die 
Unmutsäußerungen; aber wenn wir diesen Parteitag schon als einen Parteitag des 
Dialogs und der Diskussion bezeichnen, dann können Sie es mir nicht verwehren, in 
einer so entscheidenden Frage hier in aller Kürze meine Meinung zu sagen. 

(Beifall) 

Ich will meine Meinung ganz deutlich machen und kann es in aller Kürze tun, weil 
Herr Berger meinen Standpunkt hier schon widergegeben hat. 

Auch und gerade nach den Ausführungen von Herrn Kohl ist dieser Antrag nur unter 
zwei klaren Voraussetzungen zustimmungsfähig. Die erste Voraussetzung ist: Nicht 
nur ein verbales Bekenntnis zur allgemeinen Wehrpflicht, sondern auch eine klare 
Aussage der CDU, daß sie nach wie vor am Vorrang der allgemeinen Wehrpflicht, 
d.h. am Vorrang des Wehrdienstleistenden bei der Verteidigung unserer freiheitlich­
demokratischen Grundordnung festhält, sind notwendig. 

(Beifall) 
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Ebenso klar bringe ich die zweite Voraussetzung zum Ausclrucl<. Es genügt nictit, die 
zeitlichie Belastung um sectis Monate zu steigern, wenn nicht auf der anderen Seite 
zwei ebenso klare Voraussetzungen mitformuliert sind, die sich hier in dem 'u.a." ver­
stecken. Einmal geht es darum, daß die sonstigen Belastungen des Zivildienstlei­
stenden denen des Wehrpflichtigen angeglichen werden müssen, 

(Beifall) 

zum anderen darum, nicht nur die Zahl der Ersatzdienstplätze auszuweiten. Ich habe 
nicht nur das Plädoyer unserer Wehrpflichtigen von gestern im Ohr, sondern auch 
das Plädoyer des jungen Zivildienstleistenden, der hier ganz ausdrücklich von den 
vielen Drückebergerposten gesprochen hat. Die Ausweitung der Ersatzdienstplätze 
ist in Ordnung. Aber sie kommt für mich nur in den Bereichen in Frage, wo es sich 
nicht um Drückebergerposten, sondern um Plätze handelt, in denen es eine echte 
gleichgewichtige Belastung gibt 

Nur unter diesen Voraussetzungen gibt es mein Ja zu diesem Antrag. 

(Beifall) 

Siegfried Dübei, Tagungspräsidium: fvleine lieben Freunde, ich darf noch einmal 
fragen, ob irgendeine der abgegebenen Wortmeldungen aufrechterhalten wird. — 
Herr Ivlayer-Vorfelder. 

Gerhard IWlayer-Vorfelder: Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich kann nur 
an das anschließen, was Herr Wörner gesagt hat. Wenn wir in einer so wesentlichen 
Frage nicht zur Diskussion bereit sind, nachdem wir drei Tage zusammen sind, dann 
wissen wir nicht, was junge Leute draußen bewegt, die ihre Wehrpflicht erfüllen. Ich 
sage dies weniger als Kultusminsiter, sondern als Angehöriger eines weißen Jahr­
gangs, als jemand, der freiwillig Reserveoffizier war und jährlich eine Wehrübung 
macht und mit den jungen Leuten draußen diskutiert. 

Über das, was einem die Wehrpflichtigen draußen sagen, kann man nicht so einfach 
hinweggehen. Dies sage ich auch in meiner Eigenschaft als Kultusminister, weil wir 
in der Schule wieder Sorge dafür tragen müssen, daß das, was Herr Wörner gesagt 
hat, ins Bewußtsein dringt, 

(Beifall) 

daß wir eine Kollektivverpflichtung haben, und daß die Gewissensentscheidung ein 
Individualrecht ist und nicht ein politischer Ausweg, wenn ich politisch etwas an­
deres meine. 

(Beifall) 

•Entspannungspolitik und Friedenssicherung wollen wir in den Schulen wieder dar­
stellen, und zwar als Information, nicht aber, wie immer wieder gesagt wird, als Wehr­
kunde; das ist eine ungeheuere Diffamierung dessen, was im Grundgesetz steht. 

(Beifall) 
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Meine Damen und Herren, für nnich ist es die größte semantische Fehlleistung der 
Väter des Grundgesetzes, als sie von "Kriegsdienstverweigerung" sprachen. 

(Beifall) 

Wir leben nicht im Krieg. Es handelt sich vielmehr um eine Wehrdienstverweigerung. 
Der Soldat leistet Wehrdienst, keinen Kriegsdienst. 

Wenn man als Offizier politischen Unterricht abhält, weiß man, was die jungen Leute 
bewegt. Es sind nicht Leute, die ihre Wehrpflicht mit einem Hurra-Patriotismus erfül­
len. Es sind Leute, die in ihrem Dienst eine Verpflichtung gegenüber der Gemein­
schaft sehen. Sie sind bitter enttäuscht, daß immer nur über Kriegsdienstverweige­
rung geredet wird, nicht aber über sie, die ihre Pflicht erfüllen. 

(Beifall) 

Deshalb hat es mich gestern in der Diskussion tief beeindruckt, als ein junger 
Wehrpflichtiger sagte: Laßt uns nicht im Regen stehen, sondern redet einmal über 
uns! — Meine Damen und Herren, wer soll das tun, wenn nicht wir! 

(Beifall) 

Ws bewegt die jungen Leute? Es ist genau das, was Manfred Wörner gesagt hat. Es 
ist etwas ganz anderes, als wir es mit 18 oder 19 Jahren empfunden haben. Es 
bewegt sie, daß sie kaserniert sind, während die anderen tagtäglich nach Hause 
gehen. Die Wehrpflichtigen werden, wenn sie am Wochenende heimfahren, am 
Stammtisch angemacht mit der Bemerkung, was für Dussel sie seien, weil sie die 
Wehrpflicht erfüllten, während sich die anderen drückten. Das ist das, was die 
jungen Leute bewegt. 

(Beifall) 

Wenn wir dies nicht in der Weise klarstellen, wie es der Antrag formuliert und wie er 
modifiziert worden ist — durch Manfred Wörner —, dann tun wir denjenigen, die ihre 
Pflicht erfüllen, einen ganz schlechten Dienst. Deshalb kann ich das, was Manfred 
Wörner gesagt hat, nur unterstreichen 

(Beifall) 

Sisgfirisd Dübel, Tagungspräsidium: Das Wort hat Herr Dr. Huck vom Bundesvor­
stand der Jungen Union. 

Or. Bernd Muck, JU-Vorstand: Meine lieben Parteifeunde! Ich sage kurz etwas zur 
Verdeutlichung. 

Wir haben als Junge Union durchaus großen Einsatz gezeigt. Wir tun das für die 
Wehrpflichtigen weiter. So haben wir auch heute einen Initiativantrag zugunsten der 
Wehrpflichtigen gestellt, die auf einmal in finanzieller Hinsicht schlechter behandelt 
werden sollen als andere. Wir sehen die Probleme der Wehrpflichtigen. Wir befassen 
uns damit. Die meisten unserer Mitglieder leisten ihre Wehrpflicht, wie ich es bei­
spielsweise auch selber getan habe. 
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Ich möchte hier im Raum nicht den Eindruck stehen lassen, als ob die Junge Union 
und die Antragsteller an die Sondergruppe derjenigen denken, die von ihrem unstrei­
tigen Grundrecht auf Gewissensentscheidung und Kriegsdienstverweigerung Ge­
brauch machten, und als ob wir uns nicht um die Mehrheit derjenigen kümmerten, 
die ihren Wehrdienst leisteten. Wir kümmern uns um alle. Aber wir wollen auch nicht 
diejenigen, die von ihrer Gewissensentscheidung einen anderen Gebrauch machen, 
nämlich den Kriegsdienst EU verweigern, bei der CDU oder im Spektrum der Jungen 
Union insgesamt zu sehr an den Rand drücken. 

Deren Probleme sehen wir genauso. Deswegen unser Anliegen, dieses neue Verfah­
ren zu ändern und die Wehrdienstgesetzesnovelle durchzubekommen. 

(Beifall) 

Siegfried Dübel, Tagungspräsidium: Meine Freunde, werden noch weitere Wort­
meldungen aufrechterhalten? - Ich sehe, daß das nicht der Fall ist. 

Dann können wir jetzt zur Abstimmung kommen über die neue Empfehlung der An­
tragskommission zu den Anträgen G 18 bis G 20, die ihnen als Tischvorlage vorliegt. 
Wer für die Empfehlung der Antragskommission ist, den bitte ich um das Kartenzei­
chen. - Ich darf um die Gegenprobe bitten - Enthaltungen? - Damit ist der Antrag 
bei einigen Enthaltungen mit großer Mehrheit angenommen worden. 

(Beifall — Zurufe: Auch Gegenstimmen!) 

- Ja, Ich habe gesagt: "mit großer Mehrheit bei einigen Enthaltungen'. Aus den 
Worten 'mit großer Mehrheit" ergibt sich eine große Anzahl von Gegenstimmen. 

(Zurufe) 

- Meine Damen und Herren, ich habe von großer Mehrheit und einigen Enthaltungen 
gesprochen. Daraus ergibt sich, daß auch eine beachtliche Zahl von Gegenstimmen 
abgegeben worden ist. 

(Anhaltende Zurufe) 

Ich rufe den Antrag G 21 auf. Die Antragskommission empfiehlt Annahme. Das Wort 
hat Herr Köppinger, Landesverband Rheinland. - Die Wortmeldung wird 
zurückgezogen. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Initiativantrag G 21. Wer dafür ist, den bitte 
ich um das Kartenzeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Bei 
einigen Gegenstimmen angenommen. 

Ich rufe den Antrag G 22 auf. Das Wort hat Herr Wissmann. 

Rflatthias Wissmann: Liebe Parteifreunde! Bei diesem Initiativantrag vieler Dele­
gierter geht es darum, die am 22. November geplante Demonstration zum Thema 
Frieden und Menschenrechte zu einem großen Erfolg werden zu lassen und Sie, die 
ganze Partei, aufzufordern, dieser Demonstration aus Anlaß des Breschnew-
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Besuches den Rückenwind und die Unterstützung zu geben, die sie braucht, damit 
endlich deutlich wird; Auch wir stehen für unsere Überzeugungen auf der Straße 
und überlassen die Straße nicht einfach anderen — gerade auch in der geistigen 
Auseinandersetzung. 

(Beifall) 

Meine Bitte ist, daß Sie alle, die Sie, wenn Sie nach Hause kommen, in Ihren Kreisver­
bänden die Vorschläge des Aktionskomitees vorfinden, diese Demonstration unter­
stützen, indem Sie dafür sorgen, daß viele in den Bussen und Sonderzügen auch aus 
unserer Partei mitkommen, damit das nicht nur eine Demonstration der Jungen, son­
dern eine Demonstration aller Christlichen Demokraten wird und wir die Tür weit 
offen halten auch für andere. Ich werde beispielsweise die Jusos auffordern, endlich 
mal klar zu machen, ob sie zum Thema Menschenrechte auch bereit sein werden, 
Menschenrechte in der Sowjetunion und in Afghanistan einzufordern und deswegen 
bei unserer Demonstration mitzumachen. 

(Beifall) 

Da wird sich nämlich zeigen, wer glaubwürdig ist und wer nicht. 

Meine Bitte also: Nehmen Sie nicht nur den Antrag an, sondern helfen Sie mit, daß 
die Kundgebung mit einem weiten Spektrum in der Sache zu einem großen Erfolg 
wird! 

(Beifall) 

Siegfried Dübei, Tagungspräsidium: Das Wort hat Herr Dr Schröder, Landesver­
band Westfalen-Lippe. 

Dr. Peter Schröder, Senden; Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die fünf 
Delegierten des Kreisverbandes Coesfeld haben diesen Antrag eingebracht, well 
wir der Auffassung sind, daß die Bundespartei etwas tun muß, damit diese Demon­
stration zu einem Erfolg wird. Denn wenn sich da nur eintausend oder dreitausend 
Leute versammeln, dann bleiben wir lieber weg! Es ist wichtig, daß wir eine große 
Menge von Teilnehmern mobilisieren. Deswegen wird der Kreisverband Coesfeld 
Busse zur Verfügung stellen und nicht nur die Unionsmitglieder, sondern alle Bürger 
des Kreises über die Zeitungen auffordern, mit nach Bonn zu fahren. 

Ich habe die herzliche Bitte an alle anwesenden Kreisvorsitzenden, sich diesem Bei­
spiel anzuschließen, um auf diese Weise die Demonstration zu einem Erfolg werden 
zu lassen. 

Ich möchte meinen Dank zum Ausdruck bringen, daß diesem Antrag alle Mitglieder 
des Präsidiums und der größte Teil des Bundesvorstands beigetreten sind. Ich bitte 
um Ihre geschlossene Zustimmung. Wir wenden uns nicht gegen den Besuch des 
Generalsekretärs Breschnew in der Bundesrepublik Deutschland - wir begrüßen 
ihn - , wir wollen aber auch öffentlich und intensiv zum Ausdruck bringen, welchen 
Beitrag die deutsche Bevölkerung von der Sowjetunion zur Friedenssicherung 
erwartet. 

(Beifall) • 
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Siegfried Dübei, Tagungspräsidium: IVIeine Damen und Herren, weitere Wortmeld­
ungen liegen nicht vor. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Empfehlung der Antragskommission: Annah­
me des Initiativantrags G 22. Wer für Annahme ist, den bitte ich um das Kartenzei­
chen. — Ich bitte um die Gegenprobe. - Enthaltungen? — Meine Freunde, ich stelle 
einstimmige Annahme dieses Antrages fest und hoffe, daß die Parteimitglieder in 
möglichst großer Zahl diesen Antrag auch in die politische Tat umsetzen werden. • 

(Beifall) 

Ich rufe den Antrag G 23 auf. - Wortmeldungen liegen nicht vor 

Wer für den Vorschlag der Antragskommission - Überweisung an die Bundes­
tagsfraktion - ist, den bitte ich um das Handzeichen. - Ich bitte um die Gegenprobe. 
— Stimmenthaltungen? — Damit ist so beschlossen. 

Die Anträge G 24 und G 25 sind bereits erledigt. 

Als letzten Antrag rufe ich den Antrag G 26 auf. Das Wort hat Herr Merkel, 
Baden-Württemberg. 

Josef Merkei: Meine Damen und Herren, was hier gefordert wird, ist mir zu wenig. 
Man kann nicht nur fordern, daß das Problem der Ausländerkinder an den Schulen 
behandelt wird. Wir sollten das Problem der Ausländer insgesamt auf einem Kon­
greß behandeln, und das schließt dann auch das Problem der Ausländerkinder in 
der Schule ein. Das Problem der Ausländer, insbesondere aus Nicht-EG-Ländern, ist 
bereits jetzt sehr dringend und wird in der Zukunft noch sehr viel drängender werden. 

(Beifall) 

Siegfried Dübel, Tagungspräsidium: Die Antragskommission ist mit der Änderung 
einverstanden. Ich darf damit, da weitere Wortmeldunen nicht vorliegen, zur Abstim­
mung kommen. 

Wer für den Antrag mit der vorgetragenen Änderung ist, den bitte ich um das Hand­
zeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Stimmenthaltungen? — Bei 1 Stimmen­
thaltung ist der Antrag angenommen. 

Damit ist Punkt 15 der Tagesordnung erledigt. 

(Beifall) 

Jürgen Echternach, Tagungspräsidium: Liebe Parteifreunde! Bevor ich jetzt unse­
rem Parteivorsitzenden, Herrn Dr. Helmut Kohl, das Schlußwort erteile, möchte ich 
namens des Parteitages Dank sagen der Freien und Hansestadt Hamburg für die 
freundliche Aufnahme, die wir hier gefunden habe, 

(Beifall) 
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der Fremdenverkehrszentrale und den Mitarbeitern des Kongreßzentrums CCH, die 
durch ihre Einsatzbereitschaft und Immer freundliche Unterstützung hervorragend 
zum Gelingen beigetragen haben. 

(Beifall) 

Wir danken den Helferinnen und Helfern der Johanniter-Unfall-Hilfe und den Beam­
ten der Hamburger Polizei, die während des Parteitages in vorbildlicher Weise für 
die Sicherheit gesorgt haben. 

(Beifall) 

Der Parteitag dankt ebenfalls den Mitgliedern der Hamburger CDU, die mit großem 
Engagement und hervorragender Disziplin in diesen drei Tagen als Ordner, Hilfs­
kräfte und Hostessen tätig waren. 

(Beifall) 

Wir danken den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der CDU-Bundesgeschäftsstelle, 
die den Bundesparteitag vorbereitet und dafür gesorgt haben, daß die Delegierten 
pünktlich die für einen reibungslosen Ablauf eines Parteitages erforderlichen Unter­
lagen erhalten haben. 

(Beifall) 

Unser Dank gilt allen Vertretern von Presse, Rundfunk und Fernsehen für ihr Interes­
se und ihre Berichterstattung über diesen Bundesparteitag. 

(Beifall) 

Nicht zuletzt danken wir unserem Parteivorsitzenden Helmut Kohl, der diesem Par­
teitag seinen persönlichen Stempel aufgedrückt, der diesen Parteitag zum Parteitag 
des Gesprächs und des Brückenschlages zwischen den Generationen, zu seinem 
Parteitag gemacht hat und der jetzt das Schlußwort hat. 

(Beifall) 

I Dir. t l̂elmult Kohl, Vorsitzender der CDU: Meine sehr verehrten Damen und Herren, 
H meine lieben Freunde! Dieser Parteitag in Hamburg hat vor seiner Eröffnung viele Er-

/,' Wartungen geweckt. Es gab auch mancherlei Befürchtungen. Ich glaube, bei einer 
/ j ruhigen Würdigung — und die steht uns allen gut an — kann man sagen, dies war ein 

Parteitag, auf dem die CDU Deutschlands Ihren Standort bestimmt, sich selbst ge­
prüft hat und in dem wir versucht haben, unserer Verantwortung gerecht zu werden. 

Meine Freunde, wir haben bewiesen, daß wir fähig sind zum Gespräch mit anderen. 
Andere reden über den Dialog mit der jungen Generation, wir haben Ihn In Hamburg 
geführt und wir werden ihn auch In Zukunft führen. • 

(Beifall) 
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Das heißt aber, daß wir uns selbst in die Pflictit nelimen müssen. Hier sind Erwartun­
gen geweckt worden. In diesen drei Tagen, in den vielen Gesprächen mit unseren 
jungen Gästen, haben wir auch von deren Erfahrungen gehört, die nicht nur gute Er­
fahrungen waren, Erfahrungen aus der praktischen Arbeit draußen. Deswegen rufe 
ich am Ende dieses Hamburger Parteitages alle in der Partei auf, die Landes-, die 
Bezirks-, die Kreis- und die Ortsverbände, auf unsere jungen Ivlitbürger, wie wir es 
hier in exemplarischer Weise versucht haben, zuzugehen. 

(Beifall) 

Ich rufe sie, auf nicht über die Jungen zu sprechen, senden mit ihnen zu reden. 

(Beifall) 

Ich rufe uns alle auf, manches, was uns bei unseren jungen Mitbürgern — die häufig 
genug unsere eigenen Kinder sind , so anders, manchmal auch unverständlich vor­
kommt, nicht als einen Vorwand zu nutzen, dieses Gespräch nicht zu führen. Die 
Glaubwürdigkeit der CDU Deutschlands wird sich nicht zuletzt daran erweisen, wie 
wir dieses Gespräch führen. 

Es kommt nicht auf die jugendpolitischen Programme an. Das bleibt blankes Papier, 
wenn nicht die gelebte Wirklichkeit des Alltags unserer Partei hinzutritt. 

(Beifall) 

Dieser Hamburger Parteitag hat auch bewiesen, daß die CDU, wie keine andere 
Partei in Deutschland, fähig zur Integration ist. Wir sind eine große Volkspartei. Das 
wirft auch große Probleme auf. Wir haben ein breites Spektrum politischer, soziologi­
scher und soziographische Gegebenheiten. Wir müssen, um Volkspartei bleiben zu 
können, leidenschaftlich über die Sachfragen diskutieren können. 

Auch auf diesem Parteitag ist eine große Spannbreite politischer fvleinungen sicht­
bar gewesen. Aber, meine Freunde, - und auch darin unterscheiden wir uns von 
SPD und FDP —, entscheidend war auch hier in Hamburg die überzeugende Überein­
stimmung in den wesentlichen Grundfragen unserer und der deutschen Politik. 

(Beifall) 

f- Unsere Fähigkeit zur Diskussion und zur Integration, unsere Grundsatztreue, die 
nicht vom Zeitgeist umgeworfen wird, unsere Fähigkeit zum menschlichen Miteinan­
der, zur Toleranz und das richtige Sachprogramm, das sind die Voraussetzungen für 
die Regierungsübernahme. Auf diesem Wege sind wir in Hamburg ein großes Stück 

\ vorangekommen. 

(Beifall) 

Liebe Freunde, auf diesem Hamburger Parteitag war manches einmalig in der deut­
schen Parteitagsgeschichte. Es war auch ein Wagnis, wie jeder weiß. Ich hatte es zu 
Beginn unseres Parteitages offen ausgesprochen. Am Ende dieses Parteitages 
wissen wir, daß unsere Hoffnungen bestätigt und die Befürchtungen anderer wider­
legt wurden. 
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Es gibt keinen schöneren Beweis für diese These, als die Real<tionen unserer politi­
schen Gegner auf diesen Hamburger Parteitag. 

(Beifall) 

' Wir haben es gewagt und gewonnen. Die Verbindung zwischen Diskussionsfähigkeit 
[ und Überzeugungsgeschlossenheit darzustellen und zu leben, durch Offenheit und 
I Entscheidungkraft. 
i Bei uns gibt es keine Doppelstrategie, in der der eine Teil der Partei sich an be-
' stimmte Wähler wendet und dabei so tut, als habe er mit dem anderen Teil der Partei 
\ überhaupot nichts zu tun. 
'. Wir reden nichtmitzweiZungen, wir reden so, wie wir sind. 

(Beifall) 

Der Dreiklang muß bleiben: die Diskuission und die Auseinandersetzung um den 
richtigen Weg, die Entscheidungsfindung und die Abstimmung und das daraus fol­
gende geschlossene Handeln. 

j Für die CDU Deutschlands ist das ein Stück Fortsetzung jener Tradition, die im 
j Gesetz des Anfangs dieser Partei grundgelegt wurde. In dieser Partei waren immer 
i unterschiedliche Kräfte, unterschiedliche Temperamente und unterschiedliche Cha­

raktere am Werk. Wer dies beklagt, liebe Freunde, der ist in der falschen Partei. 

•i (Beifall) 

Wir sind stolz darauf, daß wir nicht jenem Bild sozialistischer Gleichmacherei in der 
Gesellschaft entsprechen wollen, sondern daß die Individualität in unserer Partei 
ihre lebendige Heimat findet. Aber meine Freunde, Temperament ist nur dann wirk­
lich sinnvoll und im übrigen auch für die Umwelt erträglich, wenn es ein gebändigtes 
Temperament ist. Auch das gehört in dieses Bild. 

(Beifall) 
r 

n Den Erfolg unseres Parteitages verdanken wir allen Teilnehmern des Parteitages. 

Ich nenne aus gutem Grund zuerst unsere jugendlichen Gäste, die aus der ganzen 
( Bundesrepublik — über 500 an der Zahl — hierhergekommen sind, 

(Beifall) 

' die nicht ausgestiegen sind, sondern mitgemacht haben, die nicht hierherkamen 
um mit verdrossenen Mienen ihre Kritik um ihrer selbst willen abgeladen haben, son 
dern ihre Standpunkte vorgetragen haben: bequeme und unbequeme, direkte, ver-j 
nünftige und manchmal auch unvernünftige. Warum sollen sie eigentlich anders 

\ reden, als wir auf unseren Parteitagen reden: Vernünftig und unvernünftig? i, 

(Beifall) 

Meine Freunde, es war für den, der hier gestern mittag saß und in die Gesichter im 
'.Saal schauen konnte, eine durchaus bewegende Erfahrung, weil doch viele von den 
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;/ Jungen zum erstenmal auf einem solchen Parteitag waren und man sich einmal vor-
'; ,, stellen muß, was es heißt, wenn eine 17jährige Schülerin hier steht, vor Fernsehka-

!( meras, Tausenden von Zuhörern und Zuschauern, und ihre Meinung sagt und was 
|- das auch für ein Stück an Chance ist für junge Leute. 

(Beifall) 

Vielleicht ist es ganz gut, wenn wir in diesem Augenblick einmal einen Moment inne­
halten und uns überlegen, was in den Köpfen von Hunderttausenden junger Leute 
drüben im anderen Teil Deutschlands heute abend vonstatten geht, wenn sie solche 
Bilder sehen und sehen, daß dies hier bei uns möglich ist. 

(Lebhafter Beifall) 

Diese jungen und die älteren Landsleute in Leipzig und in Dresden, in Brandenburg 
und in Meißen sind dann ja doch eher von unserer Lebens- und Politikform über­
zeugt, wenn diese sich geistig und moralisch begründet darstellt, nicht nur in der 
Überlegenheit der materiellen Gegebenheiten. 

Es ist wahr, wir produzieren mehr und besser als die drüben im anderen Teil 
Deutschlands, aber das ist zuwenig. An einem solchen Tag kann man als Partei mit 
einem bescheidenen Beitrag erreichen, unsere Vorstellungen von einer freiheitli­
chen Republik zu leben. 

Ich danke unseren jungen Mitbürgern dafür, daß sie uns dabei geholfen haben. 

(Lebhafter Beifall) 

Meine lieben Freunde, ich danke Ihnen, den Delegierten der Partei, die dies alles mit­
getragen - bei dem einen oder anderen vielleicht auch mitertragen - haben. Sie 
haben als Delegierte eine Qualität bewiesen, wie diese Qualität der politischen 
Kultur sein muß, wenn Demokratie geraten will: Zuhören zu können, bevor man ur­
teilt, und diszipliniert zu arbeiten. 

Ich muß Ihnen sagen, heute nacht um 1 Uhr habe ich noch einmal durchgezählt und 
ich werde am Dienstag der Fraktion in meinem Bericht mitteilen, daß dieser Partei­
tag morgens um 1 Uhr beschlußfähig war und, daß sich die Fraktion daran ein Bei­
spiel nehmen kann. 

(Beifall) 

Ich danke allen, die bei diesem Parteitag vor und hinter den Kulissen mitgeholfen 
haben: Dem Generalsekretär Heiner Geißler, den Mitarbeitern im Konrad-
Adenauer-Haus und allen anderen Mitarbeitern. 

(Beifall) 

Noch einmal sage ich ein persönliches Wort des Dankes an unsere Mitbürger von 
der Polizei, die in diesen Tagen mit viel Einsatz und vielen Überstunden dazu beige­
tragen haben, daß dieser Parteitag durchgeführt werden konnte. 

(Beifall) 
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Meine Freunde, dieser 30. Bundesparteitag der CDU Deutschlands reiht sich ein in 
die Tradition der großen Parteitage der Union. Erlauben Sie mir, dem Vorsitzenden, 
noch den Satz hinzuzufügen: Für mich persönlich reiht er sich ein in die große Tradi­
tion der Hamburger Parteitage. 

(Beifall) 

Wir haben unseren Leitantrag intensiv diskutiert. 

/ Wir haben ihn mit einer imposanten, großen Mehrheit beschlossen. 

Das heißt, liebe Freunde, und das muß allen klar sein: Dieser Leitantrag ist gemein­
sam mit unserem Grundsatzprogramm die politische Linie der CDU Deutschlands. 

(Zustimmung) 

! Das heißt auch, liebe Freunde: Dies gilt für jedermann, für jedermann in dieser 
i Partei. Dies ist die Linie der Partei. 

(Beifall) 

Auch finde ich, da man ja in einer Partei nicht nur frohe Stunden erlebt, darf einmal 
gesagt werden, daß dies Tage waren, von denen wir mit Recht sagen können: Wir 
sind stolz auf unsere Partei, auf unsere politische Heimat, auf die CDU Deutschlands. 

(Beifall) 

Bevor wir jetzt auseinandergehen, meine lieben Freunde, möchte ich von hier, von 
Hamburg der Heimatstadt Helmut Schmidt's aus, alle unsere Freunde in der CDU 
Deutschlands, in allen Landes-, Bezirks- und Kreisverbänden, in allen Ortsverbänden 
aufrufen, gemeinsam mit uns für unsere Sache zu kämpfen. Und zwar überall dort, 
wo die Union gefordert wird. Zunächst im März 1982 bei den Kommunalwahlen in 
Schleswig-Holstein, dann bei den Landtagswahlen in Niedersachsen, in Hamburg, 
in Hessen, und, gemeinsam mit unseren Freunden von der CSU, in Bayern. 

Jeder muß seine Pflicht tun. Jeder muß wissen: Es geht um einen neuen Anfang, um 
eine neue Chance für unsere Bundesrepublik Deutschland. Wir wollen gemeinsam 
ans Werk gehen. 

Beschließen wollen wir diesen Parteitag mit einem Gruß der Verbundenheit an 
unsere Landsleute in Mittel- und Ostdeutschland. 

(Anhaltender Beifall) 

\ 
t 

Wir rufen ihnen zu, daß wir trotz Mauer und Stacheldraht nicht aufgeben. Die Einheit 
der deutschen Nation ist für uns Grundlage unseres politischen Wirkens. Wenn es 

V um das deutsche Vaterland geht, wollen wir als Deutsche auch in unserer Generati-
i on unseren Beitrag leisten. 
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In diesem Sinne, liebe Freunde, will ich diesen Parteitag mit dem Lied der Deutschen 
"Einigkeit und Recht und Freiheit" beschließen. 

(Die Anwesenden erheben sich und singen die Nationalhymne.) 

(Langanhaltender starker Beifall) 

Jürgen Echternach, Tagungspräsidium: Der 30. Bundesparteitag der CDU ist 
geschlossen. 

(Schluß des Parteitages: 12.40 Uhr) 
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SamisiSoir Pir. IHIainiinia-̂ ®nsto Laurlsm 

Forum D 

Filiir n<su® ZuUunfisch8inc@n lim lilll(iliuin@ umä ISeral? 

Meine Damen und Herren! Lassen Sie micil sozusagen eine Vorbemerkung machen, 
weil wir nachlier ja vor allem von Korrekturen sprechen werden. Es wird im Bildungsbe­
reich immer Korrekturen und neue Akzente geben, aber wir sollten doch nicht verges­
sen, daß die Union allen Anlaß hat ihre Grundpositionen zu verdeutlichen und zu bekräf­
tigen; denn es ist dem Einsatz der Union zu verdanken, daß das Ziel früherer SPD-
Bildungspolitik, das gegliederte Schulwesen durch integrierte Gesamtschulen abzulö­
sen, nicht erreicht worden ist, 

(Vereinzelt Beifall) 

sondern daß sich die integrierte Gesamtschule heute dem Vergleich mit dem geglieder­
ten Schulwesen stellen muß. Es ist auch dem Einsatz der Union zu Beginn der 70er 
Jahre zu verdanken, daß damals, als man versuchte, berufliche und allgemeine Bildung 
zu vermischen und im Grunde das Abitur aufzuheben, durch das Konzept der reformier­
ten Oberstufe und gleichzeitig durch das Konzept der weiterentwickelten beruflichen 
Bildung beide Bereiche erhalten blieben. Es ist der Union zu verdanken, daß hessische 
Rahmenrichtlinien nicht einmal in Hessen unverändert angeordnet werden konnten, ge­
schwelge denn, daß sie in anderen Ländern Platz griffen. Und wenn der Geschichtsun­
terricht als Fach erhalten geblieben ist, so ist dies ohne den Einsatz der Union nicht vor­
stellbar. Es war auch immer wieder unsere Partei, die vom Erziehungsauftrag der Schule 
gesprochen und ständig betont hat, daß die Schule eine Einrichtung des Staats ist, in 
der junge tvlenschen für unsere freiheitliche Rechtsordnung und nicht gegen sie zu er­
ziehen sind, in der sie mit der Familie und nicht gegen die Eltern gebildet werden sollten. 

Diese Akzente habe ich bewußt vorausgeschickt, damit wir uns hier nicht als Klage­
mauer verstehen, sondern als Element der Weiterentwicklung. 

(Zustimmung) 

Lassen Sie mich nun auf diesem Hintergrund fünf Punkte nennen, wobei ich mich - mit 
einer Ausnahme - gedanklich an den Leitantrag halte, damit das, was in diesem Forum 
erörtert wird, auch eine Akzentsetzung für die Verabschiedung oder die Änderung des 
Leitantrages bietet. 

Der erste Punkt, der ja auch im Leitantrag eine ganz große Rolle spielt, ist, daß Bildungs­
und Erziehungsziele dem Grundkonsens entsprechen müssen, der sich in Grundgesetz 
und Landesverfassungen ausdrückt. Mit diesem Satz stimmen eigentlich immer alle 
überein. Auch dann, wenn wir konkretisieren, was wir damit meinen - Achtung vor der 
Würde des Menschen, Selbständigkeit im Denken, Entscheiden und Handeln und die 
Bereitschaft zur Übernahme von Verantwortung -, stimmen wir meist noch überein. 
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Wenn Sie die Lehrpläne In den Ländern der Bundesrepublik durchgehen, stellen Sie 
fest: Die sind in ihrer Mehrzahl diesen Zielen entsprechend formuliert, und dort, wo Ab­
weichungen bemerkt werden - ich erinnere etwa an die jüngst in Hessen geführte De­
batte -, wird dies öffentlich diskutiert 

Aber so wichtig Lehrpläne auch sind: Entscheidend Ist doch der erzieherische und bild­
ende Alltag in der Schule. Hier möchte ich in die Schulen hinein fragen: Wie leuchtet 
aus den Schulen die Faszination unserer Rechtsordnung und unserer Gesellschafts­
ordnung? Warum eigentlich hinterlassen diejenigen Lehrer, die die Kinder gegen 
unsere Gesellschaft beeinflussen, offenbar mehr öffentlichen Eindruck als jene, die zu 
ihr hinführen? Meine Damen und Herren, warum bringen wir nicht die Lehrer zur 
Sprache, die zu unserer Gesellschaft erziehen, warum reden wir immer nur von denen, 
die gegen sie erziehen ? Oder gibt es diese Lehrer, die ich jetzt meine, nicht? In Fernseh­
sendungen habe ich - das will ich hier sagen - erlebt daß kein Jugendlicher bereit war, 
etwas Positives über Lehrer zu sagen. Als die Sendung, an die ich im Moment denke, zu 
Ende war, habe ich gefragt: Hört mal, stimmt das denn? Da bin ich dann mit Positivbei­
spielen fast zugeschüttet worden. Daraufhin habe ich gefragt: Ja, und vorhin in der Sen­
dung kein Wort? Darauf habe ich die Antwort bekommen: Der Herr Apel - Sie kennen 
ihn - hat uns doch aufgefordert kritisch zu hinterfragen, kritische Generation zu sein. 

Ich berichte dies, weil es doch nicht angeht daß wir das positive Bild vom Lehrer auslö­
schen und nur das negative Bild bringen..Meine Damen und Herren, wir müssen doch -
beim Bild der Jugend wie auch beim Bild der Schule - deutlich machen, daß sie nicht 
nur aus Ausgeflippten bestehen. 

Allerdings gibt es - lassen Sie mich das gerade mit Berlin als Hintergrund sagen, aber es 
wird nicht nur in Berlin so sein - einzelne Schulen, bei denen die Schulaufsicht inzwi­
schen nahezu machtlos ist Da gibt es Meinungskartelle dieser Art: Die Elternvertreter 
sind in der SEW, die Schülervertreter in der FDJ und die Lehrer zu 90 % in der AL. Von 
daher müssen wir fragen, wie wir dann auch dort Schule und Unterricht vermitteln. 

Wir als CDU wollen keine parteiliche Schule. Wir wollen in der Schule Werbung für die 
CDU ebensowenig wie Werbung für andere politische Parteien. Wir wehren uns gegen 
die Behauptung, daß nur die parteiliche Schule zum Engagement bewegt Es muß im 
Grundkonsens der Demokraten sein, daß die Schule keiner Partei gehört und daß sie 
die Grundüberzeugungen unserer Demokratie eben auf dieser Basis der Gemeinsam­
keit so vermitteln kann, daß man sich für sie begeistert. 

Aber lassen Sie uns fragen - und ich hoffe, daß wir das über dieses Forum hinaus fragen 
können -, wie die Schule das denn leisten soll. Wie soll die Schule zur unaufhebbaren 
Verbindung von Frieden und Freiheit hinführen, wenn prominente Politiker ein "waffen­
starrendes Amerika" einem "friedlichen Rußland" gegenüberstellen? Wie soll denn die 
besondere Faszination unserer Demokratie und unserer Rechtsordnung deutlich und 
vermittelt werden, wenn prominente Redner Rechtsbrüche bagatellisieren und etwas 
tun, was ich eigentlich am aufregendsten finde, nämlich zwei Dinge verwechseln, Kritik 
in einer demokratischen Gesellschaft und Widerstand in einem totalitären System. Das 
ist etwas ganz anderes! 

(Beifall) 
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Lassen Sie mich desiialb hier noch verdeutlichen: Gewalt kann - das wissen wir, und 
das gilt von Wilhelm Teil bis Stauffenberg - in Terrorsystemen letzter verzweifelter 
Ausweg sein - 2o. Juli, 17. Juni -, aber sie Ist niemals ein Mittel, um Konflikte in freiheitli­
chen Gesellschaften zu lösen. 

(Beifall) 

Wie aber soll die Schule dies verdeutlichen, wenn manche in Verantwortung stehenden 
Personen im Umgang mit der Gewalt offenbar mehr taktieren als sachlich handeln? 

Meirie Damen und Herren, die Schule kann das alles also nur dann leisten, wenn auch 
ihr Umfeld diese Überzeugungen bestätigt. Lassen Sie es mich zugespitzt so sagen: Die 
Schule darf zwar nicht die Defizite der Nation vertiefen - sie muß ihnen entgegenwirken 
-, aber die Schule kann nicht die Defizite der Nation heilen und ausgleichen. 

Sie darf nicht zum Prügelknaben einer Gesellschaft werden, die sich durch die Kritik an 
der Schule aus eigenen Verbindlichkeiten davonstehlen will. Ich nehme Bezug auf die 
Nummern 48, 49, 50, 71 und 73 des Leitantrages. Ich meine, wir sollten verdeutlichen: 
Jede Gesellschaft hat die Schule, die sie verdient. 

Zweiter Punkt Ich habe das gestern im Plenum schon angesprochen, weil mir das ein­
fach fehlt. Es ist bisher zu wenig von der außerschulischen Bildung und vom Erziehungs­
auftrag der Familie die Rede. Ich lasse hier in unserem Kreis die Familie einmal aus. 
Man kann nicht immer von allem reden. Ich nehme hier nur den außerschulischen Be­
reich auf. 

In den Ländern, in denen sie die großen Bildungszentren haben mit Erziehern und Leh­
rern, mit Ganztagsbetrieb, in diesen Ländern erleben Sie ein abenteuerliches Gegenei­
nander von Lehrern und Erziehern. Da sagen die Lehrer Ihnen: 'Die Erzieher, die bringen 
unsere Schüler in die Antihaltung, die bringen sie zur Revolution". Die Erzieher sagen: 
"Gucken Sie mal da, die Lehrer, die drillen die ja nur, die machen eine Streßschule.' So 
kommen wir nicht weiter. Wir müssen vielmehr die verschiedenen Bewertungsmuster 
konkret einander begegnen lassen, Gegensätzlichkeiten aushalten, aber wenigstens 
voneinander wissen. Es geht eben nicht an, daß im gleichen riesigen Gebäude nachmit­
tags angebliche Revolution und vormittags angebliche Bildung vermittelt wird, und das 
Ganze betrifft ein und denselben Jugendlichen. 

Die CDÜ/CSU-regierten Länder, die solche Wirklichkeit nicht kennen, laden wir einmal 
ein zu solchen Besuchen, bei denen der Freizeitbereich und der Bildungsbereich oft in 
einer Gegensätzlichkeit zu beobachten sind, die uns fragen läßt, was denn Jugend aus 
solcher Erfahrung mitnehmen soll, doch offenbar nur die Schizophrenie der 
Erwachsenen. 

Genau darum geht es, so meine ich, wenn wir von jungen Menschen und ihrem Sinn für 
die Zukunft sprechen. Woher sollen die denn die sittlichen Bewertungen nehmen? Jetzt 
zitiere ich etwas, was ich gestern im Plenum gesagt habe, hier noch einmal. Es war eine 
der aufregendsten Erfahrungen der Hitler-Zeit, daß die sittlichen Werte auseinanderfie­
len, daß der Mann, der die Juden ihr Grab schaufeln läßt, zugleich rührender Familienva­
ter ist und Briefe nach Deutschland schreibt. Paul Celan, Todesfuge": 
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Läßt schaufeln das Grab in den Lüften... 
schreibt Briefe nach Deutschland: 
Dein goldenes Haar, Margarete, 
dein aschenes Harr, Sulamith. 

Das ist mit der Hitler-Zeit nicht vorbei. Jugend erlebt heute, daß im Beruf die Erfolgsethik 
zählt, in der Familie die Gesinnungsethik, daß man zwar der Mutter alle sittlichen Qualitä­
ten der Welt zuschreibt, ihr aber In der Rente nichts zubilligt, daß man dem Mann Erfolg 
abverlangt, ihn aber nach seiner Qualität als Vater kaum beurteilt, so daß die heutige 
Schizophrenie lauten könnte: Dein Tarifvertrag, Josef, dein Herz, Maria. Beide aber be­
dürfen doch der Zuverlässigkeit und des Herzens, der Leistung und der Zuwendung in 
Beruf und Familie. 

Im Freizeitfeld erleben wir genau die gleiche Diskrepanz. Freizeit: Man soll Freiheit ver­
wirklichen dürfen. Ja, aber wie sieht das in der Realität aus? Konsumterror, Diskothek, 
elektronische Automaten, vor denen man fasziniert starrt. Meine Damen und Herren, die 
Sehnsüchte einer Jugend werden vermarktet und ausgebeutet. 

Nehmen Sie die letzte große Funkausstellung, ein Arsenal von Technik und Kommunika­
tionstechnik. Stärken wir aber dementsprechend die Fähigkeit zum Gespräch? Schule 
muß, so meine ich, mit Eltern und mit außerschulischer Erziehung ganz anders als 
bisher auf den Umgang mit der Freizeit vorbereiten, auf den Umgang mit den Medien, 
auf den Umgang mit der Technik. Nach meiner Meinung stehen wir hier in einer Situation 
wie unsere Gesellschaft zur Zeit Gutenbergs. Da konnten auch nur wenige lesen und 
schreiben. So können heute wenige lesen und schreiben im Umgang mit der Technik 
und den Medien. Dies muß Schule vermitteln, daß wir In diesem Sinne neu lesen lernen. 

Meine Damen und Herren, von diesem Parteitag muß, so meine ich, das Signal ausge­
hen, daß dieser Jugend Handlungs- und Erfahrungsräume erschlossen werden. Wer 
heute 16,15 oder 17 ist, wo kann der sich denn handelnd engagieren ? Lassen Sie mich 
kritisch in unsere eigene Partei hinein sagen: Schülermitverantwortung ist sicherlich er­
wünscht und wichtig für ein Schulfest aber wehe uns, wenn wir Schülermitverantwor­
tung ausschließlich auf Schulfeste beschränken und nicht auch den Schulalltag mit hin­
einnehmen. 

(Beifall) 

Nehmen wir Schülerzeitungen. Wer in einer Schülerzeitung, die ein Organ der Schule ist, 
zur Gewalt aufruft, einseitig für eine politische Richtung wirbt, der kann sich dabei nicht 
auf die Schule berufen. Aber, meine Damen und Herren, nicht jede kecke Bemerkung ist 
bereits grundgesetzgefährdend. 

(Beifall) 

Hier gestehe ich, meine Damen und Herren - ich sehe manche hier im Saal, die ich 
kenne -, ich fürchte, wenn wir heute 17 wären, würde von manch einem von uns, die wir 
heute hier oben hocken, auch ausprobiert worden sein, wie weit wir die Enwachsenen 
einmal testen können. 

(Beifall) 
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Genau das wollten wir In den Umgang mit jungen Menschen einbringen. 

Ich sage dies auch zu den Freizeithelmen. Wahrhaftig, Freizeitheime, Jugendheime, 
sind nicht nur dann freiheitlich, wenn sie selbstverwaltet werden. Aber Ich wiederhole, 
ein von Jugend verwaltetes Heim kann ordentlicher geführt sein, als wenn es ein chaoti­
scher Erwachsener führt. Lassen wir das doch nicht allein auf Alter begrenzt sein. 

Mit dieser Forderung - mein dritter Punkt -, Erfahrungsräume zu öffnen, verbindet sich 
selbstverständlich die Aussage, daß man in Deutschland nicht erst 30 Jahre alt werden 
muß, ehe man Verantwortung übernimmt. Da geht es - siehe Leitantrag - um die Punkte, 
die zur beruflichen Bildung formuliert werden. Das ist am Anfang der 60er Nummern. Ich 
meine, daß dieser Parteitag über die berufliche Bildung mehr sagen muß, als Im Leitan­
trag steht, und nicht, well zufällig ein Vorsitzender eines bedeutenden Lehrerverbandes 
aus dem Bereich der beruflichen Bildung uralter Parteitagsdelegierter dieser Partei ist. 
Das ist kein Grund dafür. Vielmehr erfährt der junge Mensch in der beruflichen Bildung 
früher Verantwortung, weil er da nicht nur Schüler ist, sondern auch Kollege. Meine 
Damen und Herren, insofern muß also die berufliche Bildung verstärkt werden. 

(Beifall) 

Als Zweites kommt jetzt in dieser Untergruppe das abenteuerliche Thema Ausbildungs­
zeit. Sie haben es Im Leitantrag gelesen. Ich möchte nachdrücklich betonen - dies Ist 
jetzt meine persönliche Meinung -, daß es wichtig Ist, Jugend früh in eigene Verantwor­
tung kommen zu lassen. Als jemand, der vor neun Jahren - ich war damals Staatssekre­
tärin - zusammen mit meinem damaligen Minister, dem Herrn Dr. Bernhard Vogel, für 
eine Verkürzung der gymnasialen Schulzeit eintrat und selten in der Partei so auf die 
Nase gesegelt ist wie mit diesem Vorschlag, habe ich heute einen geläuterten Stand­
punkt zu diesem Thema und stelle fest: Ich halte es für falsch, wenn wir jetzt - der Ton 
liegt auf jetzt - kurzatmig schulische oder betriebliche Ausbildungszeit verkürzen. 

(Beifall) 

Denn dann muß man fragen, wie jetzt erreicht werden soll, nach neun Jahren den Real­
schulabschluß, nach zwölf Jahren das Abitur und nach zwei Jahren die Ausbildungsprü­
fung zu machen. Wenn wir hier aber eine langfristige Arbeit einsetzen lassen, die die 
Stoffe und die Forderungen ordnet, so daß wir sagen, wenn wir die Inhalte geordnet 
haben, verkürzen wir als Konsequenz die Zeit, dann könnte etwas Besseres herauskom­
men, als wenn wir zuerst die Zeiten kürzen und dann die Inhalte ordnen. Ich habe nur 
eine große Skepsis als jemand, der Hochschulreform seit 15 Jahren kennt. Da hieß es 
Immer 'Verkürzung und Straffung", und im Ergebnis kam heraus: Verlängerung und 
Verdichtung. 

Diesen Fragen müssen wir uns einfach realistisch stellen. Ich frage deshalb - das Ist, 
wie gesagt, meine persönliche Meinung, da ich gegenüber diesem allgemeinen Verkür­
zungsmodell skeptisch bin - : Warum stärken wir nicht in all unseren Ländern mehr als 
bisher die individuelle Verkürzungsmöglichkeit? 

(Beifall) 
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Warum sollte derjenige, der es kann, nicht innerhalb von drei Jahren die Grundschule 
absolvieren? Warum sollte einer nicht auch einmal in der Mittelstufe oder in der gymna­
sialen Oberstufe springen? 

Meine Damen und Herren, ich habe mir die Statistiken angesehen und muß mit einiger 
Ironie folgendes berichten. Auch Fakten fordern manchmal zur Ironie heraus. 2 % der 
bundesdeutschen Abiturienten legen ihr Abitur nach zwölf Jahren ab, und 2 % brauchen 
14 Jahre. Sandsäcke und Schnelläufer gleichen sich also aus. Von daher haben wir in 
der Tat einen Ansporn zur individuellen Verkürzung. Ich bitte um Pardon, es können 
unter den genannten auch spät Reifende sein. 

(Beifall) 

Aber ich wäre unehrlich gegenüber jungen Leuten, wenn ich jetzt nur von dieser Verkür­
zung sprechen würde. Konkret: Derjenige, der Pharmazie oder Architektur oder Medizin 
studieren will, braucht also den entsprechenden Notendurchschnitt. Dann macht er 
nach zwölf Jahren ein Abitur mit der Durchschnittsnote zwei plus. Dann ist sein Numerus 
clausus im Eimer. Nach 13 Jahren macht derselbe Mensch ein Abitur mit der Note 1,3, 
und er bekommt den Studienplatz. Wer von individueller Verkürzung spricht wie ich das 
tue, muß sich dann auch in die Schlacht stürzen, wie diese Verkürzung punktverbes­
sernd für Numerus-clausus-Fächer gilt; denn dieser junge Mensch ist ein steuersparen­
der junger Mensch, und das sollte man auch positiv werten können. 

(Beifall) 

Wenn man nun sagt: Laßt das ganze Zeug, macht Aufnahmeprüfungen - ich nehme 
einen der Anträge -, dann haben wir eine Aufnahmeprüfung statt eines Abschlusses. 
Wer englische und amerikanische Verhältnisse kennt, der wird das nicht gelassen aus­
sprechen. Denn er weiß, wie dann die vorgeordnete Einrichtung in eine reine Zuliefer­
funktion gedrängt wird, und er weiß auch, wie dann die Vergleichbarkeit fort ist. Da gibt 
es die Hochschule, die die hochqualifizierten Bewerber verlangt, und dann gibt es die 
anderen, die davon leben, daß sie die Schwachen nehmen. Hier wird es dann zum 
Schicksal, wo ich wohne. Nur wenn ich reich genug bin, um die soziale Mobilität zur 
guten Einrichtung oder zur anderen Einrichtung hin einzubringen, habe Ich eine Ver­
gleichbarkeit. Sonst Ist mein Wohnort mein Schicksal, und genau dies widerspricht 
dann der späteren sozialen Mobilität, die wir in Beruf und Wirtschaft brauchen. Eingang­
sprüfungen zu bejahen, heißt eine Umkehr des deutschen Bildungswesens seit Hum­
boldts Zeiten. Das muß man sich klarmachen. Wer soll denn prüfen? Würde in Deutsch­
land der C 4-Professor prüfen, oder prüfen nicht vielmehr jene Assistenten, an denen wir 
manchmal alle miteinander leiden? Wer prüft dann was, ohne jede pädagogische 
Information? 

Deshalb noch einmal: Ich meine, ein Weg sei das Stärken der individuellen Leistungsfä­
higkeit. Schule muß - darüber ist kein Streit -, gerade wenn sie auf unterschiedliche Be­
gabungen ausgerichtet ist, Leistung in differenzierter Form abverlangen. Sie finden 
auch im Leitantrag viele Aussagen zur Leistung. Ich meine, wir sollten miteinander ver­
deutlichen, daß sich derjenige, der den Fähigen vergammeln läßt, genauso wie derjeni­
ge versündigt der dem Schwachen Hilfe verweigert 

(Beifall) 
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Wir müssen die Jugend, so meine ich, überzeugen - icli sage es so zugespitzt, wie wir es 
Im Grundsatzprogramm unserer Partei geschrieben haben -, daß Begabung sozialpflich-
tig ist daß sich jeder mit seinen Fählgl<eiten einsetzen muß, damit unsere gemeinsamen 
Kräfte reichen, dem Schwachen zu helfen und unsere Gesellschaft mitmenschlich zu 
gestalten. 

In der Schule redet man sofort von Streß. Aber wenn wir junge Menschen im Sport, vor 
einem Automaten oder bei irgend etwas beobachten, was sie gern tun, dann sehen sie 
zwar gestreßt aus, fühlen sich aber nicht so. Wir müssen deshalb fragen: Entsteht nicht 
mancher Streß, weil man die Grundtechnil<en nicht solide genug vermittelt hat? Wenn 
ich In der Oberprima Rechnen, Lesen und Schreiben nicht kann, so hilft es nichts, wenn 
ich das mit meinen schöpferischen Gedanken rechtfertigen will. 

(Beifall) 

Hier müssen wir also In der Tat die Grundtechniken solide erhalten. Dann heißt es 
Immer wieder: Wir sollen Wagnis und Neugier bei dieser Jugend stärken. Dann ist sofort 
von der gymnasialen Oberstufe die Rede. Dann heißt es, daß bestimmte Fächer - Sie 
finden sie im Leitantrag - Pflicht sein müssen. Verzeihen Sie, sie sind ja Pflicht. Wer wirk­
lich in der gymnasialen Oberstufe Ist, der hat die Fächer, die darin stehen: Deutsch, Ma­
thematik, eine Fremdsprache, Naturwissenschaft, Gemeinschaftskunde mit den Aspek­
ten Geschichte und Erdkunde. Das steht alles darin. Nun kommt aber der entscheidende 
Punkt. Das Rahmenabkommen der Kultusminister lautet, daß, mit Ausnahme eines 
Faches, das vier Semester haben muß, mindestens zwei Semester zu erfüllen sind. Vor­
gestern hätte ich sagen müssen, daß alle CDU/CSU-regierten Länder und Berlin, heute 
kann ich sagen, daß alle CDU/CSU-regierten Länder für Deutsch vier Semester, Nieder­
sachsen drei Semester - die haben das aufgestockt, auch da kann man alles nur schritt­
weise machen -

(Heiterkeit) 

verpflichtet haben. In all den anderen Fächern haben nur das Saarland und Rheinland-
Pfalz vier Semester Pflicht. Was heißt das? Das heißt, daß In den anderen Ländern 
jemand Im 13. Schuljahr zur Schule gehen kann, der kein Deutsch, keine Fremdsprache 
und keine Mathematik mehr hat. Deshalb sollten wir uns sehr nachdrücklich darüber 
verständigen, wie wir dieses sichern. Ich spreche hier vor allem von der Ordnung In 
Nordrheln-Westfalen, von der in Hessen, von der in Berlin. In unseren CDU/CSU-
regierten Ländern ist dieses durch die Einbringungspflicht der Kurse zum Teil ausge­
bucht. Da muß man dann aber sehr genau fachlich zuschauen. Als Linie gilt also: Wir 
sollten sichern, daß man auch In der Oberprima noch Deutschunterricht wie in allen 
CDU-Ländern so auch künftig in SPD-regierten Ländern haben muß. 

(Beifall) 

Dies geht ohne eine Änderung des Abkommens, was schwierig genug ist Mit Änderung 
des Abkommens wäre es unter Umständen möglich, die Grundkurse stärker als heute 
zu werten. Heute wird der Leistungskurs mit drei Punkten, der Grundkurs mit einem 
Punkt gewertet Vor gut einem Jahr habe ich den Vorschlag gemacht daraus ein Ver­
hältnis 2 : 1 zu machen, wobei es natürlich auch Gründe dagegen gibt Jeder Vorschlag 
hat auch Gegengründe. Ich bin für meinen Vorschlag; das wird niemanden wundern. 
Der Gegenstand heißt daß dann ein Grundkurs, wie Musik oder Erdkunde, auch in eine 
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höhere Wertung kommt. Also, liebe Leute, letztlich meine ich, daß in der gymnasialen 
Oberstufe ein Stück Wahlmöglichkeit erhalten bleiben muß, und wir sollten nicht zu den 
Fehlern des Jahres 1960 zurückkehren. 

(Beifall) 

Im übrigen können wir uns darüber totdiskutieren, ob hier drei oder vier Stunden und 
dort zwei oder drei Punkte vorgesehen werden sollen. Entscheidend ist der Inhalt; denn 
auch wenn ich viereinhalb Jahre Deutsch habe und mache in einem Halbjahr Biermann, 
im nächsten Halbjahr Trivialliteratur, im dritten Halbjahr - ich nenne etwas Anständiges -
lese ich Horkheimer, und im vierten Halbjahr lese ich Brecht, dann war das zwar Unter­
richt, aber keine Unterrichtung und keine Bildung. Es geht um die Inhalte. 

(Beifall) 

Nun ist bei diesem Leistungsthema ja Gottlob nicht nur vom Gymnasium, sondern auch 
von der Hauptschule die Rede. Die Hauptschule muß ihren Schülern Erfolgserfahrung 
vermitteln und darf den Hauptschüler nicht als Schrumpfgymnasiasten abstempeln. 
Hier müssen wir einen eigenen Weg entwickeln. In Rheinland-Pfalz kann man diesen 
Satz großartig sagen; denn da hat man 49 % eines Jahrgangs in der Hauptschule. Das 
ist prima. In Berlin habe ich 14 % eines Jahrgangs in der Hauptschule, und von diesen 
14 % sind 80 % Ausländer. Die anderen hauptschulempfohlenen Schüler befinden sich 
in der Gesamtschule und bejahen diese Schule. Die haben nun also alle ein Hauptschu­
labschlußzeugnis. Wir sagen: Jawohl, das ist ein eigener Weg. Lassen Sie mich deutlich 
sagen: Dies gelingt nur, wenn wir auch auf die Ausbildungsordnungen schauen; denn -
ich nenne konkrete Beispiele - wenn für die Erzieherausbildung nur noch jemand mit 
einem qualifizierten Sekundarabschluß I, Realschulabschluß, genommen wird, wenn in 
manchen Ländern der Zugang zur Fachschule an den Realschulabschluß gekoppelt 
werden soll, wenn als jüngstes Ergebnis der letzten eineinhalb Jahre für den gehobenen 
Dienst im öffentlichen Bereich Fach-, Hochschulreife und Fachhochschule intern abver­
langt werden - ich sage das der Kürze wegen so dramatisch zugespitzt -, wenn die Aus­
bildungsordnungen also immer mehr theoretisiert werden, dann drängt man die Haupt­
schüler in die Rolle des Hilfsarbeiters ab. 

(Beifall) 

Da müssen wir ran. Schule kann ihren Hauptschulbildungsweg nur dann glaubhaft ver­
mitteln, wenn alles seine Entsprechung im Beschäftigungssystem findet. 

Nun fiel soeben schon das Stichwort "Ausländer". Würde ich das Thema der Ausländer 
hier aufnehmen, dann sprengte es sämtliche andere Beratungen. Oberflächlich wird 
darüber genug geredet, und das geschieht mit sehr unterschiedlichen Bedingungen. In 
Berlin haben wir im siebten Schuljahr durchschnittlich 38 % Ausländer, was bedeutet, 
daß es in ganzen Stadtteilen 80 % sind. Es stellt sich dann die Frage, wie wir das 
deutsche* Kind in einer Lerngruppe nicht Minderheit sein lassen, obwohl es in seiner 
Schule Minderheit ist. Hier gibt es also dramatische Fragen. Ich meine deshalb - dies ist 
ein persönlicher Vorschlag, und ich erlaube es mir, das hier zu fragen - : Vielleicht 
könnte dieses Forum an den Bundesvorstand der Union die Bitte richten, über die 
Fragen der Bildung und Erziehung ausländischer Kinder einen eigenen Kongreß einzu­
berufen, damit darüber in Gründlichkeit und nicht in Oberflächlichkeit diskutiert wird. 

(Beifall) 
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Es folgt eine letzte Bemerkung. Ich hatte gesagt, daß ich fünf Punkte ansprechen würde. 
Sie werden sich schon gewundert haben, daß innmer noch nicht von der Gesamtschule 
die Rede war. Nun ist es so weit. Als jemand, der gewiß nicht im Verdacht steht, ein glü­
hender Anhänger der Gesamtschule zu sein, möchte ich feststellen, daß noch mehr als 
von der Gliederung davon abhängt, welche Lehrer in den Systemen unterrichten. 

(Beifall) 

Ich kenne aus der Berliner Erfahrung Gesamtschulen, deren Absolventen von Siemens 
und anderen Betrieben den Schulabgängern aus den gegliederten Schulen gleichge­
stellt, zum Teil vorgezogen werden. Ich kenne andere Gesamtschulen, wo sich Eltern 
und Ausbilder mit Schrecken abwenden und eine andere Schule für ihre Kinder suchen. 
Es kann also nur darum gehen, die Vergleichbarkeit zu sichern und den politisch bereits 
erreichten Konsens über die mittleren Abschlüsse zu bestätigen. 

(Beifall) 

Es war eine lange Auseinandersetzung, um die SPD von ihrem Standpunkt wegzube­
kommen, daß es nach dem zehnten Schuljahr zwei Abschlüsse geben solle. Inzwischen 
besteht der Konsens, daß es drei gibt, nämlich den Hauptschulabschluß, den qualifizier­
ten Sekundarabschluß I, sprich Realschulabschluß, und den Übergang in die gymnasia­
le Oberstufe. Dies heißt konkret, daß der Schüler in einem zweigestuften System, der im 
oberen Kurs ist, dieselben Qualifikationsanforderungen wie ein Realschüler leisten 
muß; denn nicht jedes Realschulzeugnis berechtigt zum Übergang in die gymnasiale 
Oberstufe. Deshalb meine ich, diesen Streit, ob zu den drei Abschlüssen nun zwei oder 
drei Wege führen, könnte man entkrampfen, wenn man sich auf die konkrete Schülerzu­
sammensetzung bezieht und wenn man zu unterscheiden wagt, ob es sich um ein Land 
handelt, in dem die Union in Jahrzehnten Verantwortung trug, oder um ein Land handelt, 
in dem ursprünglich die Gesamtschule als einziges Ziel anvisiert wurde. Was nützt mir 
denn konkret in einer Gesamtschule, in der ich 2 % Schüler mit gymnasialer Empfehlung 
habe - das ist nicht erfunden, sondern eine Tatsache -, die , Einführung einer 
Dreierdifferenzierung? 

Da besteht doch die Gefahr, daß mit dem, was mit "gymnasiales Niveau" überschrieben 
ist, ein gymnasiales Niveau vorgetäuscht wird und daß der, der in dem Kurs ist, auch mit 
"vier minus" in die gymnasiale Oberstufe kommt; wenn dort hingegen eine Zweierdiffe­
renzierung existiert, kann man sogar den Leistungsbezug ganz anders verdeutlichen. 

Ich meine aber - verzeihen Sie, daß ich das so sage -, ob wir die Zweier- oder die Dreier­
differenzierung bejahen oder nicht, ist nicht bildungsentscheidend, weil es um die In­
halte geht und weil von uns mit aller Leidenschaft eine Schule ohne Differenzierung ab­
gelehnt werden muß, eine Schule, die nur Projektunterricht setzt. Sie kennen das: team 
teaching; pädagogische Mund-zu-Mund-Beatmung nenne ich das. Da kommt es darauf 
an, wer wen beatmet. 

Meine Damen und Herren, von daher müssen wir verlangen, daß Schule nur dann aner­
kannt wird, wenn sie differenziert. Über das Ausmaß der Differenzierung sollten wir uns, 
meine ich, mit weniger Leidenschaft streiten als mit der, mit der wir die Inhalte hervorhe­
ben. Ich möchte nämlich gern, daß morgen Alfred Dregger in Hessen mit der gleichen 
Zuversicht Regierungsverantwortung übernehemen kann, wie es Walter Wallman in 
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Frankfurt, Ministerpräsident Albrecht in Niedersactisen und Richard von Weizsäcker in 
Berlin getan haben. 

(Beifall) 
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Einführungsred® im 
Forum 00 

ßäit der Jugend 
Für Soziale l^arkSv^iir^schaft 

Im Dienst des E^enschen 

Meine Damen und Herren! Liebe Parteifreunde! "Die Soziale Marktwirtschaft ist die 
sozial gebundene Verfassung der gewerblichen Wirtschaft, in der die Leistung freier 
und tüchtiger Menschen in eine Ordnung gebracht wird, die ein Höchstmaß von wirt­
schaftlichem Nutzen und sozialer Gerechtigiceit für alle erbringt." Das ist der Kernsatz 
aus der ersten programmatischen Aussage der CDU Deutschlands zur Sozialen Markt­
wirtschaft in den Düsseldorfer Leitsätzen aus dem Jahre 1949, und ich finde, daß er bis 
heute eine sehr gut gelungene, treffende Umschreibung des Begriffs Soziale Marktwirt­
schaft ist, den wir in immer neuen Anläufen in unseren vielen Programmen definiert 
haben. Ihre politische Umsetzung unter Konrad Adenauer und Ludwig Erhard ermö­
glichte unserem Land einen beispiellosen wirtschaftlichen, sozialen und politischen 
Aufstieg. 

Schwieriger — so muß man im Rückblick sagen — erwies sich dann die Aufgabe, in den 
60er Jahren eine zweite Phase der Sozialen Marktwirtschaft zu verwirklichen, die nach 
Alfred Müller-Armack vor allem der modernen, menschenfreundlichen Gestaltung der 
'öffentlichen Umwelt, in der wir leben" dienen sollte. Dies ist, wohlgemerkt, ein Zitat von 
Professor Alfred Müller-Armack aus dem Jahre 1960 und nicht von Erhard Eppler aus 
dem Jahre 1972. Aber die politischen Zielkonflikte und das Anspruchsdenken nahmen 
damals sehr stark zu. Neue Zeitströmungen propagierten ganz andere Werte und auch 
andere Lösungsmöglichkeiten. 

In den letzten 12 Jahren nach 1969 schließlich erlebten wir den Versuch, die Grundsätze 
Sozialer Marktwirtschaft durch ständig fortschreitende Erweiterung bzw. Entgrenzung 
des Begriffs "sozial", durch die permanente Ausdehnung der Staatstätigkeit und die 
maßlose öffentliche Verschuldung zu überspielen. Den Preis dafür müssen wir heute, zu 
Beginn der 80er Jahre, mit dramatisch steigender Arbeitslosigkeit, Abbau von Sozial­
leistungen, Rückgang der Realeinkommen und — was das Schlimmste ist — einer weit­
gehenden Orientierungskrise bezahlen. 

Auf diesem kurz skizzierten Hintergrund kann es nach meiner Einschätzung nicht 
darum gehen, ein völlig neues wirtschaftspolitisches Grundsatzprogramm zu erarbeiten. 
Nicht die Soziale Marktwirtschaft hat in den letzten Jahren abgewirtschaftet, sondern 
die Bonner Koalition. 

(Beifall) 

Aber diese Feststellung reicht als Legitimation für die Soziale Marktwirtschaft natürlich 
nicht aus. Die 80er Jahre werden zweifellos andere Anforderungen an uns stellen als die 
50er und 60er Jahre. Sie stellen uns vor allem mit den Belastungen der Umwelt, der 
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Rohstoff- und Energieverknappung, den Ungleichgewichten im Nord-Süd-Verhältnis vor 
ernste, weitgehend neue Probleme. Unsere hochentwickelte und zugleich sehr empfind­
liche Zivilisation ist noch stärker als früher auf die Zusammenarbeit der verschiedenen 
Gruppen und auf ein Mindestmaß an Verständigung im eigenen Land angewiesen. 

So muß, nachdem die Linken abgewirtschaftet haben, ein neuer Anfang in der 
Wirtschafts- und Gesellschaftspolitik zwei Schritte umfassen: Es gilt, die Prinzipien So­
zialer Marktwirtschaft wieder zur bestimmenden geistigen und politischen Kraft zu 
machen. Die Chancen hierfür bestehen heute stärker als jemals in den letzten rund 15 
Jahren nach dem Bankrott der verschiedenen Spielarten sozialistischer Wirtschafts­
und Gesellschaftsideologien. Es geht zum Zweiten darum, Soziale Marktwirtschaft 
reformerisch-inhaltlich weiterzuentwickeln, auf die genannten neuen Probleme und Her­
ausforderungen der 80er Jahre sach- und prinzipiengerechte Antworten zu finden. 

Ein Zweites will ich hier anfügen. Professor Alfred Müller-Armack, der ja den Begriff "So­
ziale Marktwirtschaft" prägte, hat noch kurz vor seinem Tode im Jahre 1978 mit Nach­
druck gesagt - ich zitiere -: 'Es geht darum, die Ursprünge der Sozialen Marktwirtschaft, 
ihre geistige Herkunft aus der Literatur unseres Jahrhunderts wieder sichtbar zu 
machen. Ein Teil dieser geistigen Vorbereitung ist den Jüngeren nicht mehr präsent." In 
der Tat, gerade heute, wo das Suchen nach Orientierung und prägenden, haltenden 
Werten vor allem bei der Jugend wieder stärker wird, müssen wir die fruchtbare Verbin­
dung der klassischen liberalen Überzeugungen und der christlichen Anthropologie bei 
den Gründungsvätern wieder bewußt machen. Wir müssen klarmachen, daß Soziale 
Marktwirtschaft nicht in erster Linie ein Instrumentarium, eine Technik zur Produktion 
materieller Güter ist. sondern eine in tiefen sittlichen und historischen Erfahrungen be­
gründete Konzeption der Wirtschaft und Gesellschaft. 

(Beifall) 

Es geht also zunächst um das Verständnis vom Menschen, das der Sozialen Marktwirt­
schaft zugrunde liegt. Wir haben es in unserem Grundsatzprogramm der CDU so 
gesagt: 

Der Mensch ist zur freien Entfaltung im Zusammenleben mit anderen geschaffen. 
Der Mensch ist zur sittlichen Entscheidung befähigt. In verantworteter Freiheit 
sein Leben und die Welt zu gestalten ist Gabe und Aufgabe für den Menschen. 

Ich will hier - Helmut Kohl hat das gestern schon kurz angesprochen - an die berühmte 
Rede Ludwig Erhards vor dem zweiten Parteitag der CDU für die britische Zone am 28. 
August 1948 in Recklinghausen erinnern, mit der Erhard damals die Christlich Demokra­
tische Union - deren Mitglied er an jenem Tag noch gar nicht war - gewann und von 
dem Konzept Sozialer Marktwirtschaft überzeugte, auch in der praktischen Gestaltung, 
wie sie in den Anfängen der Frankfurter und dann der Bonner Wirtschaftspolitik vollzo­
gen wurde. Ludwig Erhard sagte damals: 

Nicht die freie Marktwirtschaft des liberallstischen Freibeutertums einer vergan­
genen Ära, auch nicht das "freie Spiel der Kräfte"..., sondern die sozial verpflichtete 
Marktwirtschaft..., die den Wert der Persönlichkeit voranstellt, der gerechten Leis­
tung aber dann auch den verdienten Ertrag zugute kommen läßt das ist die Markt­
wirtschaft moderner Prägung. 

312 



Ein Wort - vor 33 Jahren gesprochen - von unglaublicher Aktualität! 

So ist es auch folgerichtig, wenn Professor Wilhelm Röpke sein engagiertes Plädoyer 
für die Marktwirtschaft letztlich mit den Dingen jenseits von Angbot und Nachfrage be­
gründet hat. Das ist der Titel jenes berühmten Buches, das jetzt schon über 20 Jahre alt 
ist das aber erfreulicherweise wieder neu aufgelegt und in den Buchhandlungen erhält­
lich ist: 'Jenseits von Angebot und Nachfrage". Ohne Selbstverantwortung und Näch­
stenliebe, ohne den Willen zum produktiven Schaffen und das persönliche Bekenntis 
der meisten zur sittlichen und sozialen Verpflichtung würde Soziale Marktwirtschaft ver­
dorren - übrigens genauso wie jede theoretisch denkbare andere humane 
Gesellschaftskonzeption. 

Was bedeutet nun Soziale Marktwirtschaft heute im einzelnen für die Union? 

Erstens. Es heißt vor allem anderen Vertrauen in die unersetzlichen schöpferischen 
Kräfte des Menschen, schöpferisch in der beruflichen Leistung, in Wissenschaft, Kultur 
und Wirtschaft, schöpferisch und produktiv aber auch in der Solidarität gegenüber dem 
Nächsten. Wirtschaftliche Entscheidungen sollen deshalb nicht durch Macht, sondern 
durch den Markt, d.h. durch Wettbewerb gefällt werden. 

Zweitens. Marktwirtschaft setzt Privateigentum voraus. Dies gewährleistet zusammen 
mit der Innovations-, also der Eneuerungs-, der Gestaltungskraft des Wettbewerbs und 
den sogenannten Sanktionsmechanismen des Marktes - Gewinn und Verlust -, daß mit 
den vorhandenen Rohstoffen und Ressourcen sorgsam umgegangen wird und Knapp­
heit übenwunden werden kann. Marktwirtschaft hat damit schon in sich, gleichsam im 
Ansatz, auch eine soziale Kategorie. 

Drittens. Wir wissen, daß der Markt natürlich nicht alle Fragen lösen kann und daß die Er­
gebnisse des Marktes auch nicht in allen Lebensbereichen ungeprüft hingenommen 
oder übernommen werden dürfen. Soziale Marktwirtschaft heißt deshalb, freiheitliche 
Entfaltung aller Menschen, der Starken wie der Schwachen, durch richtige Rahmenbe­
dingungen, die der Staat zu setzen hat, zu ermöglichen. 

Der Ordnungsrahmen der Sozialen Marktwirtschaft soll gleichermaßen wirtschaftlichen 
und gesellschaftlichen Zielen dienen. Die Soziale Marktwirtschaft ist deshalb ein dyna­
misches System, das Spielräume eröffnet, vor allem auch für die soziale Sicherung der 
Schwachen. Die Verläßlichkeit des Ordnungsrahmens Sozialer Marktwirtschaft setzt 
einen starken demokratischen Staat voraus. Die Stärke des Staates soll aber aus Selbst­
bescheidung und strenger Beachtung des Prinzips der Subsidiarität enwachsen. Sonst 
entsteht - wie wir in den letzten Jahren erfahren haben- eine zunehmende Überforde­
rung der Politik und der Verwaltung, mit dem Ergebnis, daß Politik und Verwaltung die 
wichtigsten zentralen Aufgaben des Staates, etwa auf dem Feld der inneren Sicherheit, 
aber auch der Verläßlichkeit der Sozialgesetzgebung, nicht mehr leisten können und er­
satzweise in Bereichen von zweit- und drittrangiger Bedeutung eine wahrhaft erschrec­
kende bürokratische Reglementierungswut entfalten. Dafür gibt es leider auch genü­
gend aktuelle Beispiele, von den Ländern über Bonn bis, vor allem, zur Europäischen 
Gemeinschaft hin. 

Viertens. Größtmögliche Preisstabilität ist in der Sozialen Marktwirtschaft eine unerläß­
liche Voraussetzung dafür, daß sich die Marktkräfte entfalten können. Eine permanente 
hohe Inflation führt dazu, daß der Markt nicht mehr voll funktionsfähig Ist. Und es kommt 
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zu dem, was man als Fehlallokation von Ressourcen bezeichnet, zu deutsch also: die 
falsche Verwendung der Ressourcen, nicht nach Marktgesetzen und Sachgesetzen, 
sondern verfälscht durch die Inflation. Nach Professor Müller-Armack darf man keines 
dieser tragenden Elemente auf Kosten der anderen verabsolutieren, nicht - wie er 
sagte - den Wettbewerb, "nicht das ökonomische Leistungssystem ohne die Sicherung, 
die ihm gleichzeitig im Rücklauf gewährt wird durch das, was an sozialer Sicherheit pro­
duziert wird" 

Diese innere Einheit meine lieben Freunde, ist heute nicht mehr vorhanden. Der Autori­
tätsverlust des Staates beruht u.a. darauf, daß er die vielen neu übernommenen Aufga­
ben nicht mehr erfüllen kann bzw. die Wirkungen seiner Aktivitäten selbst nicht mehr zu 
übersehen vermag. Die Belastungs- und Verteilungswirkungen des öffentlichen Steuer-
und Übertragungssystems sind weitgehend unkalkulierbar geworden. Ihr Gerechtig­
keitsgehalt läßt sich nicht mehr schlüssig beweisen und begründen. 

Das ist auch der Hintergrund für einen Teil dieser bestürzenden Vorgänge der letzten 
Wochen in der deutschen Politik. Es kam auf diesem Wege dazu, daß die führenden 
Bonner Koalitionspolitiker jetzt monatelang weder die Eckdaten noch die Einzelheiten 
ihrer Finanzplanung zu übersehen vermochten und mit den Milliarden hin- und her jong­
liert haben wie Kinder mit ihren Bauklötzen. Diese Durchschaubarkeit der Politik, diese 
Begründbarkeit der Prioritäten, ist ein sachliches und zugleich auch ein moralisches 
Postulat. 

Die wachsende Belastung der berufstätigen Menschen durch Steuern und Abgaben er­
kennt persönlichen Aufstieg und persönliche Leistung nicht mehr an. Viele Bürger ver­
schaffen sich deshalb "Freiräume" durch Betätigung in sogenannten "Schattenhaushal­
ten", also vor allem in der Schwarzarbeit, und begrenzte Regelverletzungen werden 
üblich. 

Die Idee der Freiheit wird von vielen in einem anarchistischen Sinne interpretiert: Frei­
heit als Emanzipation aus allen Bindungen und Verpflichtungen. Andererseits wird der 
Staat oder das Abstraktum "Gesellschaft" zunehmend für alles und jedes verantwortlich 
gemacht, das dem einzelnen widerfährt. 

Leichtsinnige "Garantien" von Politikern wurden als Schutz vor negativen Folgen auch 
bei eigenem unsozialem Verhalten aufgefaßt: Brandt's Vollbeschäftigungsgarantie von 
1973, Schmidt's Rentengarantie von 1976, Schmidt's soziale Besitzstandsgarantie von 
1980 - lauter geplatzte Wechsel, die zunächst Illusionen und Fehlhaltungen förderten 
und heute tiefe Enttäuschung verursachen. 

In den letzten zehn Jahren sind im Bundeshaushalt und bei der Verwendung unseres 
Sozialprodukts die Aufwendungen für Investitionen für Forschung und Zukunftssiche­
rung ständig zurückgegangen, die Mittel für den Tagesverbrauch permanent angewach­
sen. Unter dem Vorzeichen sprunghaft steigender Schulden ist dies eine kurzsichtige 
und letztlich vor allem gegenüber der Jugend verantwortungslose Politik. 

(Beifall) 

Und schließlich zu dem aktuellen Befund: Auf Grund der insgesamt unzureichenden pri­
vaten Investitionstätigkeit in den 70er Jahren ist der volkswirtschaftliche Kapitalstock in 
wichtigen Teilen überaltert. Seine Größe reicht nicht mehr aus, um die wachsende Zahl 
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von Arbeitsuchenden mit Arbeitsplätzen zu versorgen. Die Versäumnisse in den Ener­
giepolitik verschärfen die Wachstums- und Beschäftigungseinbußen und das außen­
wirtschaftliche Ungleichgewicht. 

Was ist zu tun, damit Soziale Marktwirtschaft wieder voll zur Entfaltung kommen kann? 
Natürlich sind nachhaltige Kürzungen bei Besitzständen, also bei Leistungsgesetzen, 
unvermeidbar geworden. Aber, meine Damen und Herren, der Rotstift alleine ist auch 
kein Programm für die Zukunft. Man muß mit einer umfassender und überzeugender be­
gründeten neuen Politik die Ursachen für die Krisenerscheinungen beseitigen. Die An­
satzpunkte dafür sehe ich in den folgenden Bereichen: 

Der Freiheitsraum für den einzelnen und auch für die nicht-staatlichen und genossen­
schaftlichen Organisationen ist neu zu bestimmen und wo nur irgend möglich zu erwei­
tern. Privater Initiative und Verantwortung muß eindeutig Vorrang eingeräumt werden 
vor staatlicher Betätigung und vor Machbarkeitsillusionen. Das bedeutet, daß es eine 
Grundsatzdebatte geben muß — sie wird auch auf diesem Parteitag, parallel, in einem 
andseren Forum, geführt - über die eigentlichen und wesentlichen Aufgaben des 
Staates und seine Grenzen. Das heißt auch, daß der Staat nur dort Leistungen erstellt, 
wo der Markt diese Leistungen nicht oder nur unzureichend anbieten kann, daß Subven­
tionen prinzipiell nur noch zeitlich befristet gegeben werden, daß die seit Jahren ver­
langte Rechtsvereinfachung und Aufgabenüberprüfung nachhaltig in Angriff genommen 
wird. 

Ich erinnere an unsere Aussage vor der Bundestagswahl: Die Staatsquote muß am 
Ende dieses Jahrzehnts wieder unter 40 % liegen, und die Steuer- und Abgabenbelas­
tung muß schrittweise, mit dem Abbau der Haushaltsdefizite parallel, verringert werden. 

(Beifall) 

Wir brauchern eine Reform der Sozialpolitik, die von der geradezu gigantisch ange­
wachsenen Umverteilung von Geldern von fast allen an fast alle weggeführt und die 
sehr knapp gewordenen staatlichen Mittel gezielt und konzentriert den wirklich Schwa­
chen und Hilfsbedürftigen zukommen läßt. Die Erkenntnis, daß die soziale Sicherung 
ökonomisch von der Leistungsfähigkeit unserer Volkswirtschaft abhängt, muß wieder 
Allgemeingut werden. 

Ich will diese Forderung, diese Aussage, an zwei aktuellen Beispielen veranschauli-
chen:Meine Damen und Herren, die 1975 in Bonn verabschiedete Reform des Schwer­
behindertenrechts führt dazu, daß jetzt jedes Jahr, Jahr für Jahr, rund eine Million Mitbür­
ger bei den Versorgungsämtern der Länder ihre Anerkennung als Schwerbehinderte be­
antragen, um in den Genuß von Steuervorteilen, kostenloser Beförderung im öffentlichen 
Personennahverkehr und anderer Vergünstigungen zu kommen Das kostet die öffent­
liche Hand natürlich jedes Jahr steigende Milliarden-Beträge. 

Zu den aktuellen Finanzvorlagen der Bundesregierung, die in Bundestag und Bundesrat 
beraten werden, gehört jedoch u.a. eine Kürzung bei den Zuschüssen an die Werkstät­
ten für Behinderte um gut 100 Millionen DM. Weil mehrere Millionen Menschen ohne 
Not ein schlecht formuliertes Bundesgesetz in Anspruch nehmen, werden jetzt die Leist­
ungen für die am schwersten Betroffenen von derselben Bundesregierung gekürzt -
ohne jeden Aufschrei in der SPD-Fraktion, wie wir ihn beim Schüler-Bafög erlebt haben, 
meine Damen und Herren. ,_ „ „, 

(Beifall) 
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Dies ist ein aktuelles und bestürzendes Beispiel dafür, wie die Entgrenzung des Begriffs 
"sozial" zu einer der Todsünden der sogenannten sozialliberalen Gesellschaftspolitik ge­
worden ist und wie sie jetzt immer stärker auf Kosten der Schwächsten In unserem Volk 
geht die keine lautstarken Anwälte haben. 

Ein zweites Beispiel, das ich hier in Hamburg besonders gerne aufnehme. Man konnte 
vor einigen Tagen lesen, daß die Betriebsgruppen der Hamburger Sozialdemokraten 
eine Studie vorgelegt haben, nach der junge Empfänger von Sozialhilfe in immer größe­
rer Zahl höhere Nettoeinkommen erzielen als gleichaltrige Beamte des einfachen 
Dienstes oder auch Arbeiterinnen. In diesem Schriftsatz der Hamburger SPD-
Betriebsgruppen heißt es - ich zitiere das einmal - : 

Die Mitglieder hier im Hause finden es empörend, wenn nicht gar provozierend, 
wenn sie sehen, daß ein Sozialhilfeempfänger mehr an Barmitteln zur eigenen 
Verwendung hat als sie selbst, die sie den ganzen Tag arbeiten. 

Viele von Ihnen, meine Damen und Herren, werden wissen, daß die Neuordnung der So­
zialhilfe ein wichtiger Punkt unserer Finanzvorlagen im Bundesrat ist. Wenn ich dies aus 
dem Kreise der Arbeitnehmer der SPD lese, was ich soeben zitiert habe, dann muß Ich 
auch daran erinnern, daß diejenigen, die wie ich vor drei, vier Jahren dies schon einmal 
zum Thema einer öffentlichen Diskussion gemacht haben, von dem SPD-Vorsitzenden 
Willi Brandts mit dem Schlagwort der "sozialen Demontage" in übelster Weise diffamiert 
wurden; auch das gehört zur Vorgeschichte der jetzigen Debatte. 

(Beifall) 

Heute klagen Brandt eigene Genossen - vor allem aus den Gewerkschaften - über die 
Auswirkungen einer verfehlten Gesetzgebung. 

Dabei geht es nicht nur um finanzielle Fragen. Nach meiner Überzeugung ist es soziale­
thisch nicht vertretbar, ja in den Folgen verhängsnisvoll, wenn der Abstand zwischen 
den Nettoeinkommen arbeitender Menschen und den gesunden Empfängern von staat­
lichen Transferleistungen völlig nivelliert wird, ja, wenn es mehr und mehr Beispiele 
dafür gibt, daß die Empfänger von Transfereinkommen höhere Einkommen erzielen als 
diejenigen, die regulär arbeiten. 

(Beifall) 

Man muß auch die sozialen Venwerfungen sehen. Ich will nur einmal darauf verweisen, 
daß schon im Jahre 1979, also vor Einsetzen der Massenarbeitslosigkeit, achtmal soviel 
junge Menschen Sozialhilfe bezogen haben, wie im Jahre 1965; also eine Steigerung 
auf das Achtfache! Das sind die tieferliegenden Probleme unserer Sozialstrukturen, die 
wir angehen müssen. 

Hier hat eine neue Sozialpolitik einzusetzen. Sie muß viel nachhaltiger auf die Förderung 
und Ermutigung der bürgernahen sozialen Dienste orientiert werden, des ehrenamtli­
chen nebenberuflichen Engagements. Wer alle Wechselfälle des persönlichen Lebens 
in Paragraphen erfassen will, zerstört jene Spontanität und jene Beweglichkeit, die Mit­
menschlichkeit über Barleistungen hinaus im sozialen Miteinander zur Geltung bringen. 
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Und schließlich: Wirtschaft und Gesellschaft müssen sich in den 80er Jahren vor allem 
anderen auf Investitionen und Innovationen konzentrieren. Hier liegt der Schlüssel zur 
Lösung der Probleme sowohl für den Arbeitsmarkt, für die Rohstoffverknappung, für den 
Umw/eltschutz als auch für die Entwicklung der Dritten Welt. Der Struktunwandel muß 
als Wachstumschance erkannt und genutzt werden. Man muß von gewissen populären 
Vorurteilen Abschied nehmen, etwa der Behauptung von der Sättigung der Märkte. 

Wir haben in den nächsten 30 Jahren die Aufgabe, bis zu 800 Milliarden DM allein für 
die Energieinvestitionen in diesem Lande zu mobilisieren: Energieeinsparung, Substitu­
tion, Veränderung der Strukturen unserer Energieversorgung. Die eigentliche Gefahr der 
80er Jahre liegt nicht in Sättigungsgrenzen oder absoluter Rohstoffverknappung, son­
dern in der unzulänglichen Nutzung der vorhandenen Gestaltungsräume. 

Wir können den beruflichen Erwartungen der Jugend, der Wettbewerbsfähigkeit un­
seres Landes und vor allem auch den wachsenden Verpflichtungen gegenüber den not­
leidenden Entwicklungsländern nur gerecht werden, wenn wir bereit sind, den techni­
schen Fortschritt zu fördern und verantwortungsbewußt zu nutzen. 

(Beifall) 

In dem Zusammenhang müssen wir die großen Investitionshemmnisse beseitigen. Wir 
haben eine Wohnungsbaugesetzgebung, die in zehn Jahren zur Halbierung der Woh­
nungsbauleistungen geführt hat. Da geht es nicht nur um günstigere steuerliche Rah­
menbedingungen, sondern auch um eine Reform des Mietrechtes. Denjenigen, die 
unter sozialistischen Parolen gegen leerstehende Häuser in Berlin demonstrieren, muß 
man sagen, daß sozialistische Politik - nicht nur in der Administration, sondern auch in 
der Gesetzgebung - genau das bewirkt hat, was sie heute anprangern. Eine Reform des 
Mietrechts ist also notwendig. 

(Beifall) 

Ähnliches gilt für die Lösung der genannten energiepolitischen Probleme. 

Meine Damen und Herren, von einer generellen Technologiefeindlichkeit in unserer Ge­
sellschaft kann man heute auch bei der Jugend nicht sprechen. Tatsache ist aber, daß 
die elementaren Zusammenhänge zwischen der technologischen Innovation, der Wirt­
schaftsentwicklung, der sozialen Sicherung und vor allem auch unserer Verpflichtung 
gegenüber der Dritten Welt weithin nicht gesehen werden. Hier berühren wir einen be­
sonders empfindlichen Punkt: 

Die linken Schulreformen der ausgehenden 60er Jahren haben zu einem wirklichen 
Bildungsnotstand bei vielen Lehrern, Studenten und Schülern im Bereich der wirtschaft­
lichen Elementarkenntnisse geführt. 

(Beifall) 

Zwar wird heute in fast allen Schulen ungleich mehr über Politik geredet als vor zwei 
Jahrzehnten. Aber dem entspricht In gar keiner Weise eine parallele Zunahme der tat­
sächlichen Kenntnisse unserer Volkswirtschaft, ihrer Regeln und Abläufe. Antikapitali­
stische Primitivformel des Neomarxismus ersetzen an vielen Orten politische Bildung; 
das ist der aktuelle Befund, meine Damen und Herren. 

(Beifall) 
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Eine neue inhaltliche Schulreform ist dringend notwendig. Atjer auch hier gilt wohl das 
Wort Bert Brechts: "Kein Vormarsch ist so schwer wie der Rückmarsch zur Vernunft." 

(Beifall) 

Wir müssen, meine Damen und Herren, die Soziale Marktwirtschaft voll zur Geltung brin­
gen, indem wir an einer klaren Rollenverteilung zwischen Staat und Wirtschaft keinen 
Zweifel aufkommen lassen. Wo Kompetenzen sind, Autonomie besteht, muß auch die 
Verantwortung liegen. 

Das heißt: Aufgabe der Bundesbank ist es, in erster Linie für einen stabilen Geldwert 
nach innen und außen zu sorgen. Die Bundesbank hat in den letzten beiden Jahren das 
ihr Mögliche hierfür getan. Mangelnde Unterstützung durch die Lohnpolitik und die Fi­
nanzpolitik sind die Ursachen, daß wir heute soweit entfernt vom Stabilitätsziel sind. 

Die Autonomie der Tarifpartner darf nicht von den gesamtwirtschaftlichen Zusammen­
hängen losgelöst werden. Die Hauptverantwortung für die Höhe der Beschäftigung 
tragen die Tarifparteien. Die Hauptursache für die Areitslosigkeit ist heute Kapitalman­
gel. Die Chancen für eine arbeitsplatzschaffende Entwicklung können sich nur in dem 
Maße vergrößern, wie die Lohnabschlüsse die Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen 
sichern und einen angemessenen Finanzrahmen für Investitionen belassen. Ausrei­
chende Ertragserwartungen sind die Voraussetzungen gleichermaßen für Investitionen, 
für neue Arbeitsplätze und soziale Sicherung. 

Ohne eine wesentlich verbesserte Vermögensbildung der Arbeitnehmer läßt sich der 
hier zugrundeliegende Zielkonflikt nicht lösen. 

(Beifall) 

Der Staat muß durch eine Reform seiner Steuer- und Abgabenpolitik bessere Rahmen­
bedingungen für den Ausgleich zwischen den Tarifpartnern schaffen. 

Eine politische Vollbeschäftigungsgarantie ist wie bereits enwähnt nicht möglich. Auf­
gabe des Staates ist es vielmehr, durch stetige und vorausschauende Wirtschaftspolitik 
die Rahmenbedingungen für Wachstum und Beschäftigung zu schaffen. Ich will hier 
kurz ein aktuelles Zitat von Professor Herbert Giersch zur Verdeutlichung enwähnen; er 
sagte: 

Um eine Million neue Arbeitsplätze in der Bundesrepublik zu schaffen, brauchen 
wir vielleicht zehntausend neue Unternehmen mittlerer Größe und dazu einige 
zehntausend tatkräftige Menschen, die als Unternehmer, Manager und Ingenieure 
noch etwas bewirken wollen, statt nach mehr Urlaub, Arbeitszeitverkürzung oder 
Überversorgung im öffentlichen Dienst zu rufen. 

Hier und nicht beim Aufstellen staatlicher Beschäftigungsprogramme ist die wirtschaft­
spolitische Phantasie gefordert. 

(Beifall) 

Um es noch einmal deutlich zu sagen: Bei der notwendigen Umkehr in der Wirtschafts­
und Gesellschaftspolitik geht es nicht um eine bloße Renaissance einer freien Markt-
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Wirtschaft oder um eine Absage an die soziale Sicherung. Das wäre ein Mißverständnis, 
dem ich eingangs mit der historischen Reflexion begegnen wollte. Im Gegenteil, gerade 
um die Substanz unseres sozialen Rechtsstaates zu bewahren und den unerläßlichen 
sozialen Grundkonsens in unserer Gesellschaft zu erhalten, müssen Verkrustungen ab­
gebaut und neue dynamische Kräfte freigesetzt werden. 

Ich sagte eingangs, daß Erneuerung der Sozialen Marktwirtschaft auch bedeutet, neue 
Herausforderungen unserer Zeit zu erkennen und zu beantworten. Ich will das zum 
Schluß noch einmal stichwortartig in drei Aufgabenfeldern kurz verdeutlichen. 

Erstens. Vermögensbildung. Ich habe diesen Punkt auch schon im Zusammenhang mit 
den Problemen der Tarifpolitik und der Kapitalbildung angesprochen. Wir sind die klas­
sische Partei der Vermögensbildungspolitik. Wohnungsbauprämien, Investmentsparen, 
312-DM-Gesetz, Volksaktien, Belegschaftsaktien waren die Stichworte am Anfang, vor 
2o Jahren. Leider ist auch hier der Impuls schwächer geworden, in den letzten zehn 
Jahren praktisch zum Erliegen gekommen. Wir müssen aus den genannten Gründen 
hier zu einer neuen großen Bewegung kommen. 

Ich erinnere daran, daß unsere Fraktion und auch die Länder in den letzten Jahren wei­
tere Gesetzentwürfe eingebracht haben, vor allem zur Verbesserung der steuerlichen 
Bedingungen für vermögenswirksame Leistungen. Die Koalition hat hier - wie in so 
vielem - blockiert. Wir müssen diese Initiativen wieder aufnehmen und enweitern, weil 
Vermögensbildung für Arbeitnehmer freilich nicht in kollektivistischen Formen erfolgen 
soll, sondern mit der Anlage "Freiheit für den einzelnen Arbeitnehmer' der Schlüssel 
überhaupt ist, um die Aufgaben einer verstärkten Kapitalbildung bei den heutigen Anteil­
seignern und die Probleme des Ausgleichs bei den Tarifverhandlungen noch lösen zu 
können. 

Zweitens. Umweltschutz. Meine Damen und Herren, ich habe an das Zitat von Müller-
Armack aus dem Jahre 1960 erinnert. Ich bin auch davon überzeugt, daß Umweltschutz 
und Umweltpolitik mit Sozialer Marktwirtschaft vereinbar sind. Was wir brauchen, ist ein 
ökologischer Ordnungsrahmen, der die Gefährdungs- und Verbotstatbestände im Um­
weltschutz fixiert und klare Grenzen und Ziele vorgibt, an die sich Unternehmen und Ver­
braucher zu halten haben. Das Verursacherprinzip ist in der geltenden Gesetzgebung 
weithin verankert. Nur hat diese Gesetzgebung der letzten Jahre den Nachteil, daß sie 
ein zu großes Maß an Rechtsunsicherheit und Bürokratisierung gebracht hat. Hier ist 
eine Korrektur erforderlich, nicht aber im Kern der Umweltschutzgesetzgebung, wie wir 
sie in Bund und Ländern entwickelt haben. 

Drittens. Entwicklungspolitik. Auch hier äußere ich mich nur noch stichwortartig. Wir 
müssen auch hier die richtigen Maßstäbe finden. Zunächst einmal ist es in der Anschau­
ung interessant, daß in der Regel jene Länder der Dritten Welt erfolgreicher waren, die 
bestimmte marktwirtschaftliche Instrumente und bestimmte marktwirtschaftliche 
Regeln für sich benutzt haben. 

(Beifall) 

Das gilt für Afrika wie für Asien. 

Wer wie ich vor einigen Monaten einen Besuch in der Volksrepublik China gemacht hat, 
also in einem kommunistischen Land, kann nur mit Erstaunen feststellen, wie man ver-
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sucht, in das dortige staatssozialistische System Elemente einer marktwirtschaftlichen 
Ordnung, jedenfalls marktwirtschaftlicher Regeln einzubauen. Das geht von der Agrar-
wirtschaft bis zur Industrie. 

Das zweite, was ich hierzu sagen will: Eine neue Weltwirtschaftsordnung als zentrali-
stische, bürokratische und dirigistische Systematik wird die Probleme der Dritten Welt 
nicht lösen. Wir mijssen zunächst einmal bereit sein, unsere eigenen Märkte für sie 
immer stärker zu öffnen. Das ist der wichtigste Beitrag, den wir für Entwicklungsländer 
leisten können, obwohl das wehtut, obwohl es Konflikte verursacht. Ich nehme einmal 
das Stichwort Textilabkommen"; das ist nur einer der schwierigen Punkte. Aber hier 
fängt es an, natürlich mit Übergangsfristen, natürlich mit Ausgleichsvorhaben und 
Umstellungen. 

(Zuruf: Sehr richtig!) 

Aber letztlich eröffnet ein System der stärkeren weltweiten Arbeitsteilung auch uns 
Chancen in der Partnerschaft zu den Entwicklungsländern, wenn wir diese Aufgabe in 
Angriff nehmen. 

(Beifall) 

Das zweite Ziel wäre eine internationale Wettbewerbsordnung mit verbindlichen Verhal­
tensregeln, - natürlich für die vielgescholtenen Multis, aber natürlich auch für die Regie­
rungen der Entwicklungsländer selbst, die sich einem solchen Kodex verbindlich unter­
werfen müssen, wenn sie in hohem Maße private Investitionen in ihre Länder ziehen 
wollen, und zwar zu für sie annehmbaren Bedingungen. Ohne eine Steigerung der Pri­
vatinvestitionen werden ihre Probleme weithin unlösbar sein. 

Meine Damen und Herren, heute spricht alles für eine Renaissance der Sozialen Markt­
wirtschaft. Die bestimmende linke Politik der letzten zwölf Jahre und ihre Ideologien 
haben versagt. Es ist insofern auch Zeit für die vielbeschworene Wende. Sie ist nicht 
von jenen zu erwarten, die unser Volk in die Krise führten. Besinnung auf die Grundsätze 
tut not. Zu einer fruchtbaren Verbindung von christlich-sozialen und liberalen Ideen, die 
am Anfang stand, also zur Sozialen Marktwirtschaft gehören, Privateigentum, Wettbe­
werb und unternehmerische Verantwortung ebenso wie Mitbestimmung, Betriebsver­
fassungsrecht und Koalitionsfreiheit. Soziale Marktwirtschaft war in den großen gestal­
tenden Jahren der Bundesrepublik Deutschland politisch ein gemeinsames Werk von 
Konrad Adenauer, Ludwig Erhard und Theo Blank, von Fritz Schäffer, Franz Etzel und 
Karl Arnold. Heute ist sie erneut die gemeinsame Aufgabe der ganzen Union als 
Volkspartei. 

(Lebhafter Beifall) 
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Prof. Dr. Kurt K. Biedenkopf 

Einführungsrede Im 
Forum 111 

Mil der Jugend 
Für eine CSesellscSiaf t mit menschllclhem GesicM 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Liebe Freunde und vor allem auch liebe junge 
Gäste! Dieses Einleitungsreferat hat den Zweck, die Grundlage für eine Diskussion in 
diesem Forum heute morgen über das Verhältnis von Bürger und Staat, über unser poli­
tisches Ziel, eine menschliche und überschaubare Ordnung in Staat und Gesellschaft 
zu schaffen, zu legen. Norbert Blüm wird über diese Diskussion heute abend oder 
morgen früh dann im Zusammenhang mit der Beratung des Leitantrages durch unseren 
Bundesparteitag berichten. Dieser Leitantrag enthält in seinem letzten Kapitel Aussagen 
zu unserem Ziel und zu unserer Politik, eine menschliche und überschaubare Ordnung 
in Staat und Gesellschaft zu schaffen. Mit unseren Beratungen heute morgen wollen wir 
diese Beschlußfassung vorbereiten. 

Ich möchte noch einmal unterstreichen, was Matthias Wissmann gesagt hat, nämlich, 
daß wir nicht nur theoretische Fragen und Zusammenhänge, sondern vor allem auch Er­
lebnis - Erlebnis mit unserer Gesellschaft, mit unserem Staat, mit der Rolle des einzel­
nen in Staat und Gesellschaft - erörtern sollten. 

Ich möchte meine Einführung dem Versuch widmen, den wesentlichen Ursachen für die 
Entwicklung nachzugehen, die wir gemeinsam beklagen und die wir ja überwinden 
wollen, nämlich die Gefährdung junger Menschen. Der Leitantrag sagt dazu einiges. Es 
geht um die Gefährdung junger Menschen durch Alkohol- und Drogenmißbrauch, die 
Verwahrlosung vieler, die wachsende Rücksichtigslosigkeit und Gewalttätigkeit in der 
gesellschaftlichen Umwelt, Unsicherheit, Unzufriedenheit und Angst - und all dies auf 
einem materiellen Lebensniveau, wie es in dcer Geschichte unseres Volkes ohne Bei­
spiel ist. Dies ist ein Widerspruch. Es besteht ein Widerspruch zwischen den Sorgen, die 
im Leitantrag aufgezählt sind, und dem hohen Lebensstandard. Eigentlich sollte ja -
dies war der Ausgangspunkt der Entwicklung — die Erarbeitung dieses hohen Lebens­
standards und der Befreiung der Menschen dienen, der Erweiterung ihrer Horizonte und 
ihrer Möglichkeiten, sich zu entfalten. 

Jetzt stellen wir aber fest - die jungen Menschen signalisieren dies als Brennspiegel ge­
sellschaftlicher Verhältnisse gewissermaßen für das Ganze -, daß der hohe Lebensstan­
dard oder, besser gesagt, die Art und Weise, wie wir ihn erzeugen und wie wir ihn organi­
sieren, nicht zur Befreiung, nicht zur Entfaltung, nicht zur Erhöhung der Würde des Men­
schen, nicht zur Erweiterung der Horizonte führen, sondern zu dem, was ich soeben vor­
getragen habe. 

Meine Freunde, wenn wir diese Fragen stellen — lassen Sie mich das zum Ausgang 
einer Reihe von Punkten sagen, die ich hier vortragen will -, dann arbeiten wir am inneren 
Frieden unseres Landes. Denn der innere Friede unseres Landes ist nur gesichert, wenn 
die Ordnung des Ganzen unserer Gesellschaft dem Menschen gemäß gestaltet ist. 
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Auch davon war gestern die Rede - z.B. bei Heiner Geißler; auch Walter Wallmann und 
andere haben uns darauf hingewiesen -: Ein Land, das im Innern keinen Frieden hat, 
kann auch im Äußeren nicht als Partner des Friedens dienen. Wir müssen also den in­
neren Frieden als unverzichtbare Bedingung des Friedens insgesamt sehen. Dabei 
heißt innerer Friede aber nicht Schutz vor Verbrechen, Bekämpfung der Terroristen, Si­
cherheit auf den Straßen. All dies ist für den inneren Frieden zwar unverzichtbar; innerer 
Friede bedeutet aber auch gesellschaftlichen und sozialen Frieden, d.h. Toleranz und 
Rücksichtnahme unter den Menschen. Eine rücksichtlose Gesellschaft, eine Ellenbo­
gengesellschaft ist keine friedliche Gesellschaft. Sie ist in Gefahr, die Übereinstimmung 
der Menschen untereinander und damit die Übereinstimmung der Menschen mit dem 
Ganzen zu zerstören. 
Mit der Zerstörung dieser Übereinstimmung über die Richtigkeit der inneren Ordnung 
einer Gesellschaft, mit der Zerstörung der Übereinstimmung darüber, daß eine solche 
dem Menschen gemäß ist, gefährden wir zugleich die Grundlagen des inneren Friedens, 
den Frieden im sozialen Bezug, in dem der Mensch allein dem Menschen gemäß leben 
kann. Von diesem Teil der Friedensordnung möchte ich hier zu Ihnen sprechen. Ich 
möchte dies noch einmal unterstreichen, weil mir dies auch im Hinblick auf die Diskus­
sion heute nachmittag, auch im Hinblick auf das, was ich in der "Zeit" geschrieben habe 
und was hier und andernorts schon - auch gestern wieder - diskutiert worden ist, so 
wichtig erscheint. Wir können auf Dauer mit demokratischen Mitteln keine gesellschaft­
lichen Bedingungen aufrechterhalten, die dem Menschen und seiner Natur fundamental 
widersprechen. 

(Zustimmung) 

Das heißt, eine dauerhafte demokratische Ordnung setzt voraus, daß man sie im Innern 
und nach außen in ihren Bezügen — vor allem im Innern — so gestaltet und so anlegt, 
daß sie immer auf eine Ordnung hinstrebt, die wir nie erreichen werden, eine Ordnung, 
die dem Menschen gemäß ist, d.h., die seiner Natur entspricht. 

Wenn ich eine dauerhafte Ordnung errichten will, die der menschlichen Natur wider­
spricht, so ist dies nur unter Bedingungen der Gewalt und Diktatur möglich. Dies viel­
leicht als Vorbemerkung. 

Eine Friedensordnung, eine innere Ordnung, die dem Menschen gemäß ist, hat den 
Menschen selbst als mit Würde ausgestattete Person zum Ziel. Dieser Mensch ist nach 
unserer Überzeugung und unserem politischen Wollen Ziel unserer Politik. Mit dieser Po­
litik gestalten wir die menschliche Gesellschaft. Wir wollen sie so gestalten, daß sie im 
doppelten Sinne des Wortes eine menschliche Gesellschaft ist, eine menschliche Ge­
sellschaft, weil sie Gesellschaft aus Menschen ist, und eine menschliche Gesellschaft, 
weil sie dem Menschen gemäß ist. Der Begriff "menschliche Gesellschaft" darf niemals 
zu dem Begriff "unmenschliche Gesellschaft" in Widerspruch geraten. 

Was heißt nun "dem Menschen gemäß"? Es heißt: in der Achtung vor seiner Würde und 
seiner Fähigkeit zur Verantwortung, In der Achtung vor seiner Fähigkeit zur freien Entfal­
tung im Zusammenleben mit anderen und zur sittlichen Entscheidung. Es heißt: die Ord­
nung so zu gestalten, das sie dem gerecht wird, was unser Grundsatzprogramm zur so­
zialen Natur des Menschen sagt: 

"Der Mensch ist auf Zusammenleben mit anderen — vornehmlich in festen sozialen Le­
bensformen - angelegt" 
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Das heißt: Dieses Zusammenleben entspricht seiner Natur. Im Grundsatzprogramm 
heißt es weiter: 

•Sein Leben verkümmert, wenn er sich isoliert oder im Kollektiv untergeht. Sein Wesen 
erfüllt sich in der Zuwendung zum Mitmenschen, wie es dem christlichen Verständnis 
der Nächstenliebe entspricht." 

Ich gehe von diesen Festellungen des Grundsatzprogramms aus. 

Im Grundsatzprogramm heißt es aber auch - das ist für unsere ganze jetzt folgende Dis­
kussion mindestens genauso wichtig-: In Anerkennung der Grenzen des Menschen ge­
stalten wir die Gesellschaft. Wörtlich heißt es: 
"Jeder Mensch ist Irrtum und Schuld ausgesetzt." 

An anderer Stelle wird gesagt: 
"Unterschiede der Meinungen und Interessen können zu Konflikten führen" 

Es gibt deshalb auch keine dauerhaften Antworten - das müssen wir daraus folgern -
auf politische Fragen, sondern nur vorläufige Antworten auf dauerhafte Probleme. 

Wir sagen im Grundsatzprogramm: Wir unterscheiden uns von Ideologen dadurch, daß 
wir wissen: Die Antwort, die wir jeweils konkret geben, ist nicht die letzte, sondern es 
werden neue Antworten gefunden werden müssen, weil jede Antwort vom Irrtum ge­
kennzeichnet sein kann. 
Deshalb müssen wir festellen: Die Gestaltung der Probleme, die wir haben, verändert 
sich. Da die Gesellschaft, in der wir leben, ein Ausdruck unserer politischen Gestaltung 
der menschlichen Probleme ist, muß sich auch die Gesellschaft verändern können, 
wenn sie eine menschengerechte Gesellschaft sein soll. 
Nun zu den Grundlagen. Die sozialen Bezüge der Menschen — davon reden wir hier: 
von den zwischenmenschlichen Beziehung, den Beziehungen zur Gruppe, zur Gemein­
schaft, zum Nächsten - dienen den Interessen des einzelnen, seiner Mitmenschen und 
denen der Gemeinschaft. 

Zwischen diesen Interessen bestehen Spannungen und Widersprüche; das weiß jeder 
von uns. Diese Spannungen und Widersprüche zu beherrschen und mit friedlichen Mit­
teln zu lösen, ist Aufgabe einer Friedensordnung. Es ist dem Menschen gemäß — ich 
bitte Sie, das als erste Schlußfolgerung festzuhalten -, ihn an dieser Aufgabe teilhaben 
zu lassen, an der Aufgabe der Lösung der Widersprüche zwischen den Menschen und 
der Gemeinschaft. Das ist um so eher möglich, je größer die Chance für den einzelnen 
ist, die Interessen der Gemeinschaft auch als eigene Interessen zu erkennen, d.h. sich 
mit der Gemeinschaft zu identifizieren. 

Wir werden nachher in der Diskussion sicher über diese Frage des Sich-
Identifizieren-Könnens noch reden; denn eines der Probleme junger Menschen ist, daß 
sie sagen: Mit den Organisationen, die mein Leben organisieren und beeinflussen, kann 
ich mich nicht identifizieren, weil sie zu groß sind. 

Die Interessen der Gemeinschaft, in der der Mensch steht — die Familie, der Verein, die 
Gewerkschaft, die Gemeinde, die Schulpflegschaftsversammlung; was auch immer 
diese Gemeinschaften sind -, kann der Mensch daher um so eher als seine eigenen er­
kennen, je kleiner die Gemeinschaft ist. Verstehen wir den Menschen nur als zur Verant­
wortung für sich und den Nächsten berufen, dann folgt daraus: Die kleinere Gemein-
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Schaft ist dem Menschen eher gennäß als die größere. Ihre Interessen kann er eher als 
seine eigenen erkennen und sie damit in seiner eigenen Verantwortung auch gegen die 
eigenen Interessen der Person abwägen und ausgleichen. Oder anders ausgedrückt: 
Je kleiner der Kreis der Gemeinschaft ist, In der der Konflikt der Interessen aufgelöst 
werden muß, um so gemäßer ist diese Gemeinschaft dem Menschen. 

Je größer umgekehrt die Gemeinschaft ist, um so weniger kann sich der Mensch mit ihr 
als dem Ausdruck seiner eigenen sozialen Natur identifizieren; um so größer wird des­
halb seine Bereitschaft seine eigenen Interessen über die Interessen der Gemeinschaft 
zu stellen, statt seine eigenen Interessen mit den Interessen der Gemeinschaft auszu­
gleichen. Das ist die zweite wichtige Feststellung. 

Das Subsidiaritätsprinzip ist damit ein Gestaltungsprinzip der Gemeinschaft, das die 
dem Menschen gemäße Gestaltung des Ganzen will. Die Gesellschaft nach diesem 
Prinzip zu gestalten, heißt, sie so zu gestalten, daß der einzelne seiner Verantwortung für 
den Nächsten gerecht werden kann. Der Mensch soll die Aufgaben, die ihm durch das 
Leben gestellt werden, mit Mitteln erledigen können — soweit das möglich ist -, die ihm 
und seiner Berufung zur Verantwortung wirklich gerecht werden. 

Die kleine und die große Gemeinschaft unterscheiden sich aber nicht nur durch ihre 
Größe, wenn ich z.B. an die Gemeinde, das Land, den Bund, die Gliederungen der ver­
schiedenen Organisationen von unten nach oben denke. Die Gemeinschaften sind 
auch von verschiedener Qualität. Je kleiner nämlich die Gemeinschaften, um so stärker 
regeln die Menschen ihre Beziehungen untereinander selbst. Sie entscheiden unterei­
nander selbst, wie die Dinge geordnet werden sollen. Sie müssen sich zusammenraufen, 
sie müssen sich konkret mit dem Nächsten auseinandersetzen. 

Je größer die Gemeinschaft, um so mehr sind die Menschen auf Regelungen durch das 
staatliche Recht oder den staatlichen Eingriff angewiesen. Je kleiner die Gemeinschaft, 
um so mehr wird deshalb die zwischenmenschliche Beziehung von Toleranz, Zusam­
menarbeit und der Notwendigkeit bestimmt, sich gegenseitig konkret zu ertragen, d.h. 
aber, den Nächsten als ein Stück des eigenen Schicksals mitzuertragen. 

Diese Notwendigkeit, in einer kleinen Gemeinschaft den einzelnen und den Nächsten 
mitzuertragen, ist nun auch für das Ganze, wie wir noch sehen werden, von fundamenta­
ler Bedeutung. Je größer die Gemeinschaft, um so mehr tritt der verordnete Ausgleich 
der Interessen - staatlicher Eingriff, Rechtsvorschrift, Anspruch des einzelnen - an die 
Stelle des konkreten, unter den Menschen selbst gefundenen Ausgleichs. 

Für den Menschen - jetzt kommt die andere Seite der Medaille - als sozialem Wesen, 
also als einem Wesen, das nur in der Gemeinschaft mit anderen leben und existieren 
kann, ist der Staat unverzichtbar. Was ist der Staat? Der Staat ist neben vielem anderen 
der einzige Ort in der menschlichen Gesellschaft, von dem rechtmäßig Gewalt zur Erhal­
tung des Rechtsfriedens und damit des Friedens ausgehen kann. Das bedeutet: Als 
Staat bezeichnen wir die Einrichtung, die wir uns geschaffen haben, um notfalls mit 
Gewalt den Frieden zu sichern. Daß es diesen Staat gibt, hat zur Folge, daß kein Mensch 
in der Gesellschaft selbst mehr das Recht hat, seine Interessen notfalls mit Gewalt 
durchzusetzen. Das ist ganz entscheidend. 

(Beifall) 
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Wir haben auf der einen Seiten den Menschen in seinen sozialen Bezügen, in seinen Ge­
meinschaften, und wir haben dann den Staat. Den haben sich die Menschen geschaffen, 
weil sie in der historischen Entwicklung der menschlichen Gattung gelernt haben, daß 
es ohne die Befriedung der Menschen, notfalls durch Gewalt, keine menschliche Gesell­
schaft geben kann. Und da man nicht jedem Gewalt anvertrauen kann, weil dann alles 
untereinander zerstört wird, hat man diese Gewalt im Staat konzentriert und Menschen 
beauftragt diese Gewalt für das Ganze, zum Zwecke der Wahrung des Friedens und 
der Erhaltung des Ganzen zu nutzen. Deshalb auch die Beschränkung der staatlichen 
Gewalt auf diese Aufgaben. 

Die Qualität der konkreten Gesellschaft, in der wir leben, wird nun durch die Art und 
Weise bestimmt, wie das Verhältnis des Staates, der Gesellschaft und des Menschen 
zueinander gestaltet ist. 

Die Menschen bilden - nächster Punkt - unterschiedliche Gemeinschaften, in denen 
sie als soziale Wesen leben. Die kleinste Gemeinschaft ist die Familie. Eine große Ge­
meinschaft ist eine politische Partei. Die kleinen Gemeinschaften, in dieser größeren Ge­
meinschaft sind die Ortsverbände, die Kreisverbände, die Bezirksverbände, die Landes­
verbände. In diesen Gemeinschaften unterschiedlicher Größe und Form leben die Men­
schen als soziales Wesen. 

Diese Gemeinschaften stehen zwischen dem Menschen und dem Staat. Sie vermitteln 
das Verhältnis des Staates zum Menschen und die Beziehung des Menschen zum 
Staat. Sie haben ihre eigene Aufgabe, die jeweiligen sozialen Bezüge zu regeln, z.B. die 
politische Arbeit in der Partei, die Feierabendarbeit in einem Verein, das gemeinsame 
Singen in einer Sängergruppe, die Arbeit in einer Schulpflegschaft und natürlich das 
Leben insgesamt in der Familie. Aber diese Gemeinschaften haben zugleich eine wei­
tere Funktion — und auf diese Funktion kommt es mir hier an -: Sie haben die Funktion, 
zwischen dem Menschen als Individuum und dem Staat als einzigem Ort legaler Gewalt 
zu vermitteln. Sie haben eine Vermittlerfunktion. 

Denn, meine Freunde, das ist wichtig: Der Mensch, jeder von uns als Einzelperson, kann 
den Staat als organisiertes Ganzes nicht verstehen. Das können wir gar nicht. Wir sind 
als Einzelperson nicht in der Lage, den Staat zu verstehen. Wir wissen zwar was das ist, 
aber wir sind nicht in der Lage, ihn zu verstehen, wie wir z.B. den Nächsten verstehen. 
Die Macht des Staates ist im Verhältnis zu einem einzelnen Menschen überwältigend. 
Der Staat ist undurchschaubar, anonym, bezogen auf unsere Natur ist er unmenschlich. 
Es ist eine Organisation, es ist der Ort, der Sitz von Gewalt. Zum Staat sind deshalb Be­
ziehungen wie Toleranz, Verständnis oder Rücksichtnahme gar nicht möglich. Ich kann 
nicht im Verhältnis zur Gewalt, die mir begegnet, tolerant sein. Ich kann nicht auf den 
Staat Rücksicht nehmen. Das sind Kategorien zwischenmenschlicher Beziehungen. 

Umgekeht kann der Staat den einzelnen Menschen nicht "verstehen". Menschliche Be­
ziehungen sind zwar zu den Personen denkbar, die den Staat repräsentieren, nicht aber 
zum Staat als Gewaltmonopol einer organisierten Gesellschaft. Ich kann eine men­
schliche Beziehung zu dem Beamten hinter dem Schalter einer Behörde haben. Aber 
wenn der Staat das nicht erfüllen kann, was ich will, dann wird der Schalterbeamte mit 
dem Ausdruck tiefen menschlichen Bedauerns erklären, daß die Vorschriften es nicht 
gestatten. Und die Vorschriften sind der Staat. 
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Die Bedingungen staatlicher Existenz und menschlichen Handelns sind deshalb nicht 
vergleichbar. Sie stehen sich gewissermaßen fremd gegenüber. Sie müssen vermittelt 
W/erden. Vermittelt werden sie durch den stufenweisen Aufbau des Ganzen. Die men­
schlichen Gemeinschaften unterschiedlicher Art leisten diese Vermittlung. 

Damit sind wir an dem zweiten großen Punkt angelangt. Nachdem wir eben das Verhält­
nis Mensch und Staat beschrieben haben, kommmt es jetzt auf die Vermittlungsfunktion 
und das Verhältnis im Konkreten an. Da ist folgendes wichtig: Was heißt es, zwischen 
dem Menschen und dem Staat zu vermitteln? Das heißt, den Bedingungen beider 
Seiten gerecht zu werden. Dabei hat der Mensch eine Aufgabe, nämlich seine Lebensla­
ge vor Ort konkret mit seinen Nächsten zu regeln. Im Recht nennt man das die Regelung 
der Lebensverhältnisse durch die Nächstbeteiligten. Das bedeutet, die Leute setzen 
sich zusammen und entscheiden untereinander, was sie tun wollen, wenn sie eine Ge­
sellschaft gründen, wenn sie einen Kaufvertrag abschließen, wenn sie in der Familie 
über die Verwendung des Familieneinkommens disktutieren. Sie lösen den Einzelfall, 
gestalten ihr Leben und ihre Umwelt. Der Staat hat die Aufgabe, das Ganze zu steuern, 
die Beachtung der allgemeinen Wertmaßstäbe zu sichern und den Frieden zu wahren. 

Das bedeutet in der Vermittlung folgendes. Die konkrete Lebenslage des einzelnen muß 
ja vom Staat irgendwie geordnet werden. Der Staat kann aber nicht die konkrete Le­
benslage des einzelnen ordnen, sondern er kann nur allgemeine Vorschriften machen, 
wie sie geordnet werden sollen. Dann müssen die Vorschriften umgesetzt werden. 
Diese Umsetzung von der allgemeinen Richtung zur konkreten Entscheidung vor Ort ist 
die Vermittlung vom Staat zum Menschen. 

In der öffentlichkeif funktioniert das idealiter so, daß an der Spitze gesagt wird: Hier ist 
eine bestimmte Aufgabe zu lösen, dafür stehen die und die Mittel zur Verfügung, und die 
und die Richtung ist einzuhalten. Dann geht das auf die nächstniedrige Stufe. Da 
werden die Mittel aufgteilt, und die Angaben über die Richtung werden konrkretisiert. 
Dann geht es auf die nächste Stufe. Dort wird konkret entschieden, wer von den Mitteln 
unter welchen Bedingungen etwas bekommt. Das ist das Verhältnis Staat — Individuum. 

Umgekehrt verläuft es so, daß der Mensch seine Probleme in seine Gemeinschaft trägt. 
Die Gemeinschaft trägt sie weiter zur nächsthöheren Gemeinschaft. Im Staat werden 
sie dann geordnet. Es ist eine Stufenleiter der Vermittlung, eine Stufenleiter auch des 
Sich-Verstehen-Könnens. 

Was heißt damit das Subsidiaritätsprinzip, über das wir jetzt reden? Es bedeutet die Ver­
mittlung des Verhältnisses zwischen Mensch und Staat mit Hilfe menschlicher Gemein­
schaft. Dieses Prinzip dient dem Schutz des Menschen und dem Schutz des Staates. Es 
ist ein Prinzip der Zusammenarbeit aller im Staatswesen. Es macht das Zusammenle­
ben der Menschen in staatlicher Organisation in einer menschengemäßen Art möglich. 

Wenn wir das alles für richtig halten — es steht im Grundsatzprogramm -, dann müssen 
wir uns einmal fragen: Warum funktioniert das denn nicht? Warum geht das denn 
immer wieder schief? Es geht immer wieder schief, weil sowohl der Staat wie der 
Mensch die Veranlagung hat, aus einem solchen System auszubrechen. Der Mensch 
hat die Anlage, sich dem konkreten Ausgleich der widerstrebenden Interessen in der 
kleinen Gemeinschaft zu entziehen. Wird dem Menschen die Chance geboten, seine ei­
genen Interessen mit Hilfe von außen gegen die Interessen der kleinen Gemeinschaft 
durchzusetzen, dann wird er diese Chance nützen. Kommt jemand und sagt: ich helfe 
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dir, daß du deine Interessen gegen die Interessen deines Kegell<lubs durchsetzen 
kannst, die anders sind als deine, wird er diese Chance nutzen. 

Ein klassisches Beispiel dafür ist in unserem Familienrecht die Regelung, daß ein 19-
oder 20jähriger, dessen Familie entscheidet, er soll nicht studieren, sondern in einen 
Beruf gehen, weil die Familie die Kosten für das Studium nicht tragen will - aus welchen 
Gründen auch immer -, die Chance geboten bekommt, zum Staat zu g^hen, sich das 
Studium bezahlen zu lassen, und der Staat wiederum geht hin und klagt den Unterhalt­
sanspruch des Jungen gegen die Familie ein. Hier wird also dem einzelnen Mitglied der 
Familie die Möglichkeit geboten, sein Interesse, nämlich einen Unterhalt von der Familie 
zu bekommen, gegen das Interesse der Familie durchzusetzen, die mit dem Geld etwas 
anderes machen wollte. Er muß sich nicht in der Familie konkret auseinandersetzen und 
diese Familie überzeugen, daß er die Hilfe braucht, er muß sich auch nicht einordnen in 
die Familie in dem Sinne, daß er dann eben auf sein Studium verzichtet, sondern es wird 
ihm die Chance geboten, seine Interessen von außen durchzusetzen. Ob das richtig ist 
oder falsch, werden wir gleich noch sehen, aber es ist zumindest so, daß ihm die 
Chance geboten wird, die Fähigkeit der kleinen Gemeinschaft aufzuheben, die Pro­
bleme selber, vor Ort, zu lösen. 

Der Staat wiederum hat die Tendenz, die Lebenssachverhalte der Menschen direkt zu 
ordnen, wenn ihm dazu Gelegenheit geboten wird. Für die Männer und Frauen, die den 
Staat handhaben, ist es ein immer wieder anstößiges Problem, daß sich die Menschen 
ganz anders verhalten, als sie sich nach Auffassung derer, die da oben die Regeln 
setzen, verhalten sollten. Und eine typisch menschliche Reaktion ist es, den Fehler nicht 
in den Regeln zu sehen, die man setzt, sondern in der Unvernunft und dem Unverstand 
der Menschen, die diese Regeln befolgen sollen. Also werden diejenigen, die die staat­
liche Gewalt verwalten, die Tendenz haben, ihre Befehlsgewalt zu benutzen, um den 
Menschen zu dem Verhalten zu zwingen, das ihnen sachgerecht erscheint, statt den 
sehr viel schwierigeren Weg zu gehen, die Bedingungen der Gesellschaft so zu gestal­
ten, daß sich die Menschen in ihrer Mehrheit richtig verhalten. 

Dem Menschen erscheint das Ausbrechen aus der konkreten Bindung der kleinen Ge­
meinschaft — denken Sie wieder an mein Familien-Beispiel — als ein Vorgang der Be­
freiung von dieser Gemeinschaft. Er kann jetzt mehr als vorher; die Gemeinschaft - hier 
die Familie — kann weniger als vorher. Dem Staat erscheint die Vermehrung der Regel­
zuständigkeit als Gewinn von Macht und Gestaltungschancen. Sein Einfluß auf das 
Leben der Menschen nimmt zu, der Gestaltungsfreiraum nimmt ab. 

Damit befreien sich, auf eine ganz unterschiedliche Weise, beide, der Mensch wie der 
Staat, aus Bindungen. Aber beide gefährden sich im Laufe dieses Prozesses. 

Der Mensch "befreit" sich aus der konkreten zwischenmenschlichen Bindung in die Ge­
meinschaft. Wo findet er sich wieder? - Als einzelner, dessen Leben vom anonymen 
Staat geregelt wird. 

Der Staat "befreit" sich von der Beschränkung auf seine eigentliche Aufgabe, das Ganze 
zu steuern, zu gestalten, um den Frieden zu wahren. Und wo findet er sich wieder? Er 
findet sich wieder - wie seinerzeit Gulliver - im Reich der Zwerge, auf den Boden gefes­
selt durch hunderttausende winzig kleine, jeder für sich leicht zerreißbare Stricke von 
Einzelfallentscheidungen in einer ständig auswuchernden Bürokratie. 

(Beifall) 
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Beide, der Mensch und der Staat, gefährden sich, wenn sie sich aus der Gestaltung der 
Gesellschaft in einer dem Menschen gemäßen Weise "befreien". Dieser "Befreiungs"-
Prozeß, der ja beim Menschen auch als "Emanzipation" bezeichnet wird, führt so zu 
einer Selbstblockade beider in der Venwirklichung ihrer Aufgaben. Genau dies, meine 
Damen und Herren - und das ist der dritte und letzte Abschnitt - ist kennzeichnend für 
unsere konkrete politische Lage. 

Der Staat ist viel weiter in ein direktes Verhältnis zum Menschen getreten, als es mit 
dem Wesen und der Natur beider vereinbar ist. Selbst dort, wo die Verfassung die Glie­
derung des Staates vorschreibt, nämlich in Bund, Ländern und Gemeinden, ist diese 
Gliederung zunehmend bedroht, weil durch die Zentralisierung die kleineren Einheiten 
in ihrer Funktion ausgehöhlt werden. Damit wächst aber - und jetzt möchte ich auf das 
zurückkommen, was Walter Wallmann gestern hier beschrieben hat, denn hier haben 
wir zumnindest e i n e Ursache dafür - die direkte Konfrontation in der Beziehung zwi­
schen Staat und Mensch. Und die kleine Gemeinschaft, die diese Konfrontation auffan­
gen soll, die verliert ihre Funktionsfähigkeit. Damit kann sie auch ihre Aufgabe nicht 
mehr erfüllen, sie läuft gewissermaßen leer. 

Wenn aber die kleine Gemeinschaft leer läuft, kann sie den Menschen auch nicht mehr 
zur Toleranz und zur Rücksichtnahme erziehen. Denn Toleranz und Rücksichtnahme 
sind keine Verhaltensweisen, die man den jungen Leuten in der Schule beibringen kann, 
Toleranz und Rücksichtnahme sind Eigenschaften, die man sich enwirbt in der konkreten 
menschlichen Erfahrung der Auseinandersetzung mit dem Nächsten. 

(Beifall) 

Diese konkrete Erfahrung der Auseinandersetzung mit dem Nächsten aber kann der 
Mensch nur in den kleinen Gemeinschaften machen, in denen er sich, wenn er sein ei­
genes Interesse behaupten will, mit dem Nächsten konkret auseinandersetzen muß. 

Rücksichtnahme und Vorsicht hängen eng miteinander zusammen. Ich nehme Rück­
sicht auch in der Enwartung, daß andere auf mich Rücksicht nehmen. Deshalb ist Rück­
sichtnahme auch eine Vorsicht in bezug auf mich selbst. 

(Beifall) 

Wenn aber dies nicht mehr konkret erlebbar ist, weil eben der Junge, der studieren will, 
auf seinen Vater keine Rücksicht nehmen muß, um seinen Unterhalt zu bekommen, son­
dern die Alternative hat seinen Unterhalt durch den Staat einklagen zu lassen, und 
wenn Hunderte von anderen kleinen und mittleren Gemeinschaften, ihrer Funktionen 
entleert werden, wenn man nicht mehr Rücksicht auf die Nachbarn - weil diese die 
Kinder beaufsichtigen - nehmen muß, sondern eine staatliche Angestellte diese Auf­
sicht leistet - und man hat gegen diese einen Anspruch aus rechtlichen Beziehungen -, 
dann nimmt die Rücksichtnahme und auch die Fähigkeit zur Rücksichtnahme in der Ge­
sellschaft ab. 

Beide, Mensch und Staat, nehmen dadurch zunehmend Schaden. Der Mensch gefähr­
det durch diese Entgrenzung seiner Einbindungen in die Subsidiarität seine Menschlich­
keit, der Staat seine staatliche Funktion. Die Bereitschaft des Menschen zur Gewalttätig­
keit nimmt zu, je mehr er direkt mit dem Staat konfrontiert ist. Die Berechtigung des 
Staates zur Gewaltanwendung nimmt ab, je mehr er direkt Einzelfälle löst w/eil immer 
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mehr die Frage auftritt, ob die Einzelfallgereclitlgl<eit wiriclich gewahrt ist. Und so gefähr­
den der Staat sein Gewaltmonopol und die Menschen ihre Menschlichkeit. 

Der Ausweg aus dieser Gefahr lautet: Wiederbelebung der kleineren, menschlichen Ge­
meinschaften auf allen Ebenen der Gesellschaft, d.h. die Wiederbelebung oder Neube­
gründung ihrer Aufgaben. Denn die kleinere menschliche Gemeinschaft ist nur dann 
lebens- und leistungsfähig, wenn sie genutzt wird. Sie wird aber nur dann genutzt, wenn 
sie gebraucht wird, und sie wird nur dann gebraucht, wenn sich die Interessen und Er­
wartungen der Menschen ohne sie mit der Gemeinschaft nicht ausgleichen lassen. Das 
heißt, beide, Mensch und Staat, müssen bereit sein, sich zu beschränken. 

Für den Menschen heißt das: teilweiser Verzicht auf den direkten Zugang zum Staat, um 
mit dessen Hilfe seine Interessen gegenüber anderen durchzusetzen, stärkere Rück­
sichtnahme auf die eigene Lebensgemeinschaft. Der Mensch muß seinen Mitmenschen 
mehr ertragen als bisher. Rücksichtnahme und Toleranz als notwendige Voraussetzun­
gen der Gemeinschaft müssen geübt werden. Ansprüche an den Staat müssen jeden­
falls teilweise, durch das Vertrauen auf die Leistungsfähigkeit der kleineren Gemein­
schaft ersetzt werden. 

Meine Damen und Herren, ich glaube, wir müssen uns, wenn wir über das Subsidiarität-
sprinzip so, wie es in unserem Grundsatzprogramm steht, reden, auch mal klar machen, 
was das heißt. Die Worte, daß 'nur die Hilfsbedürftigen Hilfe erhalten' sollen, daß 'die Fa­
milie ihre Funktion haben' muß, die lesen sich alle gut. Aber ich habe gestern in einem 
Gespräch jemanden gefragt: "Bist Du denn bereit, den Unterhaltsanspruch, den der 
Staat jetzt gegen die Familie einklagen will, weil der junge Mann, der schon volljährig ist 
und einen Beruf hat, jetzt studieren will, diesen Unterhaltsanspruch, den der junge Mann 
an den Staat abgetreten hat dadurch zu ersetzen, daß der Familie das Recht eingeräumt 
wird, zu sagen: nach sorgfältiger Beratung im Familienkreis waren wir der Meinung, der 
Junge - oder das Mädchen - sollte diesen Schritt nicht tun - mit der Folge, daß der Un­
terhaltsanspruch dann auch nicht eingeklagt werden kann, daß er mit anderen Worten 
nur dann eingeklagt werden kann, wenn die Familie den Unterhalt willkürlich verwei­
gert? Bist Du bereit, eine solche gesetzliche Regelung zu tragen?' Und da war die Ant­
wort des Kollegen, es sei nicht konsensfähig, so etwas zu machen. 

Hier, im konkreten Raum, bewährt sich die Frage: Was wollen wir denn, das die Familie 
darf? Denn eines ist sicher: Ich kann die Institution Famlie nicht so organisieren, daß die 
Lasten privatisiert werden und der Nutzen sozialisiert wird. 

(Beifall) 

Das fängt beim einzelnen an und geht bis zum Ganzen. Hier, beim konkreten Unterhalt­
sanspruch für eine Ausbildung über das Erwachsenwerden hinaus, muß die Frage ent­
schieden werden: Hat die Familie, wenn sie zahlt, ein Mitspracherecht, und wie sieht 
diese Mitsprache aus? 

Von diesem Einzelfall ist es im Grunde genommen eine geradlinige Entwicklung bis 
zum Generationenvertrag, wo wir ja auch die Lasten privatisieren. Denn die Familie muß 
die Kinder großziehen. Wir privatisieren die Lasten sogar in einem ungewöhnlich hohen 
Maß, denn wir nehmen der Familie auch noch die Möglichkeit des internen Leistungs­
ausgleichs. Auf der anderen Seite verlangen wir aber von den später großgezogenen 
Kindern,daß sie ihre Leistung für die dann alten Menschen erbringen, völlig unabhängig 
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davon, ob diese auch Kinder hatten oder nicht. Das heißt, die Lasten werden privatisiert, 
der Nutzen mrö sozialisiert. 

iVleine Freunde, wenn man eine Gesellchaft so organisiert, ist sie nicht dem IVIenschen 
gemäß. Denn dem Menschen gemäß ist es nicht, auf Dauer Lasten zu tragen, ohne Be­
fugnis und Verantwortung zur iVlitgestaltung damit verbunden zu haben. 

(Beifall) 

Das ist ganz wesentlich. Wenn ich also das Verhältnis zwischen Mensch und Staat so 
organisiere, daß der Mensch in zunehmendem Maße Lasten übernehmen muß, die an 
den Staat, an eine große, an eine anonyme Gemeinschaft geleistet werden, und er auf 
die Venwendung dessen, was er für die Gemeinschaft bereitstellt keinerlei Einfluß mehr 
hat, dann erscheint ihm das, was er an die Gemeinschaft leistet, als eine unmenschliche 
Belastung, und das, was er von der Gemeinschaft erhält, die sogenannte Leistung, als 
eine Leistung ohne Gegenleistung. Ich kann aber als Mensch weder mit einer Leistung 
ohne Gegenleistung verantwortungsbewußt umgehen noch kann ich auf die Dauer ver­
antwortungsbewußt eine Leistung erbringen, wenn ich keinerlei Einfluß auf ihre Verwen­
dung habe. 

Wenn ich also auf diese Weise, durch die Auflösung der kleineren und größeren Ge­
meinschaften, das Verhältnis zwischen Mensch und Staat direkt herstelle, dann werden 
beide im Verhältnis zueinander rücksichtsloser. Der Mensch muß sich ein Stück von 
diesem Zugang zur staatlichen Gewalt, die die Durchsetzung seiner Interessen erleich­
tert, zurückziehen. 

Er muß sich begrenzen. Er muß sich seiner Natur gemäß organisieren. 

Und der Staat? Er muß sich aus der Einzelfallregelung zurückziehen und stärker die 
Lenkung der kleinen Einheiten betreiben. Er muß auf umfassende Einzelfallgerechtigkeit 
- eine solche wäre undurchführbar - verzichten. Meine Freunde, die Bürokratisierung, 
über die wir hier diskutieren, ist nicht eine Sache, die wir abschaffen können, wenn wir 
nicht gleichtzeitig bereit sind, Entscheidungen wieder so zu verlagern, daß sie vor Ort 
getroffen werden können. 

(Zustimmung) 

Dies würde aber bedeuten: ein Stück zusätzliches Vertrauen in diejenigen, die vor Ort 
entscheiden. Wenn ich dieses Vertrauen nicht mitbringe, muß ich ja praktisch jede Eln-
zelentscheidung durch Gesetz regeln, wobei die Nachprüfung dann den Gerichten 
obläge. In dem Maße, in dem ich jede Einzelentscheidung durch Gesetz regele und 
durch Gericht nachprüfen lasse, erzeuge Ich die Bürokratie, die ich durch Verlagerung 
der Entscheidung gerade abschaffen wollte. 

(Beifall) 

Ein praktisches Beispiel: Wenn ich die Entscheidung eines Lehrers über eine Note im 
Zeugnis von einer Entscheidung, die durch das Vertrauen in die Autorität dieses 
Mannes gerechtfertigt ist, in einen Venwaltungsakt umwandle, d.h. in eine staatliche Ent­
scheidung mit der Möglichkeit gerichtlicher Nachprüfung, dann bedeutet das: Ich er­
öffne dem Menschen den Zugang zum Staat - in Gestalt der Gerichte - zur Nachprü-

330 



fung der Entscheidung des Lehrers - mit der Folge, daß der Staat dann bis ins einzelne 
regeln muß, nach welchen Gesichtspunkten solche Entscheidungen getroffen werden, 
damit die Gerichte die Richtigkeit der Entscheidungen nachprüfen können. 

(Beifall) 

Mit anderen Worten: Ich habe eine Entscheidung aus dem Bereich der kleinen Einheit 
der Schule, des Vertrauens In die große Einheit der staatlichen Gesetzgebung verlagert. 
Die Folge ist aber nicht mehr Gerechtigkeit, sondern die Folge Ist mehr Bürokratie. 

(Beifall) 

Wir müssen die neuen technischen Möglichkeiten nutzen, die uns die technische Ent­
wicklung bietet, und zwar zur Dezentralisation, zur Verlagerung der Entscheidungen vor 
Ort. Wir müssen die sozialen Bezüge der Menschen so weiterentwickeln, daß sie mehr 
als bisher selbst den Ausgleich der Interessen zwischen sich und der Gemeinschaft lei­
sten oder doch daran mitwirken können. Um wieder bei dem Schulbeispiel zu bleiben: 
Nehmen Sie an, die Schule hat einen Elternbeirat, der das Recht hat, die Lehrer über ihre 
Benotung zu befragen.Dann gibt es ein konkretes Gespräch zwischen Eltern und Leh­
rern über Benotung. Wenn der Lehrer die Eltern von der Richtigkeit der Benotung über­
zeugen kann, ist diese Benotung endgültig. Dann gibt es keinen Verwaltungsakt, keine 
gerichtliche Nachprüfung mehr. Dann habe ich ein Stück Entscheidung vor Ort verla­
gert. Damit wird die Gefahr der Ungerechtigkeit nicht größer, sondern geringer. Vor allen 
Dingen sind die Entscheidungen, die vor Ort getroffen werden, auch jederzeit wieder 
veränderbar. 

Ich komme jetzt zu dem in meinen Augen wichtigsten Punkt: Was müssen wir tun? Wir 
müssen bereit sein, die Risiken einer solchen Reform auf uns zu nehmen. Die Risiken 
sind nicht zu übersehen. Wir müssen diese Risiken genauso auf uns nehmen, wie wir 
die Risiken auf uns genommen haben, die mit der Aufhebung der Bewirtschaftung ver­
bunden waren. Die Jüngeren von Ihnen wissen das nicht mehr: 1948 gab es in diesem 
Land eine totale Bewirtschaftung aller Güter. Damals kam ein Mann und sagte: Ich hebe 
diese Bewirtschaftung auf. Ich verlagere die Entscheidung über die Zuteilung der Güter 
auf die Menschen zurück. Ich lasse die Menschen vor Ort entscheiden, wer die Ware zu 
welchem Preis bekommt. Darüber soll jetzt nicht mehr der Staat auf dem Wege über Zu­
teilungsscheine, Lebensmittelkarten usw. entscheiden. - Alle Experten haben ihm 
gesagt ein Chaos werde die Folge sein. Die Menschen könnten das gar nicht entschei­
den; sie hätten das nie gelernt. Er hat daraufhin gesagt, er habe Vertrauen in die Kraft 
und in die Natur des Menschen, viel mehr Vertrauen als in den ideologischen und sonsti­
gen Sachverstand der Behörde. Er hat diese Entscheidung getroffen, und nach 1 1/2 
Jahren der Anpassung, der Oszillation, der Nervosität und der Irritationen, von denen ja 
gestern hier auch im Zusammenhang mit Anpassungsprozessen die Rede war, funktio­
nierte die Sache. Alle Leute, die geschrien hatten, dies könne nicht gutgehen, es werde 
ein Chaos geben, waren plötzlich der Meinung, das sei die vernünftigste Entscheidung 
auf der Welt gewesen. Inzwischen ist ja die Bemühung um die Erbfolge für diese Ent­
scheidung allseitig. 

(Heiterkeit und Beifall) 

Wir müssen wieder eine solche Entscheidung treffen, diesmal im sozialen, im öffentli­
chen Bereich. Wir müssen die Konfrontation zwischen Mensch und Staat, die daraus re-
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sultiert, daß der Staat nicht mehr Güter zuteilt, sondern soziale Kategorien zuteilt - in 
diesem Bereich stellt sich die Zuteilungsfrage noch viel elementarer -, abbauen. Das ist 
mit Risiken verbunden. Meine Freunde, es ist aber - das ist meine Hoffnung und meine 
Zuversicht - kaum anzunehmen, daß die Menschen in eigener Verantwortung und in 
der Verantwortung für den Nächsten, wenn sie sie übernehmen können, mehr Fehler 
und Ungerechtigkeiten produzieren, als die gegenwärtige Form der verwalteten Gerech­
tigkeit es tut. Ich glaube nicht, daß die Zahl der Fehler sich vergrößert. Ich glaube nicht, 
daß die Fehler verschwinden. Zu Anfang hab ich gesagt: Wir alle sind Irrtum und Schuld 
untenworfen. Der Fehler verändert sich in seiner Natur aber trotzdem. Es wird ein men­
schlicher Fehler. Es wird nicht ein Fehler einer anonymen Bürokratie, der man sich völig 
verzweifelt gegenübersieht, weil sie nicht der Natur des Menschen, sondern nur dem 
Fall gerecht werden kann. Es wird also zu einer Entscheidung zwischen Menschen 
kommen. Schließlich müssen wir dann die Bereiche auswählen, in denen wir diese Ge­
danken venwirklichen. 

Dies führt mich zum Leitantrag zurück und zugleich zum Ende meiner Einführung. In 
erster Linie ist hier der Bereich der Familie zu nennen. Deshalb werde ich mich hier 
auch auf diesen Bereiche beschränken, obwohl ich noch auf eine Reihe von anderen 
Bereichen eingehen könnte. 

Die soziale Funktion der Familie muß wiederhergestellt werden. Das heißt, die Familie 
als solche hat einen Anspruch gegenüber ihren Mitgliedern auf Anerkennung der Ge­
meinschaft und ihrer sozialen Aufgabe auch dann, wenn das Interesse der Gemein­
schaft nicht dem Interesse des einzelnen entspricht. Der Staat ist nicht berechtigt, 
dieses Einzelinteresse gegen die Familie durchzusetzen, außer im Falle der Willkür. Das 
betrifft die Regelung des Sorgerechts, des Unterhaltsrechts; auch andere staatliche Lei­
stungsrechte müssen diesem Grundsatz entsprechen. 

Ein Zweites. Die Familie besteht aus drei Generationen. Diese drei Generationen sind 
zur gegenseitigen Hilfe und Unterstützung verpflichtet. Das soziale Verhältnis unter den 
Generationen darf nicht nur durch den Staat vermittelt werden. Denn: Werden Rechte 
und Pflichten zwischen den Generationen nur durch die staatliche Gemeinschaft vermit­
telt, dann verliert die Familie ihre Fähigkeit zur Integration der drei Generationen. Die 
Folge ist — wir können sie heute in unserer Gesellschaft feststellen -, daß sich die jeweili­
gen drei Generationen verselbständigen, daß es in der Gesellschaft eine Generation der 
Jugendlichen, eine Generation der Erwerbstätigen und eine Generation der Rentner 
gibt, und daß diese drei Bereiche ihre eigene Kultur, ihre eigene geistige Ausrichtung, 
ihre eigene Orientierung, ihre eigenen Lebensweisen entwickeln und sich voreinander 
abschotten. 

Am Ende steht der staatliche Ausgleich der Ansprüche der noch nicht produzierenden 
und der nicht mehr produzierenden Generation gegenüber der produzierenden Genera­
tion. Aber nicht Rücksichtnahme und Ausgleich, sondern Konflikt und zunehmende Ver­
weigerung der belasteten Generation sind dann die Folge. 

Der Staat kann zwar die Ansprüche unter den Generationen begründen, die Menschlich­
keit und Mitverantwortung, die diese Ansprüche legitimieren, kann er aber nicht liefern. 

Die Rolle der Frau in der Familie ist ganz entscheidend dadurch verändert worden, daß 
wir die soziale Funktion der Familie entleert haben. Wenn wir in der Partei über die Rolle 
und die Stellung der Frau sprechen - das ist ja vor kurzem in den Sozialausschüssen 

332 



geschehen -, so müssen wir natürlich auch diesen Zusamnnenhang herstellen. Die Fru 
ist ganz eng mit der Funktion der Familie verbunden. Nach meiner Überzeugung verläßt 
die Frau die Familie heute nicht nur deshalb, weil sie arbeiten will. 

(Beifall) 

Sie verläßt sie auch deshalb, weil die Familie mit der sozialen Aufgabe auch die Autorität 
verloren hat. Damit ist die Frau, die in der Familie bleibt, nicht mehr Trägerin der Autorität, 
die die Familie früher hatte. 

Meine Damen und Herren, wir werden jetzt in der Diskussion eine Fülle von Einzelfällen, 
was das Verhältnis von Staat und (viensch, Staat und Gesellschaft usw. angeht, erörtern. 
Mein Ziel war es, diese Einzelfälle in einen Zusammenhang zu stellen und eine Ursache 
aufzudecken, mit der wir uns politisch auseinander setzen müssen. Wenn wir uns mit ihr 
politisch auseinandersetzen, werden wir ganz enorm miteinander streiten - das ist vor­
auszusehen -, denn die Veränderung, die durch die Wiederbelebung des Subsidiarität-
sprinzips in der Gesellschaft notwendig ist, bedingt eine grundlegende Reform der Ge­
sellschaft, eine Reform, die in ihrer Bedeutung durchaus mit der Bedeutung der Reform 
vergleichbar ist, die am Anfang der Bundesrepublik Deutschland im Bereich der Wirt­
schaft stattfand. Zu dieser Reform sollten wir uns alle aufgerufen fühlen. 

(Anhaltender Beifall) 
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R®gisir@nder ISürgeirmeistor Dr. E îchard vom WelzsäcCteir 

Einl^ühirungsirscie im Forum 

Mit deir Jugend 
Für Frieden und Freiheit 

Meine Damen und Herren! Seit 36 Jahren hat es in Zentraleuropa keinen Krieg mehr ge­
geben. Dies ist eine historisch ganz außergewöhnliche Zeitspanne des Friedens in un­
serem Kontinent. Sie beruht auf einem System gegenseitiger Abschreckung mit lebens­
zerstörenden Waffen. In anderen Teilen der Welt kam es seit Ende des Zweiten Weltkrie­
ges zu weit über 100 Kriegen. 

Dennoch wächst bei uns die Sorge um den Frieden. Unverständnis, Mißtrauen und 
Angst verschaffen sich drastisch Gehör. Die Auseinandersetzung geht tief. In ihr bündeln 
sich vielerlei Motive. Sie führt hinaus über die Kontroversen um Rüstung und Abrüstung. 
Sie berührt existentielle Erfahrungen. 

Die Geschichte hat den Menschen eingebläut, daß es den unendlichen Frieden nicht 
gibt: 5 Jahre nach einem Krieg erscheint der Frieden sicherer als 35 Jahre später. Dann 
entsteht das angstvolle Gefühl, nun die Jahre auf das unbekannte Datum eines neuen 
Krieges hin zählen zu müssen. Auf der Grundlage solcher Sorgen wird die Auseinander­
setzung zum Streit über den Inhalt des Friedens und damit über Inhalt, Wert und Ziel von 
Leben überhaupt. 

Wer in der Nachkriegszeit politische Verantwortung in Deutschland getragen hat und 
tragen wird, steht aktiv in dieser Auseinandersetzung. Dies gilt vor allem für unsere 
Partei, die den Weg zur Verständigung unter den Völkern und zum Frieden in Freiheit 
vorangegangen ist. Daher auch das heutige Plenarforum. Meine Aufgabe ist es, in die 
Aussprache einzuführen, also wichtige Themen der Friedensdiskussion zu beschreiben 
und sie einleitend zu bewerten. 

Erlauben Sie mir hierzu zwei Vorbemerkungen, die uns unnötige Diskussionen am 
Rande der eigentlichen Probleme ersparen sollen. 

Erstens. Ohne Zweifel sind aktive Kommunisten aus Ost und West materiell und geistig 
an der Friedensdiskussion bei uns beteiligt. Dies reicht von kleinen Initiativen bis zur 
massiven propagandistischen Ausnutzung. Wer - wie wir in Berlin - beispielsweise das 
DDR-Fernsehen laufend beobachten kann, der weiß Bescheid. 

Gesetzt den Fall aber, es gelänge, solche externen Einflüsse und Interessen auszuschal­
ten, so würde dies den Kern unserer Aufgabe nicht verändern. 

Zukunftsangst, Jugendprotest, Friedensbewegungen: sie werden von außen geschürt 
und ausgenutzt, aber nicht geschafften. 

(Beifall) 
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Ihre eigenen Ursachen und ihre inneren Zugkräfte sind unser Thema. Unter uns jeden­
falls ist es unnötig, Im Zusammenhang mit dem Friedensthema über Volksfront zu strei­
ten. 

Zweitens. Natürlich hebt die Friedensdiskussion den demokratischen Wettbewerb zwi­
schen den Parteien nicht auf. Daß die SPD als führende Regierungspartei hin- und her­
gerissen ist zwischen den zwei Wünschen, entweder die Friedensbewegung zu verein­
nahmen, oder aber sich von ihr abzusetzen, das macht den Frieden zusätzlich unsiche­
rer. Wir aber haben im Auge behalten, daß das Friedensthema quer zu den Parteien In 
Bewegung geraten ist. Es läßt sich nicht restlos parteipolitisch aufteilen. Mag es auch 
noch so oft parteipolitisch mißbraucht worden sein, und zwar nicht zuletzt und nicht 
ohne Erfolg gegen uns - wir täten dem Frieden und wir täten uns selbst einen denkbar 
schlechten Dienst, wenn wir glaubten, jetzt sei für uns, für die CDU, die Zeit gekommen, 
das Friedensthema als Beutematerial gegen eine ins Schleudern geratene andere 
Partei zu benutzen. 

(Beifall) 

Die Union ist die Alternative zur heutigen Bonner Koalition. Aber wir können nicht vom 
Vertrauensschwund leben, der die SPD heute kennzeichnet. 

(Beifall) 

Vielmehr kann und muß die Union Vertrauen und Hoffnung neu begründen, welche allen 
Parteien heute fehlen. Dann und nur dann, wenn die Union diese Aufgabe zur Stärkung 
unserer Demokratie im ganzen leistet, wird die Verantwortung uns zufallen und bei uns 
in guten Händen sein. 

Die Sorge um den Frieden läßt sich vor allem auf vier Hauptquellen zurückführen: die 
Angst vor der wachsenden atomaren Rüstungsspirale; die rasante Entwicklung von Na­
turwissenschaft und Technik als Ursache genereller Zukunftsangst; die sozialethische 
Friedenskontroverse, vor allem unter Christen; die sich zuspitzende politische Entwick­
lung des Ost-West-Verhältnisses. Über diese vier Themen will ich jetzt hintereinander 
sprechen. 

Erstens. Die gegenseitige Abschreckung sichert den Frieden, indem sie die Vernichtung 
dessen anzudrohen vermag, was sie schützen will, nämlich Leben überhaupt. Wirksam 
also ist die Abschreckung nur, wenn sie fähig ist, diese Drohung wahr zu machen. Aber 
ausführen kann sie die Drohung nur um den Preis der Selbstvernichtung. Innerlich verar­
beitet und akzeptiert haben die meisten Menschen dieses paradoxe Denksystem nie. 
Aber sie haben sich an die Erfahrung gewöhnt, daß die gegenseitige Abschreckung 
bisher tatsächlich funktioniert. 

Nun werden immer neue und immer wirksamsgenauere Waffensysteme entwickelt. 
Immer größere technische Perfektion und eine vom Streben nach Gleichgewicht be­
schleunigte Rüstungsspirale geben vielen Menschen das Gefühl, daß der Aufwand für 
Waffen steigt, während die Sicherheit abnimmt. Immer wieder ist es in der Geschichte 
zu kriegerischen Auseinandersetzungen gekommen - vielfach gegen den Willen der be­
teiligten Völker und Regierungen, vielfach aus Mißverständnissen, Irrtümern oder Verse­
hen. Nicht selten haben auch politische Hazadeure bewaffnete Konflikte vom Zaun ge­
brochen. Wieso - so wird heute vielfach gefragt - sollte es nicht auch in Zukunft durch 
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menschliches Versagen zu einem Krieg kommen, aber mit qualitativ völlig anderen 
Folgen? Wer könne dies vi/irklich ausschließen? 

Zw/eitens. Die technische Entwicklung ist in sich selbst für viele Menschen eine «wach­
sende Quelle der Zukunftsangst. Früher gab es - so glaubt man heute - ein Gleichge-
vi/icht zwischen technischem Fortschritt und ethischen Grundüberzeugungen. Heute 
haben sich unsere naturwissenschaftlichen und technischen Fähigkeiten schneller ent­
wickelt als unsere Kraft, sie ethisch, sozial und politisch zu bewältigen. Viele Menschen 
fühlen sich hin- und hergerissen zwischen Abhängigkeit von und Angst vor der Technik. 
Sie reagieren mit Instinktivem Protest gegen die technische Zivilisation schlechthin. Sie 
wenden sich gegen Ressourcenverbrauch und Großtechnologie, gegen Wohn- und Ver-
kehrspolltik, vor allem aber gegen den Reaktor und gegen die Bombe. Mit vielfältigen 
Motiven suchen sie in vager Form eine alternative Politik oder überhaupt ein alternatives 
Leben. Klare Zielkonturen fehlen ebenso wie eine politische Theorie, die die Jugendre­
volte Ende der 60er Jahre kennzeichnete. Das Ganze ist mehr Ausbruch als Aufbruch. 
Aber man darf diese Triebkraft ja nicht deshalb gering einschätzen, weil eine politisch-
rationale Analyse durch Emotion und Instinkt ersetzt wird. 

Drittens. Gerade well diese ganze Bewegung in der Sorge vor neuen Waffen und Rü­
stungsspiralen gipfelt, enthält sie starke Impulse aus der altbekannten und heftig neube­
lebten sozialethischen Friedensdiskussion der christlichen Kirchen. Kein anderes 
Thema beschäftigt die Kirchen so nachdrücklich wie der Frieden. Die christliche Bot­
schaft von Versöhnung und Frieden umfaßt das ganze Leben. Sie hat daher notwendi­
gerweise auch eine politische Dimension. 

Aber wegen des klaffenden Gegensatzes zwischen dem Ruf nach Versöhnung, also 
dem Kern des Liebesgebots, und der unfriedllchen politischen Wirklichkeit sind Christen 
zutiefst beunruhigt. Er treibt sie oft auch untereinander in die leidenschaftlichen Ausei­
nandersetzungen über den richtigen Weg zum Frieden. Vor allem Im evangelischen 
Lager sind neue Friedensinitiativen entwickelt worden, etwa Vorschläge einer "graduall-
stischen Abrüstungsstrategie' mit einseitigen Verzichtsschritten oder "Frieden schaffen 
ohne Waffen" oder "Ohne Rüstung leben" und andere mehr. 

Zu den theologisch radikalsten Stimmen zählt Dorothee Solle, Sprecherin auf Bonner 
Friedensdemonstration. Ihr selbstgefertigtes Glaubensbekenntnis enthält die Aussage: 
"Ich glaube an den Frieden von dem die Bibel spricht, sondern einer, der ganz und gar In 
der Reichweite der Menschen selbst liegt. Wenn die Verantwortlichen nur wollten, dann 
könnten sie nach dieser Meinung von Menschenhand das Friedensparadies auf Erden 
schaffen. 

Viertens. Die Friedensdiskussion konzentriert sich schließlich auf die sich zuspitzende 
politische Entwicklung im Ost-West-Verhältnls. Zunächst komme ich zur Lage In der 
UdSSR. Vor 2o Jahren hatte Chruschtschow angekündigt, sein Land werde bis 1980 
den Westen auf allen wichtigen Gebieten einholen und überholen. Heute zeigt sich, daß 
das Gegenteil eingetreten ist. Der sowjetische Rückstand zum Westen hat sich in der 
Güterversorgung und Landwirtschaft, In der Wissenschaft und technischen Entwicklung 
eher vergrößert. Die Waffe der Ideologie ist stumpfer geworden. Die Nationalitätenpro­
bleme In der Sowjetunion und die blockinterne Disziplinierung im Warschauer Pakt sind 
schwieriger als je zuvor. Nur ein Erfolgserlebnis haben die letzten 20 Jahre gebracht: Mi­
litärisch hat Moskau gleichgezogen bzw. den Westen überholt Die Sowjetunion hat im 
Vergleich zum Westen ein relatives Maximum an militärischem Potential erreicht. Ver-
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mutlich wird es nur eine begrenzte Spanne Zeit so bleiben. Eben darin sehen viele eine 
große Gefahr. Denn wird Mosl<au nicht, so fragen sie, diese Zeit nutzen, bevor der 
Westen den Vorsprung wieder wettgemacht hat? Der Westen schicl<t sich in der Tat an 
gleichzuziehen. Vor allem die Amerikaner haben ihre Lektion aus den 70er Jahren gezo­
gen. Am Anfang stand noch das große Konzept der Rüstungskontrolle und der Rü­
stungsbegrenzung. In der Moskauer Grundsatzerklärung vom Mai 1972 hatten sich die 
führenden Staatsmänner der beiden Supermächte zum Gleichgewicht bekannt, gegen­
seitige Zurückhaltung zugesagt und sich vor allem verpflichtet, weder direkt noch indi­
rekt einseitige Vorteile auf Kosten des anderen anzustreben. Noch im Mai 1978 hatte 
sich Breschnew zusammen mit der Bundesregierung feierlich zur annähernden Gleich­
heit und Parität verpflichtet. Während sich der Westen noch daran hielt, brach Moskau 
die Vereinbarungen, und zwar im eurostrategischen Bereich durch die SS 2o, die eine 
mobile Erstschlagwaffe mit voller europäischer Reichweite ohne Gegengewicht auf 
westlicher Seite ist und einen massiven einseitigen Vorteil darstellt, und ferner und vor 
allem durch eine Reihe von Militäraktionen in der Dritten Welt, zuletzt in Afghanistan. 

Zugleich steigt das Rüstungspotential in der Dritten Welt unaufhörlich. Die Voraussetz­
ungen für die eigene Produktion von Kernwaffen in weiteren Ländern breiten sich aus. 
Die Spannungsgebiete in Asien und Afrika, in Sonderheit im Nahen und Mittleren Osten, 
bedrohen den Frieden auch im Ost-West-Verhältnis im wachsenden Maß. 

In den USA werden rüstungspolitische und strategische Konsequenzen gezogen. Für 
Europa bedeutet dies, der NATO-Doppelbeschluß, der übrigens auf primäres Drängen 
der europäischen Bündnispartner selbst zustande gekommen ist, so daß es ebenso 
unklug wie unfair ist, deswegen an die Adresse der Amerikaner von Europa aus Vor­
würfe zu richten. 

(Beifall) 

Sein Ziel ist die Wiederherstellung des eurostrategischen Gleichgewichtes, primär 
durch Abrüstungsverhandlungen. Falls dies so durch Abrüstungsverhandlungen nicht 
erreichbar ist, werden in Westeuropa Waffen mit Reichweiten bis tief in die Sowjetunion 
hinein bei entscheidend verkürzter Vorwarnzeit stationiert. 

Dies ist eine Auswahl der Überlegungen, über die man vor allem im Zusammenhang mit 
den Sorgen über den Frieden Diskussionen hört. Jeder von uns verspürt nur allzu deut­
lich, wie unsere Zeit von solchen Ängsten um Frieden und Zukunft geprägt ist. Keiner, 
der verantwortlich denkt, wird sagen wollen, das alles fechte ihn überhaupt nicht an. 
Zumal wer selbst Krieg und Unfreiheit miterlebt hat, welches sehnlichere Ziel sollte er 
haben, als zusammen mit der Generation seiner Kinder alles nur Denkbare zu tun, um 
ihnen Frieden und Freiheit zu sichern? Gerade deshalb gilt es, Sorgen um den Frieden 
niemals zu verdrängen, sondern immer von neuem Wege zu ihrer Bewältigung zu 
suchen. Es genügt nicht, sich einfach auf die eigenen bewährten Programmtrund auf Er­
fahrungen in der Vergangenheit allein zu verlassen. Vielmehr müssen sie sich gegen­
über neuen Herausforderungen immer von neuem bewähren. Ebenso ungenügend 
wäre es, sich einem Bündel edler Gefühle und ethisch hochstehender Gesinnung zu 
überlassen, denn der entsheidende Test einer moralisch überzeugenden Friedenspolitik 
liegt nicht in ihren proklamierten Werten, sondern in ihrer verantwortlichen Praxis. 
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Hier folgen Stichworte zu dieser Praxis. Trotz alle Rückschläge gilt es, die Anstrengun­
gen um Rüstungskontrolle energisch fortzusetzen. Es dient dem Frieden gar nicht, mit 
Plakaten, wie "Sonne statt Reagan" herumzulaufen. 

(Beifall) 

Wichtiger ist es, Reagan beim Wort zu nehm(5n, wenn er SALT in START umtauft, wenn 
er also von den bloßen "limitations", nämlich Rüstungsobergrenzen, zu "reductions", 
nämlich Waffenverminderungen, übergehen will. 

Wir können und wir wollen amerikanische Anstrengungen in den neuen Genfer Ver­
handlungen über Mittelstreckenraketen stärken; und es bestehen Aussichten dafür. 
Und um die sowjetische Bereitschaft zur "annähernden Gleichheit", wie es Breschnew 
im Jahre 1978 feierlich bekräftigt hat, zu testen, sollte der Westen zum Beispiel ein Ab­
kommen vorschlagen, wonach er auf Vorwärtsstationierung von Neutronenwaffen ver­
zichtet, wenn die Sowjetunion ihr Panzerangriffspotential zurückzieht. 

(Beifall) 

Der Friede erfordert, ich erwähnte es soeben, 'annähernde Gleichheit und Parität". West­
liche Überlegenheit anzustreben, wie es einige Amerikaner bis vor kurzem gefordert 
haben, es heute aber nicht mehr fordern, würde den Frieden genauso wenig sicherer 
machen wie einseitige Abrüstungsvorleistungen. 

(Beifall) 

Die Erfahrungen der 70er Jahre zeigen, daß der damalige Verzicht der Amerikaner auf 
Wehrpflicht und Langstreckenbomber sowie die Zurückstellung der Neutronenwaffe 
nur mit dem Aufbau der sowjetischen Überlegenheit im eurostrategischen Bereich be­
antwortet wurde. 

(Erneuter Beifall) 

"Frieden schaffen ohne Waffen", das ist allenfalls eine Problemanzeige, aber gewiß 
keine Problemlösung. 

(Beifall) 

Wer einseitige Abrüstungsschritte verlangt, verwechselt den Entscheidungsspielraum 
des einzelnen mit dem einer Regierung. Wenn einer für sich persönlich, zum Beispiel als 
Quäker, allen Verfolgten und allen vom Krieg Heimgesuchten hilft, sich aber an keiner 
Maßnahme zum Selbstschutz selbst beteiligt und die Folgen dieser konsequenten Hal­
tung unter jeder politischen Ordnung auf sich nimmt, dann setzt er in der Tat ein großes 
Zeichen. Weil wir die Wehrdienstverweigerung aus Gewissensgründen hoch respektie­
ren, haben wir sie unter den Schutz der Verfassung gestellt. Wir haben dies getan, damit 
der einzelne sich in seinem Gewissen so soll entscheiden können, und zwar eben, weil 
die sozialethische Entscheidung des Staates im ganzen nicht so lauten kann. 

Anders gesagt: Der einzelne kann den Wehrdienst verweigern. Aber der Staat kann die 
Landesverteidigung nicht verweigern. 

(Beifall) 
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Die Regierung ist zum Schutz des Friedens und der Freiheit ihrer Bürger verpflichtet. 

Verantwortliche Landesverteidigung ist für uns im nationalen Alleingang nicht möglich, 
sondern nur im Rahmen des atlantischen Bündnisses. Dies ist nicht die Folge atlanti­
scher Verklärung oder sturer Gewohnheit. Es bleibt vielmehr für die vorhersehbare Zu­
kunft das Ergebnis nüchterner Abwägung unserer eigenen Interessen. 

Diese Nüchternheit fehlt denen, die uns einreden wollen, deutsche Friedenspolitik be­
deute heute nationale Selbstbehauptung gegen die Großen; Friedensbewegung könne 
bewirken, daß wir 'mehr sind als Schachfiguren auf dem Brett der Weltmächte" - so 
Erhard Eppler. Oder wenn uns aus derselben Ecke zugerufen wird, wir wären heute im 
Ernstfall ein 'besetztes Land'; da müßten wir heraus, und wir sollten unsere nationalen 
Interessen doch nicht immer der 'Reaktion" überlassen - so Heinrich Albertz. 

Spüren diese Ratgeber denn nicht, welche gefährliche Richtung sie damit der menschli­
chen Friedenssehnsucht geben? 

(Beifall) 

Merken sie nicht, daß sie mit ihren sicherheitspolitischen Illusionen nur Tür und Tor für 
einen selbstmörderischen nationalistischen Mißbrauch öffnen? 

(Erneuter, lebhafter Beifall) 

Wir brauchen der Bedrohung wegen den Schutz des Bündnisses. Wir brauchen und wir 
haben innerhalb der Atlantischen Gemeinschaft den notwendigen Einfluß, um unsere 
europäischen und deutschen Belange zur Geltung zu bringen und um eben nicht zum 
Prellbock zwischen den Großen zu werden. Diese Gefahr würde nur dann wachsen, 
wenn wir versuchten, uns abzukoppeln und uns zwischen den mächtigen Arsenalen der 
Supermächte zu neutralisieren. 

Etwas Entscheidendes kommt hinzu, und dies lassen Sie mich als Berliner sagen. 
Gewiß, wir sind nicht mit jedem Zungenschlag aus Amerika einverstanden. Wir haben in 
der Mitte Europas oft auch einen anderen täglichen Blickpunkt als Leute in Texas oder 
Minnesota. Auch sind wir keine Befehlsempfänger im Bündnis, sondern selbständige 
Partner. Aber wir sind Partner auf der Grundlage einer tiefen inneren Übereinstimmug in 
den Werten und Zielen der Freiheit. 

(Beifall) 

In Berlin wurden bald nach dem Krieg aus Feinden Freunde, als Amerikaner und 
Deutsche im gegenseitigen Respekt zusammenfanden, um die bedrohte Freiheit gegen 
Blockade und Ultimatum zu schützen. So ist es geblieben. 

In Berlin hat Außenminister Haig vor wenigen Wochen die amerikanische Haltung zur 
Freiheit mit den Worten Voltaires beschrieben: 'Du bist anderer Meinung als ich, und ich 
werde Dein Recht dazu bis in den Tod verteidigen'. 

(Lebhafter Beifall) 
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Das ist es, meine Freunde, was dem atlantisclien Bündnis seine innere Qualität, seinen 
inneren Bestand gibt. Das ist es, was nacli außen den Respel<t erzeugt, der den Frieden 
sicliert - nicht weniger als Waffen. 

Für die Politil< im atlantischen Bündnis gilt seit 1967 und unverändert für die Zukunft die 
(vlarschroute des Berichtes, genannt nach dem damaligen belgischen Außenminister 
Harmel: Verteidigung und Entspannung als die beiden untrennbaren Aufgaben dieser 
Friedenssicherung. 

An der Fähigkeit und Bereitschaft zur Verteidigung darf niemandem ein Zweifel erlaubt 
sein. Sonst entstehen Unsicherheit und schließlich ein Vakuum, das den Frieden nicht 
schützt, sondern nur gefährdet. 

Aber Verteidigung ist kein Selbstzweck. Auf ihrer Grundlage geht es um aktive Ost- und 
Deutschlandpolitik. Uns liegen die Deutschen in Ost-Berlin und in der DDR besonders 
am Herzen. Von ihnen lernen wir immer wieder, daß sich Frieden nicht allein auf das 
Schweigen der Waffen bezieht, sondern daß es um seinen Inhalt geht, um die Würde 
und um die Rechte des Menschen. In diese Richtung geht unsere aktive Politik. 

(Beifall) 

Sie bezieht sich ferner auf die Verbündeten Ivioskaus im Warschauer Pakt; denn diese 
sind Europäer wie wir. Sie teilen mit uns die Sorge um den Frieden. Was unsere tiefe An­
teilnahme an den Ereignissen in Polen anbetrifft, so gilt es, westliche Bereitschaft zur 
Hilfe in einer Form anzubieten, die keine machtpolitische Ausnutzung blockinterner Si­
cherheitsprobleme zum Ziel hat. 

Im Vordergrund aber stehen die Beziehungen zur Sowjetunion selbst. Es wäre eine Illu­
sion zu glauben, man könne sich mit ihr auf Rüstungskontrolle und Abrüstungsthemen 
allein konzentrieren und beschränken und dort Konzessionen von ihr erwarten, wenn 
man gleichzeitig alle anderen Kontakte verweigern würde; denn die Sowjetunion ist be­
kanntlich im Vergleich zum Westen nur im militärischen Bereich stark. Auf allen anderen 
Gebieten hängt sie zurück und ist auf Zusammenarbeit angewiesen. Auch das hat seine 
Auswirkungen auf den Frieden. 

Zur Ost-West-Politik gehört nicht zuletzt die gemeinsame weltweite Verantwortung. Wie 
kümmerlich sie sich bisher auch entwickelt haben mag, wir müssen sie immer wieder 
zur Sprache bringen. "Wir müssen mit der Sowjetunion einen Wettstreit aufnehmen, um 
die Freiheit zu schützen. Aber wir müssen auch nach Zusammenarbeit suchen, um die 
Menschheit zu schützen", wie Haig es ausgedrückt hat. 

Das gilt für den Hunger in der Welt und für die Energieressourcen, für die Waffenlieferun­
gen in die Dritte Welt und für die weltweite soziale Frage. 

Erlauben Sie mir, zum Abschluß noch einmal auf die Angst vor der Technik und den so­
zialethischen Friedensstreit unter Christen einzugehen. Wahr ist, daß wir mit Hilfe unse­
rer Naturwissenschaft und Technik mehr können, als wir ethisch dürfen. Gegen diesen 
Zustand richtet sich der instinktive menschliche Protest. Er stößt sich an den Gewohn­
heiten der Gesellschaft, die von der Technik abhängig geworden ist, ohne sie zu beherr­
schen. Wahr ist aber auch die Erfahrung, daß es lebengefährlich naiv wäre zu glauben. 
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wir könnten uns technisch entmannen und einen Weg zurückfinden zu einer asketi­
schen vortechnischen Weltkultur. 

(Beifall) 

Die Menscheit wird die Fähigkeiten nicht wieder los, die sie sich erworben hat. Die 
Frage ist nur, ob sie diese zu beherrschen lernt. Wer "Lieber rot als tot" proklamiert, wird 
eben in dem Sand ersticken, in den er seinen Kopf gesteckt hat; 

(Beifall) 

denn es kann ja niemand im Ernst glauben, dadurch von Reaktor und Bombe entfliehen 
zu können, daß er sich mit seinem Land einem roten Machtbereich unterwirft. 

Wenn es eine Gesellschaft gibt, die die Fähigkeit hat - auch wenn sie sie manchmal ver­
nachlässigt -, die großen Aufgaben zu erkennen, die damit verbundenen Konflikte aus­
zutragen und Kurskorrekturen schmerzlicher Art vorzunehmen, dann ist es allein die 
freie Gesellschaft. In der Freiheit schafft sich Wahrheit Gehör. Nur in der Freiheit haben 
wir die Chance zu lernen, was wir noch nicht können, was wir aber ethisch, sozial und 
politisch noch in den Griff bekommen müssen. Es ist eine Selbsterziehungsaufgabe un­
geheuren Ausmaßes, die wir bewältigen müssen, wenn wir leben wollen, und die wir in 
Freiheit und nur in Freiheit lernen können. 

"Ehre sei Gott in der Höhe und Frieden auf Erden' - so steht es in der Bibel. Die christ­
liche Botschaft spricht damit vom Frieden auf Erden, den die Menschen verfehlen, wenn 
sie die Ehre nicht Gott, sondern sich selber geben, d.h. wenn sie glauben, sie selbst 
seien das letzte Maß aller Dinge und könnten daher den absoluten Frieden herstellen. 

Christlicher Glaube macht begreiflich, daß Menschen alles in ihrer Einsicht und Macht 
Stehende tun müssen, um Frieden, Freiheit und Gerechtigkeit zu verwirklichen. Wer 
aber Angst überwinden will, benötigt mehr als Einsicht und Macht. Glauben und Gnade 
überwinden sie. Die Zuversicht des Glaubens ist, daß die Erfahrungen der Gewalt nicht 
das letzte Wort behalten. 

In diesem Sinne orientiert, ernüchtert und ermutigt christlicher Glaube. 

(Vereinzelt Beifall) 

Er fordert dazu auf, sich im Angesicht der ungeheuren Aufgabe des Friedens nicht nur 
selbst zu erziehen, sondern sich selbst zu wandeln. Er nimmt Anteil an der Friedensauf­
gabe, nicht weil er in weltlichen Dingen kenntnisreicher oder klüger wäre, sondern aus 
Solidarität mit der Welt. Er lädt ein, den Mitmenschen zu sehen, wie er ist "Liebe Deinen 
Nächsten, denn er ist wie Du" - mit allen seinen Interessen und Aggressionen, seinen 
Hoffnungen und Ängsten. 

Diese Sicht hat eine verwandelnde Kraft. Als Aufgabe der Solidarität gehört sie doch 
mitten hinein in die Welt, mitten hinein in den Alltag der Generationenbegegnung, mitten 
hinein in Parteitage und in die Politik. Sie ist zentraler Bestandteil der Friedenspolitik. Zu 
ihr bekennen wir uns in verantworteter Freiheit. 

(Langanhaltender lebhafter Beifall) 
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Zusätzliche Erläuterung des Generalsekretärs 
zum Leitantrag des Bundesvorstandes 

(siehe Seite 80) 
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Die Konzentration in der deutschen Wirtschaft schreitet fort. Die 10 größten Unterneh-
nnen vereinigen inzwischen rund 1/4 des gesannten Umsatzes auf sich. Sie stellen aber 
nicht einmal 0,1 % aller gesamten Industrieunternehmen. Die Folge sozialdemokrati­
scher und liberaler Wirtschaftspolitik bedeutet: Die Reichen werden immer reicher, die 
Großen immer größer, die Kleinen und Mittleren immer weniger. 

Eine Wende kann man nur herbeiführen, wenn wir wieder - wie nach dem Kriege -
setzen auf Freiheit, Eigeninitiative und Erfindungsgeist. Um 1 Million neue Arbeitsplätze 
in der Bundesrepublik Deutschland zu schaffen, so Herbert Giersch, brauchen wir nicht 
Subventionen und Beschäftigungsprogramme, sondern wir brauchen 10000 junge Un­
ternehmer, d. h. 10000 tatkräftige, risikofreudige junge Menschen, die als Unternehmer, 
Manager und Ingenieure etwas bewirken wollen und dafür durch eine neue Politik eine 
Chance bekommen. 

Wenn wir sagen, Erneuerung der Sozialen Marktwirtschaft, dann heißt dies Soziale 
Marktwirtschaft, aber mit Fantasie für die neuen Fragestellungen: Erneuerung der Sozia­
len Marktwirtschaft unter veränderten wirtschaftlichen Bedingungen, und das bedeutet 
die Notwendigkeit, die neuen Fragestellungen neu zu beantworten. Mit einer rein quanti­
tativen Wachstumspolitik sind die Probleme nicht zu lösen. 

Wir werden die Wirtschaft, wenn wir an der Regierung sind, wieder in Schwung bringen, 
neue Arbeitsplätze schaffen durch die Erneuerung der Sozialen Marktwirtschaft. Wir 
haben ein konkretes Programm. Aber es kann nur Erfolg haben, wenn wir wichtigen Ele­
menten in unserer Wirtschaft wieder zu Geltung verhelfen, nämlich Markt und Wettbe­
werb. Das unterscheidet uns von der sozialistischen Wirtschaftsordnung. Wenn heute 
etwas nicht mehr funktioniert, scheint die Beweislast im wesentlichen beim Markt zu 
liegen mit der Folge, daß der Staat durch die direkten oder indirekten Behinderungen 
des Marktes selbst die Begründung für eine Ausweitung seines Tätigkeitsbereichs lie­
fern kann. Wir glauben einfach nicht daran, daß Arbeitnehmer, Unternehmer, Sparer, In­
vestoren den Staat für alles brauchen, um vernünftige Entscheidungen zu treffen. Eben­
sowenig glauben wir, daß der Staat besser weiß, wie die Bürger ihr eigenes Leben ge­
stalten können. Der SPD-Staat zerstört zuerst die Marktwirtschaft und versucht dann -
unter Assistenz von Graf Lambsdorff - die Schäden dirigistisch zu reparieren. 

Wir finden es auf die Dauer unhaltbar, daß mittelständiische Unternehmen voll den Wind 
des Wettbewerbs ertragen müssen, die Großunternehmer aber ihre Geschäfte im Wind­
schatten der Kartelle und staatlichen Bürgschaften erledigen können. 

Ich nenne ein Beispiel: 
Sicher, wir brauchen Wachstum, und dafür Energie. Dazu ist der Ausbau von Kraftwer­
ken, auch von Kernkraftwerken notwendig. Aber wir müssen uns auch ernsthaft fragen, 
ob es nur mehr Wachstum durch mehr Kraftwerke geben kann, oder ob nicht Wachstum 
auch dadurch produziert werden kann, indem wir in das Feld der Energieeinsparung in­
vestieren: in Gebäudeisolation, in Wärmepumpen, in die energiesparende Wartung von 
Feuerungsanlagen, in die Kraftwärmetechnik, in Solartechniken. Diese Chance nutzen, 
heißt. Soziale Martkwirtschaft praktizieren. 

Das bringt Vorteile: ordnungspolitisch und beschäftungspolitisch. 
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Ordnungspolitisch ist es vernünftiger, die Milliarden DM, die ansonsten in den Bau und 
den Betrieb einiger weniger Kraftwerke investiert werden müßten, in vielen kleinen und 
mittleren Unternehmen aus dem Bau- und Installationsgewerbe zugute kommen zu 
lassen, die dazu beispielsweise für eine Verbesserung der Wärmedämmung in Gebäu­
den sorgen. 

Beschäftigungspolitisch ergeben sich Vorteile, weil arbeitsintensive Investitionen an die 
Stelle kapitalintensiver Investitionen treten. Eine Wissenschaftlergruppe hat errechnet, 
daß jede Milliarde durch eine Verringerung des Energieverbrauchs beim Bau von Kraft­
werken eingespart wird und für energiesparende Investitionen bei mittelständigen Un­
ternehmen eingesetzt wird, unter dem Strich 5-7000 Arbeitsplätze mehr schafft. Warum 
sollten wir diese Chance nicht nutzen? 

Das Schlüsselproblem ist die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit. Der Leitantrag läßt 
keinen Zweifel, daß wir mehr Wachstum brauchen. 
1 % mehr Wachstum bringt 100 000 Arbeitsplätze mehr, wenn es gut geht. Aber dies 
zeigt deutlich, daß auf absehbare Zeit mit Wachstum allein dieses Problem nicht bewäl­
tigt werden kann. 

Wir werden sicher auf diesem Parteitag nicht eine abschließende Beantwortung dieser 
Frage finden. Aber wir geben auch hier die Richtung an. Mehr Wachstum, aber auch 
qualitative Arbeitsmarktpolitik. Und dies müssen wir hinzufügen: 
Vollbeschäftigung verlangt heute Opfer derjenigen, die einen Arbeitsplatz besitzen, d. h. 
z. B. Zurückhaltung beim Lohn, Einschränkung von ungerechtfertigen Privilegien beim 
öffentlichen Dienst. Gewerkschaften und Arbeitgeber müssen bei den Tarifabschlüssen 
Rücksicht nehmen auf die Arbeitslosen. Es darf nicht so gehen, wie z. B. in Italien, daß 
die Arbeitslosen aus der Verantwortung der Tarifpartner entlassen werden. 

Wenn wir an der Regierung sind, brauchen wir, um das Problem der Arbeitslosigkeit mil­
dern zu können, auch die verantwortliche Unterstützung der Tarifpartner. Wir erwarten, 
daß der DGB uns dabei unterstützt CDU und DGB sind keine Gegner. Wir brauchen ein 
konstruktiv-kritisches Verhältnis, so wie es unter Konrad Adenauer und Ludwig Erhard 
20 Jahre lang der Fall war. Und dies ist dem deutschen Arbeiter und Angestellten gut be­
kommen. Schmidt hat einmal behauptet, ein Regierungswechsel gefährde den sozialen 
Frieden. Der soziale Friede wird doch nicht durch die CDU gefährdet, sondern durch 
eine Koalition und eine Regierung, die für die Millionen-Arbeitslosigkeit, Inflation und 
Staatsverschuldung verantwortlich ist. 

Dies müssen alle Verantwortlichen bei den Tarifparteien wissen, hunderttausende Arbei­
ter, die früher einmal SPD gewählt haben, stehen heute auf unserer Seite. Sie werden 
uns wählen. Sie werden uns deswegen wählen, weil sie das, was sie in 30 Jahren erar­
beitet haben, durch Sozialdemokraten und Freie Demokraten nicht zerstören lassen 
wollen. Deswegen brauchen wir nicht nur eine Allianz für den Frieden mit jungen Leuten, 
sondern auch einen sozialen Pakt, eine soziale Allianz für den inneren Frieden mit den 
Gewerkschaften und den Arbeitgebern. 

(Beifall) 
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1. Eröffnung 
2. Verabschiedung der Tagesordnung 
3. Wahl des Tagungspräsidiums 
4. Bestätigung der vom Bundesvorstand eingesetzten Antragskommission 
5. Wahl der Mandatsprüfungskommission 
6. Wahl der Stimmzählkommission 
7. Grußworte 
8. Grundsatzrede des Vorsitzenden der Christlich Demokratischen Union 

Deutschlands, Dr. Helmut Kohl MdB 
9. Aussprache zu Tagesordnungspunkt 8 

10. Bericht der Mandatsprüfungskommission 
11. Begründung des Leitantrages des Bundesvorstandes durch den Gene­

ralsekretär der Christlich Demokratischen Union Deutschlands, 
Dr. Heiner Geißler MdB 

12. Beratung und Verabschiedung des Leitantrages des Bundesvorstandes 
13. Nachwahl eines Stellvertretenden Mitgliedes des Bundesparteigerichts 

derCDUbiszum 6.11.1984 
14. Anträge zu Satzungsänderungen 
15. Sonstige Anträge 
16. Schlußwort des Vorsitzenden der Christlich Demokratischen Union 

Deutschlands, Dr. Helmut Kohl MdB 

Zu TOP 2: 
Die vorstehende TTagssoirdmiiirtg wurde in offener Abstimmung 
ohne Gegenstimmen und ohne Enthaltungen einstimmig 
angenommen. 

Ferner wurde bei einigen Gegenstimmen beschlossen, die vom 
Bundesvorstand festgelegte Verlängerung der Antragsfrist auf 
den 
laOktober 1981.10.00 Uhr, 
zu genehmigen. 

Außerdem wurde bei einigen Gegenstimmen beschlossen, fol­
gende Einreichungsfristen für Initiativanträge festzulegen: 

1. C^lttvi^oclli, dooi 4. E^ovsiTiibsg' 1981 -1) 4.00 Ulliir 

für die Initiativanträge zu TOP 12: 

für die Themenbereiche: 

- Allgemeine Anträge zum Leitantrag 
- Präambel 
- Die Soziale Marktwirtschaft erneuern 

349 



Zu TOP» 3: 

ZM TOP" ^: 

Der Jugend in Bildung und Beruf neue Zukunftschancen schaffen 
Unser Ziel: Eine menschliche und überschaubare Ordnung in 
Staat und Gesellschaft 

l^lt^^och, den 4. IMovsmboir D @@1! • 211.00 UlhD-

für die Initiativanträge zu TOP 12 

für das Kapitel Frieden und Freiheit sichern, sowie für alle Initiati­
vanträge zu den Tagesordnungspunkten 14 und 15 

Folgendes Tasiimispiräsüdlluirin) wurde in offener Abstimmung 
ohne Gegenstimmen und bei Enthaltung der Betroffenen einstim­
mig gewählt: 

Jürgen Echternach 

Ruth Beckmann 
Ole von Beust 
Dr. Ursula Besser 
Siegfried Dübel 
Wilfried Hasselmann 
Dr. Egon A. Klepsch 
Peter Lorenz 
Gerhard Mayer-Vorfelder 
Adolf Müller 
Bernd Neumann 
Werner Scherer 
Dr. Theodor Schwefer 
Gudrun Stiehler 
Margarete Verstegen 
Dr. Bernhard Vogel 
Dr. Horst Waffenschmidt 
Dr. Jürgen Westphal 
Matthias Wissmann 
Prof. Dr. Gerhard Zeitel 

Die vom Bundesvorstand eingesetzte AratragsEioiiirDmilsslloiiD 
wurde in offener Abstimmung ohne Gegenstimmen und bei Ent­
haltung der Betroffenen einstimmig wie folgt bestätigt: 
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Zu TOP 5: 

Zu TOP 6 

Vorsitzender: 

Dr. Heiner Geißler 

Stellvertreter: 

Peter Radunski 

Weitere Mitglieder: 

Dr. Peter Bendixen 
Ursula Benedix-Engler 
Eberhard Diepgen 
Ulf Fink 
Dr. Renate Hellwig 
Dr. Franz-Josef Jung 
Irmgard Karwatzki 
Dr. Alois Mertes 
Gerhard Meyer 
Hartmut Perschau 
Anton Pfeifer 
Dr. Heinz Riesenhuber 
Dr. Christian Schwarz-Schilling 
Friedrich Vogel 
Wolfgang Vogt 
Johannes Weberling 
Prof. Dr. Werner Weidenfeld 
Dr. DorotheeWIlms 

In die Mandatsprüfungskommlssion wurden in offener Abstim­
mung ohne Gegenstimmen und ohne Enthaltungen einstimmig 
gewählt: 

Vorsitzender: 

Wolfgang Parteike 

Beisitzer: 

Hans-Dierk Bobzien 
Rolf Rüdiger Reichardt 
Karl Schumacher 

In die Stimmzählkommisslon wurden in offener Abstimmung 
ohne Gegenstimmen und ohne Enthaltungen einstimmig gewählt: 
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Andreas Nathan 

2iuiT©IP1IO: 

1. Abels, Franz 
2. Bercker, Franz-Ullrich 
3. Frech, Paul 
4. Fuchs, Rudi 
5. Hermann, Rolf 
6. Hesping, Heinz 
7. Hildebrandt, Arnold 
8. Jägermann, Helmut 
9. Kettenis, Heinrich 

10. Kramer, Werner 
11. Kühl, Jürgen 
12. Lipke, Josef 
13. Meine, Hannelore 
14. IViiemert, Heinz 
15. Mitschke, Roland 
16. Schebben, Leonhard 
17. Schlumberger, Friedr.Claud. 
18.Soth,Heinz 
19. Weicherding, Lothar 
20. Wesolowski, Benno 
21. Wurm, Rudolf 
22. Zollmann, Josef 

Der Bundesparteitag nahm die ©irunjässitairod® dos Partslyoir-
sittsendomi und zugleich des Vorsteoiraidsji dsir COO/CSILD-
EiuinidsstegsffiraMloini nach ausführlicher Diskussion zustim­
mend zur Kenntnis. 

Die Mandatsprüfungskommission erstattete am 4.11.1981 folgen­
den Bericht: 

"Die Mandatsprüfungskommission hat am 3. November 1981 um 
14.30Uhr getagt und dabei festgestellt, daß von den 780 stimmbe­
rechtigten Delegierten - 734 Delegierte - anwesend w/aren. Von 
den 780 Delegierten sind 30 Delegierte der Exil-CDU, von denen 
im Zeitpunkt der Mandatsprüfung 29 anwesend waren. 

Die Delegierten der Exil-CDU sind nach § 28 Absatz 3 des Bun­
desstatuts der CDU bei Abstimmungen nach § 29 Absatz 5 - Ab­
stimmungen über das Statut, die Finanz- und Beitragsordnung 
und die Parteigerichtsordnung - nicht stimmberechtigt. 
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Die Überprüfung hat ergeben, daß die Wahl der Delegierten ord­
nungsgemäß erfolgt ist. 

Der Parteitag ist beschlußfähig' 

Zu TOP 12: Der Bundesparteitag nahm den Leitantrag des Bundesvorstandes 
"Mit der Jugend - Unser Land braucht einen neuen Anfang" in der Fas­
sung der jeweiligen Einzelabstimmungen in offener Abstimmung bei der 
Schlußabstimmung mit sehr großer Mehrheit bei einer Gegenstimme 
und zwei Enthaltungen an. 

Der Schlußabstimmung gingen zahlreiche offene Einzelabstimm­
ungen voraus; sie hatten folgende Ergebnisse (die nachfolgenden 
Ziffern sind die jeweiligen Ziffern des Leitantrages): 

Die Empfehlungen der Antragskommission wurden 

- einstimmig angenommen ohne Gegenstimmen und ohne 
Enthaltungen 
zu Zlff.:02 (neue Fassung), 03, 07, 10, 11, 12, 13, 14, 15, 17, 18, 
19, 20, 23, 24, 25, 28, 30, 31a, 32, 35, 38,39, 40, 41, 42, 43, 45,46, 
47, allgemeine Anträge vor Ziff. 48, 48, 53, 55, 57, 58, 62, 63, 65, 
67,69, 70,71,72,74,75,76,78, 79,80,82 (Annahme Antrag Nr E 
40). 

- mit großer IMehrhelt angenommen bei einigen Gegenstim­
men und Enthaltungen 
zu Ziff.01, allgemeine Anträge vor Ziff. 02,04,05,06,08,09,16,21, 
22, 26, 27, 31, 33, 34, 36, 37, 49, 50, 51, 52, 54, 56, 59, 60, 61, 64, 
66,68, allgemeine Anträge vor Ziff. 71,77,81. 

- mit Mehrheit angenommen: 
allgemeine Anträge vor Präambel. 

- mit knapper Mehrheit angenommen 
allgemeine Anträge vor Ziff. 26; zu Ziff.44,73. 

- abgelehnt 
zu Ziff.:29; statt dessen wurde Antrag Nr C 30 einstimmig ange­
nommen und Antrag Nr. C 31 mit dem gleichen Stimmenergebnis 
abgelehnt. 

Der Bundesparteitag faßte unabhängig vom Leitantrag folgende 
Beschlüsse: 

1. 'Die auf dem 29. Bundesparteitag beschlossene Zukunftskom­
mission wird beauftragt, in Zusammenarbeit mit dem Bundesfa­
chausschuß Jugendpolitik ein Jugendpolitisches Programm zu 
erarbeiten. Dieses sollte eine Fortschreibung des Beschlusses 
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2uT0IP113: 

Zu TOP 115: 

des Bundesausschusses vom 12.6.1978 "Programm zur Siche­
rung der Zukunftschancen der Jugend" beinhalten. Der Bunde­
sausschuß soll Im Jahre 1982 über dieses Programm Beschluß 
fassen.' 
(mit Mehrheit angenommen) 

"Der Bundesvorstand wird beauftragt spätestens bis 1983 kon­
krete Lösungen zu erarbeiten, die dem Generationenvertrag als 
Drei-Generationenvertrag gerecht werden." 
(einstimmig angenommen) 

"Der Bundesvorstand wird beauftragt, bis zum Herbst 1982 kon­
krete Vorstellungen zur Reform des Zulassungsverfahrens zum 
Hochschulstudium zu erarbeiten." 
(einstimmig angenommen) 

Bei der E^sichwsilh! eiinies StolDveirtirstomdsn fölKtgllleds des 
@uinid®sip£iirtolgi®ricMs der OOHJI ffüir dis ZQÜtt bis zum 
3.111.1084 wurde in offener Abstimmung einstimmig ohne Ge­
genstimmen und ohne Enthaltungen 
W@TT C^airlhGlnz CtelloE' (Fireibuirg/ISiroisgsiiiJi), 

gewählt. 

Bei den Beratungen über die Antiräg® zm SMzungsäniidiSi'uin-
gsn faßte der Bundesparteitag in offener Abstimmung einstimmig 
ohne Gegenstimmen und ohne Enthaltungen folgende 
Beschlüsse: 

Annahme der Initiativanträge Nr. F 2, F 3 und F 4 des Bundesvor­
standes zu §§ 29 und 33 des Statuts der CDU, 

Annahme von Antrag Nr. F 1 des CDU-KV Bonn in folgender Fas­
sung der Antragskommission: 

'Die Geschäftsordnung der CDU für Bundesparteitage wird in § 5 
(Antragsfristen und Antragsversand) um folgenden Absatz 3 
enweitert: 

Anträge des Bundesvorstandes sollen in der Regel den CDU-
Landes- und Kreisverbänden sowie den Vereinigungen auf Bun­
desebene sechs Wochen vor Beginn des Bundesparteitages zu­
gesandt werden." 

Der Bundesparteitag faßte bei der Beratung der Sonstlgoim Än-
träs® in offener Abstimmung folgende Beschlüsse: 
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— Einstimmige Annahme von Antrag Nr. G 1 des KV Bonn, 

— einstimmige Annahme von Antrag Nr. G 2 des KV Zollern-
Alb-Kreis in folgender Fassung: "Der Bundesvorstand wird aufge­
fordert, mindestens einmal im Jahr die Kreisvorsitzenden 
einzuladen." 

— einstimmige Annahme von Antrag Nr. G 3 des KV Bielefeld in 
der Fassung der Antragskommission, 

— einstimmige Annahme von Antrag Nr. G 4 der KV Hamburg-
Bergedorf und Hamburg-Eimsbüttel in der Fassung der 
Antragskommission, 

— einstimmige Annahme (bei einigen Enthaltungen) von Antrag 
Nr. G 5 des KV Dortmund, 

— einstimmige Erledigungserklärung von Antrag Nr. G 6 des KV 
Bielefeld durch entsprechende Annahme von Initiativantrag 
Nr. G 24 der Delegierten Wissmann, Dr. Jung, Kropp und w/eiterer 
28 Delegierter, 

— einstimmige Überw^eisung von Antrag Nr. G 7 des KV Minden-
Lübbecke an den Bundesvorstand, 

— einstimmige Erledigungserklärung von Antrag Nr. G 8 des KV 
tVlinden-Lübbecke, 

— einstimmige Annahme von Antrag Nr. G 9 der BV Kommunalpo­
litische Vereinigung der CDU/CSU, 

— einstimmige Überweisung von Antrag Nr. G 10 des KV Minden-
Lübbecke an die CDU/CSU - Bundestagsfraktion, 

— einstimmige Annahme von Antrag Nr. G 11 des KV Unna, 

— einstimmige Überweisung von Antrag Nr. G 1 2 des KV Unna an 
den Bundesvorstand und dadurch gleichzeitig entsprechende Er­
ledigungserklärung von Initiativantrag Nr. G 25 der Delegier­
ten Hartmann, Negatsch, Küpper und weiterer 28 Delegierter, 

— grundsätzliche Annahme und Überweisung an die CDU/CSU -
Bundestagsfraktion und die EVP-Fraktion im Europäischen Parla­
ment von Antrag Nr. G 13 des LV Rheinland (mit großer 
Mehrheit), 

— Annahme (mit großer Mehrheit bei einer Gegenstimme) von 
Antrag Nr. G 1 4 des KV Bergstraße, 

— einstimmige Überweisung von Antrag Nr. G 15 der BV Sozia­
lausschüsse der CDA an den Bundesvorstand, 
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einstimmige Ablehnung (bei einer Enthaltung) von Änllrag Klr. © 
"ÜQ des KV Bremerhaven, soweit der Antrag nicht bereits durch 
die Beschlußfassung zum Leitantrag erledigt w/urde, 

einstimmige Übenweisung von ÄirüSrag KIr. © 17 des KV Viersen 
an den Bundesvorstand, 

Annahme (mit großer Mehrheit) der AmSfäg® Kiir. @ 10 des KV 
Unna und © 20 der BV Junge Union in der Fassung der Antrags­
kommission sowie dadurch gleichzeitige Ablehnung von Ämtirag 
IMlir. G H a des KV Bremerhaven, 

Annahme (mit großer Mehrheit) von OnlilaSIvainiliirag Mr. © 21 
der Delegierten Frau Dr. Wex, Dr. Blüm, Wissmann und weiterer 
27 Delegierter, 

einstimmige Annahme von DnlltllatlwanSiras Mr. Q 22 der Dele­
gierten Dr Schröder, Rawe, Elfring und weiterer 89 Delegierter, 

einstimmige Überweisung von OnäftHatlvantirag MT. © 23 der De­
legierten Wissmann, Dr. Jung, Kropp und weiterer 28 Delegierter 
an die CDU/CSU-Bundestagsfraktion, 

einstimmige Annahme von OnlSliaailwainiSirag IMr. © 2® der Dele­
gierten Knipper, Rühe, Frau Dr. Laurien und weiterer 27 
Delegierter. 

Der Wortlaut der vom Bundesparteitag gefaßten Beschlüsse zu TOP 12,14 und 15 ist 
als Anlage beigefügt. 
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BESCHLÜSSE 
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ß̂ it der Jugend. 

Unser Land braucht einen neuen Anfang. 

. Präambel 

1. Unser Land braucht einen neuen Anfang. In wenig mehr als einem Jahrzehnt hat sich 
unsere Lage verändert, ist das politische Klima umgeschlagen. 

Den meisten Menschen geht es gut und sie haben doch Angst vor der Zukunft. Wir 
leben in Frieden und doch haben viele Angst vor einem neuen Krieg. Sie fürchten auch, 
daß unsere herkömmliche Lebensweise selbstzerstörerische Folgen haben wird. 

Die Bundesrepublik Deutschland und ihre Bürger haben in den vergangenen Jahrzehn­
ten große Leistungen vollbracht. Viele junge f\/lenschen erleben wirtschaftlichen Wohl­
stand und soziale Sicherheit als selbstverständlich. Sie stellen aber Fragen, die darüber 
hinaus gehen. Es scheint ihnen kaum möglich zu sein, die Erfahrungen und Wertvorstell­
ungen der älteren Generation vorbehaltlos zu übernehmen. Auf ihre Art suchen sie nach 
Werten und fragen nach dem Sinn des Lebens. Sie wollen für ihre Zukunft einen neuen 
Lebensstil verwirklichen. Sie wünschen, in eigener Verantwortung handeln zu können. 
Ihre Lebensbezüge sollen überschaubar sein und konkrete Möglichkeiten der Mitwir­
kung anbieten. In den vergangenen Jahren jedoch hat die Politik bei den Menschen die 
Erwartung genährt, der Staat könne ihnen alle Probleme abnehmen. Der Staat hat den 
Menschen zu viel versprochen, und die Menschen haben zu viel vom Staat erwartet So 
kam es, daß die Ansprüche immer mehr wuchsen und der Gemeinsinn immer mehr 
schwand. 

Das Selbstvertrauen in die eigene Kraft muß wieder hergestellt, Gemeinsinn wieder ent­
wickelt werden. Immer mehr Menschen wollen sich mit der Zukunftsangst und dem Pes­
simismus unserer Tage nicht abfinden. Für uns christliche Demokraten gibt es keinen 
neuen Anfang ohne Hoffnung auf die Zukunft und ohne den Glauben an Gott. 

Zu diesen Veränderungen unserer seelischen und geistigen Verfassung kommen objek­
tive Herausforderungen, die uns vor neue Aufgaben auch für kommende Generationen 
stellen: Den Frieden zu sichern angesichts wachsender Spannungen zwischen Ost und 
West und Nord und Süd; zum Frieden beizutragen durch Linderung von Hunger, Not 
und Elend in der Welt; den tiefgreifenden wirtschaftlichen Strukturwandel zu bewältigen; 
den sozialen Frieden auch in Zeiten geringeren wirtschaftlichen Wachstums zu erhalten 
und den technischen Fortschritt in den Dienst des Menschen zu stellen. 

Diese Herausforderungen können wir dann bestehen, wenn wir 

- Frieden und Freiheit sichern, 

- die Soziale Marktwirtschaft erneuern, 

— der Jugend in Bildung und Beruf neue Zukunftschancen schaffen, 

— unserer Gesellschaft wieder eine menschliche und überschaubare Ordnung 
geben. 

359 



Frieden und Freiheit sichern 

2. Die Menschen sehnen sich nach Frieden, und viele haben Angst vor denn Krieg. Viele 
sehen den Sinn von Rüstung im atomaren Zeitalter nicht ein. Viele können sich nicht 
damit abfinden, daß auf dieser Erde jährlich Milliarden für Waffen ausgegeben werden, 
während Millionen Menschen verhungern, weil ihnen das tägliche Brot fehlt. 
Viele fragen sich - und diese Frage Ist verständlich - ob die Bereitschaft zur militärischen 
Verteidigung im atomaren Zeitalter noch gerechtfertigt werden kann, oder ob nicht der 
Verzicht auf Verteidigung mit der Waffe und der gewaltlose Widerstand geboten sei. 

Das christliche Gebot der Nächstenliebe verlangt von uns, Menschenrecht und Men­
schenwürde zu achten, zu schützen und zu verteidigen. Es verlangt von uns nicht, ihre 
Verletzung wehrlos zu dulden. Einzelne mögen sich für ihre Person für Gewaltverzicht 
entscheiden; die staatliche Gemeinschaft aber hat in jedem Falle die Aufgabe, ihre 
Bürger vor Gewalt zu schützen. Es Ist, auch in unserer Zeit, sittlich nicht erlaubt, das 
eigene Volk der Diktatur und der Unfreiheit auszusetzen. 

Unsere Bündnis- und Verteidigungspolitik soll andere davon abschrecken, im Krieg 
oder in erpresserischer Drohung noch ein Mittel der Politik zu sehen. Unsere Außen-
und Sicherheitspolitik soll den Ausbruch jeden Krieges oder die Androhung von Gewalt 
und damit den Verlust von Frieden und Freiheit verhindern. Das Ziel, die Würde und die 
Rechte des Menschen zu schützen, die Existenz unseres Volkes in Frieden und Freiheit 
zu sichern und nach besten Kräften zur Beseitigung von Ungerechtigkeit und Elend in 
der Welt beizutragen, gibt unserer Außenpolitik die ethische Grundlage. 

Alles politische Handeln muß auf die Verwirklichung der Grundwerte Freiheit, Solidarität 
und Gerechtigkeit und damit auf die Sicherung des Friedens ausgerichtet sein. Indem 
wir für Frieden, Freiheit und das Selbstbestimmungsrecht aller Völker eintreten, erfüllen 
wir zugleich den Auftrag unserer Verfassung, Recht und Freiheit für das ganze deutsche 
Volk zu erstreben. 
Die CDU wird das Gespräch über den besten Weg zu Frieden in Freiheit mit allen Bür­
gern und Gruppen suchen. 

Unsere Bereitschaft und Fähigkeit zur geistigen Auseinandersetzung mit dem Kommu­
nismus und jeder anderen totalitären Ideologie müssen wir unter Beweis stellen. Wir 
dürfen nicht den Anschein erwecken, als ließen sich die fundamental gegensätzlichen 
Positionen des Totalitarismus und westlicher Demokratie einander annähern oder gar 
überbrücken. Wir wollen praktische Verständigung ohne Verharmlosung der Gegen­
sätze oder gar geistige Selbstaufgabe. Das beinhaltet auch den friedlichen Austausch 
zwischen den Völkern. 

3. Die internationale und innenpolitische Lage hat sich in den letzten Jahren grundle­
gend gewandelt: 

- verstärkte Spannungen belasten die Ost-West-Beziehungen. Die Erwartungen, 
die der Westen an die Entspannungspolitik geknüpft hat, haben sich nicht erfüllt. 
Der Friede ist in den siebziger Jahren nicht sicherer geworden. Im Gegenteil: Die 
Sowjetunion hat diese Phase genutzt, um ihr militärisches Übergewicht und ihre 
Einflußsphäre auszubauen. 
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- Die Bemühungen um Abrüstung und Rüstungskontrolle in Europa und in der Welt 
sind bisher ohne befriedigendes Ergebnis geblieben. Es ist nicht gelungen, den 
Rüsfungs wettlauf zu beenden. 

- Nach 12 Jahren SPD/FDP-Politik ist die Bündnistreue der Bundesrepublik 
Deutschland ins Zwielicht geraten und der Verteidigungswille geschwächt. 
Starke Kräfte in der SPD und Teile der FDP verlangen eine prinzipielle Änderung 
unseres Verhältnisses zum atlantischen Bündnis und zu den Vereinigten Staaten. 
Nicht wenige in der SPD streben eine Neutralisierung Deutschlands an. 

- Die politische Einigung Europas kommt nicht schnell genug voran. Die Fähigkeit 
einzelner westeuropäischer Regierungen, vordringlich außen- und sicherheitspo­
litische Notwendigkeiten gegen innenpolitische Wünsche durchzusetzen, ist ge­
schwächt. Zum Teil sind sie nicht mehr bereit, ihr Bekenntnis zu den gemeinsa­
men Wertvorstellungen und Zielsetzungen des atlantischen Bündnisses in prak­
tische Politik umzusetzen. 

- Hunger und Armut in der Dritten Welt nehmen zu. Die Entwicklungslücke zwi­
schen Nord und Süd hat sich noch weiter geöffnet. Die Energiekrise hat nicht nur 
die wirtschaftliche Sicherheit der Industrienationen, sondern in besonderem 
Maße die ärmsten Entwicklungsländer getroffen. 

- Die Sowjetunion nutzt in der Dritten Welt die auftretenden Spannungen vielfach 
für ihre Zwecke aus, statt im Interesse des Friedens zu ihrer Schlichtung beizutra­
gen und eine ihrer Wirtschaftskraft entsprechende Entwicklungshilfe zu leisten. 

Diese Veränderungen stellen die Bundesrepublik Deutschland in den achtziger Jahren 
vor neue Herausforderungen. Wir können diese Herausforderungen nur bewältigen, 
wenn wir uns erneut auf die politischen und geistigen Grundlagen der deutschen 
Außen- und Sicherheitspolitik besinnen und dem unauflöslichen Zusammenhang von 
Innenund Außenpolitik Rechnung tragen. 

CDUl: Partei cSes Frledons lunnd dsir Frsilhoiit 

4. Die CDU ist Partei des Friedens. CDU und CSU haben eine Politik durchgesetzt, die 
den Frieden in Europa in den letzten dreißig Jahren gesichert hat. 

Für die CDU ist Friedenspolitik mehr als die Verhinderung von Krieg. Frieden ohne Ge­
rechtigkeit ist ebenso wenig denkbar wie Frieden ohne Freiheit. 

5. Die CDU ist Partei der Freiheit. Sie weiß, daß der Gegensatz von Freiheit und Diktatur 
die eigentliche Ursache der Spannung zwischen Ost und West sind. Dies bestimmt die 
geistige und politische Auseinandersetzung im geteilten Europa und damit auch im ge­
teilten Deutschland. Diese Auseinandersetzung wird auch im Rahmen der "Politik friedli­
cher Koexistenz" mit unverminderter Intensität geführt. Für jedes totalitäre System ist die 
Freiheit als solche eine Herausforderung und Bedrohung, selbst dann, wenn der Westen 
einseitig abrüsten würde. 
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Die CDU tritt aktiv für die Menschenrechte in aller Welt ein. Deshalb unterstützt sie die 
Arbeit der Internationalen Gesellschaft für Menschenrechte und von Amnesty 
International.. 

3. Die CDU setzt unbeirrt auf die friedensstiftende Kraft Europas. Sie fordert daher die 
unverzügliche und entschlossene Fortentwicklung der europäischen Gemeinschaft zur 
Politischen Union mit den ihrer weltpolitischen Verantwortung entsprechenden außen-, 
sicherheits- und wirtschaftspolitischen Entscheidungsbefugnissen. Die CDU ist davon 
überzeugt, daß die Politische Union eine historische Aufgabe bei der Bewahrung und Fe­
stigung des Weltfriedens zu übernehmen hat; denn die Europäische Gemeinschaft als 
freie, demokratische, soziale und grenzüberwindende Kraft ist ein Symbol für die Siche­
rung von Frieden und Freiheit. Ein Krieg zwischen ihren Mitgliedsstaaten ist nicht mehr 
vorstellbar. Deshalb ist der Ausbau der Europäischen Gemeinschaft vor allem auch 
Friedenspolitik. 

7. Wir rufen unsere Partner im Atlantischen Bündnis und in der Europäischen Gemein­
schaft zu einer umfassenden Friedensinitiative auf, die alle außenpolitischen Möglich­
keiten zur Förderung friedlicher Zusammenarbeit ausschöpft, aufeinander abstimmt 
und an dem übergeordneten Ziel der Sicherung des Friedens in Freiheit ausrichtet. Das 
gilt insbesondere für die wirtschaftliche Zusammenarbeit der freien Welt mit der Sowje­
tunion, die innerhalb des Bündnisses stärker als bisher koordiniert werden muß. 

8. Die CDU fordert alle auf, die sich für den Frieden engagieren, in ihrer Friedenssehn­
sucht die politische Wirklichkeit nicht zu vergessen. Wer die Bundesrepublik Deutsch­
land aus der Gemeinschaft der freien Demokratien lösen will und die einseitige Abrüs­
tung des Westens fordert, beschwört die Gefahr der Anwendung oder Androhung von 
Gewalt geradezu herauf. Wehrlosigkeit gefährdet den Frieden. 

©. Unsere besondere Verbundenheit und Achtung gelten jenen, die den Frieden und die 
Freiheit unseres Volkes durch ihren Dienst in der Bundeswehr schützen. Die Verteidi­
gung unseres Landes ist Sache des ganzen Volkes. Sie erfordert die Bereitschaft aller 
Bürger, für die Sicherheit unseres freien Gemeinwesens einzutreten. Das Wissen junger 
Menschen über den Sinn und den Zweck der Bundeswehr und ihren Verteidigungsauf­
trag muß verstärkt werden. Wir respektieren die Wehrdienstverweigerung aus 
Gewissensgründen. 

10. Die grundlegenden Ausrichtungen und Entscheidungen deutscher Außen- und Si­
cherheitspolitik müssen wieder auf einem möglichst breiten nationalen Konsens beru­
hen. SPD und Teile der FDP haben diese gemeinsame Grundlage verlassen. Die CDU 
betont, daß für sie Verteidigungsfähigkeit und Entspannung gleichwertige Elemente 
deutscher Außenpolitik sind. Die innenpolitischen, insbesondere die wirtschafts- und fi­
nanzpolitischen Voraussetzungen für die Verteidigungsfähigkeit der Bundesrepublik 
Deutschland müssen wieder gesichert werden. 

1111. Der Doppelbeschluß der NATO vom 12. Dezember 1979 soll das Gleichgewicht der 
Kräfte zwischen Ost und West wiederherstellen. Die CDU bekennt sich vorbehaltlos zu 
einer konsequenten und zeitgerechten Verwirklichung dieses Beschlusses in seinen 
beiden Teilen. 
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Rüstungskontrolle und Abrüstung 

12. Das wichtigste aktuelle außenpolitische Ziel ist die allseitige Begrenzung und Ver­
ringerung der Rüstungen und ihr Gleichgewicht auf einem möglichst niedrigen Niveau -
unter der Voraussetzung unverminderter Sicherheit. 

13. Die CDU fordert die Sowjetunion auf, ihre Bereitschaft zu Zusammenarbeit und Ent­
spannung bei den l<onkreten regionalen und weltweiten Bemühungen um Abrüstung 
und RLJstungsbegrenzung zu beweisen und die völkerrechtswidrige Besetzung Afgha­
nistans durch den Rückzug ihrer Streitkräfte zu beenden. 

Sie ruft die Sowjetunion insbesondere auf: 

- die bevorstehenden Rüstungskontrollverhandlungen mit dem Ziel des Gleichge­
wichts auf einem möglichst niedrigen Niveau der Rüstungen zu führen. 

- der totalen Ächtung und überprüfbaren Abrüstung chemischer und biologischer 
Waffen zuzustimmen. 

- Fortschritte bei den Verhandlungen über eine ausgewogene Verminderung der 
Streitkräfte in tvlitteleuropa (MBFR) zu ermöglichen. 

- sich konstruktiv an den Abrüstungsbemühungen Im Genfer Abrüstungsausschuß 
zu beteiligen 

- die in der Koferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (Schlußakte 
von Helsinki) eingegangenen Verpflichtungen einzuhalten 

- vertrauensbildende tvlaßnahmen im militärischen Bereich in ganz Europa 
auszubauen. 

- den Druck auf Polen zu beenden und dem polnischen Volk die selbständige Ent­
scheidung über seinen politischen Weg zuzugestehen. 

14. Die CDU hält eine weltweite Beschränkung des Rüstungsexports unter Einschluß 
der UdSSR und ihrer Verbündeten für notwendig und fordert daher die Bundesregierung 
auf, alle Anstrengungen zu unternehmen, um eine international kontrollierte Vereinba­
rung dieser Art zu erreichen. Die CDU tritt auch in Zukunft für eine restriktive deutsche 
Rüstungsexportpolitik ein. 

Frlsdenssicherung und Ent^icklungspolltltt 

15. Ernsthafte Bemühungen um Rüstungsbegrenzung und Abrüstung sind auch not­
wendig, damit die bisher für Rüstung aufgewendeten Mittel sinnvoller, zum Beispiel für 
die Bekämpfung des Hungers in der Welt, eingesetzt werden können. Friede ist auf die 
Dauer unerreichbar bei extremen Unterschieden der Lebensbedingungen der Men­
schen und Völker. Entwicklungshilfe ist daher ein entscheidender Beitrag zum Frieden 
und muß als solcher mehr Beachtung finden. 
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Das Gebot der christlichen Nächstenliebe verlangt von uns materielle und geistige 
Opfer, um das Überleben von Millionen von Menschen sichern zu helfen. Das Bestreben, 
dem Grundrecht Leben w/eltweit Geltung zu verschaffen, muß zum moralischen Impera­
tiv der deutschen Politik werden. Wir müssen anders leben, damit andere überleben. 

D ©. Die CDU tritt für die Unabhängigkeit und Selbstbestimmung der Menschen und 
Völker der Dritten und Vierten Welt ein. Ohne die gleichberechtigte Partnerschaft der In-
dustrieund Entwicklungsländer sind die gemeinsamen Ziele der Nord-
Süd-Zusammenarbeit nicht zu erreichen. Diese Zusammenarbeit muß die eigenständi­
gen Traditionen und die kulturelle Identität der Völker der Dritten und Vierten Welt be­
rücksichtigen. Dabei kommt es entscheidend auf das mitmenschliche Engagement 
jedes einzelnen an. Hier bietet sich gerade jungen Menschen die Chance, einen sinnvol­
len Beitrag zur Beseitigung von Ungerechtigkeit und Not in der Welt zu leisten. Wir 
müssen Mitverantwortung übernehmen, um die Lebenschancen der Menschen in der 
Dritten Welt und Vierten Welt zu verbessern. Die humanitäre Basishilfe (Hunger- und Ka­
tastrophenhilfe) ist jedem Staat, unabhängig von dessen politischer Struktur, zu 
gewähren. 

Unser Engagement für die Dritte und Vierte Welt muß neue Wege gehen. Staatliche 
Maßnahmen allein reichen nicht aus, um Ungerechtigkeit und Elend zu beseitigen. Die 
CDU fordert alle gesellschaftlichen Gruppen auf, einen eigenständigen Beitrag zu lei­
sten. Die Politik soll private Initiativen von Unternehmen und freien Trägern fördern und 
unterstützen. Langfristig werden wir nur dann zu der notwendigen wesentlichen Steige­
rung unserer finanziellen Hilfe kommen, wenn alle Bürger Entwicklungshilfe als ein per­
sönliches Anliegen betrachten. 

Die Bereitschaft junger Leute, sich in Entwicklungsländern persönlich zu engagieren, 
sollte weiter gefördert werden. Dazu gehört auch, daß eine solche Leistung junger 
Bürger nach ihrer Rückkehr in die Heimat bei uns Anerkennung findet, zum beruflichen 
Fortkommen beiträgt und nicht, wie bisher allzu oft, zu abschreckenden Benachteiligun­
gen führt. 

117. Entwicklungshilfe muß in erster Linie Hilfe zur Selbsthilfe sein. Das setzt eine stär­
kere Einbeziehung der Dritten und Vierten Welt in den internationalen Handel sowie 
mehr industrielle Zusammenarbeit voraus. Die CDU lehnt den wachsenden Protektio­
nismus der westlichen Industrieländer ab. Wir brauchen ein stärkeres Engagement aller 
wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Kräfte in den Entwicklungsländern. Statt bisheri­
ger Millionenprojekte brauchen wir jetzt Projekte für Millionen. 
Wir müssen einen unserer wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit entsprechenden Beitrag 
zur Bekämpfung der Armut und des Hungers in der Dritten und Vierten Welt überneh­
men. Diese Verpflichtungen treffen alle dazu fähigen Staaten gleichermaßen: auch die 
Sowjetunion und die osteuropäischen Staatshandelsländer, die zusammen nur ein 
Zehntel der jährlichen Entwicklungshilfeleistungen der westlichen Industrieländer 
aufbringen. 

Die explosionsartigen Veränderungen auf dem Weltenergiemarkt haben für viele Ent­
wicklungsländer eine dramatische Verschlechterung ihrer Lebensbedingungen zur 
Folge. 

Es muß Aufgabe der Industrienationen sein, einerseits speziell auf die Bedürfnisse und 
Situation der Entwicklungsländer zugeschnittene Energie-Technologien zu entwickeln 
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und andererseits im eigenen Land die von ihnen beherrschten Technil<en zur Energieer­
zeugung soweit möglich zum Ersatz für das Erdöl einzusetzen. 

118. Ein koordinierter europäischer und mit den USA abgestimmter Beitrag zur Konflikt­
verhütung und friedlicher Konfliktregelung In der Dritten und Vierten Welt, insbesondere 
im Nahen und Mittleren Osten liegt auch in unserem nationalen Interesse. Die Bundes­
republik Deutschland ist als exportorientiertes und rohstoffarmes Industrieland auf die 
Dritte und Vierte Welt angewiesen. Die CDU wird sich daher in einer künftigen Bundes­
regierung verstärkt um eine europäische Sicherung der für unser Land lebenswichtigen 
außenwirtschaftlichen Verbindungen und Interessen bemühen. 

1S. Trotz Teilung bestehen Deutschland und das deutsche Volk als Einheit fort und mit 
ihm sein Recht auf Selbstbestimmung. Die Aussage des Deutschlandvertrages, daß 
eine frei vereinbarte friedensvertragliche Regelung für ganz Deutschland ein wesent­
liches Ziel der gemeinsamen westlichen Politik ist, bleibt gültig und verpflichtend. Wir 
fordern jeden Deutschen auf, für die Einheit und Freiheit ganz Deutschlands einzutreten. 
Wir arbeiten für die Verwirklichung der Menschenrechte. Wir wollen eine Zukunft Eu­
ropas, die Mauer und Todeszaun beseitigt und die Grenze durch Freiheit überwindet. 
Das Verlangen nach Selbstbestimmung und friedlicher Wiederherstellung der deut­
schen Einheit im europäischen Rahmen muß ein vitales Element der deutschen Politik 
sein. Dies ist ein entscheidender Auftrag. 

Beziehungen zu denjenigen Staaten und politischen Kräften, welche die deutsche Tei­
lung gegen den Willen des deutschen Volkes aufrechterhalten, bejaht die CDU auch, 
um den Frieden zu wahren, die Lebensfähigkeit Berlins zu sichern, die Menschenrechte 
für alle Deutsche zu verwirklichen, menschliche Kontakte im geteilten Deutschland zu 
fördern und menschliche Erleichterungen zu schaffen. 

Solange sich das Ziel der deutschen Einheit nicht verwirklichen läßt, bleibt es die vorran­
gige Aufgabe der Deutschlandpolitik, die Folgen der Teilung für die Menschen erträgli­
cher zu gestalten. 
In ihrer praktischen Politik wird sich die CDU daher weiter ständig darum bemühen, ein 
Höchstmaß an menschlichen Begegnungen und an Austauschmöglichkeiten von 
Meinungen und Informationen im geteilten Deutschland zu verwirklichen sowie die 
Lage der Deutschen in der DDR und in den Ostblockstaaten zu erleichtern. Die CDU 
sieht darin zugleich einen entscheidenden Beitrag, die Einheit der deutschen Nation 
über die Zeit der Trennung hinweg zu erhalten. 

Frieden und Zusammenairbelt 

20. Die CDU weiß, daß auch die Völker der Sowjetunion und Osteuropas nicht zuletzt 
aus der Erfahrung des Zweiten Weltkrieges, in dem sie Millionen von Todesopfern brin­
gen mußten, in Sicherheit und Frieden leben wollen. Wir haben nach den bitteren 
Lehren der eigenen Geschichte und angesichts der Leiden unseres eigenen Volkes und 
anderer Völker feierlich den Gewaltverzicht erklärt. Die CDU fordert die Sowjetunion auf, 
auf jede Androhung und Anwendung von Gewalt zur Durchsetzung ihrer politischen 
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Ziele zu verzichten und das Sicherheitsinteresse sowie das Selbstbestimmungsrecht 
anderer Völker zu achten. 

2 1 . Die CDU ist zu einem l<ontinuierlichen Dialog mit der sowjetischen Führung und 
den Regierungen der osteuropäischen Staaten bereit. Dieser Dialog ist auch not­
wendig, um das Bewußtsein für gemeinsame Interessen und Aufgaben wachsen zu 
lassen. Das bedingt, daß wir die politischen Motive und Ziele unserer Gesprächs­
und Verhandlungspartner in der Sowjetunion und in Osteuropa verstehen, auch 
wenn wir mit ihnen nicht einverstanden sind. Das heißt aber auch, daß wir von ihnen 
das gleiche Verständnis erwarten und das wir sie über unsere Politik nicht im Unkla­
ren lassen. 

22. Die CDU tritt dafür ein, den Moskauer Vertrag, den Warschauer Vertrag, den Prager 
Vertrag, den innerdeutschen Grundvertrag sowie die Schlußakte von Helsinki nicht nur 
Völker- und verfassungsrechtlich korrekt anzuwenden, sondern als Instrumente deut­
scher Politik im Interesse des deutschen Volkes und des Friedens zu nutzen, und über 
den Grundsatz des Gewaltverzichts hinaus mit Leben zu füllen; das heißt, in konkrete 
Politik umzusetzen, die den Frieden verläßlich sichert und durch echte Völkerverständi­
gung vertieft. 

Um den in diesen Dokumenten vereinbarten Zielen, den internationalen Frieden auf­
rechtzuerhalten und echte Entspannung zu erreichen, näher zu kommen, bedarf es wei­
terer konkreter Schritte zur Verbesserung und Erweiterung der Zusammenarbeit auf 
wirtschaftlichem, wissenschaftlichem und kulturellem Gebiet. So ist die Begegnung 
gerade mit Jugendlichen aus osteuropäischen Ländern ein wesentlicher Beitrag zu Frie­
den und Verständigung. 

23. Eine Zukunft in Frieden und Freiheit können wir nur in der Gemeinschaft der freiheit­
lichen Demokratien sichern. 

Ohne das atlantische Bündnis, das entsprechend der Präambel des NATO-Vertrages 
eine auf Demokratie, Freiheit und Gerechtigkeit aufbauende Gemeinschaft ist, können 
die nationalen Interessen Deutschlands nicht verwirklicht werden. Die Einbindung in die 
atlantische Allianz und die enge Freundschaft mit den USA bleiben Voraussetzungen 
aktiver Friedenspolitik. 

Der Türkei muß geholfen werden, daß sie den V\/eg zur Demokratie zurückfindet. 

Z^. Die Zukunft des atlantischen Bündnisses wird wesentlich davon bestimmt werden, 
ob es den westeuropäischen Staaten gelingt, ihr Mitspracherecht durch die Übernahme 
von Mitverantwortung zu untermauern und auszubauen. Dabei wird der weitere Fort­
gang der Integrationsbemühungen innerhalb der europäischen Gemeinschaft die 
größte Bedeutung für die Frage haben, ob eine gleichberechtigte atlantische Partner­
schaft gesichert werden kann. 

2S. Den Herausforderungen der Zukunft, insbesondere seinen Aufgaben als Partner 
der Dritten Welt, wird Europa nur als politische Union gewachsen sein. Die politische In­
tegration - auch als Voraussetzung weiterer wirtschaftlicher und sozialer Integration -
muß mit dem Ziel der Politischen Union fortgesetzt werden. Hierfür sind dem Euro-
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päischen Parlament mehr Entscheidungsbefugnisse zu übertragen. Die Zusammenar­
beit in der Außen- und Sicherheitspolitik muß verbindlich vereinbart und die europäische 
politische Zusammenarbeit in die Verantwrortlichkeit der Gemeinschaftsinstitutionen ge­
stellt werden. 

Die Soziale Marktwirtschaft erneuern 

26. Die Soziale Marktwirtschaft hat unserem Land einen hohen Lebensstandard und 
vielen Bürgern Wohlstand gebracht. Trotzdem fragen viele, ob unsere Wirtschafts­
ordnung den heutigen Bedürfnissen noch gerecht wird und den Anforderungen der Zu­
kunft gewachsen ist. Sie sehen ihre natürlichen Lebensgrundlagen bedroht, unersetz­
bare Ressourcen über Gebühr angegriffen und Arbeitsplätze als Folge des rasanten 
technischen Fortschritts gefährdet. Vor allem bei jungen Menschen wachsen Zweifel 
und Unbehagen: Sie fragen nach dem Sinn wirtschaftlichen Wachstums und nach den 
menschlichen und sozialen Kosten einer ökonomisch erfolgreichen Gesellschaft. 
Immer mehr Menschen entdecken, daß es Dinge gibt, die einen Wert, aber keinen Preis 
haben. 

Gleichzeitig müssen wir feststellen, daß Wirtschaft und Gesellschaft in der Bundesrepu­
blik Deutschland sich in einem Prozeß tiefgreifender Veränderungen befinden, und wirt­
schaftliche und soziale Sicherung durch eine fehlerhafte Politik der vergangenen 10 
Jahre immer mehr gefährdert werden. So richtig die Erkenntnis ist, daß wirtschaftliches 
Wachstum eine dem Menschen dienende Funktion hat, so richtig ist es aber auch, daß 
wir heute angesichts der realen wirtschaftlichen Situation die wirtschaftlichen Voraus­
setzungen wieder schaffen müssen, um auch in Zukunft soziale Gerechtigkeit finanzie­
ren, dadurch den sozialen Frieden sichern und so die wirtschaftliche und gesellschaft­
liche Produktivität wieder steigern zu können. 

Ein Verzicht auf Wirtschaftswachstum bedeutet einen Verlust von Arbeitsplätzen bis hin 
zur Massenarbeitslosigkeit, die bewußte Inkaufnahme von wirtschaftlicher und sozialer 
Instabilität, Behinderung des Strukturwandels und Verminderung der internationalen 
Wettbewerbsfähigkeit. Preisgabe von Wachstumschancen ist nicht nur Resignation, 
sondern auch Verantwortungslosigkeit gegenüber der nächsten Generation, deren Ent­
faltungsspielraum weitgehend eingeengt wird. 

Ziele unserer Wirtschaftspolitik sind Vollbeschäftigung, Geldwertstabilität, stetiges 
Wachstum, außenwirtschaftliches Gleichgewicht und die Sicherung der ökologischen 
Zukunft unseres Gemeinwesens. Wir wollen eine Politik der Förderung der Wachstums­
grundlagen unserer Wirtschaft und Gesellschaft verwirklichen. Wo allerdings Wachstum 
zu einer unvertretbaren Beeinträchtigung der natürlichen Umwelt führt, muß notfalls auf 
solches Wachstum und damit verbundene Einkommensmehrung verzichtet werden. 

«Heute stellt sich uns die Aufgabe, die Soziale Marktwirtschaft unter veränderten Be­
dingungen zu erneuern. Schon die geistigen Wegbereiter der Sozialen Marktwirt­
schaft haben gefordert, daß in einer "Zweiten Phase" unsere Wirtschaftsordnung 
über die Befriedigung materieller Interessen hinaus zu einer integrierenden wirt­
schaftlichen u n d ethischen gesellschaftspolitischen Konzeption werden müsse. 
Wir erkennen dabei, daß die geistig-ethischen Grundlagen der Sozialen Marktwirt­
schaft, vor allem die Prinzipien von Solidarität und Subsidiarität, in der Vergangenheit 
nicht immer verständlich genug gemacht und konsequent angewandt worden sind. 
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Freiheit und soziale Gerechtigkeit können nicht durch eine wachsende Staatsquote 
und eine immer höhere Staatsverschuldung, sondern nur durch praktizierte Solidari­
tät und Subsidiarität dauerhaft verwirklicht werden. 

Solidarität bedeutet Verpflichtung gegenüber den Leistungen der älteren Generation. 
Sie verlangt Bereitschaft, die eigene Leistung auch als Dienst an der Gemeinschaft und 
als Vorsorge für folgende Generationen zu begreifen. Ansprüche und materielle Besitz­
stände finden dort ihre Grenzen, wo sie zu einer Verminderung der Lebenschancen an­
derer oder zu einer unvertretbaren Belastung kommender Generationen führen. Dies 
gilt für die ökonomischen und ökologischen Grundlagen unseres Zusammenlebens 
gleichermaßen.Die Verwirklichung der Sozialen Marktwirtschaft ist auf Partnerschaft an­
gewiesen. Diese Partnerschaft bedeutet nicht allein Partnerschaft von Arbeitgebern und 
Arbeitnehmern, von Produzenten und Konsumenten. Zu den Gestaltungsmerkmalen der 
Sozialen Marktwirtschaft gehört auch die Partnerschaft von Mann und Frau, von Arbeits­
welt und Familie. 

Nach dem Grundsatz der Subsidiarität treten wir dafür ein, daß der Staat nicht regeln 
soll, was der einzelne oder die freien gesellschaftlichen Gruppen aus eigenen Kräften 
leisten können. Mitmenschlichkeit und Hilfe zur Selbsthilfe dürfen nicht reglementiert, 
sie müssen gefördert werden. Vereine, offene Hilfen und demokratische bürgerschaft­
liche Aktionen finden unsere nachhaltige Unterstützung. Staatliche soziale Leistungen 
dürfen nicht dazu mißbraucht werden, um Abhängigkeitsverhältnisse zu begründen. 

In einer Welt, in der weithin Knappheit und Not herrschen, ist Sparsamkeit und Effektivi­
tät auch eine moralische Forderung an Wirtschaft und Gesellschaft. Alle Vergleiche 
zeigen, daß die Soziale Marktwirtschaft eine Ordnung ist, in der menschliche Arbeit, 
Energie und Material am wirkungsvollsten eingesetzt und zugleich mehr Güter und 
Leistungen produziert werden als in anderen Wirtschaftssystemen. 

Durch Wettbewerb werden die Produzenten gezwungen, ständig nach besseren Pro­
dukten und sparsameren Produktionsweisen zu suchen. Die Soziale Marktwirtschaft ist 
daher eine Ordnung der Innovation, der Flexibilität und des Fortschritts. 

Die Soziale Marktwirtschaft ist Ausdruck unseres Menschenbildes.der Idee der verant­
worteten Freiheit und der Solidarität. Zu ihren geistigen Grundlagen gehören Leistung 
und soziale Gerechtigkeit, Wettbewerb und persönliches und sozialverpflichtetes Eigen­
tum, Eigenverantwortung und soziale Sicherung, Tarifautonomie und soziale Partner­
schaft, Dezentralisierung und Selbstverantwortung, Autonomie der Unternehmen und 
Mitbestimmung der Arbeitnehmer. Diese Grundlagen sind im letzten Jahrzehnt schwer 
gefährdet worden. In ihrem Zusammenwirken stellen sie aber die unabdingbare Voraus­
setzung dafür dar, daß junge Menschen auch in Zukunft Arbeit finden, daß ihre Bildung 
und Ausbildung finanzierbar bleibt und daß sie sich auch in Zukunft auf einen leistungs­
fähigen Staat verlassen können. 

27. Vorrang in der Wirtschaftspolitik muß die Förderung der Leistungsbereitschaft aller 
arbeitenden Bürger und der Investitionsfähigkeit aller Unternehmungen haben. Unter­
nehmer und Arbeitnehmer müssen sich wieder auf die Stetigkeit staatlichen Handelns, 
vor allem in der Steuer- und Abgabenpolitik verlassen und dadurch wieder Vertrauen in 
die wirtschaftliche Zukunft enwerben können. Wir treten für einen voll funktionierenden 
Binnenmarkt mit einem ungehinderten Warenverkehr innerhalb der Europäischen Ge­
meinschaftein. 

368 



28. Um die notwendigen Investitionen zu ernnöglichen, werden wir die Eigenl<apitalbil-
dung der Unternelimen stärl<en und die Disl<riminierung von Eigenkapital gegenüber 
Fremdkapital beseitigen. Insbesondere bei kleinen und mittleren Unternehmen, die für 
Vollbeschäftigung und Wachstum einen unersetzlichen Beitrag leisten, muß durch 
Wirtschafts- und steuerpolitische Maßnahmen die Bildung von Eigenkapital erleichtert 
werden. Neben den bewährten Modellen der Vermögensbildung ist die Bildung von Pro­
duktivvermögen in der Hand von Arbeitnehmern eine zwingende gesellschaftspolitische 
Notwendigkeit und zugleich eine wichtige Möglichkeit, die Eigenkapitalbildung zu ver­
bessern. Die Verwirklichung der Freiheit bedarf der eigenverantwortlichen Lebensge­
staltung nach dem Prinzip der Subsidiarität. Selbständigkeit wird überall in der Gesell­
schaft gebraucht: Im ökonomischen Bereich ist sie unverzichtbar. 

- Unternehmerische Selbständigkeit ist Voraussetzung der Sozialen Marktwirt­
schaft, Entscheidungsfreiheit und Entscheidungsfreude, Risiko und Risikolohn, 
Wagnis und Verantwortung sind hier so unmittelbar möglich wie in kaum einem 
anderen Bereich. Eine Vielzahl selbständiger Betriebe ist Grundbedingung für 
einen funktionsfähigen Wettbewerb auch auf einzelnen Märkten. Selbständigkeit­
spolitik ist das Kernstück unserer Mittelstandspolitik. 

- Mehr Selbständigkeit der einzelnen Mitarbeiter schafft nach allen Erkenntnissen 
der Arbeitspsychologie mehr Freude am Beruf, Zufriedenheit am Arbeitsplatz und 
die Bereitschaft zum Mitdenken, zu Neuerungen. 

Zu den Zukunftchancen der jungen Generation zählt auch die Möglichkeit, sich selb­
ständig zu machen, in einem selbständigen Beruf Bestätigung und Erfüllung zu finden. 
Es gibt keinen besseren Bereich als den Mittelstand, um dieses Anliegen zu ven«irkli-
chen. Wenn die Marktwirtschaft als Ordnungssystem erfolgreich bleiben will, ist sie le­
bensnotwendig auf qualifizierten Nachwuchs angewiesen - im Bereich der Arbeitneh­
mer wie auch Unternehmer. Die Bereitschaft, Risiko zu übernehmen, ist vorhanden. Auf­
gabe der Union ist es, die Bereitschaft zu stärken. 

29. Die Möglichkeit, in staatlichem Besitz befindliche Unternehmen zu privatisieren, 
muß sorgfältig geprüft werden. Eine Privatisierung kommt dort in Betracht, wo die Leist­
ungen bei gleicher Versorgungsqualität effektiver und preisgünstiger erbracht werden 
können. Dabei ist gleichzeitig eine Beteiligung der Arbeitnehmer an dem Produktivver­
mögen anzustreben. Ist eine Privatisierung nicht möglich, muß dennoch auf den größt­
möglichen Einsatz marktwirtschaftlicher Elemente wie Kostenerfassung und Kosten­
kontrolle, rationelle Verwendung der Mittel und unbürokratisches Management beachtet 
werden. 

30. Wir werden die modernen Techniken fördern, von denen die Zukunft unseres 
Landes abhängt. Wir stellen die Technik in den Dienst des Menschen und seiner Würde. 
Technik und ihre Weiterentwicklung sind notwendig, um 

- eine schnell wachsende Menschheit ausreichend mit Nahrungsmitteln, Energie-
und Verbrauchsgütern zu versorgen, 

- dauerhaft Rohstoffe aus schwieriger zugänglichen und weniger ergiebigen Lager­
stätten zu beschaffen, 

- die Belastung der Umwelt durch den Menschen zu begrenzen. 
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Wir werden die Diskussion über die Chancen und Risil<en nnoderner Techniken verstärkt 
und offensiv führen. Wir werden nicht zulassen, daß durch die Blockade von Zukunftsin­
vestitionen Zukunftschancen verspielt, wirtschaftliche und soziale Krisen in der Zukunft 
heraufbeschworen werden. Wir wissen, daß nicht alles dem Menschen Mögliche auch 
das dem Menschen Gemäße ist. Der Mensch muß Herr der Technik bleiben. Er trägt 
dabei Verantwortung nicht nur für sich selbst, sondern für Natur und Umwelt gleicherma­
ßen. Wir wissen aber auch, daß die positive Bewertung von Technik und technologi­
schem Fortschritt eine wichtige Voraussetzung ist, neue Aufgaben zu lösen und den 
Menschen wieder Hoffnung auf eine bessere Zukunft zu geben. Wir werden deshalb 
auch die rasche Einführung neuer Informations- und Kommunikationstechniken, für die 
ein leistungsfähiges Kommunikationsnetz Voraussetzung ist, unterstützen, um dadurch 
mehr Chancengleichheit im gesellschaftlichen, wirtschaftlichen und medialen Bereich 
zu bewirken. Neue Technologien im Bereich der Individualkommunikation (z.B. Bild­
schirmtext) können mehr individuellen Gestaltungsspielraum im Arbeitsleben schaffen 
und dadurch einen Beitrag leisten, die Arbeitswelt zu humanisieren. 

3 1 . Wir brauchen für eine ausreichende Energieversorgung alle Energieträger und eine 
rationelle und sparsame Verwendung von Energie. Wir werden die neuen dezentralen 
Energietechniken wie den Ausbau der Fernwärme einschließlich der Nutzung der indu­
striellen Abwärme, der aus der Müllverbrennung gewonnenen Energien und der Technik 
der Kraft-Wärme-Koppelung durchsetzen, wo immer dies wirtschaftlich möglich ist. 

Wir fordern mehr Rechtssicherheit für alle, die über Energieinvestitionen entscheiden 
müssen, damit sie von gesicherten Rechtsgrundlagen ausgehen können. Einen unver­
zichtbaren Beitrag zur Energieversorgung werden die Kohle und die Kernenergie zu lei­
sten haben. Zur Sicherung der Stromversorgung ist ein verantwortungsbewußter 
Ausbau der Kernenergie notwendig. Wir müssen die über die heutigen Leichtwasser­
reaktoren hinausführenden modernen Entwicklungen vom Hochtemperaturreaktor ein­
schließlich kleiner Einheiten bis hin zum Schnellen Brutreaktor, der langfristig knappes 
Uran besser zu nutzen vermag, in der Forschung und Anwendung unterstützen. Die 
deutsche Kernenergietechnik liegt sowohl hinsichtlich des Sicherheitsstandards wie 
auch in der Minderung der Strahlenabgabe international in der Spitze. Das Entsorgungs­
konzept der Bundesrepublik Deutschland trägt dem Schutz künftiger Generationen in 
hohem Maße Rechnung. Es muß von allen politisch Verantwortlichen gemeinsam getra­
gen und zügig verwirklicht werden. 
Wir treten dafür ein, daß die Bürger umfassend und sachlich über die Kernenergietech­
niken informiert werden. Heute schon müssen wir neue Energiequellen erforschen, die 
langfristig die Chance für eine unerschöpfliche und umweltschonendere Energieversor­
gung eröffnen, insbesondere durch Kernfusion und einer umfassenderen Nutzung der 
Sonnenenergie. 

32. Die Erhaltung der natürlichen Grundlagen des Lebens ist für uns ein Stück verant­
worteter Freiheit. 
Wir werden innerhalb der Sozialen Marktwirtschaft ökologische Rahmenbedingungen 
schaffen und dadurch die Voraussetzungen für den Schutz unserer natürlichen Umwelt 
verbessern. Durch eine bessere Förderung der Umweltforschung und eine Bestandsauf­
nahme aller erkennbaren Umweltgefahren wollen wir die Grundlage für eine rationale 
Umweltpolitik schaffen und unbegründeten Ängsten der Bürger entgegenwirken. Wir 
werden das Verursacherprinzip durchsetzen und die marktwirtschaftliche Leistungsfä­
higkeit bei der Lösung von Umweltproblemen nutzen. Notfalls werden wir durch Aufla-

370 



gen und Verbote drohenden Gesundheitsschäden oder nicht wiedergutzumachenden 
Unnweltschäden vorbeugen. Die in modernen Techniken liegenden Chancen zum 
Abbau von Umw/eltbelastungen v(/erden vi/ir nutzen. Technologischer Fortschritt und Um­
weltschutz müssen kein Gegensatz sein. 

Die Umwelt zu schützen ist nicht nur Aufgabe des Staates, sondern aller Bürger 

33. Die bürokratischen Bremsklötze für Investitionen müssen beseitigt werden. Der 
Bundesparteitag der CDU unterstreicht die Notwendigkeit, die im Entbürokratisierung-
sprogramm der CDU vom Bundesvorstand der CDU am 3. Dezember 1979 beschlosse­
nen Maßnahmen (wie z.B. Steuervereinfachung, Abbau der Gesetzesflut, Verfahrensve­
reinfachung) rasch zu verwirklichen. 

34. Wir werden den geordneten Wettbewerb weiter gesetzlich sichern und im Bereich 
der Fusionskontrolle verbessern, Ein leistungsfähiger Mittelstand ist eine Grundvoraus­
setzung des Wettbewerbs. Übermäßige Unternehmenskonzentrationen sind wettbe­
werbsfeindlich. Zum Abbau von Wettbewerbsverzerrungen muß das geltende Kartell­
recht konsequent angewandt und das Gesetz gegen unlauteren Wettbewerb verbessert 
werden. 

35. Wir fordern die Verminderung der leistungshemmenden Steuer- und Abgabenbe­
lastung, ein Abbremsen des Schuldenzuwachses und eine Rückführung der Staats­
quote. Unser Ziel ist es, eine Gesundung der Staatsfinanzen über die Ausgabenseite zu 
erreichen. 

Wir werden dafür eintreten, alle Subventionen und Finanzhilfen des Staates mit dem Ziel 
zu überprüfen, Einsparungen von insgesamt 5 % zu erreichen. 

3S. Während die SPD Steuern und Schulden erhöhen will, um überhöhte Staatsquoten 
festzuschreiben und den Anteil konsumtiver Staatsausgaben auszuweiten, will die CDU 
Steuern und Schulden vermindern mit dem Ziel, staatliche Aufgaben zu beschränken 
und die Erfüllung öffentlicher Aufgaben so weit wie möglich in die Hände der Bürger 
selber und ihren freien Organisationen zu legen. 

37. Der Arbeitsmarkt steht in den 80er-Jahren vor besonderen Belastungen. 

Wir finden uns mit der Arbeitslosigkeit nicht ab, weder mit der Arbeitslosigkeit der 
Männer noch mit der überproportionalen Arbeitslosigkeit der Frauen und schon gar 
nicht mit der Arbeitslosigkeit der jungen Menschen. Eine Gesellschaft, in der Millionen-
Arbeitslosigkeit herrscht, ist weder gerecht noch in der Lage, den sozialen Frieden zu si­
chern. Ohne Arbeit für alle werden alle sozialen Sicherungen bodenlos. Ohne Arbeit blei­
ben Humanisierung der Arbeitswelt, Mitbestimmung und Miteigentum auf der Strecke. 

Auch in Zukunft wird das wirtschaftliche Wachstum im Kampf um die Vollbeschäftigung 
seine Bedeutung behalten, die soziale Absicherung unverzichtbar sein. Unsere Antwort 
ist nicht Pessimismus und Resignation. Es gibt genug neue Aufgaben, für die sich zu ar­
beiten lohnt: Beseitigung von Hunger und Elend in der Dritten Welt, Umweltschutz und 
Rohstoffversorgung, Sicherung und Einsparung von Energie sowie soziale Dienste auch 
außerhalb des herkömmlichen Arbeitsmarktes erfordern von uns verstärkte Anstrengun­
gen. Das Ergebnis werden das nötige und akzeptierte Wachstum und die Arbeitsplätze 
bei uns und in der Dritten Welt sein, die wir für die Zukunft brauchen. 
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38. Unabhängig von der absehbaren Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt in den 80er-
Jahren ist zu fragen, ob normale Beschäftigung bedeuten muß, daß alle, die arbeiten 
wollen und können, während ihres ganzen Arbeitslebens täglich acht Stunden arbei­
ten oder wie die Arbeit zu bewerten ist, die außerhalb des herkömmlichen Arbeits­
marktes geleistet wird. 

39. Wir wollen schon heute die Strukturen auf dem Arbeitsmarkt und im Arbeitsle­
ben flexibler, differenzierter und weniger zentralistisch gestalten. Dies dient einer 
Humanisierung des Arbeitslebens und bietet Frauen und tvlännern die Chance ftJr 
eine bessere Vereinbarkeit von Familie und Beruf. Undifferenzierte Forderungen, wie 
z.B. nach einer 35 Stunden-Woche bei vollem Lohnausgleich, erfüllen diese Anforde­
rungen nicht, sondern würden im Gegenteil die Arbeitsmarktprobleme weiter, 
verschärfen. 

Wir wollen einen größeren Entscheidungsspielraum des einzelnen bei der Bestimmung 
der Tages-, Wochen- und Lebensarbeitszeit, damit die Übergänge zwischen den Le­
bensbereichen und -Phasen fließender werden. 
•^0. Die Zahl der Arbeitnehmer wächst, die bereit sind, für eine kürzere Arbeitszeit auch 
Einkommensverluste hinzunehmen, während andere, die arbeiten wollen und können, 
keinen (Teilzeit-)Arbeitsplatz finden. Wir wollen deshalb durch eine qualitative Arbelts­
marktpolitik die Zahl der Arbeitsplätze vermehren und gleichzeitig den Freiheits- und 
Selbstbestimmungsraum des einzelnen erweitern. Wir sind gegen eine Politik, die Ar­
beitslosigkeit lediglich verwaltet, und für eine Politik, die der Arbeitslosigkeit vorbeugt 
und sie erst gar nicht entstehen läßt. 

411. Teilzeitarbeitsplätze müssen vermehrt angeboten werden, wo immer dies wirt­
schaftlich möglich und von den Aufgaben her zu rechtfertigen ist. Wir setzen uns ein für 
neue Formen der Arbeitsteilung, wie z.B. die von uns vorgeschlagene Arbeitsplatzteilung 
(Job-Sharing). Junge Väter und Mütter, die sich gleichermaßen der Erziehung ihrer 
Kinder widmen und jeweils anteilig berufstätig sein wollen, sollen nicht in einen ganztä­
gigen Beruf gezwungen werden. Arbeitnehmer, die neben ihrem Beruf mehr Zeit für Wei­
terbildung, ehrenamtliche Tätigkeit, Hobbies u.a. nutzen wollen, sollten ein Angebot für 
anteilige Arbeit erhalten. Und wir treten dafür ein, daß gesetzliche, bürokratische und ta­
rifvertragliche Hindernisse, die einem größeren Entscheidungsspielraum des einzelnen 
in der Bestimmung der Tages-, Wochen- und Lebensarbeitszeit entgegenstehen, schritt­
weise beseitigt und die individuellen Wünsche nach Teilzeitarbeit mit den betrieblichen 
Möglichkeiten von Arbeitsplatzteilungen besser als bisher in Übereinstimmung gebracht 
werden. Nicht nur die Privatwirtschaft muß für neu zu erprobende Arbeitszeitmodelle ge­
wonnen werden, sondern auch der öffentliche Dienst muß ein breites Angebot, auch für 
Beamte, zur Verfügung stellen. Älteren Arbeitnehmern sollten Angebote zu anteiliger 
Arbeit offenstehen, wenn sie einen allmählichen Übergang in den Ruhestand wünschen. 
Wir wollen, daß derjenige, der früher aus dem Erwerbsleben ausscheiden will, dazu die 
Möglichkeit erhält, wenn er bereit ist bei der Altersversorgung versicherungsmathema­
tische Abschläge hinzunehmen. 

42. Es bleibt wichtig, die Arbeitslosigkeit vorbeugend zu verhindern. Unverzichtbar für 
uns sind deshalb die Maßnahmen, die die CDU im Arbeitsförderungsgesetz neu ge­
schaffen hat, wie z. B. Förderung der beruflichen Ausbildung, Fortbildung und Umschu­
lung, und die dazu beitragen, Arbeitslosigkeit erst gar nicht entstehen zu lassen. Das Ar­
beitsförderungsgesetz ist nach wie vor im Grundsatz richtig. 

413. Wir werden aber auch dafür sorgen, daß der Mißbrauch des Arbeitsförderungsge­
setzes unterbunden wird und daß derjenige, der einen zumutbaren Arbeitsplatz aus-
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schlägt, obwohl er arbeiten kann, den Anspruch auf Arbeitslosengeld und Arbeitslosen­
hilfe verwirkt. Wer arbeiten kann, ist zur Leistung verpflichtet. Anders kann die Gemein­
schaft denen nicht helfen, die zur Leistung nicht fähig sind, z. B. den Kranken, den 
Schwerbehinderten, den alten Mitbürgern. 

1^^. Gerade in einer Zeit knapper Kassen muß sich die soziale Gerechtigkeit erst eigent­
lich bewähren. Nicht der Sozialstaat, sondern eine auf Quoten fixierte, quantitative, büro-
kratisierte und auf die Umverteilung von Geldleistungen eingeschränkte Sozialpolitik ist 
an ihre Grenzen gestoßen. 

Die CDU verlangt deshalb eine neue qualitative Sozialpolitik, die auch Antworten auf die 
neuen sozialen Fragen gibt. 

4S. Wir wollen die soziale Wirksamkeit der sozialpolitischen Mittel erhöhen. Lernmittel­
freiheit, Fahrtkostenzuschüsse etc. z.B. sind für diejenigen Bürger nicht notwendig, die 
ein hohes Einkommen haben. Die sozialen Leistungen müssen auf diejenigen konzen­
triert werden, die wirklich der Hilfe bedürfen. Die durch eigene Leistung oder Aufopfe­
rung für die Gemeinschaft erworbenen Rechtsansprüche müssen geschützt werden. 
Das Versicherungsprinzip, das Leistung und Gegenleistung zur Grundlage hat, darf 
weder durch eine Einheitsversicherung noch durch die Ausdehnung des Versorgungs­
staates auf die Sozialversicherung beseitigt werden. 

4S. Bei der Venwirklichung von Sparmaßnahmen muß besonders darauf geachtet 
werden, daß die großen Organisationen, die über die entsprechenden Droh- und Störpo­
tentiale verfügen, sich nicht zu Lasten der Nichtorganisierten oder der Minderheiten 
durchsetzen. Soziale Verteilungskonflikte dürfen nicht nach dem Gesetz des Dschun­
gels, d. h. nach dem Recht des Stärkeren entschieden werden. Es ist heute besonders 
notwendig, daß die CDU sich als Anwalt derer versteht, die ohne eine mächtige Lobby 
sind. 

4>7. Eine der wichtigsten neuen sozialen Fragen ist die Sicherung des Generationenver­
trages. Er kann nur Bestand haben, wenn die jeweils arbeitende Generation durch ihre 
Beiträge für die Sicherung der Alterseinkommen und gleichzeitig durch Kinder für den 
Bestand der Gemeinschaft sorgt. Der Generationenvertrag umfaßt also drei Generatio­
nen. Deshalb muß neben der Beitragsleistung auch die Erziehungsleistung als ebenbür­
tige Leistung zur Sicherung des Generationenvertrages anerkannt werden. 

Dieser Drei-Geneoationen-Vertrag ist heute gefährdet. Unsere Gesellschaft ist kinder­
feindlich geworden. Wir werden auch weiterhin besonders die kinderreichen Familien 
ideell und materiell unterstützen. Das Kindergeld darf nicht gekürzt werden. Der Zusam­
menhang von Rentenpolitik und Familienpolitik muß wieder hergestellt werden. 

Q>(sir eüiuigsnd In ISlDiüiuiing umiid ISoiriurl? muscj)® ZuCtuiniftiscIhiairiicQini sclhisit??0ini 

i^B. Durch die großen Anstrengungen der letzten 20 Jahre ist im Bildungsbereich viel 
geleistet worden: Die durchschnittliche Klassengröße war noch nie so niedrig, die Ver­
sorgung mit Lehrern noch nie so gut und die Zahl von modernen, zweckmäßigen Schul­
bauten noch nie so groß wie heute. Dennoch verzeichnen wir eine breite Unzufriedenheit 
von Schülern, Eltern und Lehrern mit unserem Bildungswesen. Wir stehen heute vor der 
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Aufgabe, Fehlentwicklungen zu korrigieren, um so der jungen Generation Chancen für 
die Zukunft zu erhalten. 

Zu den Fehlentwicklungen gehören: 

- Verzicht auf Wertorientierung 

- Verlust des Erzieherischen 

- Überbetonung schulorganisatorischer Fragen gegenüber Bildungszielen und 
-Inhalten 

- die Vernachlässigung einer breiten Grundbildung 

- die Verwissenschaftlichung der Schule. 

I. Hülidluing umd Eirzishungi als öffentlicDie Aufgalb® 

48. Erziehung ist nicht denkbar ohne die Vermittlung von Werten und Normen. Auch in 
einer pluralistischen Gesellschaft ist es möglich, eine Übereinstimmung über fundamen­
tale Werte zu erzielen. Solcher Grundkonsens ist im Grundgesetz und in den Landesver­
fassungen erreicht. Bildungs- und Erziehungsziele haben sich daran zu orientieren. 
Danach sind die Lehrpläne zu gestalten, ist die Zulassung von Schulbüchern zu regeln 
und müssen sich vor allem Unterricht und Schulalltag richten. Dafür trägt jede Regierung 
gegenüber Parlament und Bevölkerung Verantwortung. Die Schule muß ihren Beitrag 
dazu leisten, daß junge Menschen den demokratischen und sozialen Rechtsstaat aus 
Überzeugung bejahen und für die Erhaltung unserer freiheitlichen Ordnung eintreten. 
Die Schule muß die Bedeutung wichtiger Grundwerte des gesellschaftlichen Zusam­
menlebens wie Gemeinsinn, Solidarität, Verantwortungsbewußtsein, Toleranz, Rechts­
taatsbewußtsein, Wahrhaftigkeit und Nächstenliebe vermitteln. Den Schülern ist die Not­
wendigkeit zu verdeutlichen, daß Freiheit in Frieden aktiv geschützt werden muß. Dazu 
zählt auch, daß die Schule Formen der t^itgestaltung anbietet, die eine Einübung dieser 
Ziele durch konkrete Aktivitäten möglich macht. Jungen und Mädchen sollen für ihre 
künftigen Aufgaben eine qualitativ gleichwertige Erziehung erhalten. Der Unterricht muß 
ein vertieftes Verständnis für unsere jüngere Geschichte, unsere Gesellschaft und eine 
klare Vorstellung von Deutschland vermitteln. Die Pflege guter Traditionen und verständ­
licher Symbole soll ein natürliches Zugehörigkeitsgefühl zum eigenen Vaterland 
erleichtern. 

50. Das Schulwesen muß die unterschiedlichen Begabungen und Fähigkeiten und das 
unterschiedliche Leistungsvermögen der Menschen berücksichtigen. Nur ein vielfältig 
gegliedertes Schulwesen wird dieser Aufgabe gerecht, indem es unterschiedliche, aber 
gleichwertige Bildungswege anbietet. Hauptschule, Realschule, Gymnasium, Sonder­
schule und berufliche Schulen haben einen jeweils besonderen pädagogischen Auftrag 
und deshalb ein eigenständiges Profil. Nivellierende Integrationssysteme lehnt die CDU 
auch weiterhin entschieden ab. Gesamtschulen müssen - dort wo sie bestehen - in 
ihrem fachlichen Angebot, in ihren Leistungsanforderungen und in der Vermittlung quali­
fizierter Abschlüsse dem gegliederten Schulwesen gleichwertig sein. Die Gesamtschule 
ist für uns keine Regelschule. 
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5 1 . Der Vielfältigkeit der Begabungen entspricht ein differenziertes, eigenständiges 
und durcfilässiges System der beruflichen Bildung, - gleichwertig dem allgemeinbilden­
den Schulwesen -, das das 'duale System" ebenso umfaßt wie die verschiedenen beru­
flichen Vollzeitschulen. Die Ausbildung in einem Lehrberuf verdient die gleiche gesell­
schaftliche Anerkennung wie der Bereich der gymnasialen Oberstufe und der Universi­
tät. Die Gleichstellung beruflicher Ausbildungen mit allgemeinen Ausbildungsabschlüs­
sen muß im Rahmen des gegliederten Berechtigungswesens Anerkennung finden. 

52. Die Schule kann auf Leistung genauso wenig verzichten wie unsere Gesellschaft. 
Bildungseinrichtungen haben auch die Aufgabe, den jungen Menschen an die Lei­
stungsanforderungen, die im späteren Leben an ihn gestellt werden, schrittweise und al­
tersgemäß heranzuführen. Aber der ökonomisch verengte Leistungsbegriff aus der Be­
rufswelt kann weder auf die Schule noch auf die ganze Gesellschaft übertragen werden. 
Die Leistung muß auch in der Schule ihre soziale Dimension behalten: Leistung nicht 
nur im Wettbewerb, sondern auch in der Solidarität mit anderen. Jede Begabung ist für 
die Entwicklung der Einzelperson wichtig, sie ist aber zugleich auch eine Verpflichtung 
für die Gemeinschaft. Wer den Leistungsgedanken in Bildung und Ausbildung durch 
grundsätzliche Leistungsfeindlichkeit oder durch Nivellierung untergräbt, zerstört die 
Voraussetzungen der sozialen Sicherheit. Besonderer Förderung bedürfen Kinder und 
Jugendliche mit Lern- und Verhaltensproblemen. Die Schule muß den unterschiedlichen 
Begabungen im theoretischen und praktischen Können mehr gerecht werden. Bei der 
Integration behinderter l\/lenschen kommt der Schule eine entscheidende Rolle zu. Kör­
perbehinderte und nach fvlöglichkeit auch lernbehinderte Kinder sollten gemeinsam mit 
Nichtbehinderten erzogen werden. So werden sie fähig auch später als Erwachsene mit­
einander zu leben, Vorurteile abzubauen. Behinderte aus der Isolation herauszuholen. 
Behinderte haben Anspruch auf Förderung; auch sie sind zur Leistung fähig. 
Bereitschaft zur Leistung setzt voraus, daß überzeugende und gerechte Leistungsmaß­
stäbe angewandt werden. Die CDU setzt sich daher für eine grundlegende Reform des 
Zulassungsverfahrens zum Hochschulstudium ein, um einer Pervertierung der Lei­
stungsmessung zu begegnen und die negativen Rückwirkungen auf die Schule 
abzubauen. 

53. Die Leistung unseres Bildungswesens muß internationalen Vergleichsmaßstäben 
gerecht werden. Ein internationales Bildungsgefälle zu Lasten der Bundesrepublik 
Deutschland muß im Interesse der Lebenschancen der jungen Generation verhindert 
werden. Die CDU setzt sich daher für die Förderung von Hochbegabten ein, aus welchen 
gesellschaftlichen Schichten auch immer sie kommen. Unser Land braucht sie in allen 
Bereichen kultureller, wirtschaftlicher und sozialer Tätigkeit, den Forscher ebenso wie 
den qualifizierten Facharbeiter. Die knapper werdenden öffentlichen M'\\\e\ sind bevor­
zugt dort einzusetzen, wo die Empfänger nach Leistungsfähigkeit und Leistungswillen 
einen solchen Einsatz gerechtfertigt erscheinen lassen. Eine so verstandene Heranbil­
dung von Eliten muß als eine Aufgabe des gesamten Bildungssystems begriffen 
werden. 

54. Den Eltern kommt ein umfassendes Erziehungsrecht als Grundrecht zu. Der Staat 
hat auch in Schule und Unterricht die Aufgabe, das elterliche Erziehungsrecht zu schüt­
zen. Die Schule darf nicht länger eine Veranstaltung allein zwischen Lehrern und Schü­
lern sein. Bildungspolitik und Schulalltag müssen mit den Eltern, sie dürfen nicht gegen 
sie gestaltet werden. Fragen des Unterrichtsinhalts, der Auswahl der Schulbücher und 
der Behandlung zeitgeschichtlicher, politischer und kultureller Themen müssen ebenso 
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wie das gesamte Schulleben von den Eltern mitgeprägt werden können. Insbesondere 
haben die Eltern das Recht, sich zwischen unterschiedlichen Bildungswegen, die im An­
schluß an die Grundschule gewählt werden können, frei zu entscheiden. 

Oll. [̂ ©Ihir l̂ ®inisclhillllctiik@{l(i iini deir iclhiiuill® 

SS. Mehr Menschlichkeit in der Schule setzt voraus, daß die Schule überschaubar 
bleibt. Deshalb fordert die CDU, daß wohnortnahe Schulstandorte, die das Zusammen­
gehörigkeitsgefühl der Schüler stärken und ihnen unzumutbar lange Schulwege erspa­
ren, auch bei zurückgehenden Schülerzahlen erhalten bleiben. Auch in Zeiten knapper 
Kassen darf dies nicht aus finanziellen Gründen scheitern. Die überschaubare Schule 
mit kleinen Klassen trägt wesentlich dazu bei, den personalen Bezug zwischen Lehrern 
und Schülern, auf den es für den Erfolg der Erziehung entscheidend ankommt, zu stär­
ken. Der übertriebene Wechsel von Lehrern, Mitschülern und Unterrichtsräumen verhin­
dert personelle, sachliche und räumliche Bindungen. Deshalb sollen das Klassenlehrer­
prinzip verstärkt, mehr Unterricht in der Stammklasse angestrebt, große Schulen unter­
gliedert werden. 

SS. Die CDU setzt sich für die Verkürzung der überlangen Ausbildungszeiten ein. Eine 
vernünftige Relation zwischen Schuldauer und Lerninhalten sollte das bildungspoli­
tische Ziel sein. Auf dieser Grundlage strebt die CDU bis zum Ende der 80er Jahre die 
Verkürzung der gymnasialen Schulzeit auf zwölf Jahre an. Probleme des Arbeitsmarktes 
können nicht durch eine Verlängerung der Schul- und Ausbildungszeiten gelöst werden. 
Die CDU sieht das Gymnasium als pädagogische Einheit an und lehnt eine Abtrennung 
der Jahrgangsstufen 5 und 6 sowie der Oberstufe ab. Ein Ziel der Studienreform muß es 
sein, die Studienzeiten zu verkürzen. Ein zehntes Pflichtschuljahr in der Hauptschule 
lehnt die CDU ab. Eine stärkere Differenzierung und Flexibilität der Dauer der berufli­
chen Erstausbildung, etwa durch vermehrte Möglichkeiten der vorgezogenen Abschluß­
prüfungen oder durch Phaseneinteilungen mit Teilabschlüssen würden ebenso der ge­
nerellen Straffung der Erstausbildung dienen wie der Verbesserung der individuellen 
Erfolgschancen. 

S7. Das Lernziel der Schule, die Sprache im Unterricht und der Inhalt der Schulbücher 
müssen von falschem wissenschaftlichem Ehrgeiz befreit werden. Die allgemeinbilden­
den Schulen müssen sich wieder auf ihren eigentlichen Bildungsauftrag besinnen: eine 
möglichst breite Basis an Allgemeinbildung zu vermitteln. Frühzeitige Einengung und 
Spezialisierung sind zu vermelden. Es kann nicht bei einer Entwicklung bleiben, daß 
Schüler immer mehr lernen müssen und dennoch immer weniger wissen. Am Anfang 
des schulischen Lernens muß wieder die sichere Beherrschung der Grundfertigkeiten 
Lesen, Schreiben und Rechnen stehen. Darauf aufbauend soll die Schule in den einzel­
nen Fächern ein solides Grundwissen vermitteln sowie die allgemeine Sprach-, Denk-
und Lernfähigkeit fördern. Schullaufbahn und Ausbildungserfolg dürfen nicht länger ab­
hängig sein von familiären oder anderen außerschulischen Leistungen und Hilfen. Allge­
meinbildung bedeutet die Entfaltung aller menschlichen Fähigkeiten. Unterricht muß 
sowohl das rationale als auch das emotionale, soziale und leibliche Wesen des Men­
schen berücksichtigen. Die Schule soll den Schüler zur praktischen Lebens- und Pro­
blembewältigung befähigen. Eine lebensvorbereitende Schule muß auch offen gegen­
über der Arbeitswelt sein, so daß die persönliche Einstellung des Schülers zur Arbelt an 
der Realität orientiert ist. 
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Die Vermehrung des Wissens, der schnelle Wandel unserer Zeit und die verstärkt not­
wendige Mobilität erfordern eine Erziehung zu lebenslangem Lernen. Die Schule muß 
sowohl die Notwendigkeit hierzu verdeutlichen als auch die iVIotivation vermitteln. 

58. Die CDU tritt für eine verstärkte Förderung der staatlich anerkannten Privatschulen 
und gleichwertige Schulen in freier Trägerschaft ein. Auch in Zeiten knapper Kassen 
muß den Privatschulen möglich sein, Ihre Arbeit auf dem anerkannt hohen Niveau fortzu­
setzen. Es kann der Qualität der öffentlichen Schulen nur zugute kommen, wenn sie im 
Wettbewerb mit attraktiven Schulen in privater und freier Trägerschaft stehen. Auch im 
Hochschulbereich kann größere Vielfalt durch Universitäten in freier Trägerschaft ent­
stehen. Die Kultusminister der unionsregierten Länder werden aufgefordert, Modellvor­
schläge zu entwickeln. Diese können sich auch auf Teilbereiche der Hochschule be­
schränken, wie z.B. auf postgraduierte Studiengänge. 

5S. Der CDU ist die Verbesserung der Ausbildungschancen für die Kinder ausländi­
scher Mitbürger ein besonderes Anliegen. Die Schule muß dem ausländischen Schüler 
die Möglichkeit geben, insbesondere durch intensiven Unterricht in der deutschen 
Sprache, an den Bildungsangeboten in Deutschland in vollem Umfang teilzunehmen. 
Die Schulorganisation muß so angelegt sein, daß die deutschen Schüler nicht in ihren 
Bildungsmöglichkeiten durch einen übergroßen Ausländeranteil^mit mangelhaften 
Kenntnissen der deutschen Sprache behindert werden. 

DDO. Büidiumgi uM ^uzbMun^ duirch IiDidlllvIlduollll® Föirderami© 

SO. Die Hauptschule soll ihren geachteten Platz im Bildungswesen wieder zurückge­
winnen, indem sie in ihrer spezifischen Aufgabe als weiterführende Schule in das beru­
fliche Bildungswesen begriffen und danach gestaltet wird. Die CDU wird deshalb dafür 
sorgen, daß die Hauptschule wieder eigene Vorzüge erhält zum Beispiel: 

- kleine Klassen, überschaubare Schulen, 

- fahniliennaher Schulort, 

- besonders qualifizierte und ortsverbundene Lehrer, 

- ein auf die individuelle Begabung zugeschnittenes und sie förderndes 
Bildungsangebot, 

- kürzere, nicht über neun Jahre hinausgehende Regelschulzeit, 

- enge Berufsbezogenheit durch ein breites Angebot von berufsnahen Arbeitsge­
meinschaften und durch eine Intensivierung der Zusammenarbeit mit der berufs­
bildenden Schule, 

- günstigere Regelung der Zugangsvoraussetzungen zu bestimmten Berufen. Die 
CDU setzt sich dafür ein, daß alle Ausbildungsgänge, für die ohne ausreichende 
Begründung ein mittlerer Bildungsabschluß oder das Abitur als Eingangsvoraus­
setzung gefordert werden, wieder für Hauptschulabgänger geöffnet werden. 
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811. Das duale System, d.h. die praxisnahe Kombination von betrieblicher Ausbildung 
und Berufsschule, ist auch im Blick auf sinkende Nachwuchszahlen zu erhalten und 
qualitativ v\/eiter auszubauen. Die Rahmenlehrpläne der Berufsschulen sind besser mit 
den Ausbildungsordnungen abzustimmen, um eine «wirklich duale Ausbildung zu si­
chern. Das Berufsgrundbildungjahr in Schule und Betrieb (sog. "kooperatives Grundbil­
dungsjahr") ist dem schulischen Berufsgrundbildungsjahr dort vorzuziehen, vi/o die orga­
nisatorischen und pädagogischen Voraussetzungen dafür vorliegen.Das Berufsgrund­
bildungsjahr ist kein Schul- ,sondern ein Lehrjahr. Der Unterricht der Berufsschule soll je 
nach den Gegebenheiten in Blockform oder in Teilzeitform möglich sein. Die verschie­
denen beruflichen Vollzeitschulen sind in quantitativer und qualitativer Abstimmung mit 
dem "dualen System' den modernen beruflichen und pädagogischen Anforderungen 
immer v îeder anzupassen. Der Fortbildung der Berufsschullehrer kommt v̂ êgen ihrer 
Nähe zur beruflichen Praxis besondere Bedeutung zu. Benachteiligte Jugendliche 
müssen besonders intensiv gefördert werden. 

Die berufliche Weiterbildung gewinnt im Zuge fortschreitender technologischer und ge­
sellschaftlicher Entwicklung zunehmend an Bedeutung. Sie muß deshalb den Aufstieg 
in einen Beruf, die Anpassung in einem Berufsfeld, das Training einmal erworbener 
Kenntnisse und Fertigkeiten, wie auch die Umschulung in andere Berufsbereiche ge­
währleisten. Durch gezielte Bildungswerbung und die Förderung der Erwachsenenbil­
dung sind diese Ziele zu unterstützen. In besonderem Maße sind Frauen, die ihre Er­
werbstätigkeit wegen familiärer Verpflichtungen unterbrechen, Hilfen für eine qualifi­
zierte V\/eiterbildung anzubieten. 

®2. In der Oberstufe des Gymnasiums sind erhebliche Korrekturen notwendig, um er­
kennbare Mängel zu beheben. Dazu gehört eine überschaubare Organisation, Ver­
gleichbarkeit und Eindeutigkeit bei den Leistungsanforderungen, eine Vereinfachung 
des Notensystems und eine spürbare Verringerung des Verwaltungsaufwandes. V\/ir for­
dern eine stärkere Berücksichtigung der Kernfächer bei der Wahl der Leistungskurse. 
Voraussetzung für die allgemeine Hochschulreife ist eine breite Grundbildung. Deshalb 
müssen bei der Weiterentwicklung der Oberstufe die Grundkurse stärker gewichtet 
werden, um eine zu frühe und einseitige Spezialisierung zu vermeiden. 

Die CDU tritt dafür ein, daß im Pflichtkanon der Oberstufe des Gymnasiums die Fächer 
Deutsch, mindestens eine Fremdsprache, Mathematik und ein naturwissenschaftliches 
Fach, sowie Geschichte bis zum Abitur geführt werden müssen. Dabei ist zugleich dem 
Prinzip der Wahlfreiheit für Oberstufenschüler angemessen Rechnung zu tragen. 

33. Die notwendige Abstimmung zwischen Bildungs- und Beschäftigungswesen muß 
verbessert werden, darf aber weder durch individuelle Zuordnung des einzelnen zu be­
stimmten Berufen noch durch planwirtschaftliche Steuerung der Ausbildungsangebote 
erfolgen. Auch ein bedarfsorientierter Ausbau des Bildungswesens darf nicht als Garan­
tie für einen gesicherten und den individuellen Erwartungen entsprechenden Arbeits­
platz mißverstanden werden. Aufgabe des Staates ist es allerdings, die Berufsentschei­
dung durch Information und Beratung über die möglichen Berufe und ihre Berufsaus­
sichten zu erleichtern. Die allgemeinbildenden Schulen müssen eine gründliche Berufs­
vorbereitung durch eine stärkere Berücksichtigung der Arbeitswelt in den Lehrplänen 
bieten. Dabei ist verstärkt darauf zu achten, daß Mädchen und Jungen nicht einseitig 
auf traditionelle, angeblich geschlechtsspezifische Berufe hin beraten werden. 
Im Studium müssen Formen einer extremen beruflichen Spezialisierung abgebaut 
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werden. Abiturienten nnüssen vermehrt auf Alternativen zum Studium, vor allem im beru­
flichen Bildungssystem hingewiesen werden. Die berufsqualifizierenden Abschlüsse 
müssen allgemein anerkannt werden. Die CDU setzt sich dafür ein, die Zugangsvoraus­
setzungen im staatlichen Laufbahnwesen unabhängiger vom Niveau bestimmter Bild­
ungsabschlüsse zu gestalten. Es muß sichergestellt werden, daß in Bildung und Beruf 
die Leistung über Aufstiegs- und Einkommenschancen entscheidet. 

IV. LeDirerbildung 

84. Die CDU tritt dafür ein, daß in der Lehrerbildung die pädagogischen Fähigkeiten 
wieder wesentlich stärker gefördert werden als bisher. Der Lehrerberuf bedarf einer be­
sonders ausgeprägten inneren Beziehung des Lehrers zu seiner Aufgabe. In der Ausbil­
dung der Lehrer muß auch die Vermittlung eines pädagogischen Berufsethos wieder 
stärker Beachtung finden. 

Die Lehrerausbildung muß so gestaltet sein, daß sie dem gegliederten Schulwesen ent­
spricht. Die unterschiedlichen Aufgaben der Lehrer erfordern eine unterschiedliche Vor­
bereitung auf ihre Berufspraxis. Um eine verbesserte Ausbildung der Lehrer für die schu­
lische Praxis zu erreichen, fordert die CDU die Einrichtung von Praxisphasen für alle 
Lehramtsstudiengänge. Nur der Lehramtsstudent, der die Praxis kennengelernt hat, 
weiß, welche Anforderungen an ihn gestellt werden und richtet sein Studium danach 
aus. 

65. Die CDU fordert von allen Lehrern die Bereitschaft, unsere Verfassung und den poli­
tischen Grundkonsens unserer Gesellschaft zur Grundlage der Erziehung in der Schule 
zu machen und der jungen Generation Sympathie und eine positive Haltung zu unserer 
staatlichen und vom Grundgesetz gewollten Gesellschaftsordnung zu vermitteln. 

Q6. Lehrer sind bei der Erfüllung ihrer Aufgaben gleichermaßen den Eltern wie der staat­
lichen Gemeinschaft verantwortlich. Die CDU setzt sich dafür ein, daß qualifizierte 
Lehrer den notwendigen pädagogischen Freiraum zur Erfüllung ihrer erzieherischen 
Aufgaben haben. Lehrpläne sollen auf das Wesentliche reduziert werden, damit eine le­
bendige Weiterentwicklung der Unterrichtspraxis ermöglicht wird und die einzelnen 
Schulen wie auch ihre Lehrer in der Lage sind, eigene Akzente zu setzen und flexibel auf 
die individuelle Unterrichtssituation einzugehen. 

V. Mochschute 

67. In der Hochschul- und Wissenschaftspolitik müssen wieder deutliche Prioritätsent­
scheidungen zugunsten einer höheren Qualität von Wissenschaft, Lehre und Forschung 
geschaffen werden. Die gegenwärtige Überlastung der Hochschulen mit sehr vielen 
Studenten auf knappen Studienplätzen darf wegen der damit verbundenen Auswirkun­
gen auf die Qualität von Lehre, Studium und Forschung nicht zu einem Dauerzustand 
werden. 

88. Eine kontinuierliche und behutsame Weiterentwicklung der Studieninhalte durch 
die Studienreform gehört zu den wichtigsten Aufgaben der Hochschulen. Dabei ist das 
fachübergreifende Grundlagenwissen zu sichern, entbehrlicher Stoff zu streichen und 
das Studium nicht nur an wissenschaftlichen Anforderungen, sondern auch den Bedürf-
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nissen der Praxis auszurichten. Das Studium muß dem jungen Menschen sowohl zur 
Ausbildung als auch zur Entwicklung seiner Persönlichkeit dienen. Deshalb Ist es wich­
tig, daß dem Studenten genügend Freiraum zu eigenverantwortlichem Handeln in der 
Hochschule zur Verfügung steht. Dazu müssen auch die Organe der verfaßten Studen­
tenschaften dienen.Wir wollen qualifizierte Akademiker, die über ihre fachliche Bildung 
hinaus in der Lage und bereit sind, Verantwortung in Staat und Gesellschaft zu tragen. 

©©. Für viele Familien bedeutet das Studium ihrer Kinder eine hohe finanzielle Belas­
tung. Deshalb setzt sich die CDU für eine gerechte Unterstützung von Studenten aus El­
ternhäusern mit geringem Einkommen nach dem Bundesausbildungsförderungsgesetz 
(BAföG) ein. Die CDU hält es allerdings für dringend geboten, eine Alternative zur derzei­
tigen Ausbildungsförderung zu entwickeln, damit die knappen Mittel sinnvoll eingesetzt 
werden können. 

70. Staat und Gesellschaft sind heute mehr als je zuvor auf die Forschung angewiesen. 
Der wirtschaftliche und soziale Fortschritt eines Landes hängt ebenso wie seine interna­
tionale Konkurrenzfähigkeit entscheidend von dem Beitrag ab, den es zum 
wissenschaftlich-technischen Fortschritt zu leisten vermag. Wichtigstes Ziel der Hoch­
schulpolitik muß es daher in Zukunft sein, die Leistungsfähigkeit der Hochschulfor­
schung zu sichern und zu stärken. Dazu gehört auch eine nachhaltige Förderung der 
Spitzenforschung, die es qualifizierten Wissenschaftlern ermöglicht, für einen begrenz­
ten Zeitraum eine zusätzliche Austattung für bestimmte Forschungsvorhaben zur Verfü­
gung gestellt zu bekommen. Außerdem ist zu prüfen, unter welchen Voraussetzungen 
und in welchem Umfang Lehrverpflichtungen von Wissenschaftlern zugunsten ihrer For­
schungsarbeit vermindert werden können. Dem Technologietransfer von Hochschulen 
in die Wirtschaft kommt besondere Bedeutung zu. Deshalb muß bei anwendungsbezo-
gener Forschung die rasche Vermittlung der Erkenntnisse in die Industrie gesichert 
sein. Zu den wesentlichen Voraussetzungen zur Steigerung des Standards an den 
Hochschulen gehört eine intensive Förderung des qualifizierten wissenschaftlichen 
Nachwuchses. 

Stoa moiraoefiillllete umä jJläQiroetiiaMläairQ ©nämiumg Im iteaft umdl ©©ssllloeteffs 

711. Der demokratische Rechts- und Sozialstaat hat den Menschen Schutz der Grund­
rechte, Achtung der Menschenwürde und soziale Sicherheit gebracht. Die rechtsstaat­
liche Ordnung und die Sicherung vor den Grundrisiken des Lebens wie Alter, Krankheit, 
Unfall oder Arbeitslosigkeit waren wesentliche Voraussetzung für die Verwirklichung 
der individuellen Freiheit des Menschen. 

Heute stellt sich die politische Aufgabe anders. Heute greift der Staat immer mehr in alle 
Lebensbereiche seiner Bürger regelnd ein. Persönliche Verantwortung wird immer 
mehr zurückgedrängt. Die ständig steigende Bürokratisierung erzeugt zunehmend Unsi­
cherheit, Unzufriedenheit und Angst. Der Staat darf seinen Ehrgeiz nicht darin sehen, 
den Bürger zu bevormunden, sondern er muß ihm mehr vertrauen. Um diese Fehlentwic­
klung zu stoppen, bedarf es einer Neuorientierung in Staat und Gesellschaft. Dazu 
gehört aber auch eine Wiederbelebung menschlicher Tugenden. Das Selbstvertrauen 
in die eigene Kraft muß wieder hergestellt Gemeinsinn wieder entwickelt werden. Der 
Einforderung von Rechten gegenüber dem Staat muß eine Bereitschaft zur Erfüllung 
von Pflichten durch den einzelnen entsprechen. 
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Gleichzeitig bedarf es einer Erneuerung der Wertorientierung. Die rücksiclitslose Erobe­
rung des Neuen ist nicht das Leitbild der Gesellschaft, die wir wollen. Vielmehr kommt 
es darauf an, die Umwelt zu schützen, auf Raubbau der Energie- und Rohstoffquellen 
zu verzichten und den Kindern eine Zukunft zu hinterlassen, die lebenswert ist und 
ihnen eigene Gestaltungsmöglichkeiten erhält. 

Von entscheidender Bedeutung ist die Glaubwürdigkeit der gesellschaftlichen und poli­
tischen Institutionen. Sie dürfen nicht mehr versprechen als sie erfüllen können, und sie 
dürfen sich nicht anders darstellen, als sie tatsächlich sind. Nur wenn Anspruch und 
Realität annäherungsweise zur Deckung kommen, wirken Institutionen glaubwürdig, 
schaffen Vertrauen und ermöglichen Orientierung. Dies gilt besonders für die Politik. 

D. Pw ein® @(9s®llsclhisift mit misiniseDiillchsinri @®sllcM 

72. Die Verwirklichung der Freiheit bedarf der eigenverantwortlichen Lebensgestaltung 
nach dem Prinzip der Subsidiarität. 

Deshalb muß der Staat auf die Übernahme von Aufgaben verzichten, die der einzelne 
oder jeweils kleinere Gemeinschaften erfüllen können. Was der Bürger allein, in der Fa­
milie und im freiwilligen Zusammenwirken mit anderen ebensogut leisten kann, soll ihm 
vorbehalten bleiben. 

Dort, wo der Bürger und kleine Gemeinschaften eigene Aufgaben aus eigener Kraft 
nicht mehr bewältigen können, müssen große Gemeinschaften und Staat Hilfe zur 
Selbsthilfe leisten, um eine Nichterfüllung dieser Aufgaben oder ihre Übernahme durch 
öffentliche Einrichtungen zu verhindern. 

73. Wir brauchen eine überschaubare und menschliche Gestaltung des persönlichen 
Lebensraumes. Gerade well gesellschaftliche und staatliche Großstrukturen, wie sie 
zum Beispiel durch bestimmte Verwaltungsreformen entstanden sind, nicht rasch und 
beliebig wieder zu ändern sind, muß dort, wo die Menschen wohnen und arbeiten Stabili­
tät, Übersichtlichkeit, Vertrautheit und mitverantwortliches Handeln ermöglicht werden. 
Wir wollen keine Gesellschaft, in der sich entwurzelte Menschen mit Mißtrauen und 
Neid begegnen. Wir wehren uns gegen eine Gesellschaft, in der Kinder ihren Eltern ent­
fremdet und in Schulfabriken durchgeschleust werden. Wir wollen keine Mammutkran­
kenhäuser, in denen Kranke nur noch als Behandlungsnummer registriert werden. Wir 
wollen menschliche und familiengerechte Wohnungen und keine menschenfeindlichen 
Wohnsilos. 

Ein Staat der den Menschen die schöpferische Freiheit einengt und die private Initiative 
nimmt, ist nicht der Staat unseres Grundgesetzes. 

74. Wir treten ein für das vorrangige Erziehungsrecht der Eltern. Unser Leitbild ist die 
partnerschaftliche Familie, in der Menschen Wärme, Geborgenheit und Liebe erfahren 
und Selbstentfaltungsmöglichkeiten finden. Hier ist auch der Ort, an dem Kinder früh die 
Grundtugenden menschlichen Zusammenlebens in einer Atmosphäre des Vertrauens 
erwerben. 

Die Fähigkeit, Leben partnerschaftlich zu gestalten, Konflikte durchzustehen und ge­
meinsam zu überwinden, wirkt über die Familie hinaus und wird zum Angelpunkt für die 
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menschenwürdigere Organisation unseres Arbeitslebens sowie aller übrigen 
Lebensbereiche. 

Die CDU hält es für falsch, daß junge Menschen sich von der Welt der Erwachsenen ab­
kapseln und in Gettogruppen flüchten. Daraus erwachsen gesellschaftliche Wider­
sprüche, Einseitigkeiten und Spannungen. Erfahrungen zwischen den Generationen 
können nicht mehr ausgetauscht werden. Die CDU will daher eine jugendorientierte Ge­
sellschaftspolitik, die das Zusammenleben der Generationen bewußt fördert. Unsere 
Gesellschaft ist angewiesen auf die Lebenserfahrungen der Älteren und die kritische 
Phantasie der Jungen. 

75. Die Lebensverhältnisse unserer technisch-industriellen Welt sind auf den gesunden 
und leistungsfähigen Menschen abgestellt Unsere Sorge gilt aber auch den Menschen, 
deren Leistungsfähigkeit aus unterschiedlichen Gründen eingeschränkt ist 

Dies sind die Kinder, denen nur geringer Spielraum bleibt in die Welt der Erwachsenen 
langsam hineinzuwachsen; dies sind aber auch ältere oder behinderte Menschen, die 
immer wieder Gefahr laufen, wegen der für sie unüberwindlichen Schwierigkeiten einer 
technischen Welt aus der Gemeinschaft abgedrängt zu werden. 

Es ist die moralische Verpflichtung der Leistungsfähigen, durch ihr Verhalten den Be­
nachteiligten eine Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft zu gewährleisten. 

78. Wir wollen überschaubare Gemeinden, in denen die Menschen als Bürger mitwir­
ken können und die Chance haben, soziale, sportliche, kulturelle Einrichtungen in eige­
ner Trägerschaft zu führen. 

77. Wir wollen eine Stärkung des Föderalismus nicht nur im Verhältnis der Länder zum 
Bund, sondern auch im Verhältnis der Gemeinden zu den Ländern. Wir fordern eine 
Überprüfung der Gemeinschaftsaufgaben und die Abschaffung der Mischfinanzierung. 

78. Wir wollen eine wirtschaftliche Ordnung mit möglichst vielen kleinen und mittleren 
Betrieben, die gewährleistet daß die Menschen dort, wo sie wohnen, auch arbeiten und 
dort wo sie arbeiten, auch eine Wohnung finden können. Die Vermenschlichung der Ar­
beitsbedingungen ist eines der wichtigsten Ziele. Die Arbeit hat nicht allein den Sinn, 
den Lebensunterhalt zu ermöglichen, sie soll den Menschen auch die Möglichkeit zur 
Selbstverwirklichung geben. 

7S. Erwerbsarbeit ist nicht alles. Gefragt sind auch Tätigkeiten, die mehr dem täglichen 
Leben verbunden sind. Eigenarbeit Hausarbeit private soziale Arbeit innerhalb und au­
ßerhalb der Familie sind keine Nebentätigkeiten. 

80. Wir fordern eine verständliche Sprache des Staates. Die Politiker und die Beamten 
sollen ihre Aufgabe in dem Bewußtsein erfüllen, daß sie Diener des Staates und seiner 
Bürger sind. Die Gesetze des Staates werden im Interesse der Bürger gemacht Dies 
muß den Verwaltungen und Behörden bei der Anwendung und Auslegung der Gesetze 
bewußt sein. 

8 1 . Unser Ziel einer gesellschaftlichen Ordnung ist die Entfaltung des Menschen als 
personales und soziales Wesen, der Vorrang freier Träger vor staatlicher Organisation, 
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Dezentralisation statt Zentralismus, Wettbewerb statt staatlichem Dirigismus, Selbstver­
waltung statt Bürokratie. 

ID. K8it der Jugend für eine lebenswerte Zukunft eintreten 

82. Jugend braucht Verantwortung statt Bevormundung. Junge Menschen müssen 
früher und stärker als bisher vor die Notwendigkeit gestellt werden, für sich und andere 
Verantwortung zu tragen. Dem Recht auf Selbst- und Mitbestimmung entspricht die 
Pflicht, ein größeres Maß an Belastungen und Zwängen auszuhalten und zu tragen. Ver­
antwortung bedeutet nicht nur, auf eigenen Füßen zu stehen und unabhängig zu sein, 
sondern auch für die Folgen und Konsequenzen der eigenen Entscheidung und des ei­
genen Tuns einzustehen. 

83. Moderne Industriegesellschaften machen es jungen Menschen nicht leicht, sich in 
ihnen zu entfalten und ihren Weg zu finden. Daher kommt der umfassenden Förderung 
differenzierter und wirksamer Angebote der Jugendarbeit - der offenen Jugendarbeit, 
der Arbeit der Jugendverbände, der außerschulischen Bildungsarbeit und der freien Ju­
gendinitiativen und -gemeinschaften - eine besondere Bedeutung zu. Dieser Bedeutung 
muß auch in Zeiten knapper Ressourcen angemessen Rechnung getragen werden. För­
derung von Initiativen und Aktivitäten heißt jedoch nicht allein materielle Anreize 
schaffen. 

84. Das Engagement freier Träger kann den Bedürfnissen der Jugendhilfe besser ge­
recht werden als staatliche Maßnahmen und ist darüber hinaus in aller Regel kosten­
günstiger. Die CDU setzt sich daher mit Nachdruck für die verstärkte Förderung der 
freien Träger und Vereine zur Sicherung eines pluralen Angebotes in der kommunalen 
Jugendarbeit ein. Dabei soll der Tatsache Rechnung getragen werden, daß sich das 
Leben junger Menschen nicht nur in anerkannten Jugendgemeinschaften und Jugend­
verbänden vollzieht. Auch den neu entwickelten Gesellungsformen junger Menschen ist 
in der staatlichen Förderung Rechnung zu tragen. Soziales und politisches Engagement 
sind dabei gleichgewichtig zu sehen. Bei der Aufstellung kommunaler Jugendpläne 
muß den Jugendlichen sowie den freien Trägern der Jugendarbeit eine rechtzeitige und 
umfassende Beteiligung ermöglicht werden. 

85. Die offensichtlich stärker gewordene Gefährdung der Jugend durch Alkohol und 
Drogenmißbrauch, Verwahrlosung und durch andere zur Kriminalität führende Einflüsse 
weisen der Jugendarbeit auch prophylaktische und kompensatorische Aufgabenstell­
ungen zu. Die CDU anerkennt nachdrücklich den Wert dieser jugendpflegerischen 
Arbeit. Sie sieht darin zugleich die Verpflichtung, diese Leistungen der Träger mit allen 
Jugend-, familien-, sozial- und rechtspolitischen Mitteln zu unterstützen. 

86. Gerade in seinen lokalen Lebensbezügen wird der Jugendliche mit einer Vielfalt un­
mittelbar erlebter Probleme konfrontiert. Hier erfährt er, daß er von den Auswirkungen 
politischer Entscheidungen direkt betroffen sein kann. Der Jugendliche kann die Mö­
glichkeiten und Grenzen politischer Aktivität und Einflußnahme erfahren. Er kann erle­
ben, daß die Verhältnisse nicht versteinert sein müssen, daß vielmehr Veränderungen 
möglich sind und Engagement sich lohnt. Gerade die Kommunalpolitik kann daher ein 
wichtiges Erfahrungsfeld demokratischer Praxis sein. Wenn Jugendliche ausreichend 
Gelegenheit erhalten, sich am Prozeß demokratischer Meinungsbildung und 
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Meinungsfindung zu beteiligen, dann hat kommunale Jugendpolitik auch das Ziel er­
reicht, die Bereitschaft zum Engagement im demokratischen Staat zu fördern. 

®7. In einer Gesellschaft die über immer mehr Freizeit verfügt, werden auch Angebote 
sinnvoller Betätigung und Gestaltung wichtiger. Jugendarbeit vollzieht sich zwar weitge­
hend in der Freizeit junger Menschen, will aber mehr sein als Freizeitgestaltung. Sie Ist 
ein eigenständiger Bereich neben der Erziehung und Bildung in Familie, Schule und 
Beruf zur Erfüllung des Rechts des jungen Menschen auf Entfaltung und Entwicklung 
seiner Person. 

Föiir oto® ^i®iä®\!b®tobwm^ iiTD®nselhillllcto[r, sazEsilloir wmd läiüirs)®[rllI@lh®D' 

S®. Eine solche Gesellschaft kann allerdings nur Bestand haben, wenn die Menschen 
eine solche Gesellschaftsordnung durch gelebte Tugenden unterstützen. Gemeinsinn 
muß sich paaren mit Eigenverantwortung und Hilfsbereitschaft, Selbständigkeit mit To­
leranz, Zivilcourage mit Rücksichtnahme auf den anderen, Führungskraft mit Pflichtbe­
wußtsein, unternehmerische Initiative mit Partnerschaft im Betrieb, Leistungsbereit­
schaft mit sozialer Verantwortung für den Schwächeren. 

©©. Wir stehen an einem Scheideweg. Entweder wir gehen in eine perfekt venwaltete 
aber kalte und deshalb unmenschliche Einheitsgesellschaft, oder wir gehen in eine Ge­
sellschaft, die weiß, daß zur wahren Freiheit Menschlichkeit, Vertrauen und Geborgen­
heit gehören. Wir fordern die jungen Menschen auf, mit uns am Aufbau einer freiheitli­
chen und menschlichen Gesellschaft mitzuarbeiten. Wer aussteigt, vergibt sich dieser 
Chance und verhält sich unsolidarisch. 

@0. Eine Gesellschaft, die auf den Prinzipien der Solidarität und Subsidiarität aufbaut, 
braucht Bürger, die bereit sind, sich diesem Anspruch zu stellen. Wir wollen dazu die Mö­
glichkeiten schaffen. Wir sind davon überzeugt, daß jede Generation bereit ist, ihren Bei­
trag zu einer besseren Welt zu leisten. 
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Erginsende Beschlüsse des Bundesparteltages zum Leitantrag 

1) Die auf dem 29. Bundesparteitag beschlossene Zukunftskommission wird beauftragt 
in Zusammenarbeit mit dem Bundesfachausschuß Jugendpolitik ein Jugendpolitisches 
Programm zu erarbeiten. Dieses sollte eine Fortschreibung des Beschlusses des Bun­
desausschusses vom 12.6.1978 'Programm zur Sicherung der Zukunftschancen der 
Jugend" beinhalten. Der Bundesausschuß soll im Jahre 1982 über dieses Programm 
Beschluß fassen. 

2) Der Bundesvorstand wird beauftragt, spätestens bis 1983 konkrete Lösungen zu erar­
beiten, die dem Generationenvertrag als Drei-Generationen vertrag gerecht werden. 

3) Der Bundesvorstand wird beauftragt, bis zum Herbst 1982 konkrete Vorstellungen 
zur Reform des Zulassungsverfahrens zum Hochschulstudium zu erarbeiten. 
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Beschlüsse zur Änderung des Statuts und der Geschäftsordnung 

Beschluß Nr.F1: 
Die Geschäftsordnung der CDU für Bundesparteitage wird in oe 5 (Antragsfristen und 
Antragsversand) um folgenden Absatz 3 erweitert: 

Abs. 3 
"Anträge des Bundesvorstandes sollen in der Regel den CDU-Landes- und Kreisverbän­
den sowie den Vereinigungen auf Bundesebene sechs Wochen vor Beginn des Bunde­
sparteitages zugesandt werden." 

Beschluß Nr. F 2: ,̂  
Paragraph 33 Absatz 1 Ziffer 2 des Statuts der CDU erhält folgende neue Fassung: 

"Dem Bundeskanzler, dem Präsidenten oder Vizepräsidenten des Deutschen Bundes­
tages und dem Vorsitzenden der CDU/CSU-Fraktion des Deutschen Bundestages 
sowie dem Präsidenten des Europäischen Parlamentes und dem Vorsitzenden der EVP-
Fraktion des Europäischen Parlamentes, soweit sie der CDU angehören." 

Beschluß Nr. F 3: 
In Paragraph 29 Absatz 2 des Statuts der CDU erhält der letzte Unterabsatz folgende 
neue Fassung: 

"Die unter Ziffern 1 bis 4 genannten Mitglieder des Bundesvorstandes und die Ehrenvor­
sitzenden sowie der Bundeskanzler, der Präsident oder der Vizepräsident des Deut­
schen Bundestages und der Vorsitzende der CDU/CSU-Fraktion des Deutschen 
Bundestages sowie der Präsident des Europäischen Parlamentes und der Vorsitzende 
der EVP-Fraktion des Europäischen Parlamentes, soweit sie der CDU angehören, bilden 
das Präsidium." 

Beschluß Nr. F 4: 
Paragraph 33 Absatz 1 des Statuts der CDU erhält folgende neue Ziffer 3: 

"3. den Vorsitzenden der Landesverbände, soweit nicht dem Bundesvorstand bereits 
Mitglieder aus dem jeweiligen Bundesland nach Ziffern 1 oder 2 angehören" 

Sonstige Beschlüsse 

-Beschluß Nr.G1: 
Der Bundesvorstand wird aufgefordert, Bundesparteitage möglichst so zu terminieren, 
daß arbeitsfreie Tage genutzt werden. 

Beschluß Nr. G 2: 
Der Bundesvorstand wird aufgefordert, mindestens einmal im Jahr die Kreisvorsitzen­
den einzuladen. 

Beschluß Nr. G 3: 
Die Bundesgeschäftsstelle der CDU soll prüfen, ob Mitgliedsausweise künftig in der 
europäischen Ausweis- und ScheckkartengröBe (8,6 x 5,4 cm) ausgegeben werden 
können. 
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Beschluß Nr. G 4: 
Sicherung der gemeinsamen Arbelt der Konrad-Adenauer-Stiftung und der 
Hanns-Seidel-Stiftung: 
Der Parteitag fordert den Bundesvorstand der CDU auf, alle Möglichkeiten zu nutzen, 
die bisher gemeinsam betriebene bundesweite Begabten-Förderung durch die Konrad-
Adenauer- und die Hanns-Seidel-Stiftung auch in Zukunft gemeinsam fortzusetzen. 
Seit Jahrzehnten haben beide Stiftungen die Förderung begabter Studenten mit großem 
Erfolg gemeinsam durchgeführt. Es ist kein Grund für die Aufgabe dieser Zusammenar­
beit ersichtlich. 
Die staatlichen Förderungsmittel, die zukünftig der Hanns-Seidel-Stiftung zufließen 
werden, gehen zu Lasten der Konrad-Adenauer-Stiftung. Als Folge davon kann die 
Konrad-Adenauer-Stiftung nur wesentlich weniger Stipendiaten fördern. Sie muß des­
halb ihr Bildungsprogramm kürzen. Für eine relativ kleine Stipendiatengruppe der 
Hanns-Seidel-Stiftung Ist es weder möglich noch sinnvoll, ein eigenes Seminarpro­
gramm in entsprechender Qualität anzubieten. Durch die Spaltung entstehen überdies 
höhere Venwaltungskosten. Darüber hinaus Ist zu befürchten, daß die zukünftige Konkur­
renzsituation zwischen zwei verschiedenen unionsnahen Stipendiatengruppen eine 
Spaltung der demokratischen Kräfte an unseren Universitäten begünstigen wird. In 
einer Zeit, in der sich SPD und FDP immer weiter voneinander entfernen, ist es unklug, 
eine gemeinsame Einrichtung der Union zu spalten. 
Die CDU lehnt aus sachlichen und politischen Gründen diese Trennung ab. Die CDU for­
dert die Hanns-Seidel-Stiftung auf, den Trennungsbeschluß zu revidieren. 

Beschluß Nr. G 5: 
Die Delegierten des 30. Bundesparteitages beauftragen die Bundesgeschäftsstelle, ge­
eignetes Werbematerial für Jugendliche im Alter von etwa 16 bis 21 Jahren zu erstellen. 

Beschluß Nr. G 9: 
Bundestag, Bundesrat und Bundesregierung werden nachdrücklich aufgefordert, bei 
den weiteren Beschlüssen zur Konsolidierung der öffentlichen Haushalte auch die kom­
munalen Haushatte finanziell zu entlasten. 

Es darf keinen finanzpolitischen Verschiebebahnhof des Bundes zu Lasten der Gemein­
den geben. 

Weitere ausgabewirksame Gesetze zu Lasten der Gemeinden dürfen nicht verabschie­
det werden. 

Die Initiativen des Bundesrates und der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, die zu Entlastun­
gen bei den kommunalen Haushalten führen, werden begrüßt. 

Beschluß Nr. G 11: 
Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion wird aufgefordert, die materielle Sicherung der Fami­
lie bezüglich Kindergeld, Erziehungsgeld und Partnerrente verstärkt zu betreiben und 
ihre Gesetzesinitiativen fortzuführen. 

Die Vorstellung der Christlich Demokratischen Union zur Familienpolitik müssen als be­
sonderer Schwerpunkt in der Öffentlichkeitsarbeit der Partei herausgestellt werden. 
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Beschluß Nr. G l 2: 
Auf dem nächsten Bundesparteitag soll über die Arbeit der Unternehmensrechtskom­
mission berichtet und Vorschläge zum weiteren Verfahren vorgelegt werden. 

Beschluß Nr G l 4: 
Der Bundesvorstand wird aufgefordert, schriftlich zum nächsten Bundesparteitag über 
die praktische Zusammenarbeit mit den befreundeten politischen Kräften lii den euro­
päischen Ländern, in den Europäischen Gemeinschaften, dem Europarat und der West­
europäischen Union zu berichten. 

Beschluß Nr. G19/G 20: 
Die CDU fordert Bundestag und Bundesrat zur Novellierung des Wehrdienstgesetzes 
entsprechend den vom Bundesverfassungsgericht aufgestellten Anforderungen auf: 
Anstelle des bisherigen Anerkennungsverfahrens für Wehrdienstverweigerer soll der Er­
satzdienst so ausgestaltet werden, daß er - entsprechend der Anregung des Bundesver­
fassungsgerichtes - u.a. um 6 Monate länger dauern muß als der Wehrdienst. Vorausset­
zung für diese Regelung ist eine Vermehrung der Ersatzdienstplätze, damit sicherge­
stellt ist, daß jeder Wehrdienstverweigerer seinen Ersatzdienst leistet. 

Beschluß Nr. G 21: 
Der Bundesvorstand der CDU wird beauftragt, 1982 einen familienpolitischen Fachkon­
greß gemeinsam mit den Vereinigungen der CDU vorzubereiten und durchzuführen. 

Beschluß Nr. G 22: 
Der Bundesparteitag fordert alle Mitglieder der Union auf, an der Demonstration am 
Sonntag, dem 22. November 1981, in Bonn teilzunehmen und für die vier Demonstra­
tionsziele - Abzug der Roten Armee aus Afghanistan; Anerkennung des Selbstbestim­
mungsrechts aller Völker, auch für das ganze deutsche Volk; gleichgewichtige und aus­
gewogene Abrüstung in Ost und West; Verwirklichung der KSZE-Schlußakte - durch 
ihre Beteiligung einzutreten. 

Ein großer Erfolg der Demonstration stellt überdies sicher, daß über die außen- und si­
cherheitspolitische Haltung der Bevölkerung der Bundesrepublik Deutschland kein ein­
seitiges Bild in der Welt entsteht. 

Der Bundesparteitag fordert den Bundesvorstand, die Landesvorstände und alle Kreis­
verbände auf, durch intensive organisatorische Maßnahmen den Mitgliedern der Union 
die Teilnahme an der Demonstration zu ermöglichen und zu erleichtern. 

Beschluß Nr. G 24: 
Die CDU fordert dazu auf, die Freundschaft mit den USA und ihren Bürgern zu vertiefen. 
Wir treten ein für einen verstärkten Jugendaustausch, die vermehrte Förderung von Stu­
dentenaustausch und gemeinsame Kulturbegegnungen. 
Deshalb schlagen wir die Gründung eines deutsch-amerikanischen Jugendwerkes vor. 
Für besonders wichtig halten wir auch, den Kontakt zu den amerikanischen Soldaten in 
Deutschland zu verbessern 

Beschluß Nr. G 26: 
Der Bundesparteitag fordert den Bundesvorstand auf, zum Problem der Ausländer in 
der Bundesrepublik Deutschland und insbesondere der Ausländerkinder an unseren 
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Schulen einen gesonderten Kongreß durchzuführen. 
Die In Ziff. 59 des Leitantrages aufgestellten Forderungen bedürfen einer intensiven Be­
ratung und einer konsequenten Beschlußfassung, um die vor allem In den Ballungsge­
bieten täglich größer werdenden Probleme bewältigen zu können. 
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